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Lagerbestände

1. Großhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1963

2. Einzelhandelsstatistik
Datennachweis: eb 1965

Begriffsinhalt:
Wert der Vorräte an Waren, die zum Wiederverkauf oder zur Be. und Verarbeitung bestimmt sind.

Nicht zu den Lagerbeständen gerechnet werden die Vorräte, die zur Verwendung im eigenen Unternehmen
bestimmt sind wie Büre und Verpackungsmaterial, Reinigungsmittel, Brenn- und Kraftstoffe und dergleichen.

Die Waren- und Materialbestände werden mit ihren Inventuru/erten angegeben, wie sie in die Einkommen- und
Körperschaftsteuerbilanzen zum Jahresende eingestellt werden. Fehlt eine Bilanz, so werden die Bestände an
Handelswaren zu Einstandspreisen, die Bestjinde an selbisterstellten oder bearbeiteten Waren zu Herstellungs-
kosten bewertet. AIs Einstandspreis gilt der Einkaufspreis ohne Mehrwertsteuer zuzüglich Beschafürngskosten
(Fracht, Zoll,Yerpackungskosten usw.), abzüglich Preiwergünstigungen (Preisnachlässe, Rabatte, Jahrewergü-
tungen, Boni, Skonti usw.).

In der Großhandelsstatistik werden Wertindizes (Meßzahlen) für Lagerbestände bei Unternehmen des Groß-
handels ausgewiesen, die die Entwicklung der Lagerbestände beschreiben. Zur Berechnung dieser Wertmeß-
zahlen werden die repräsentativ erhobenen Lagerbeslände auf die Gesamtheit der Großhandelsunternehmen
hochgerechnet. Im Anschluß daran werden Quotienten aus den Lager beständen im Berichtszeitpunkt und den
Lagerbeständen eines Basiszeitpunktes berechnet.

In der Einzelhandelsstatistik werden Beziehungszahlen für Lagerbestände bei Unternehmen des Einzelhandels
berechnet. Zu ihrer Berechnung werden die repräsentativ erhobenen Lagerbestände auf die Gesamtheit der Ein-
zelhandelsunternehmen hochgerechnet. Anschließend wird äie Veränderung der Lagerbestände zum Ende des
Geschäftsjahres gegenüber den Lagerbeständen am Ende des Vorjahres ermittelt.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1967 war im Einstandspreis die Umsatzsteuer enthalten. Zudem wurden Skonti bis zu diesem Zeit-
punkt nicht abgesetzt.

Begriffsbeziehungen:
Lagerbestände und >>> Vorräte (Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie))
bezeichnen prinzipiell vergleichbare Tatbestände, unterscheiden sichjedoch in den folgenden Einzelheiten:
In den Lagerbeständen sind Vorräte, die im eigenen Unternehmen als Verbrauchsmittel verwendet werden, wie
beispielsweise Büromaterial, Verpackungsmaterial, Reinigungsmittel, nicht enthalten. Bei den Vorräten sind
Bestände an derartigen Materialien dagegen miterfallt.
Den Vorratspositionen liegen Wertansätze aus der Handelsbilanz, den Lagerbestandspositionen Wertansätze
aus der Steuerbilanz zugrunde.
Vorräte werden für Unternehmen mit 50 und mehr Beschäftigten, Lagerbestände dagegen für sämtliche Unter-
nehmen dargestellt.

Länder

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1974

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974
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4. Viertelj ährliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

5. Jäh rliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Zenßale staatliche Gebietskörperschaften der Bundesländer. Finanzstatistisch rechnen dazu sowohl die Flä-
chenländer als auch die Stadtstaaten und zwar im einzelnen:

Schleswig-Holstein
Niedersachsen
Nordrhein-Wesfalen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland
Hamburg
Bremen @remen und Bremerhaven)
Berlin (West)

Die Landschaftwerbände in Nordrhein-West'alen sowie die Landeswohlfahrts verbände in Baden-Württemberg
und Hessen gelten dagegen als kommunale Gebietskörperschaften (= Gemeindeverbände).

Anderungen im Zeitablauf:
In den rechnungsstatistischen Datenreihen ist Berlin (West) ab l95l und das Saarland ab l96l berücksichtigt.

Landeslisten-Sifze

Bundestagswahlstatistik
Datennachweis: ab 1949

Begriffsinhalt:
Sitze, die die Parteien nach dem Ergebnis der für sie abgegebenen gültigen >>> Zweitstimmen unter Anwen-
dung des Systems Niemeyer erhalten.
Die Gesamtzahl der Abgeordneten einer Partei richtet sich nach der Zahl der für sie abgegebenen Zweitstim-
men.

Zunächst werden daher die Sitze auf die einzelnen Parteien entsprechend dem Verhältnis ihrer Zweitstimmen
zur Gesamtzahl aller Zweitstimmen verteilt.
Danach wird eine Weiterverteilung der von jeder Partei auf Bundesebene gewonnenen Sitze nach dem Ver-
hältnis der für ihre einzelnen Landeslisten in den Ländern abgegebenen Zweitstimmen vorgenornmen.

Nachdem errechnet ist, wie viele Sitze jeder Partei für jedes Land zustehen, werden die Sitze abgerechnet, die
in den Wahlkreisen direkt gewonnen wurden (>>> Wahlkeis-Sitze).
Bei der Verteilung der Sitze auf die Landeslisten werden nur Parteien berücksichtigt, die mindestens 5 vom
Hundert der im Wahlgebiet abgegebenen gültigen Zweitstimmen erhalten oder in mindestens drei Wahlkreisen
einen Sitz errungen haben.

Zur ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl am 2.12. 1990 wurde die S%-Spenklausel getrennt auf die neuen
Bundesläinder einschl. des früheren Berlin (Ost) und auf daq frühere Bundesgebiet angewendet.

Anderungen im Zeitablauf:
Das oben beschriebene System Niemeyer wurde erstmals zur Wahl zum 11. Bundestag angwandt. Bis einschl.
der Wahl zum 10. Bundestag wurden die Sitze unter Anwendung des d'Hondt'schen Hochstzahlverfahrens ver-
teilt.
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Landessteuern

1. Statistik über den Steuerhaushalt
Datennachweis'. ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen

Datemnachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Steuern, deren Aulkommen gemäß Artikel 106 Abs. 2 Grundgesetz den Ländern zusteht. Die Landessteuern

umfassen die >>> Vermögen--, >>> Erbschaft- und >>> Grunderwerbsteuer, die >>> Krafffahrzeug-'
>>> Rennwett- und Lotteiie-, >>> Feuerschutz- und >>> Biersteuer sowie die Abgabe von Spielbanken (die

Spielbankabgbe ist im Steuernachweis nicht enthalten)'

Zu2'.
Aufgrund der Rundung der Angaben für die Steuereinnahmen aus den einzelnen nachgewiesenen Länder-

steuern auf Mill. DM 6esteht e[re statistische Differenz zwischen den unter der Position Ländersteuern

(Landessteuern) in den Finanzberichten nachgewiesenen Steuereinnahmen abzüglich der Summe der bei

den einzelnen Ländersteuern nachgewi.r.n.n St.u.reinnahmen. Diese statistische Differenz wird unter

" sonstige Ländersteuern" nachgewiesen.

Andenrngen im Zcitablauf:
Die >>> Kapitalverkehr-, >>> Versicherung- und >>> Wechselsteuer rechneten bis einschl. 1969 u den Lan-

dessteuern, ab 1971(Inkrafttreten des Finanzreformgesetzes vom 12.5.1969 (BGBI. I S. 359» gehören sie zu

den >>> Bundessteuern.

Ldndes- und Bundesstraßen

Begriffsinhalt:
Künstl ich angelegte, befestigte Verkehrswege.

Neben den Fahrbahnen gehören dazu:

überführungen bis 2 m lichte Weite, Dämme, Gräben, BöschungSbefestigungen, Trenn-, Seiten-, Rand- und

Sicherheitss-ireifen, aber auch Leitpfühle, -planken und -steine und Fahrbahnmarkierungen'

Landes- und Staatsstraßen

Statistik der Straßen des überörtlichen Verkehrs
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Verkehrswege, die dem weiträumigen Verkehr dienen, aber nicht zum Bundesfernstraßennetz gehören' Ttäger

der Baulast sind die Länder.

Für die >>> Ortsdurchfahrten bestehen unterschiedliche Regelungen bezüglich der Übernahme der Baulast'

Bei der Ermittlung der >>> Straßenlänge werden Kreuzungen der jeweils höherwertigen StraIJe zugeordnet, al-

so z.B. der Landes- oder Staatsstraße bei einer Kreuzung m-it einer >>> Kreisstraße oder der vorfahrtberechtig-

ten gegenüber der vorfahrtbeachtenden Straße. Bei gleic-hrrvertigen Straßen erfolgt die Zuordnung zur breiteren,

bei gleicher Breite zur längeren Straße. Die Läinge Ier Ortsdurchfahrten rechnet zur Gesamtlänge der Landes-

und Staatsstraßen.

Preisindizes fü r Bauwerke
Datennachweis: ab 1960
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Land für Verkehrszrvecke

Statistik der Kaufwerte für Bauland
Datennachweis: ab 1962 für die neuen Länder rmd Berlin-Ost ab 3/1991

Begriffsinhalt:
Gelände, das Straßen, Parkplätzen, Flugplätzen, Eisenbahnen und äihnlichen Zwecken dient oder dafür vorge-
sehen ist.

Straßenlan4 das gewerblich genutzt wird (2.B. zur Aufstellung von Zeitungskiosken oder Verkaufsständen),
rechnet nicht zum Land für Verkehrszwecke, sondern zum baureifen Land.

Nachgewiesen werden Kaufircrte für Land für Verkehrszvvecke (zu Einzelheiten siehe >>> Kaufiverte für
Bauland).

Land- und Forstwirtschaft

Statistik der Studien- und Berufswünsche
Datennachwei s: 197 2 bis 1 979

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung folgender Studienbereiche an Hochschulen:

- Agrarwissenschaften,
- Gartenbau,Landespflege,
- Forstwissenschaft,Holzwirtschaft,
- Ernährungs- undHaushaltswissenschaften.
Nachgewiesen werden Abiturienten und Schüler der Abschlußklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Land- oder Forstwirtschaft zu studieren.

Begriffsbeziehungen:
Die Fächergruppe Land- und Forstwirtschaft entspricht der Fächergruppe >>> Agrar-, Forst- und Ernäh-
rungswissenschaft (Statistik der Studien- und Berufswünsche, ab 1976).

Land- und forstwirtschaftliches Vermögen

Ve rmögen steue rstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
AIle Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft am Bewertungsstichtag dauernd zu die-
nen bestimmt sind.

Dies sind alle Teile einer wirtschaftlichen Einheit des land- und forst wirtschaftlichen Vermögens, insbesonde-
re der Grund und Boden, die Wohn- und Wirtschaftsgebäude sowie die stehenden und ein normaler Stand an
umlaufenden Betriebsmitteln, der zur gesicherten Fortsetzung des Betriebs bis anm Beginn der nächsten Ernte
erforderlich ist. Zu den Betriebsmitteln gehören außer den Pflanzenbeständen ünd Vorräten die Maschinen und
Geräte sowie nach Maßgabe des Bewertungsgesetzes die Tierbestände. Der Begriffdes Betriebes der Land- und
Forstwirtschaft setzt weder eine Mindestgröße noch einen vollen land- und forstwirtschafrlichen Besatz mit
Wirtschaftsgebäuden, Betriebsmitteln usw. voraus. Eine wirtschaftliche Einheit des land- und forstwirtschaftli-
chen Vermögens bilden demzufolge auch einzelne land-'und forstwirtschaftlich genutzte Flächen, bei denen die
Wirtschaftsgebäude oder die Betriebsmittel bzw. beide Arten von Wirtschaftsgütern nicht dem Eigentümer des

Grund und Bodens gehören (Stückländereien). Ob die Wirtschaftsgüter zum Teil dem Ehegatten gehören ist
unbedeutend, wenn dec ))) Gesamtvermögen der Ehegatten ohnehin ansammenzurechnen ist. Unerheblich ist
auch, ob der Grund und Boden sowie die Gebäude auch tatsächlich bewirtschaftet werden.
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sind wirtschaftsgüter dazu bestimmt, sowohl einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft als auch einem ge-

werblichen Betrieb desselben Inhabers dauernd zu dienen, so sind sie beiden Betrieben anteilmäßig zuzurech-

nen.

Nicht zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen gehören u.a. Zahlungsmiffel, Geldforderungen, wertpa-

piere und Geschäftsguthaben sowie Geldschulden una aie Überbestähde an umlaufenden Betriebsmitteln. Dies

iitt auct, für Wirtscf,aftsgüter, die einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft zu dienen bestimmt sind tat-

sächlich an dem für die üerantagung zur vermögensteuer maßgebenden Zeitpunkt aber einem derartigen Be-

trieb des Eigentümers nicht dienen.

Die Bewert'ng des land- und forstwirtschaftlichen vermögens erfolgt seit 1974 für den wirtschaftsteil und den

Wohnteil getrennt. Zum Wirtschaftsteil gehören die in § f+ geu/G aufgeführten Nutzule_en sowie Wirtschafts-

güter; HofI und Gebäudeflächen, Hausgarten und Wirtschaftswege werden dabei in die Nutzungen einbezogen

[E +o'nur. 3 BewG). Der Wirtsc-hatswert wird in der Regel nach der Ertragsfzihigkeit der 
-einzelnen 

Nutzung

oder des Nutzungsanteils in einem auf Bewertungssttitzpunkte bezogenen vergleichenden Verfahren ermittelt.

Mit Hilfe spezifücher Vergleichszahlen werden Vergleichswerte errechnet, die nach Berücksichtigung von Zu-

bzw. Auscüllgen den indiiiduellen Ertrags*"rt ergJb"n. Das Einzelertragswertverfahren istfür bestimmte

Fälle von Nebenbetrieben (§ a2 BeuG) ,na b"i. Abbauland vorgesehen oder wenn ein vergleichendes verfah-

ren nicht durchführbar ist.-bie Summe der so ermittelten Ertragswerte eryibt den Wert des Wirtschaftsteils

(Wirtschaftswert). Der Wohnanteil wird wie Grundvermögen entsprechend den Vorschriften für Mietwohn-

grundstücke im Ertragsv/ertverfahren bewertet. Demnach iesultiert der Wohnungswert aus der Multiplikation
von ,,üblicher,, Jahresrohmiete und Vervielfältiger, jedoch abzüglich l5 v.H., um eine doppelte Bewertung der

bereits im Wirtschaftswert erfaßten Grundstücksfläche des Wohngebäudes zu vermeiden'

Wirtschafts- und Wohnungswert bilden zusammen den Einheitswert des Betriebs der Land- und Forstwirt-

schaft.
Nachgewiesen wird bis 1972 dac land- und forstwirtschaftliche Vermögen von unbesctränkt
>>> Vermögensteuerpflichtigen (natürliche Personen) mit der Summe der nach den Wertverhältnissen vom

1.1.1935 (Särland 1936) fe;g,esiellten, fortgeschriebenen oder nachfestgestellten Einheitswerten und/ oder -

im Falle steuerrelevant.n B.rär". ausländisihen land- und forstwirtschaftlichen Vermögens - gemeinen Werte,

ab 1974 nach WerWerhältnissen vom 1.1.1964.

Andemngen im Zeitablauf:
Die Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens erfolgte bis 1973 nach den Grundsätzen über die

Bewertung nach Ertragswerten, wobei zur Feststellung deiEinheitswertes zunächst der Vergleichswert zu ei-

nem Verp[eictrs-6ichi-;betrieb der sich aus der Vervielfachung des für den Betrieb festgestellten Hektarsatzes

und der Fläche des Betriebs ergibt, ermittelt rird. Zu- und Absctrläge können diesen Wert verändern' Der für
einen Betrieb anzusetzende Wärt i.rfj.aoch nicht geringer sein als der Wert, mit dem das Wohngebäude des

Betriebsinhahrs oder der seiner wohnung dienendi Gebäudeteil allein nach den vorschriften über die Bewer-

tung bebauter Grundstücke anzusetzen sein ,"ürde, zuzüglich des Werts, der sich für den übrigen Teil des Be-

trie[s ergibt (Mindestwert). Hinsichtlich der Größe des Betriebs und des Umfangs und Zustands der stehenden

Betriebs;itt;l waren die verhältnisse im Feststellungszeitpunkt, hinsichtlich der umlaufenden Betriebsmittel

der letzte Tag des mallgebenden Wirtschaftsjahrs (grundsätzlich a9r,I,0.0. vor dem Feststellun-gszeitpunkt)

maflgebend. Zu Einzetheiten siehe Bewertungsge.L'l, uo* 16.10.1934 (RGBI. I S. 1035) und Anderungsgeset-

ze.

Ab 1965 sind die Tierbestände nur insoweit in drq land- und forstwirtschaftliche Vermögen einzubeziehen als

sie ganz bestimmte gesetzlich festgelegte Grenzen, die l97l nochmals geändert wurden, nicht überschreiten'

Ferner wurden 1g7l die Einheitswerte des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens zur Anpassung an {ie
rückläufige Reinertragsentwicklung in der Forstwirtschaft, im Obstbau und im lopfenbau^in bestimmten Fällen

ohne Rücksicht auf die Fortschreibungsgrenzen durch Werfortschreibung ermäßiet. Ab 1972 schließlich gelten

die nbuen Bestimmungen bezüglich dir-gemeinschaftlichen Tierhaltung und ihre Zuordnung zur landwirt-

schaftlichen Nutzung.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zum land- und forstwirtschatlichen Vermögen rechnen zum >>> Grundvermögen
(Vermögensteuerstatistik) u.a. der Grund und Boden, die Glebaude sowie die sonstigen Bestandteile ung dT
Zubehör, soweit es sich nicht um land- und forstwirtschafrliches Vermögen oder um Betriebsgrundstücke han-

delt. Mineralgewinnungsrechte sowie >>> Maschinen und ähnliche Anlagen, die zu einer Betriebsanlage gehG

ren @etriebworrichtunlen) rechnen dabei in der Regel nicht zum Grundvermögen; dagegen sind Maschinen

ur*., di. zu einem tana] una forstwirtschaftlichen Bitrieb gehören, land- und forstwirtschaftliche Vermögen'

Land- und forstw.irtschaftlich genutzte Flächen werden u.a. nut dann dem Grundvermögen uird nicht dem land-

und forstwirtschaftlichen veräogen zugerechnet, wenn nach ihrer Lage, den im Feststellungszeitpunkt beste-

henden verwertungsmöglichkeiä odeiden sonstigen umständen anzunehmen ist, dall sie in absehbarer zeit
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anderen als land- und forstwirtschaftlichen Zwecken, z.B. als Bauland, [ndustrieland oder Land für Verkehrs-
zwecke, dienen werden.

Unterschiede zwischen dem land- und forstwirtschaftlichen Vermögen und dem >>> Betriebwermögen
(Vermögensteuerstatistik) ergeben sich durch die unterschiedlichen Betriebszwecke, denen die Vermögensgüter
dienen. Während das land- und forstwirtschaftliche Vermögen alle Wirtschaftsgüter umfaßt, die einem Betrieb
der Land- und Forstwirtschaft zu dienen bestimmt sind, rechnen zum Betriebwermögen alle Teile einer wirt-
schaftlichen Einheit, die einem gewerblichen Betrieb als Hauptzweck dienen.

Wird dagegen die Land- und Forstwirtschaft planmäßig im Interesse eines gewerblichen Betriebs z.B. einer
Gastwirtschaft und Metzgerei mit Landwirtschaft geführt, so daIJ die Verbindung nicht ohne Nachteil für den
Gesamtbetrieb gelöst werden kann, so liegt ein einheitlicher gewerblicher Betrieb vor, die Land- und Forstwirt-
schaft gehört in diesem Fall als Untereinheit @etriebsgrundstück) zum Betriebwermögen. Betriebwermögen
liegt auch vor, wenn dauernd und nachhaltig fremde Erzeugnisse über den betriebsnotwendigen Umfang hinaus
zugekauft werden. Zudem sei auf die Sonderregelung des § 97 Abs. I des Bewerturngsgesetzes

@ etriebwermögen kraft Rechtsform des E igentümers) hi ngewiesen.

Zu beachten ist, daß dac Betriebwermögen sowohl für unbeschränli vermögensteuerpflichtige nattirliche Per-
sonen als auch für unbeschränkt vermögensteuerpflichtige nichtnatürliche Personen nachgewiesen wird. Im
Unterschied dazu wird das land- und forstwirtschaftliche Vermögen bei den nichtnatürlichen Personen nicht
gesondert ausgewiesen, sondern verrechnet zu einem Betrag, der dem Gesam§ermögen vor Abzug der Vermö
gensabg3be entspricht.

Im Gegensatz zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen handelt es sich bei >>> Betriebsgrundstücken
(Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe) um zu einem gewerblichen Betrieb gehörigen Grund-
besitz, der losgelöst von seiner Zugehörigkeit zu einem gewerblichen Betrieb, entweder zum Grundvermögen
oder zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen gehören würde. Grundbesitz der im § 97 Abs. I des Be-
wertungsgesetzes bezeichneten inländischen Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen
gehört kraft Rechtsform des Eigentümers stets zu den Betriebsgrundstücken.
Bewegliche Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft zu dienen bestimmt sind, tat-
sächlich aber an dem für die Veranlagungz.n Vermögensteuer maßgebenden Zeitpunkt einem derartigen Be-
trieb des Eigentümers nicht dienen, gehören nicht zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen, sondern -
sofern ihr Wert I 000 DM übersteigt - Turn ))) sonstigen Vermögen (Vermögensteuerstatistik); letzteres gilt
auch für den Überbestand an umlaufenden Betriebsmitteln eines Betriebes der Land- und Forstwirtschaft.

Landwirtschaft

l. Landwi rtschaftszählun g 197 I
Datennachweis:

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe und >>> Forstbetriebe, die in ihrem Produktionsbereich Landwirtschaft ei-
nen Standarddeckungsbeitrag erwirtschaften, der gleich oder g,rößer als 75%o des Standarddeckungsbeitrages
des Betriebes ist.
Zum Produktionsbereich Landwirtschaft rechnen (soweit vorhanden) die Produktionszweige Intensivfrüchte,
Extensivfri,ichte, Milchvieh, Rindermast, Schweine, Geflügel, Weinbau, Hopfenbau und Obstbau.

Landwirtschafrliche Betriebe und Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung ei-
nes Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen und
land- und/oder forstwirtschaft liche Erzeugnisse hervorbringen.
ZuEir:zelheiten der Zuordnung von Frucht- bzw. Vieharten zu den Produktionszweigen und -bereichen sowiä
zur Berechnung der Standarddeckungsbeiträge siehe unter >>> Betriebssystematik.

Begriffsbeziehungen:
Landwirtschaft und landwirtschaftliche Betriebe (Landwirtschaftszählung 1971, Bodennutzungsvorerhebung)
sind beide Untergliederungen der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe (Landwirtschaftszählung
'197 l), sind aber unterschiedlich abgegrenzt:
Zur Landwirtschaft rechnen Betriebe mit wirtschaftlichem Schwerpunkt in der Landwirtschaft (in der Abgren-
zung der Betriebssystematik); der wirtschaftliche Schwerpunkt wird bestimmt durch das Verträltnis der von den
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verschiedenen produktionsbereichen des Betriebes erwirtschafteten Standarddeckungsbeiträge zum Standard-

deckungsbeitrag des Betriebes.

Zu den landwirtschaftlichen Betrieben, aber nicht zur Landwirtschaft rechnen der >>> Gartenbau sowie ein

Teil dei >>> Forstwirtschaft und der >>> Kombinationsbetriebe'

Landwirtschaftliche Betriebe sind dagegen Betriebe mit der Hauptproduktionsrichtung Landwirtschaft; die

Hauptproauf,tionsrichtung wird bestiäät durch daq Flächenverhältnis zwischen der >>> landwirtschaftlich

g"nuta.n Fläche und der >>> Waldfläche eines Betriebes:

Ist die landwirtschaftlich genutzte Fläche eines Betriebes gleich oder größer als l0% seiner Waldfläche' dann

gilt der Betrieb als landwirtschaftlicher Betrieb.

2. Berufsbildungsstatistik
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Ausbildungsbereich, der die Berufsausbildung in der Landwirtschaft einschl. der ländlichen Hauswirtschaft

umfaljt.
Zuständig für die Berufsausbildung sind nach dem Berufsbildungsgesetz die Landwirtschaftskammern oder die

sonstigen durch Rechtwerordnung dazu bestimmten Stellen'

welche Ausbildungsberufe im einzelnen zum Ausbildungsbereich Landwirtschaft zählen, ist der Fachserie I l,
Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1985, S. 127 ' 136 zu entnehmen'

Die Gliederung der Ausbildungsbereiche deckt sich nicht voll mit der Wirtschaftsgliederung nach der Syste-

matik der Wirtschaftszweige,äsich nach dem Berufsbildungsgesetz die Zuständigkeit für die Berufsausbil-

dung viel fach nach der Ai äes Ausbildungsberufs und nicht nach der Zugehörigkeit des Ausbildungsbetriebs

zu einem Wirtschaftsbereich richtet'

Landwirtschaftliche Betriebe

1. Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: bis 1978

Begriffsinhalt:
Technisch-wirtschaftliche Einheiten, die flir Rechnung eines Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet

werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen, ländwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringen und deren

>>> landwirtschaftlich genutzte Fläche mindestens 10% ihrer >>> Waldfläche beträgt
(Hauptproduktionsrichtung).

Kennzeichen einer Besitzeinheit als technisch-wirtschaftliche Einheit ist, daß für sie in der Regel dieselben Ar-

beitshilfsmittel (Gebäude, Maschinen) verwendet werden.

Besitzeinheiten, die aus steuerlichen oder anderen Gründen "nominell" auf mehrere Inhaber aufgeteilt sind,

gelten als eine Einheit, sofern sie in betriebswirtschaftlicher Hinsicht eine organisatorische Einheit bilden'

Mefuere Besitzeinheiten in der Hand eines Inhabers werden als ein Betrieb angesehen, wenn in der Regel die-

selben Arbeitshilfsmittel verwendet werden.

Waldflächen, die gemeinsam mit landwirtschafrlich genutaen Flächen bewirtschaftet werden, bilden zusam-

men mit diesen eine Betriebseinheit. Eine AusnahrJhi.*on bilden lediglich die von Gemeinden selbst bewirt-

schafteten landwirtschaftlich genutzten Flächen und Waldflächen, die generell als zwei getrennte Betriebsein-

heiten angesehen werden.

Betriebsinhaber ist diejenige natürliche oder juristische Person, für deren Rechnung der Betrieb bewißchaftet
wird, unabhängig von den Eigentumwerhätnissen'
Zu denlandwirtschaftlichen Erzeugnissen rechnen auch Gartenbauerzeugnisse und Erzeugnisse des Weinbaus'

Als Flächen der Betriebe gelten jeweils die selbstbewirtschafteten Flächen. Zugepachtete und unentgeltlich

übernommene Flächen sind einbezogen, verpachtete und unentgeltlich abgegebene Flächen rechnen zur Fläche

des sie bewirtschaftenden Betriebes.

Die landwirtschaftlichen Betriebe sind mit allen ihren Anpben jeweils derjenigen regionalen Einheit
(Gemeinde, Kreis, Land) zugeordnet, in der sich der Betriibssitz (die wichtigsten Wirtschaftsgebäude) befindet

Zu weiteren Einzelheiten sie-he unter >>> landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe. '
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Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1970 wurde die Hauptproduktionsrichtung der landwirtschaftlichen Betriebe und der Forstbetriebe
nicht nach dem Flächenverhältnis von landwirtschaftlich genutzter Fläche und Waldfläche zueinander festge-
legt, sondern über dae Schwergewicht der Produlrtion, gemessen am Verkaufswert der eigenen Erzeugnisse
(einschließlich des Eigenverbrauchs), erfragt.
Bis einschl. 1969 wurde statt der landwirtschaftlich genutäen Fläche die landwirtschaftliche Nutzfläche ver-
wendet.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Landwi rtschaftszählu ng 197 I
Datennachweis:

Begriffsinhalt:
wie unter 1.

In der Landwirtschaftszählung wird für die landwirtschaftlich genutzte Fläche und die Waldfläche getrennt die
Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe nachgewiesen, die die jeweilige Flächenart bewirtschaften. Betriebe, die
beide Flächenarten bewirtschaften, werden bei jeder Flächenart nachgewiesen.

Zur landwirtschaftlich genutzten Fläche rechnen Flächen, die zur Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher
Produkte genutzt werden (als >>> Ackerland, >>> Dauergrünland, >>> Dauerkulturen oder Gartenland).
Zur Waldfläche rechnen nlit Waldbäumen bestockte Flächen, ferner die Saat- und Pflanzgärten der Forstbetrie-
be, flächenmäßig aus der Waldfläche nicht ausgeschiedene Wege und Schneisen unter fünf Metern Breite, Flä-
chen mit verminderter Produktion (Nichtwirtschaftswald), Blößen und unbestockte Flächen, deren Größe den
Zuwachs nicht wesentlich mindert.
Zur selbstbewirtschafteten Fläche eines Betriebes rechnet seine selbstbewirtschaftete Eigenlläche sowie zuge-
pachtete Flächen, zur Bewirtschaftung unentgeltlich übernommene Flächen, aufgeteilte Allmende u. dgl. Ver-
pachtete und unentgeltlich abgegebene Flächen rechnen zur Fläche des Betriebes, der sie bewirtschaftet.
Nicht zu den landwirtschaftlichen Betrieben mit landwirtschaftlich genutzter FlächeÄValdfläche rechnen
>>> Forstbetriebe, die diese Flächenarten bewirtschaften.
In der Grunderhebung werden getrennt nachgewiesen:
- Landwirtschaftliche Betriebe, die Legehennen, Masthühner, Milchkühe, Rinder, Schafe, Schweine oder

Zuchtsauen halten.
Es wirdjeweils die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe nachgewiesen, die die jeweilige Viehart halten.
Hält ein Betrieb Tiere mehrerer Vieharten, so wird er bei jeder Viehart gezählt.
Als Halten von Tieren gilt das Unterbringen von Tieren in den Ställen oder auf den Flächen eines landwirt-
schaftlichen Betriebes. Dazu gehören auch in Pension aufgenommene Tiere.
Zu den Legehennen zählen Hühner, die zur Erzeugung von Eiern bestimmt und mindestens l/2 Jahr alt
sind.
Die Masthühner umfassen die Masthähnchen und die Masthühnchen, einschl. der zur Mast bestimmten
Küken, aber ohne die Eint2gskiiken.
Als Milchkühe gelten Kühe, die ein Alter von mindestens zwei Jahren haben und die zur Milchgewinnung
bestimmt sind, einschl. der trockenstehenden und abgemolkenen Milchkühe, jedoch ohne Ammen- und
Mutterkühe.
Zu den Rindern rechnen sämtliche Rinder einschl. der Kälber, des Junryiehs, der Färsen, Kalbinnen und
Sterken, der Milchkühe, der Ammen- und Mutterktihe, der Schlacht- und Mastktihe, der Mastochsen und -
bulten, der Zuchtbullen, der Zugochsen und -stiere.
Die Schafe umfassen Schafe jeden Alters.
Zu den Schweinen zählen sämtliche Schweine einschl. der Ferkel mit weniger als 20 kg Lebendgewicht und
der Zuchtsauen und z;ur Zucht bestimmten Jungsauen mit 50 kg und mehr Lebendgewicht.
Als Zuchtsauen gelten zur Zuchtbestimmte weibliche Schweine mit 50 kg und mehr Lebendgewicht
einschl. der zur Zucht bestimmten Jungsauen mit 50 kg und mehr Lebendgewicht.
Zu den landwirtschaftlichen Betrieben mit Vieh zählen auch gewerblich geführte landwirtschaftliche Tier-
hattungen sowie - sofern sie aufgrund der Größen ihrer landwirtschaftlich genutzten Fläche als landwirt-
schaftliche Betriebe gelten - auch Bullen- und Eberhaltungen und Versuchsbetriebe und -anstalten.
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- Landwirtschaftliche Betriebe, die Ackerland, Dauergrünland oder Dauerkulturen selbst bewirtschaften'

Für jede Flächenart wird getrenn t die zahl der landwirtschaftlichen Betriebe nachgewiesen, die die jeweili-

ge ntact 
"nart 

bewirtscnaäen. Betriebe, die mehrere dieser Flächenarten nebeneinander bewirtschaften,

werden bei jeder Flächenart nachgewiesen'

Das Ackerland umfaljt Flächen, auf denen landwirtschaftliche Feldfrüchte angebaut werden; zu diesen

rechnen Getreide, Hacldrüchte, Gartengewächse, Feldgemüse, Futterpfl anzen, Hülsenfrüchte und Handels-

gewächse.

AIs Dauergrünland gelten Flächen, die ohne Unterbrechung durch andere Kulturen zur Futter- oder Streu-

gewinnung oder zum Abweiden bestimmt sind'

Zu denDauerkulturen rechnen Obstanlagen, Baumschulen, Rebland sowie Korbweidenanla-

gen,PappelanlagenundWeihnachtsbaumkulturenaußerhalbdesWaldes.
Nicht zu den landwirtschaftlichen Betrieben mit Ackerland/ Dauergrünland/ Dauerkulturen zählen

>>> Forstbetriebe, die diese Flächenarten bewirtschaften'

In der Vollerhebung werden getrennt nachgewiesen:

- Für jede Maschinenart landwirtschaftliche Betriebe, die im Erhebungsjahr Mähdrescher' Feldhäcksler'

Kartoffelsammelroder und Zuckerrübensammelroder eingesetzt haben, unabhängig'davon, ob sich diese

Maschinen im Alleinbes ia der Betriebe oder im gemeinsihaftlichen Besitz mehrerer Betriebe befanden'

oder ob sie von Lohnmaschinenunternehmen, GÄossenschaften, Maschinenringen oder im Rahmen der

Nachbarschaftshilfe g,emietet oder ausgeliehen wurden. Betriebe, die während des Berichtsjahres mehrere

dieser MaschinenartJn eingesetzt haben, werden bei jeder Maschinenart gezählt'

Zt denMähdreschern rechnen Mähdrescher für Schlepperzug sowie selbstfahrende Mähdrescher, jeweils un-

abhängig von der Schnittbreite.

Die Feldhäcksler umfassen sowohl an Schtepper angebaute Spezialerntemaschinen für Grün- und Silomais wie

auch gezogene Feldhäcksler mit Pick-upVorrictrtung und Schlegetfeldhäcksler zur Ernte von Grünfutter'

Welkheu und Heu.

Als Kartoffelsammelroder gelten Vollerntemaschinen, die in einem Arbeitsgang roden und sammeln' Sie sind

überwiegend mit automatischer Steintrennung und Sammelbunker ausgestattet'

Bei den Zuckerrübensammelrodern handelt es sich um Vollerntemaschinen, die Rüben- und Blatternte in ei-

nem Arbeitsgang durchführen.
- Landwirtschaftliche Betriebe, die im Erhebungsjahr Schlepper einsetzten, die sich im Alleinbesitz der Be-

triebe befanden. ' '

Zu denScfuleppern rechnen Vierradschlepper, Kettenschlepper, Geräteträger und Spezialschlepper'

Nicht zu den Schleppern zählen Einachsschlepper, Motormäher und andere einachsige Motorgeräte'

- Landwi(schaftliche Betriebe, die Bücher führen und Abschlüsse erstellen'

Als Führen von Büchern gilt die regelm,ßige und systematische Aufzeichnung aller Einnahmen und Ausgpben

des Betriebs' 
rnn rter Betrieb iährlich eine Inventur durchführt und eine Ge-Buchführung mit Jahresabschluß liegt vor, wenn der Betrieb jährlich

winn- und Verlustrechnung aufstellt.

Nachgewiesen werden sowohl Betriebe, die aufgrund der Steuergesetze Bücher führen müssen' als auch Betrie-

be, die freiwillig Bücher führen.

Buchführungspflichtig waren im Berichtsjahr Betriebe, die eine der folgenden Grenzen erreichen oder über-

schreiten: ,

DM 250 000,-- Gesamtumsatz,
DM l0O 000;- land- und forstwirtschaftliches Vermögen @inheitsu,ert)'
DM 12 000,- Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft.

- Landwirtschaftliche Betriebe, die landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaften Erzeugerorganisationen für

Obst und Gemüse oder landwirtschaftlichen Erzeugerringen füriierische Erzeugnisse angeschlossen sind'

Ein landwirtschaftlicher Betrieb, der mit einer Erzeugnisgruppe mehreren Erzeugergemeinschaften, -

orga.nisationen oder -ringen angeschlossen ist, wird *t .inÄäf nachgewiesen. Ist er.mit mehreren Erzeugnis-

gruppen angeschlossen, ilra .iU"i i.d., dieser Erzeugnisgruppen naihgewiesen' Nicht zu den landwirtschaft-

ii.rcn eo.ig.rgemeinschaften zähien Maschinenringe, Milchkontrollringe, Beratung§ringe u'ä'

- Landwirtschaftliche Betriebe, die im Erhebungsjahr Zimmer (mit oder ohne Verpflegung) an Kur- oder-Fe-

riengäste vermietet haben..Nicht nachgewiese-n 
-uerden 

landwirtschaftliche Betriebe, deren lnhaber zugleich

Inhiber eines Hotels, eines Gasthofs, einer Pension sind'
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Begriffsbeziehungen:
Die landwirtschaftlichen Betriebe zählen zu den >>> landwirtschaftlichen Betrieben und Forstbetrieben
(Landwirtschaftszählung l97l) welche neben den landwirtschaftlichen Betrieben auch die Forstbetriebe umfas-
sen.

Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe (Landwirtschaftszählung 1971, Bodennutzungsvorerhebung)
unterscheiden sich durch die Hauptproduktionsrichtung: Der Hauptproduktionsrichtung landwirtschaftliche
Betriebe wird ein landwirtschaftliche Flächen und/oder Waldflächen bewirtschaftender Betrieb dann zugeord-
net, wenn seine landwirtschaftlich genutzte Fläche mindestens l0% seiner Waldfläche beträgt; der Hauppro-
duktionsrichtung Forstbetriebe wird er entsprechend zugeordnet, wenn seine landwirtschaftlich genutzte Fläche
weniger als l0oÄ seiner Waldfläche beträigt.

Landwirtschaftliche Betriebe und >>> Landwirtschaft (Landwirtschaftszählungl9Tl) sind beide Untergliede-
rungen der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe, sind aber unterschiedlich abgegrent: Landwirt-
schaftliche Betriebe sind Betriebe mit der Hauptproduktionsrichtung Landwirtschaft, wobei die Hauptprodukti-
onsrichtung durch das Flächenverhältnis zwischen der landwirtschaftlich genutzten Fläche und der Waldfläche
eines Betriebes bestimmt wird. Zur Landwirtschaft rechnen dagegen Betriebe mit wirtschaftlichem Schwer-
punkt in der Landwirtschaft (in der Abgrenzung der Betriebssystematik); der wirtschafrliche Schwerpunkt wird
bestimmt durch das Verhältnis der von den verschiedenen Produktionsbereichen des Betriebes erwirtschafteten
Standarddeckungsbeiträge zu m Standarddeckungsbei trag des Betriebes.

Die Begriffe landwirtschaftliche Betriebe mit Legehennen und >>> Legehennenhaltungen
(-andwi rtschaft szählung I 97 I ) sind synonym.

Die Begriffe landwirtschaftliche Betriebe mit Milchkühen und >>> Milchkuhhaltungen
(Landwirtschaftszählung I 97 1) sind synonym.

Die Begriffe landwirtschaftliche Betriebe mit Rindern und >>> Rindviehhaltungen (Landwirtschaftszählung
l97l) sind synonym.
Die Begriffe landwirtschaftliche Betriebe mit Zuchtsauen und >>> Zuchtsauenhaltungen
(Landwirtschaftszählung 197 l) sind synonym.

Landwirtschaftliche Betriebe, deren Inhaber einen oder mehrere
Gewerbebetriebe betreiben

Landwi rtschaftszählung 197 I
Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe, deren Inhaber zugleich Inhaber eines oder mehrerer gewerblicher Betriebe'
sind.
Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die flir Rechnung eines Inhabers (des
Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen, landwirtschaftliche Er-
zeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fläche mindestens l0% ihrer Waldlläche be-
trägt.
Inhaber eines landwirtschaftlichen Betriebes ist diejenige natürliche oder juristische Person, für deren Rech-
nung der Betrieb bewirtschaftet wird, unabhängig von den bestehenden Eigentumwerhältnissen.
Als Gewerbebetrieb gelten hier Betriebe, die in steuerlicher Hinsicht (bei der Einheitsbewertung der Einkom-
mensteuer, der Gewerbesteuer) als gewerblicher Betrieb gelten, einschließlich der Ausübung eines freien Beru-
fes und der gewerblichen Bodenbewirtschaftung (2.B. Bergbau, Gewinnung von Torf, Steinen und Erden).
Im einzelnen rechnen dantz.B. Gastwirtschaften, Fuhrunternehmen, Viehhandölsunternehmen, Brauereien,
Sägewerke, Blumenbindereien, Landschaftsgärtnereien, Bäckereien, Metzgereien, Mühlen, Dienstleistungsbe-
triebe der tand- und forstwirtschafrtichen Erzeugerstufe (2.8. Mäihdrusch, Schädlingpbekimpfung), Unterneh-
men des Landmaschinenhandels und der Herstellung oder Repararur von landwirtschaftlichen Maschinen, G+
räten oder Fahrzeugen.

Nicht zu den Gewerbebetrieben rechnen gewerbliche Nebenbetriebe landwirtschaftlicher Betriebe und gewerb
liche Viehhaltungen landwi rtschaft licher Tiere.
AIs Nebenbetriebe gelten Teile von landwirtschafrlichen Betrieben, die land- und forstwirtschaftliche Produkte,
die vorwiegend aus dem Betrieb stammen, zu dem der Nebenbetrieb gehört,
- verarbeiten (2.B. Sägewerke, Obstbrennereien, Kornbrennereien),
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in Verbindung mit Dienstleistungen für Dritte verwenden (2.B. Friedhofsgärtnereien, Landschaftsgärtnerei-

en),

unter Verwendung von Hilfsstoffen bearbeiten und in einem Verkaufsraumanbieten (2.B. Blumenläden mit

Blumen- und Kranzbinderei) oder

- unter Zukauf fremder Erzeugnisse zur Ergänzung des angebotenen Sortiments in einem Verkaufsraum an-

bieten (2.8. Obst- und Gemüseläden).

Nebenbetriebe können demnach auch zugekaufte Erzeugnisse verarbeiten. wenn sie die in den Gewerbesieuer-

Richtlinien bezeichneten Zukaufsmeng.inir fremde Eäeugnisse überschreiten oder wenn sie sich überwie'

gend mit Dienstleistungen, wie Grabpäege, Errichtungvon Gartenanlagen und dgl., befassel, werden sie je-

doch steuerlich als Gewerbebetriebe äingestut. Nach diesen Gewerbesteuer-Richtlinien wird der Zukauf frem-

der Erzeugnisse, wenn ., g.*.r..n - i'"r, Einkaufswert der fremden Erzeugnisse - als dauernd und nachhal-

tig anzusehen ist, wie folgt behandelt:

- Beträgt der Zukauf bis zu2}oÄdes Umsatzds, so wird gnrndsätzlich ein landwirtschaftlicher oder ein

forsrwirtschaft ticher Nebenbetrieb anerkannt;

- beträgt er zwischer{ 20 und 30% des Umsatzes, so wird unter Würdigung aller Umst!!d9 entschieden' ob

die sästigen Merkmale darauf schließen lassen, daß es sich um einen landwirtschaftlichen oder einen

forstwirt schaftti"t en Nebenbetrieb oder um einen Gewerbebetrieb handelt;

- beträgt er mehr als 3O%o des Umsatzes, so wird in der Regel steuerlich ein Gewerbebetrieb angenommen'

AIs gewerbliche Viehhaltungen landwirtschaftlicher Tiere gelten Tierhaltungen, bei denen die Viehbestände im

Verhältnis zur landwirtscnaätictr genutzten Fläche der Betriebe bestimmte, in den Steuergesetzen festgelegle

Grenzen überschreiten

Landwirtschaftliche Betriebe, bei denen nur der Ehegtte des Inhabers Inhaber eines Gewerbebetriebes ist, wer-

den nicht einbezogen.

Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe

Landwi rtschaftszählung 1971

Begriffsinhalt:
Technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung eines Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet

werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen und land- und/ oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse her'

vorbringen.
Kennzeichen einer Besitzeinheit als technisch-wirtschaftliche Einheit ist, daIS für sie in der Regel dieselben

Arbeitshilfsmittel (Gebäude, Maschinen) verwendet werden'

Besitzeinheiten, die aus steuerlichen oder anderen Gründen "nominell" auf mehrere Inhaber aufgeteilt sind'
gelten als eine Einheit, sofern sie in betriebswirtschaftlicher Hinsicht eine organisatorische Einheit bilden'

Mehrere Besitzeinheiten in der Hand eines Inhabers werden als Einheit angesehen, wenn in der Regel diesel-

ben Arbeitshilfsmittel verwendet werden.

>>> Waldflächen, die gemeinsam mit >>> landwirtschaftlich genutzten Flächen bewirtschaftet werden, bilden

zusuunmen mit diesen Jine Betriebseinheit. Eine Ausnahme hiJrvon bilden lediglich die von Gemeinden selbst

bewirtschafteten landwirtschaftlich genutzten Flächen und Waldflächen, die generell als zwei getrennte Be-

triebseinheiten angesehen werden.

Betriebsinhaber ist diejenige natürliche oder juristische Person, für deren Rechnung der Betrieb bewirtschaftet

wird, unabhängig von den bestehenden Eigentumwerhältnissen'

Als landwirtschaftliche Erzeugnisse gelten auch Gartenbauerzeugnisse und ErzÖugnisse des Weinbaus'

Der Nachweis erstreckt sich auf solche Einheiten (Betriebe), deren landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder

fischwirtschaftlich genutzte Fläche jeweils mindestens ein Heklar beträgt.

Als Flächen der Betriebe gelten jeweils die selbstbewirtschafteten Flächen. Zugepachtete und unentgeltlich

übernommene Flächen sind einbezogen, verpachtete und unentgeltlich abgegebene Flächen rechnen zur Fläche

des sie bewirtschaft enden Betriebes.

Erfa1lt werden ferner solche Einheiten @etriebe), deren landwirtschaftlich genutzte Fläche zwar kleiner als ein

Heklar ist, deren natürliche Erzeugungseinheiten (Urnfang ausgewäNter Frucht- und Vieharten) aber einel 
.

jährlichen landwirtschaftlichen Märkterzeugung im WertJvon mindestens 4 OOO DM entsprechen' Eine jährli-

che Markterzeugung von 4 000 DM wird als ge-geben angesehen, wenn die Einheit mindestens eine der folgen-

den Merkmale (Vieharten oder Flächenumfang) aufircist:
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3 Kühe, die mindestens 2 Jahre alt und zur Milchgewinnung oder zur Zucht bestimmt sind;
5 Kälber unter 3 Monaten;
5 übrige Rinder (3 Monate und äter);
5 Zuchtsauen einschl. anr Zucht bestimmter Jungsauen, die äter als ll2 Jahr sind;
8 übrige Schweine, die mindestens 8 Wochen alt sind;50 Schafe jeden Alters;

120 Hühner, die zur Erzeugung von Eiern bestimmt und älter als ll2 Jahr sind (Legehennen);
400 Schlacht- und Masthähnchen und -hühnchen;
200 Gänse, Enten oder Truthühner;

3 000 qm bestocktes Rebland oder Tabak;
3 000 qm Hopfen;
5 000 qm Obstanlagen, im Ertrag und nicht im Ertrag;
2 000 qm Baumschulen;
3 000 qm Gemüseanbau im Freiland;
I 000 qm Blumen und Zierpflanzen im Freiland;

100 qm Anbau unter Glas für Erwerbszwecke;
100 qm Anbau von Heil- und Gewürzpflanzen.

Als land- und forstwirtschaftliche Betriebe gelten auch solche Betriebe, die aufgrund des Umfangs ihrer Vieh-
haltung bei der Besteuerung als Gewerbebetriebe eingestuft werden sowie landwirtschaftliche bzw. forstwirt-
schaftliche Betriebsteile gewerblicher Unternehmen, die als Betriebsteile zur Gewerbesteuer herangezogen
werden, sofern sie aufgrund ihrer Betriebsgröße und -richtung als Landwirtschaftliche Betriebe bzw Forstbe-
triebe anzusehen sind.

Zu den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben rechnen ferner Forstämter und Revierflörstereien, die Waldflä-
chen bewirtschaften
Betriebe, die ausschließlich Teichwirtschaft oder Fischwirtschaft betreiben, sind in den Ergebnissen nicht ent-
halten. Ebenso zählen die Betriebe der Hochsee- und Küstenfischerei nicht zu den land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieben.
In der Grunderhebung aber nicht in der Vollerhebung der Landwirtschaftszählun g 197 | werden auch Besit-
zeinheiten als Betriebe nachgewiesen, die zwar über Bodenflächen oder Viehbestände, jedoch nicht über Ar-
beitskräfte oder Arbeitshilfsminel (Gebäude und Maschinen) verfügen und insofern nicht bewirtschaftet wer-
den.

Die landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe sind mit allen ihren Angaben jeweils derjenigen regionalen
Einheit (Gemeinde, Kreis, Land) zugeordnet, in der sich der Betriebssitz (die wichtigsten Wirtschaftsgebäude)
befindet.
Bezüglich der Klassifizierung der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe nach dem wirtschaftlichen
Schwerpunkt @erechnung von Standarddeckungsbeiträgen) siehe unter >>> Betriebssystematik.
Für jede Flächenart (landwirtschaftlich genutzte Flächen, >>> nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Flä-
chen, Waldflächen) wird getrennt die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe ausgewiesen,
die mit der jeweiligen Flächenart ausgestattet sind. Ist ein Betrieb mit mehreren dieser Flächenarten ausgestat-
tet, wird er bei jeder Flächenart gezählt.
Zur landwirtschaftlich genutzten Fläche zählen Flächen, die zur Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher
Produkte genutA werden (als >>> Ackerland, >>> Dauergrünland, >>> Dauerkulturen oder Gartenland).
Als nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fläche gelten Flächen aus Ackerland, Dauergrünland, Gartenland,
Rebland, Obstanlagen u.a., die aus sozialen, wirtschaftlichen o.ä. Gründen nicht mehr genutzt werden
(Sozialbraclie).
Zur Waldfläche rechnen mit Waldbäumen bestockte Flächen, ferner die Saat und Pflanzgärten der Forstbetrie-
be, flächenmäßig aus der Waldfläche nicht ausgeschiedene Wege und Schneisen unter fünf Metern Breite, Flä-
chen mit verminderter Produktion (Nichtwirtschaftswald), Blößen und unbestoökte Flächen, deren Größe den
Zuwachs nicht wesentlich mindert.
Zur selbstbewirtschafteten Fläche eines Betriebes rechnet seine selbstbewirtschaftete Eigenlläche sowie zuge-
pachtete Flächen, zur Bewirtschaftung unentgeltlich übernommene Flächen, aufgeteilte Allmende u. dgl. ver-
pachtete und unentgeltlich abgegebene Flächen rechnen zur Fläche des Betriebes, der sie bewirtschaftet.

Begriffsbeziehungen:
Die landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe r.rrcrden nach dem Flächenverhältnis zwischen landwirt-
schaftlich genutzter Fläche und Waldfläche in >>> landwirtschaftliche Betriebe und in >>> Forstbetriebe
(eweils Landwirtschaftszählung 1971, Bodennutzungsvorerhebung) gegliedert. Beträgt die landwirtschaftlich
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genutzte Fläche eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes mindestens l0% seiner Waldfläche' dann ist er

än landwirtschaftlicher Betrieb, ist sie kleiner als l0%, gilt er als Forstbetrieb.

Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe unterscheiden sich von den >>> Arbeitsstätteir

(Arbeitsstättenzählungen) aus dem Bereich der Land- und Forstwirtschaft wie folgt:

In den Arbeitsstättenzahlungen sind aus dem Bereich der Land- und Forstwirtschaft lediglich die landwirt-

schafttiche Tierhaltung uni"-^ctrt, Dienstleistungen auf der land- und forsnrrirtschaftlichen Erzeugerstufe (z'B'

Lohndrescherei, schaaiingsbekämpfung), Hochsä- und Küstenfischerei, gewerbliche Gärtnerei und gewerbli-

che Tierhaltung einbezoffi. Kriteriumär den Nachweis dieser Betriebe in ddn Arbeitsstättenzählungen ist,

daß sie in steuerlicher Hlnsicht (Gewerbe-, Umsatz-, Einkommensteuer) als Gewerbebetriebe und nicht als

landwirtschaft liche Betriebe gelten.

Zur Abgrenntng der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe gegenüber den >>> Unternehmen

(Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) siehe dort'

L andwirts ch aftliche B etrieb s g eb ä ude

1.1 Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; fiir die neuen Länder rmd Berlin.ost ab l99l

1.2 Statistik der Baufertigstellungen
Datemachweis: ab 1955; fiir die neuerr Länder rmd Berlin-ost ab l99l

Begriffsinhalt:
>>> Nichtwohngebäude, die überwiegend land- oder forstwirtschaftlichen, Gärtnerei- oder Fischereizwecken

dienen.
Dazu zählen Gebäude, die überdacht und von Wänden umschlossen sind und für die Lagerung von Erzeugnis-

sen, Betriebsstoffen u.ä. oder für die Unterbringung von Tieren, g:g.n und Maschinen bestimmt sind' z'B'

Silos, Scheunen, Stallgebäude, Lagergebaude sowie landwirtschaftliche Betriebsgebäude mit Wohnungen'

Bauernhäuser, die Wohn- und Nutdlächen unter einem Dach vereinen, gelten nicht als landwirtschaftliche

Betriebsgebäude, sondern als Wohngebäude, auch wenn die >>> Nutdläche größer ist als die >>> Wohnlläche

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zu den landwirtschaftlichen Betriebsgebäuden umfaßt der >>> landwirtschaftliche Bau

qtvtonattictrer Baubericht, Monatsbericht einschl. AuftragSeinpngserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl'

iertigteilbau), Statistik ri'b", d.n Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)) sowohl Hoch-

als auch Tiefbauten. Landwirtschaftliche Bauten, die sowohl tib"t Nut nache als auch über Wohnlläche verfü-

!en, rechnen nicht zu den landwirtschaftlichen Betriebsgebäuden, jedoch zum landwirtschaftlichen Bau' wenn

die Nutzfläche überwiegt.

2. Preisindizes für Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Wie unter 1., aber ohne >>> Nichtwohngebäude, die überwiegend foritwirtschaftlichen, Gärtnerei- oder Fi-

schereizwecken dienen.

Landwirtschaftliche Gemischtbetriebe

Landwirtschaftszählung 1971

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Produktionsbereich

>>> Landwirtschaft, aber ohne ausgeprägten Schwerpunkt innerhalb dieses Produktionsbereiches'

Zum produktionsbereich Landwirtschaft rechnen die Produktionszu,eige Intensivfrüchte, Extensivfrtichte,

Milchvieh, Rindermast, schweine, Geflügel, weinbau, Hopfenbau und obstbau.
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Der wirtschaftliche Schwerpunkt der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe liegt im Produklionsbe-
reich Landwirtschaft, wenn sie im Produktionsbereich Landwirtschaft einen Standarddeckungsbeitrag erwirt-
schaften, der gleich oder größer als 7 5%o des Standarddeckungsbeitrages des Betriebes ist.
Zu den landwirtschaftlichen Gemischtbetrieben rechnet ein Betrieb, wenn zwar sein Schwerpunlil im Produkti-
onsbereich Landwirtschaft liegt, aber keiner der folgenden Produktionszweige einen Standarddeckungsbeitrag
erwirtschaftet, der gleich oder größer als 50% des Standarddeckungsbeitrages des Betriebes ist:

- Extensivfri,ichte und Intensivfrüchte zusammengenommen,

- Milchvieh und Rindermast zusammengenommen,

- Schweine und Geflügel zusammengenornmen,

- Obstbau, Weinbau und Hopfenbau alsammengenommen.

.Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung ei.
nes Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen und
land- und/ oder forstwirtschaft liche E rzeugnisse hervorbri ngen.

ZuEinzelheiten der Zuordnung von Frucht- bzw. Vieharten zu den Produklionszweigen und -bereichen sowie
zur Berechnung der Standarddeckungsbeiträge siehe unter >>> Betriebssystematik.

Landwirtschaftliche Maschinen

1. Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: 1962 bis 1976

2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warenarten) aus den Warenklassen

Landmaschinen Warenklasse 3241
Landwirtschaftliche Förder- und Transportmittel " 3242

Milchwirtschaftliche Maschinen " 3243
Ackerschlepper (einschl. Einachsschlepper und andere einachsige Motorgeräte) ' 3244
des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik, Ausgabe 1970btx.1975, die zu den
>>> Investitionsgütern zählen.
Als Investitionsgüter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter
gekauft werden.
Dazu rechnen alle Warenarten aus den Warenklassen Landmaschinen, landwirtschaftliche Förder- und Trans-
portmittel, milchwirtschaftliche Maschinen, Ackerschlepper, mit Ausnahme der dazugehörigen Zubehör-, Ein-
zel- und Ersatzteile.
Im wesentlichen rechnen dazu:
Maschinen und Geräte für die Bodenbearbeitung und -pflege, zum Säen, Pflanzen und Düngen, für den Pflan-
zenschutz, für Beregrrung und Bewäisserung für die Ernte, zum Dreschen, Sortieren und Aufbereiten landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse, für die Tierhaltung Rasenmäher,
Fördermittel für die Landwi rtschaft , landwi rtschaft liche Ladewagen,
milchwirtschaftliche Maschinen für die Landwirtschaft und für Molkereien,
Einachsschlepper, Rad- und Raupenschlepper, einachsige Motorgeräte.
In der Außenhandelsstatistik sind die landwirtschaftlichen Maschinen als "Landwirtschaftliche Maschinen
(einschl. Ackerschlepper)" nachgewiesen.
Nur zu den landwirtschaftlichen Maschinen (einschl. Ackerschlepper) rechnen Dämpf- und Kochgeräte für
Viehfutter.
Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechen den Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die
Industriestatistik (WI) umgeschlüsselt. Da im WI die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen,
im WA dagegen nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Ge-
genüberstellung geringfiigige Abweichungen ergeben.
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Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgütern und Investitionsgütern .!fo14 in Anlehnung an die Waren-

auswahl, die är Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitionsgüter und Ver-

brauchsgüter getroffen yurde.

Anderungen im Zeitablauf:
In den älteren Segrnenten des Statistischen Informationssystems des Bundes sind von 1960 bis 1974 die land-

wirtschaftlichen Maschinen (einschl. Ackerschlepper) als "Landwirtschaftliche Maschinen und Ackerschlep

[r, nachgewiesen. Nur zu din landwirtschaftlichen Maschinen (einschl. Ackerschlepper) rechnen Zugma'

schinen m]t mehr als 7,5 PS und mehr als einem Liter Hubraum sowie Motorspitzgetäte.

Begriffsbeziehungen:
Die Begriffe landwirtschaftliche Maschinen und >>> Herstellung von Maschinen für die Landwirtschaft (Index

des Auäragsbestands für da< Verarbeitende Gewerbe) bzw. Maschinen für die Landwirtschaft (Index der Brut-

toproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter. Index des -AuftPseingangs und des Auftragsbestands in

der Industrie) sind ähnlich abgegrerut Sie unürscheiden sich lediglich dadurch, daß unter den Begriffen Her-

stellung von 
-Ii4aschinen 

für die tandwirtschaft und Maschinen für die Landwirtschaft die zu den zusammenge-

faßten warenklassen zählenden Zubehör-,Eirzel- und Ersatzteile mit enthalten sind, bei den landwirtschaftli-

chen Maschinen dagegen nicht.

Landwirtschaftliche Nufzfl äche

Statistik des Schlepperbestandes
Datennachweis: 1965 bis 1976

Begriffsinhalt:
Flächen, die zur Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher Produkte bestimmt sind. Hierzu rechnen die Flä-

chen der folgenden Nutzungsarten:
>>> Ackerlatrd, ))) Dauergrünland, Gartenland, >>> Obstanlagen, >>> Baumschulen, >>> Rebland' Korb

weidenanlagen, ferner die >i> nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fläche sowie die privaten Parkanlagen,

Zier g/rten und Rasenfl ächen.

Das Ackerland umfaßt Flächen, auf denen landwirtschaftliche Feldfrüchte angebaut werden.

Zum Dauergrünland rechnen Grünlandflächen, die ohne Unterbrechung durch andere []lTt9n zur Futter- oder

Streugewiniung oder zum Abweiden bestimmt sind, einschi. der Grünlandflächen mit Obstbäumen' bei denen

der Obstanbau nur die Nebennutzung darstellt.

Zum Gartenland zählen Gartenllächen, auf denen für den eigenen Bedarf Gartengeuächse (Obst, Gemüse,

Zierpflanzen) oder Kartoffeln u.a. angebaut werden, sowie das Grabeland auf dem Acker außerhalb der

Fruchtfolge.
Obstanlagen sind ertragfähige und noch nicht ertragfähige Anlagen von Obstbäumen und -sträuchern ohne

Unterkultur oder als Hauptnutzung mit Unterkultur.

Baumschulen umfassen Flächen zur Aufzucht und Vermehrung von Gehölzen, einschließlich der für das

Frühjahr vorbereiteten Neuanlagen sowie der Forstbaumschulen'

Zum Rebland rechnen die mit Weinreben bestoclden Flächen, einschl. der Rebschulen, Rebschnittgärten und

Junggärten sowie die Rebbrache.

Zur näheren Abgrenzung der Obstanlagen, Baumschulen und des Reblandes siehe unter >>> Dauerkulturen'

Zur nicht mehr genutäen landwirtschaftlichen Fläche rechnen nicht mehr bestelltes Ackerland' nicht mehr

gemähtes oder üweidetes Dauergrünland, nicht genutztes Rebland und nicht genutzte Obstanlagen

("Sozialbrache").

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zur landwirtschaftlichen Nutdläche umfallt die >>> landwirtschaftlich genutzte Fläche

(Landwirtschaftszählun! 1971, Statistik des schlepperbestandes ab lg7g,Bodennutzungsvorerhebung Statistik

der fubeitskräfte in der-Landwirtschaft) auch die üppelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen außerhalb des

Waldes, nicht aber die nicht mehr genutzte lanawirtichaftlicfie Fläche und die privaten Parkanlagen, Zietg§r-

ten und Rasen flächen.

526



Landwirtschaftlicher Bau

1. Monatlicher Baubericht
Datennachweis: 1950 bis 1977

2. Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1977; für die neuen Länder rmd Berlin-Ost ab l99ll92

Begriffsinhalt:
Errichtung von Hoch- und Tiefbauten, die übenviegend landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen, Gärtnerei-
oder Fischereizwecken dienen.
Zum landwi(schaftlichen Hochbau zählen z.B. Scheunen, Silos, Ställe und Garagen für Traktoren, in der Re-
gel jedoch nicht Wohnhäuser zur Unterbringung von landwirtschaftlichen Arbeitskräften oder des Leiters des
landwirtschaftlichen Betriebes. Verfügt ein Gebäude sowoltl über Wohn- als auch über Nutdäche (2.B. Woh-
nungen und Stallungen unter einem Dach), so wird es nur dann dem landwirtschaftlichen Bau zugeordnet,
wenn die Nutdäche überwiegt.
Zum landwirtschaftlichen Tiefbau rechnen z.B. Entw'ässerungsanlagen und sonstige Wasserbauten, die beson-
ders der Intensiyierung der Landwirtschaft dienen.

Auch in der Statistik über den Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau) rechnet - entgegen
der Unterordnung unter den Hochbau - zum landwirtschaftlichen Bau auch der landwirtschaftliche Tiefbau.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zum landwirtschaftlichen Bau umfassen die >>> landwirtschaftlichen Betriebsgebäude
(Statistik der Baugenehmigungen, Statistil< der Baufertigstellungen, Preisindizes für Bauwerke) ausschließlich
Hochbauten. Landwirtschaftliche Bauten, die sowohl über Nutdläche als auch über Wohnlläche verftigen,
rechnen zum landwirtschaftlichen Bau, wenn die Nutzfläche überwiegt, sie rechnen jedoch in der Statistik der
Baugenehmigungen und der Statistik der Baufertigstellungen nicht zu den landwirtschaftlichen Betriebsgebäu-
den.

La ndwirts chaftlich gen utzte Fläche

AIle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:
Flächen, die zlur Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher Produkte genutzt werden. Hierzu rechnen die
Flächen der folgenden Nutzungsarten:
>>> Ackerland, >>> Dauergrünland, Gartenland, >>> Obstanlagen, ))> Baumschulen, >>> Rebland'sowie
>>> Korbweiden-, Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen außerhalb des Waldes.
Das Ackerland umfaßt Flächen, auf denen landwirtschaftliche Feldfrüchte angebaut werden.
Zum Dauergrünland rechnen Grünlandflächen, die ohne Unterbrechung durch andere Kulturen zur Futter- oder
Streugewinnung oder zum Abweiden bestimmt sind, einschl. der GrünlandIlächen mit Obstbäumen, bei denen
der Obstanbau nur die Nebennutzung darstellt.
Zum Gartenland zählen Gartenllächen, auf denen für den eigenen Bedarf Gartengewächse (Obst, Gemüse,
Zierpflanzen) oder Kartoffeln u.a. angebaut werden, sowie das Grabeland auf dem Acker außerhalb der
Fruchfolge.
Obstanlagen sind ertragfähige und noch nicht ertragfähige Anlagen von Obstbäumen und -sträuchern ohne
Unterkultur oder als Hauptnutzung mit Unterkultur.
Baumschulen umfassen Flächen zur Aufzucht und Vermehnrng von Gehölzen, einschließlich der für das
Frühjahr vorbereiteten Neuanlagen sowie der Forstbaumschulen.
Zum Rebland rechnen die mit Weinreben bestockten Flächen, einschl: der Rebschulen, Rebschnittgärten und
Junggärten, sowie die Rebbrache.
Zur näheren Abgrenzung der Obstanlagen, Baumschulen und des Reblandes siehe unter >>> Dauerkulturen.
Nicht enthalten ist die nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fläche.
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Zur nicht mehr genutzten landwirtschaftlichen Fläche rechnen aus sozialen, wirtschaftlichen o'ä' Gründen

nicht mehr bestelltes Ackerland, nicht mehr gemtihtes oder beweidetes Dauergrünlan4 nicht genutaes Rebland

und nicht genutzte Obstanlagen ("Sozialbracf,e"),jedoch nicht die Schwarzbrache aufdem Acker innerhalb der

iruchfolgi und die zur wieclerbestockung vorgeseh"n. Rebbrache, die unter den jeweiligen Nutzungsarten er-

faßt werden.

Die landwirtschaftlich genutzte Fläche wird in der Aglarstatistik nach dem Betriebsprinzip erhoben und nach-

!*i...n, d.h. jeweils riach dem ort.des Betriebssitze;. Die Flächennachweisungen - vor allem für kleinere

Gebietseinheiten (Gemeinde, Kreis) - lassen daher keinen unmittelbaren Rückschluß auf die tatsächliche Nut-

zung der Karasterfläche äeije*eilii.n Gebie-tseinheit zu. Aufgrund der Verwendung des Betriebsprinzips bei

diesen Erhebungen werden äuch diI in den Nachbarstaaten dei Bundesrepublik Deutschland belegenen Flächen

einbezogen, die von Betrieben mit Betriebssitz im Inland bewirtschaftet werden, nicht aber im Inland belegene

Etactren]ae von Betrieben mit Betriebssitz im Ausland bewirtschaftet werden'

Im Unterschied zur landwirtschaftlich genutzten Fläche enthält die >>> landwirtschaftliche Nutdläche

(Statistik des Schtepperfirt"oa.r) "r.h-di. 
nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fläche, die privaten Park-

anlagen, ziergfitenund RasenIlächen, nicht aber die Pappelanlagen und weihnachtsbaumkulturen aullerhalb

des Waldes.

1. Landwirtschaftszählun g 197 I

Begriffsinhait:
Nachgewiesen wird - je nach Darstellungseinheit - die von >>> land- und forstwirtschaftlichen Betrieben bzw'

die von >>> landwirtschaftlichen Betrie6en selbstbewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte Fläche' sofern

diese Betriebe über eine landwirtschaftlich genutzte Fläche oder eine >>> waldfläche von mindestens I ha

verfügen oder aber - bei einer geringeren Fläche - eine jährliche landwirtschaftliche Markterzeugung von min-

destens DM 4 000 aufiryeisen.

Land- und forstwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung eines Inha-

bers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen sowie land- und/

oder forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervorbringen'

Landwirtschaftliche Betriebe sind solche land- und forstwirtschaftlichen Betriebe, deren landwirtschaftlich ge-

nutzte Fläche mindestens l0% ihrer Waldfläche betrZigt'

Die Flächennutzung wird nach dem Ort des Betriebssitzes erhoben und nachgewiesen, nicht nach der Belegen-

heit (vgf. oben).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

2. Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: bis 1978

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen wird einerseits - als Gliederungsposition der >>> Wirtschaftsfläche - die von Betrieben selbst-

bewirtschaftete sowie die von anderen als den netrieUen bewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte Fläche' an-

dererseits - beim Nachweis der Betriebsgrößenstruktur - die von >>> landwirtschaftlichen Betrieben selbstbe'

wi rtschaft ete landwirtschaft I ich genutzte Fläche.

Zur landwi(schaftlich genutzten Fläche als Teil der Wirtschaftsfläche rechnet sowohl die von Betrieben mit

mehr als 0,5 ha BetrieU"sflliche und die von Kleinstbetrieben selbstbewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte

Fläche als auch die landwirtschaftlich genutzte Fläche außerhalb der Betriebe (2.B. gemeindeeigener Hutungen

und Streuungen, die weder bewirtschaftet noch verpachtet werden u4 dgl ) Im Rahmen der Betriebsgrößen-

struktur wird dagegen nur diejenige landwirtschaftiich genutzte Fläche nlchgewiesen, die von landwirtschaftli-

chen Betrieben mit mindest.* o,i ha Betriebsfläche sJbst bewirtschaftet wird. Nicht einbezogen werden die

Flächen der >>> Forstbetriebe, der Kleinstbetriebe (mit weniger als 0,5 ha Betriebsfläche) und die Flächen au-

ßerhalb von Betrieben.

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung eines Inhabers (des

Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfühning unterstetr-en' ta-nf- und/ oder forstwirt-

schaftliche Erzeugnisse hervorbringen und deren lan-dwirtschaftlich genutzte Fläche mindestens 10% ihrer

Waldlläche beträigt.

In der Gliederung der Wirtschaftsfläche wird die landwirtschaftlich genutzte Fläche z.T. nach dem Betrieb

sprinzip erfaßt und nachgewiesen - nämlich in den Betrieben mit O,iha und mehr Betriebsfläche -, z'T' nach
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der Belegenheit - näimlich für alle Flächen außerhalb dieser Betriebe. In der Betriebsgrößengliederung werden
die Flächen grundsätzlich nach dem Ort des Betriebssitzes nachgewiesen (vgl. oben).

Anderungen im Zeitablauf:
Die Bezeichnung landwirtschaftlich genutzte Fläche wird erst seit 1970 verwendet und löste die zuvor verwen-
dete Kategorie )>> landwirtschaftliche Nutdläche ab. Hierin sind zum einen auch die nicht mehr genutzten
Flächen der oben genannten Nutzungsarten enthalten, die in der Gliederung der Wirtschaftsfläche seit 1970 ge-
sondert unter der Flächenkategorie >>> nicht mehr genutzte landwirtschafrliche Fläche ausgewiesen werden.
Zum anderen rechnen zur landwirtschaftlichen Nur'.fläche auch die privaten Parkanlagen, Ziergprten und Ra-
senflächen, die seit 1970 in der Gtiederung der Wirtschaftsfläche unter den >>> Parkanlagen, Sport-, Flug-
und übungsplätzen nachgewiesen werden. Andererseits zählen die Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkultu-
ren außerhalb des Waldes nur zur landwirtschaftlich genutzten Fläche und werden daher erst seit 1970 einbe-
zogen; in der landwirtschafrlichen Nutdläche waren nur die Korbweidenanlagen enthalten.

Bis einschl. 1970 galt für die Abgrenzung der landwirtschaftlichen Betriebe von den Forstbetrieben ein anderes
Kriterium (vgl. dort).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

3. Statistik der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft
Datennachweis: ab 1964

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen wird die von >>> landwirtschaftlichen Betrieben selbstbewirtschaftete landwirtschaftlich ge-
nutZe Fläche, sofern diese Betriebe über eine landwirtschaftlich genutae Fläche von mindestens I ha verfi.igen
oder aber - bei einer geringeren Fläche - mindestens eine entsprechende jährliche landwirtschaftliche Markler-
zeugung aufirrcisen.
Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung eines Inhabers (des
Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen, land- und/ oder forstwirt-
schaftliche Erzeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fläche mindestens l0oÄ ihrer
>>> Wddfläche beträgt.

Die Flächennutzung wird nach dem Ort des Betriebssitzes erhoben und nachgewiesen, nicht nach der Belegen-
heit derjeweiligen Fläche (vgl. oben).

Andenrngen im Zeitabtauf:
Yor 1972 wurde nicht die landwirtschaftlich genutzte Fläche, sondern die >>> landwirtschaftliche Nutdläche
ausgewiesen. Die landwirtschaftliche Nutdläche enthält zum einen auch die nicht mehr genutzten Flächen der
oben genannten Nutzungsarten, zum anderen die privaten Parkanlagen, Zierg§rlen und Rasenflächen. Anderer-
seits zählen die Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen außerhalb des Waldes nur arr landwirtschaftlich
genutzten Fläche und werden daher erst seit 1972 einbezogen, in der landwirtschaftlichen Nutdläche waren
nur die Korbweidenanlagen enthalten.
Ferner galt vor 1972 fur die Abgrenzung der landwirtschaftlichen Betriebe ein anderes Kriterium. Erfaßt wur-
den nur Betriebe mit mindestens 2 ha landwirtschaftlicher NutzIläche sowie Betriebe mit einer Nutdläche von
0,5 bis 2 h+ aber mit einer jährlichen landwirtschaftlichen Markterzeugung von mindestens DM I 000.

Begriffsbeziehungen:
In der Abgrenzung der landwirtschaftlich genutzten Fläche bestehen zwischen den Statistiken im wesentlichen
keine Unterschiede. Die landwirtschaftlich genutzte Fläche wird jedoch in der Bodennutzungsvorerhebung se
wohl für den Bereich der landwirtschaftlichen Betriebe als auch für den gesamtön Bereich der Bodennutzung
ausgewiesen, in der Landwirtschaftsz2ihlung für den Bereich der landwirtschaftlichen Betriebe und den der
land- und forstwirtschaftlichen Betriebe und schließlich in der Statistik der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft
für den Bereich der landwirtschaftlichen Betriebe. Ferner ist zu berücksichtigen, dalJ in den genannten Statisti-
kenjeweils unter schiedliche Abschneidegrenzen bei der Einbeziehung der Betriebe aus dem Bereich der Land-
und Forstwirtschaft bestehen und daß in der Bodennutzungsvorerhebung bei der Flächenzuschätzung aufgrund
anderer Erhebungseinheiten überwiegend nach dem Belegenheitsprinzip verfahren wird.
Im Unterschied zur landwirtschaftlich genutzten Fläche umfaßt die >>> landwirtschaftliche Nutdläche
(Statistik des Schlepperbestandes, 1965 bis 1976) auch die nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fläche und
die privaten Parkanlagen,Ziergprten und Rasenflächen, nicht aber die Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkul-
turen außerhalb des Waldes.
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4. Statistik des Schlepperbestandes
Datennachweis: ab 1979

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden >>> Schlepper im Alleinbesitz landwirtschaftlicher Betriebe und Schlepper im überbe-

triebllchen Einsatz nach GrößenkJassen der landwirtschaftlich genutzten Fläche (von 1965 bis 1978 die Land-

wirtschaftliche Nutlläche).

Begriffsbeziehungen:

Siehe unter 3.bzut. >>> Landwirtschaftlicher Nutzilläche

5. BodennutzungshauPterhebung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Bewirtschaftete Flächen der landwirtschaftlichen Kulturarten'

Hierzu gehören >>> Ackerland, >>> Dauergrünland, >>> Haus- und Nutzgärten' >>> obstanlagen,
>>> Baumschulen, >>> Rebland, >>> Korbweiden-, Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen außerhalb

des Waldes; ohne nicht genutzte Acker, Wiesen, Weiden, Obstanlagen, Rebland und ohne Ziergfirten,Park-
und Rasenflächen.

Erfaßt werden land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab t ha Betriebsfläche und Gesamdlächen ab I h4 die

garu oder teilweise land- oder forsnvirtschaftlich genuta werden, land- und forstwirtschaftliche Betriebe unter

I ha Betriebsfläche und Gesamdlächen unter I himit bestimmten Mindesterzeugungseinheiten sowie sonstige

Flächen auf denen Reben, Obst, Gemüse,Zierpflaruen oder Baumschulerzeugnisse für den Verkauf angebaut

werden.

Andemngen im Zeitablauf:
Bis l97g wurden die Flächen und Betriebe ab 0,5 ha Gesamdläche erfaßt und alle anderen landwirtschaftlich
genutzten Flächen durch die Gemeinden festgestellt.

Bis einschl. 1969 waren nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Flächen (nicht mehr bestelltes Ackerland'
nicht mehr gemähtes oder beweidetei Dauergrünland, nicht genutztes Rebland, nicht genutzte Obstanlagen)

sowie privai! parkanlagen , Ziergfrrten und Rasenllächen in der landwirtschaftlich genutzten Fläche enthalten'

Bis 1969 wurden Pappelanlagen und Weihnachtsbaumkulturen dem Wald zugerechnet.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

Landwirtschaftsfläche

Flächenerhebung
Datennachweis: ab 1979; für die neuen Länder und Berlin-Ost mit den Ergebnissan aus der Erhebrmg 1993 vorgesehen'

Begriffsinhalt:
Flächen, die dem Ackerbau, der Wiesen- und Weidewirtschaft, dem Gartenbau.Öder dem Weinbau dienen'

Zu der Landwirtschaftsfläche gehört auch die Heide. Heideflächen sind unkultivierte, sandige, meist mit Hei-

dekraut oder Ginster bewachsäe Flächen, wobei ein geringwertiger Baumbestand (Gehölz) nicht den Charak-

ter "Heide" ändert.

Ebenfalls bei der Landwirtschaftsfläche nachgewiesen wird auch die als Moor bezeichnete unkultivierte Fläche

mit einer mindestens 20 cm starken oberen Schicht aus vertorften oder vermoorten Pflanzenresten, unabhängig

davon ob ein geringwertiger Baumbestand (Gehölz) vorhanden ist.

Nicht zum Moor zählen Flächen, die durch Abbau der Bodensubstanz als Abbauland genutzt werden (siehe

auch unter >>> Betriebsfläche).
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Länge der benufzten Wasserstraßen

Statistik der benutzten Wasserstraßen
Datennachweis: ab 1963

Begriffsinhalt:
Länge der Flüsse und Kanäle, die von Schiffen mit mindestens 50 t Tragfiihigkeit benuta werden können und
auf denen regel mäßiger Güterverkehr stattfindet.
Flüsse oder Teilstticke von Flüssen, die nur gelegentlich von >>> Güterschiffen befahren werden oder die aus-
schließlich für den Personenverkehr genutzt werden, werden nicht mitgerechnet. Seen sind ebenfalls nicht Teil
der benutzten Wasserstraßen.

Die Länge der benutzten Wasserstrallen wird nach der Größe der Schiffe, die sie befahren können, gegliedert.
Die Größe der Schiffe bemißt sich an ihrer Tragftihigkeit, ausschl. dem Gewicht der Besatzung und Betriebsla-
sten wie Treibstoffe, Ballast, Proviant usw.

Länge der Rohrfernleitungen

Roh t{e rnleitungsstatistik
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Länge der Rohrleitungen, die dem Transport von rohem Erdöl dienen und die sich insgesamt über mindestens
50 km erstrecken.
Bei grenzüberschreitenden Leitungen werden nur die Teile einbezogen, die innerhalb des Bundesgebietes ver-
laufen. Dies gilt auch, wenn der Teil der Rohrfernleitung der innerhalb des Bundesgebietes verläuft, keine
50 km lang ist, vorausgesetzt, zwischen Anfang und Ende der Gesamtleitung liegen mindestens 50 km.

Lastenausgleich

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Konsumtive Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz.
Zu den konsumtiven Leistungen für den Lastenausgleich zählen die Unterhaltshilfe, Entschädigungsrenten,
Beihilfen aus dem Härtefonds, Hausratsentschädigung und Ausbildungshilfe sowie gleichartige Leistungen
nach dem Flüchtlingshilfe- und Reparationsschädengesetz @eihilfen und Entschädigungsrenten).
Anspruchsberechtigt sind Personen, die durch Vertreibung und Zerstörung in der Kriegs- und Nachkriegszeit
Schäden und Verluste erlitten haben. Die Unterhaltshilfe wird jeweils der wirtschaftlichen Entwicklung ange-
paßt.

Die Durchführung des Lastenausgleichs obliegt den bei den Stadt- und Landkreisen eingerichteten Aus-
gleichsämtern. Das Bundesausgleichsamt überwacht die Aufbringung der >>> Lastenausgleichsabgaben und
verwaltet den >>> Lastenausgleichsfonds. Zur Unterhaltshilfe leisten Bund und Länder Zuschüsse. Der Bund
zahlt einen Zuschuß zu den Leistungen aus dem Härtefonds, uährend für das Sterbegeld die Leistungsberech-
tigten selbst einen Beitrag zu entrichten haben. Die Verwaltung wird von den Gebietskörperschaften finanziert.

Lastenausgleichsabgaben

Statistik über den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972
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Begriffsinhalt:
Abgaben, die nach dem Lastenausgleichsgesetz zur Durchführung des Lastenausgleichs erhoben wurden.

Die Lastenausgleichsabgaben dienten dem Ausgleich von Schäden und verlusten, die durch vertreibungen und

kriegsbedingt-erstoru-ng sowie im zusammenhang mit der Neuordnung des Geldwesens durch die währungs-

reform l94g entstanaen iina. Sie setzten sich aus einer Vermögensabgabe nach dem Vermögensstand am Wäh-

rungsstictrtag und zwei Währungsgewinnabgaben, der Hypothekengewinnabgabe und der Kreditgewinnabgab
arsammen. Die Laufzeit endete ipätestens am 31.12.1979. Ab 1980 nachgewiesene Daten stellen auslaufende

Beträge dar.

Die Lastenausgleichsabgaben werden nur nachrichtlich ausgewiesen; sie sind in der Summe der Steuern nicht

enthalten.

Lastenausgleichsfonds

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsumsatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1970

4. Viertelj ährliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

5. Jährliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Sondervermögen des Bundes, das in erster Linie der Eingliederung von Kriegsgeschädigten durch laufende

Hilfen, Vermögensentschädigungen sowie Hilfen zum Eiistenzaufbau diente. Die Abwicklung entsprechender

Leisrungen anEpätaussiedler unä Flüchtlinge aus der ehem. DDR kamen später als Aufgabe hinzu. Die Fi-
nanzierlng des ionds erfolgte bis 1979 in der Hauptsache aus Vermögensabgaben (Lastenausgleichsabgaben).

Anderungen im Zeitablauf:
Mit dem Auslaufen der eigentlichen Lastenausgleichsabgaben im Jahr 1979 finarr;iert sich der Lastenaus-

gleichsfonds überwiegendlus Zuweisungen des Bundes. Der Bund hat ab 1980 die Schulden des Lastenaus-

lleichsfonds übernommen. Die schuldenitatistischen Datenreihen weisen daher für den Lastenausgleichsfonds

nur bis 1979 Werte auf.

Lastenzuschuß

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Durchschnittliche monatliche Höhe der Ansprüche auf Lastenzuschuß, die in den bewilligten Anträgen der
>>> Lastenzuschußempfänger geltend gemacht werden.

Lastenzuschußberechtigt sind für.den eigengenutzten Wohnraum Eigentümer eines eigenen Hauses, Eigentü-

mer einer Eigentumswohnung und Inhaber eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts.

Die Höhe des Lastenzuschusses richtet sich nach der Höhe der zuschußfähigen Belastung der Höhe des Fami-

lieneinkommens und der Zahlder zum Haushalt des Antragqtellers rechnenden Familienmitglieder. Für die bei

der Gewährung des Lastenzuschusses berücksichtigungpfiihige Belastung bestehen Hochstgrenzen, die sich
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nach der Zahl der Familienmitglieder, der Mietenstufe der jeweiligen Gemeinde (>>> regionales Mietenni-
veau) sowie der Ausstattung und dem Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit des Wohnraums richten.

Als Belastung gelten die Belastung aus dem Kapitaldienst und der Bewirtschaftung des lastenzuschußfähigen
Wohnraums. Die Belastung wird in einer Wohngeld-Lastenberechnung ermittelt. Zur Belastung aus dem Kapi-
taldienst gehören Ausgaben für Zinsen, Tilgungen, laufende Verwaltungskostenbeiträge und Bürgpchaftskosten
der ausgewiesenen Fremdmittel, zur Belastung aus der Bewirtschaftung rechnen Instandhaltungs-, Betriebs-
und Verwaltungskosten.
Außer Betracht bleiben anteilige Aufir,endungen für Wohnraum, der ausschließlich gewerblich oder benrflich
genutzt wird oder der einem anderen unentgeltlich oder entgeltlich zum Gebrauch überlassen wird, Beiträge
Dritter zur Aufbringung der Belastung sowie anteilige Aufiriendungen für Wohnraum, der von Personen mit-
bewohnt wir{ die keine Familienmitglieder im Sinne des Gesetzes sind. Zu Einzelheiten siehe §§ 6 - 8 Wohn-
geldgesetz und i\nderungsgesetze.
Ein Anspruch auf Lastenzuschuß besteht nur, wenn dqc Familieneinkommen bestimmte, nach der Familien-
größe gestaffelte Hochstgrenzen nicht übersteigt. Bezüglich der Ermittlung des Familieneinkommens siehe
unter >>> Wohngeldanspruch.
Bezüglich der bei der Errechnung des Wohngeldanspruchs zu berücksichtigenden, zum Haushalt des Antrag-
stellers ählenden Familienmitglieder siehe unter >>> Wohngeldempfänger.

Anderungen im Zeitablauf:
Die Höhe der Ansprüche auf Lastenzuschuß ist im Zeitablauf wiederholt von verschiedenen Anderungen von
Rechtworschriften beeinflußt worden: Diese haben vor allem die Höhe der jeweils vorgesehenen Lastenzu-
schüsse, die Hochstgrenzen der zuschußfähigen Belastung und des zu berücksichtigenden Familieneinkommens
betroffen.

Lastenz us chu ß empfänger

Wohngeldstatistik
Dateanachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Personen, die im Berichtszeitpunkt bzw. -zeitraum einen bewilligten Anspruch auf die Geuährung von
>>> Lastenzuschuß haben.
Lastenzuschußberechtigt sind für den eigengenutzten Wohnraum Eigentümer eines eigenen Hauses, Eigentti-
mer einer Eigentumswohnung und Inhaber eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts.
Zu den Eigentiimern im eigenen Haus zjihlen
- Eigentümer eines Eigenheims oder einer Kleinsiedlung im Sinne von § 100 Zweites Wohnungsbaugesetz in

Verbindung mit §§ 9 und l0 dieses Gesetzes,

- Inhaber einer landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstelle zur Erg§nnngdes Einkommens oder einer land-
wirtschaftlichen Vollerwerbsstelle, falls Wohn- und Wirtschaftsteil voneinander getrennt sind, der Wohnteil
nicht mehr als zwei Wohnungen enthät und für diesen eine Wohngeld-Lastenberechnung durchgeführt
werden kann,

- Personen, die Anspruch auf libereignung des Gebäudes als Eigenheim, Kleinsiedlung oder landwirtschaftli-
cher Nebenerwerbsstelle haben.

Zu den Eigenttimern einer Eigentumswohnung rechnen Wohnungseigentümer und Personen, die Anspruch auf
Bestellung oder Übertragung des Wohnungseigentums haben

Dem Eigenttimer bzw. Wohnungseigenti,imer stehen der Erbbauberechtigte bzw. Wohnungserbbauberechtigte
gleich, und dem Anspruch auf Übereignung des Gebäudes bzw. auf Bestellung oder i)bertragung des Woh-
nungseigentums stehen der Anspruch auf Einräumung oder Übertragung des Erbbaurechts bzw. des Woh-
nungserbbaurechts gleich.
Zl den Inhabern eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts rechnen auch Personen, die Anspruch auf Bestel-
lung oder Übertragung eines solchen Rechts haben. Eigenttimer ist auch der Miteigenttimer. Wohnen Miteigen-
ttimer in demselben Wohngebäude, so ist jeder Miteigentümer für den von ihm genutäen Wohnraum antragbe-
rechtigt. Entsprechendes gilt, wenn mehrere Erbbauberechtigte, Wohnungserbbauberechtigte oder Personen,
die einen Anspruch auf Einräumung oder Übertragung des Erbbaurechts oder Wohnungserbbaurechts haben, in
demselben Wohngebäude wohnen. ZuEir:zelheiten siehe § 3 Abs. 2 und 3 Wohngeldgesetz und Anderungsge-
setze.
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Die genannten personenkreise erhalten, sofern die sonstigen Voraussetzungen erfüllt sind und ein entsprechen-

der Äntrag gestellt wurde, Wohngeld in der Form des Lastenzuschusses.

Zu diesen Voraussetzungen siehe unter Lastenzuschuß und >>> Wohngeldempfänger'

Anderungen im Zeitablauf:

Der anspruchsberechtigte personenkreis ist im Zeitablauf wiederholt von verschiedehen l\nderungen von

Rechtwärschrift en beeinllußt worden. S iehe hierzu unter Wohngeldempfänger'

Lastkraftwagen

statistik des Kraftfahrzeug- und Kraftfahrzeuganhängerbestandes
Datemnachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:
t tetrrspurigd Kraftfahrzeuge, die nach Bauart und Einrichtung nur zum Transport von Gütern oder Sachen im

eigenen Nitzraum, auf eiginer Ladefläche oder mit eigener Vorrichtung geeignet und bestimmt sind'

Bei den Neuzulassungen (>>> Neuzulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge und -anhäinger) werden fabrikneue

Lastkraftwagen erfa1f, denen im Berichtszeitraunr ein amtliches Kennzeichen zugeteilt wurde'

Der >>> Fahrzeugbestand umfaßt die zugelassenen oder nur vorübergehend, d.h. bis zu einem Jahr, abgemel-

deten Lastkraftwagen.
Bei den Besitzumschreibungen (>>> Besitzumschreibungen gebrauchter Kraftfahrzeuge und -anhänger) wer-

den gebrauchte Lastkaftwa-gen 
".fußt, 

die im Berichtszeitraum auf einen anderen Fahrzeughalter übergegan-

gen iind, sofern der Standort des Fahrzeugs vor und nach dem Halterwechsel im Bundesgebiet liegt.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschließlich 1953 wurde bei den Lastkraftwagen auch ein Teil des Bestandes an
>>> Kombinationskraftwagen einbezogen.

Bis einschl. 1968 wurden "Lastkraftwagen mit Spezialaufbau" (2.B. Tankwagen, Gtastransporter, Langmate-

rialtransporter, Betontransportmischer, bei den >>> Sonderkrafffahrzeugen nachgewiesen'

Laufende Ausgaben (Staat)

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsbeziehungen:

1. Laufende Ausgaben des Staates

+ GeleisteteVermögensübertragungendesStaates
+ Bruttoinvestitionen des Staates

: Ausgaben des Staates

2. Laufende Einnahmen des Staates

- Laufende Ausgaben des Staates: Ersparnis des Staates

Begriffsinhalt:

Summe aus geleisteten >>> Vermögenseinkommen des Staates (>>> Zinsen auf öffentliche Schulden), geleist+

ten >>> laufenden Ubertragungen ctls Suates (>>> Subventionen, >>> soziale Leistungen, >>> sonstige lau-

fe nde iibertragungen) und >>> Staatwerbrauch.
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Laufende Einkommensübertragungen vom Staat

Wirtschaftsrechnungen ausgewählter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:

Laufende iJbertragungen der Sozialversicherung und der Gebietskörperschaften an die privaten Haushalte je
Haushalt und Monat.

Im einzelnen rechnen zu den laufenden Einkommensübertragungen vom Staat:

- Laufende tJbertragungen der Sozialversicherung wie >>> Renten der gesetzlichen Renten- und Unfallver-
sicherung @erufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, Altersruhegeld, Altersgeld der landwirtschaftlichen Al-
terskasse, Renten der Unfallversicherung an Verletzte, Erkrankte und Hinterbliebene usw.), Renten der Zu-
satzversorgungskassen, Krankengeld der gesetzlichen Krankenversicherung (einschl. Ersatzkassen) und
Ijbertragungen der Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld usw.);

- laufende >>> Übertragrrngen der Gebietskörperschaften, wie Sozialhilfe einschl. Mietbeihilfe, Arbeitslo-
senhilfe, Entschädigungsrente sowie Unterhaltshilfe u.ä. nach dem Lastenausgleichsgesetz, Wohngeld nach
dem Wohngeldgesetz, Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz, Ausbildungszuschüsse nach dem
Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAFöG), Renten, Untersftitzungen und ähnliche Geldleistungen im
Rahmen der Kriegsopferversorgung und -fürsorge (2.B. Grundrenten, Ausgleichsrenten), Wiedergutma-
chungszahlungen usw.;

- öffentliche Pensionen, wie Ruhegelder, Witwen- und Waisengeld, Unterstützungen und Beihilfen an ehe-
malige Beamte sowie an Hinterbliebene von Beamten der Gebietskörperschaften einschl. Bundesbahn und
Bundespost, der Bundesbank der Sparkassen und anderer öffentlicher Unternehmen, der Sozialversiche-
rungsträger und der Kirchen.

Kinderzuschläge zum Lohn oder Gehalt, die unabhängig vom gesetzlichen Kindergeld gezahlt werden, sind
nicht hier, sondern im >>> Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit enthalten.

Anderungen im Zeitablauf:
Der besonders hohe Anstieg der laufenden Übertragungen der Gebietskörperschaften im Jahre 1975 bei den
Haushaltstypen 2 und 3 erklärt sich in erster Linie durch das seit 1975 unabhängig vom Einkommen des Haus-
halts gezahlte Kindergeld

Laufende Einnahmen (Staat)

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Summe aus empfangenen >>> Vermögenseinkommen (Zinsen, Nettopachten u.ä., Ausschüttungen der Unter-
nehmen) und empfangenen >>> laufenden Übertragungen (Steuern, >>> Sozialbeiträge, >>> sonstige laufende
Übertragungen) des Staates.

Begriffsbeziehungen:

1. Laufende Einnahmen des Staates

+ Empfangene Vermögensübertragungen des Staates
+ Abschreibungen des Staates

Einnahmen des Staates

Laufende Einnahmen des Staates

Laufende Ausgaben des Staates
= Ersparnis des Staates

a
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Laufender Sachaufrvand

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit den Ausgaben für
- Unterhaltung von unbeweglichem Vermögen

Laufende Unterhaltung eilener, gemietetei und gepachteter Gebäude, Grundstticke und Anlagen' Unterhal-

tung von Straßen, Wegen, nrucken, Wasserstraßen, Dämmen und Deichen'

- Bewirtschaftung der Grundstücke
Heizung Beleuihtung Gas, Wasser, Reinigung Müllabfuhr, Entulässerung Schneeräumen, Versicherun-
gen, Steuern, Abgaben.

- Mieten und Pachten
für Gebäude, Diensträume und -wohnungen, Grundstücke, Maschinen, Fahrzeuge und Geräte, Erbau- und

Erbpachtzinsen, laufende Leistungen für Leasingverträge, soweit das Objekt nicht in daq Eigentum über-

geht.

- Sonstige sächliche VerwaltungsausgSben
Gesch,iftsbedarf, Bücher und Zeitschriften, Post- und Fernmeldegebühren, Haltung von Fahrzeugen, Be-

schaffirng und Unterhaltung von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen,Dienst- und

Schutzkteidung Verbrauchimittel, Kunst- und wissenschaftliche Sammlungen und Bibliotheken, Lehr- und

Lernmittel. Auigaben für Aus- und Fortbildung sowie Umschulung für Sachverstänligl Gerichte u.ä.'

Dienstreisen. Verfügungsmittel. Ausgaben für die Schülerbeförderung. Kosten für Veröffentlichungen, Um-

zugs- und Vertegurigpkärt.n, Uitglie-ctsbeiträge, Reinigungskosten, Versicherungsbeiträge, Abgben. Be-

s.h"ffirng von beweglichen Verkehrszeichen, von Tieren, sonstiges'

- Militärische Beschaftrngen, Anlagen usw.

Militärische Beschaffi-rngen, Materialerhaltung Wehrforschung wehrtechnische und sonstige militärische
Entwicklung und Erprobung sowie militärische Anlagen.

- Erstattung an andere Bereiche

Ersatzvon Aufinendungen (Verwaltungs- und Zweckausgaben) an Unternehmen, Handels- und Hand-

werkskammern, Innunfen, b.norr.nrJhaften für öffentliche Aufgbenerfüllung. Leistungen für die Unter-

bringung von Sozialhiäeempfängern in Anstalten und Einrichtungen von Verbänden der freien Wohl-

fahrtspfl ege bzrlv. der Jugendpfl ege.

- Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke

Zuschüsse an Körperschaften, Verbände, Vereine u.ä. Institutionen im Inland, die entweder gleichzeitig

folgende Bedingrrngen erfüllen:
- in der Regel Leistungen für Unternehmen erbringen,

- von ihrer Aufgabenstellung her jedoch nicht auf die Erzielung eines Gewinnes ausgerichtet sind"

- ihre Leistungen in erster Linie nicht gegen Entgelt erbringen, sondern sich überwiegend aus Beiträgen,

Spenden u.a. freiwittigen Zahlungen ron UnteÄ.hmen finanzieren und daneben Zuschüsse aus dem öffent-

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

lichen Bereich erhalten

oder
Aufgaben erfüllen, die denen des Staates entsprechen und deshalb im wesentlichen aus Zuschüssen des öf-

fentlichen Bereichs finanziert werden, wie z.B. Wirtschafts- und Berufwertretungen (Kammern u.dgl')' Or-

ganisationen der Erziehung Wissenschaft und Kultur. Geldleistungen der Gemeinden/ Gemeindeverbände,

soweit sie nicht soziale t eäiungen sind an natürliche Personen, wie Leistungen der Ausbildungs- und Be-

ggbtenforderung - Zuschüsse füi porf- und Stadtchroniken, zur Gemeinschaftspflege' an _Büchereien, 
für

Eeimafeste, an historische Vereine, Alterhrms-, Heimatvereine, für Denkmalpflege' für Ortwerschöne-

rungswettbewerbe, Förderungsbeiträge.
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Andenrngen im Zeitablauf:
Bis zum Jafu 1973 sind auch die laufenden Zahlungen Gebietskörperschaften an kommunale Zweckverbände
finanzstatistisch als laufender Sachaufirand nachgewiesen (Quasi-Staatsaufiuand). Da die kommunalen Zweck'
verbände ab 1974 selbst in den Berichtskreis der Finanzstatistik einbezogen sind, werden diese Zahlungen
nicht mehr als laufender Sachaufiyand, sondern als laufende Zuweisungen an den öffentlichen Bereich behan-
delt.
In den Rechnungsergebnissen von Bund und Ländern bis zum Jahr 1969 und in den Rechnungsergebnissen der
Gemeinden/ Gv. bis zum Jahr 1973 enthäilt der laufende Sachaufiuand auch die Ausgaben für Umzugskosten-
vergütungen und die Zuschüsse zur Gemeinschaftwerpflegung die danach >>> den Personalausgaben a)ge-
ordnet sind.

Laufende Übertragungen

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Geldleistungen, für die keine direkt zurechenbaren Gegenleistungen erbracht und die nicht als
>>> Vermögensübertragungen angesehen werden (auch als Transferzahlungen bezeichnet).

Die Darstellung der von den Sektoren der Volkswirtschaft geleisteten und empfangenen laufenden Ltertragun-
gen im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ist Gegenstand der Umverteilungsrechnung
(sekundäe Einkommenwerteilung). Ausgehend von den Anteilen der Sekloren am Volkseinkommen (als Ab
schluß der primären Einkommenwerteilung) wird gezeigt, nelche laufenden (ibertragungen die Sektoren
empfangen und welche sie geleistet haben. Den Abschluß der Umverteilungsrechnung bildet das verfügbare
Einkommen der Sektoren, da< für den letzten Verbrauch und für die Ersparnis zur Verfügung steht. - Die Dar-
stellung erfolgt auch in konsolidierter Form für die gesamte Volkswirtschaft in Beziehung alr übrigen Welt.

Im einzelnen werden folgende Arten von laufenden Übertragungen unterschieden:

Schadenversicherungsleistungen, übrige laufende Übertragungen).

Begriffsbeziehungen:
Von den laufenden Übertragungen zu unterscheiden sind >>> Vermögensübertragungen. Die Zuordnungzu
einer der beiden iftertragungskategorien ist nicht immer einfach. AIs Vermögensübertragungen werden im all-
gemeinen solche Übertragungen angesehen, die zumindest für eine der beteiligten Wirtschaftseinheiten eine
unmittelbare Vermögenszu- oder -abnahme darstellen. Ausschlaggebend ist dabei im Regelfall, wie die jeweils
kleinere Einheitden Vorgang wirtschaftlich beurteilt, z.B. die Unternehmen oder privaten Haushalte, wenn der
Partner der Staat ist.

Laufende Übertragungen an bzr . von Institutionen der EG

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt: \
Die Zahlungeh an die EG umfassen folgende Leistungen an die Europäschen Gemeinschaften: Haushaltsbei-
träge sowie die über den Staat geleiteten Einnahmen der EG, wie Umsatzsteueranteile, Zölle, Abschöpfungs-
und Währungsausgleichsbeträge. Die Leistungen von der EG enthalten Zahlungen des Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds, des Europäischen Sozialfonds u.ä.
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Die laufenden i)bertragungen an bzw. von Institutionen der EG sind Bestandteil der >>> laufenden tibertra-

gungen im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit'

Laufende Übertragungen an private Organisationen ohne
Enverbszweck

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Finanzielle Zuschüsse des Staates an Verbände der freien Wohlfahrtspflege und deren Einrichtungen, Religi-

onsge*ein.chaften, Arbeitnehmerverbände, politische Parteien, Sporwereine u.a.m. (siehe auch >>> Laufende

Übertragungen).

Laufende Übertragungen im.Rahmen der internationalen
Zusammenarbeit

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Leistungen an die übrige Welt, die folgende vom Staat geleisteten )>> laufende Übertragungen umfassen:

Beiträge an die Europäischen Gemeinschaften (Haushaltsbeiträge sowie die über den Staat geleiteten Einnah-

men der EG, wie Umsatzsteueranteile, Zölle, Atschöpfungs- und Währungsausgleichsbetrage)' sonstige Beiträ-

ge an internationale Orgnisationen, Wi.d.rgut*uchungsleistungen an Israel und aufgnrnd weiterer Globalver-

älig. .it."urländischen Staaten sowie Leistungen im Rahmen der Entwicklungshilfe, Straßenbenutzung§ge-

bühren an die ehem. DDR" Erstatrungen von S-ozialversicherungsbeiträgen der in ihre Heimatländer zurück-

kehrenden ausländischen Arbeitnehmer, den Wert unentgeltliclier Ausfuhren, wozu auch die Ausgaben imZu-
sammenhang mit ausländischen Streitkräften (ohne Bauten) zählen, u.a.m., ferner als Leistungen aus der übri-

ten Welt, zärlungen des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds, des Europäschen Sozialfonds u'ä'

Laufende Übertragungen innerhalb des Staates

Volkswi rtschaftl iche Gesamtrechnun gen

Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt
Zuweisurigen und Zuschüsse (soweit >>> laufende Übertragungen) zwischen Körperschaften des Staatssektors,

wie allgemeine Finanzzuweisungen (2.8. Zuweisungen im Rahmen des gesetzlich geregelten-Finanzausgleichs

zwischen den Gebietskörperschiftenj und zweckgeb-undene Zuweisungen (2.8. nY Wissenschafts- und Wirt-

schaftsforderung Zuschülse des Bundes an die Rentenversicherungen u.a.m.). .

Laufende Zuschüsse an andere Bereiche

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970
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3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit Ausgaben für

ge, u.a.

- Laufende Zuschüsse an Unternehmen Zuschüsse an öffentliche und private Unternehmen

- laufende Zuschüsse an soziale o.ä. Einrichtungen
- laufende Zuschüsse an die übrige Welt z.B. an andere Staaten, supra- und internationale Einrichtungen

@uropäische Gemeinschafren, Vereinte Nationen, Internationaler Währungsfonds, u.a.).

Anderungen im Zeitablauf:
Bis zum Jafu 1973 sind Schuldendiensthilfen an die o.g. Bereiche zusammen mit den Zuschüssen, ab 1974 je-
doch gesondert nachgewiesen.

Die laufenden Zuweisungen an Zweckverbände und die Sozialversicherung sind bis 1973 hier nachgewiesen,
da diese Bereiche erst ab 1974 in der Finanzstatistik erfaßt werden.

Laufende Zuschüsse und Schuldendiensthilfen von anderen
Bereichen

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Einnahmeart mit Einnahmen aus

- laufenden Zuschüssen und Erstattungen (ohne Verwaltungskostenerstattungen) aus dem In- und Ausland
Förderungs- und Kostenbeiträge, Spenden vom nicht-öffentlichen Bereich des Inlandes sowie vom Ausland,
Rückerstattung von Sozialleistungen u.ä.

Ausland
- Geldstrafen, Geldbußen u.ä.

Die Erstattungen für Verwaltungsausgaben sind finanzstatistisch den >>> sonst. laufenden Einnahmen zuge-
ordnet.

Laufende Zuweisungen an Organisationen ohne Errverbszweck

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgpbeart mit den Ausgaben für Zuschüsse an bestimmte Organisationen ohne Erwerbszweck.
Einbezogen werden Zuschüsse für laufende Zwecke @ersonal- und Sachaufirand an juristische Personen des
öffentlichen oder privaten Rechts (Körperschaften, Verbände und ähnliche Institutionen), die auf Dauer über-
wiegend aus Zuwendungen der Gebietskörperschaften oder der Europäischen Gemeinschafren finanziert wer-
den, sofern die Zuwendungen den Betrag von 50 000 DM j,ihrlich übersteigen und diese Institutionen finaru-
statistisch erfaßt sind.

Anderungen im Zeitablauf:

Siehe unter >>> Organisationen ohne Erwerbszweck.
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Laufende Zuweisungen anlvom öffentlichen Bereich

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Kassenstatistik
Datemachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit den AusgPben für
- Allgemeine Zuweisungen und Umlagen Allgemeine Finanzzuweisungen im Finanzausgleich zwischen

Bund.und Ländern, ai Uinaer unteieinandär (Länderfinanzausgleich) sowie zwischen Ländern und Ge-

meinden/ Gv. (Kommunaler Finanzausgleich)iBundeszuschuß zum Berliner Haushalt; allgemeine Umla-

gen an Gemeindeverbiinde, Zweckverbände und ans Land'

- Zuweisungen flir laufende Zwecke,Erstattungen Laufende Zuweisungen zur Förderung der verschiedenen

Aufgaben; Erstattungen von Verwaltungsrur!.ab"n oder sonst. Ausgaben, die ein Haushalt für einen ande-

ren geleistet hat.

Einnahmeart mit den Einnahmen, die den o.g. Ausgaben entsprechen, zuzüglich der Einnahmen aus Schul-

dendiensthilfen.
Die ZuweisungSgeber und Zuweisungsempfänger des öffentlichen Bereichs sind:

Lebende Tiere

Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warennummern) des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik.

Im wesentlichen zählen dazu:
pferde, Rindvieh, Schweine, sonstige lebende Tiere wie z.B. Esel, Maultiere, Maulesel, Schafe' Ziegen, Hüh-

ner, Enten, Gänse, Truthühner, Perlhühner, Kaninchen, Tauben'

Begriffsbeziehungen:
Die Zusammenfassung der Positionen lebende Tiere und >>> Nahrungpmittel tie_rischen Ursprungs

(Außenhandelsstatistik) entspricht der Position >>> Ernährungsgüter tierischen Ursprungs (Index der Einfuhr-
und Ausfuhrpreise).

Lebendgeborene

Statistik der natürlichen Bevölkerungsbewegung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Geborene, bei denen nach der Scheidung vom Mutterleib entweder da< Herz geschlagen oder die Nabelschnur

pulsiert oder di'e natürliche Lungenatmung eingesetzt hat.
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Anderungen im Zeitablauf:

Bis einschl. 1957 galten Geborene nur dann als Lebendgeborene, wenn die nattirliche Lungenatmung einge-
setzt hatte.

Begriffsbeziehungen:
Die Begriffe Lebendgeborene und >>> Lebendgeburten @evölkerungsvorausschätzung) unterscheiden sich
nicht. In der 5. koordinierten Bevölkerungsvorausschätzung wird jedoch nur die Untergruppe der Lebendgebo
renen mit deutscher Staatsangehörigkeit berücksichtigt.

Lebendgeburten

Bevölke rungsvo rausschätzung
Datennachweis: 1972 bis 1999

Begriffsinhalt:

Der BegriffLebendgeburten entspricht dem Begriff >>> Lebendgeborene. Zu Einzelheiten siehe dort.

In der 5. koordinierten Bevölkerungsvorausschätzung werden nur Lebendgeborene mit deutscher Staatsange-
hörigkeit berechnet. Hierzu zälrlen ehelich Lebendgeborene mit mindestens einem deutschen Elternteil sowie
nichtehelich Lebendgeborene von einer Deutschen.

Leder

Index der Großandelsverkaufsp reise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Ausgewählte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 6l "Leder" des Systematischen Warenverzeichnisses
für die Industriestatistilq Ausgabe 1975 bzut. des Systematischen Güterverzeichnisses für die Produktionsstati-
stiken, Ausgabe 1982.

Einbezogen sind Flächen- und Gewichtsleder (d.s. Oberleder, Futterleder, Sonstige Flächenleder, Gewichtsle-
der, nichtjedoch Lederabfälle und Lederaustauschstoffe sowie veredelte Leder).

Lederwaren und Schuhe

Index der Großhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:

Ausgewählte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 62 "Lederwaren und Schuhe" des Systematischen Wa-
renverzeichnisses für die Industriestatistilg Ausgabe l975bzvt. des Systematischen Güterverzeichnisses für die
Produktionsstatistiken, Ausgabe I 982.

Einbezogen sind Sattler-, Feintäschner- und Galanteriewaren aus Leder sowie Schuhe.

Nicht berücksichtigt werden technische Artikel aus Leder, Kunstlederartikel, Arbeitsschutzartikel, Lederhand-
schuhe und Schuhbestandteile.
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Leerstehende Wohneinheiten

Gebäude- und Wohnungszählung 1987

Begriffsinhalt:
Eine >>> Wohneinheit (Wohnung/ sonstige Wohneinheit) gilt als leerstehend, wenn Sie am Erhebungsstichtag

Czi. rta"i 1987) weder vermietet war, noch vom Eigentümer selbst genutzt wurde.

Legehennenhaltungen

Landwi rtschaftszählung 197 1

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe, die Legehennen halten'

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung eines Inhabers (des

Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen'landwirtschaftliche Er-

zeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftliJh genutzte Fläche mindestens l0% ihrer Waldfläche be-

trägt.
AIs Legehennen gelten Hühner, die zur Erzeugung von Eiern bestimmt und mindestens l/2 Jahr alt sind'

Als Halten von Legehennen gilt daq Unterbringen von Legehennen in den Ställen und aufden Flächen eines

landwirtschaftlichen Betrieul oazu gehören auch etwaige in Pension aufgenommene Legehennen'

Nicht in den Nachweis der Legehennenhaltungen sind >>> Forstbetriebe einbezogen, die Legehennön halten'

Landwirtschaftliche Betriebe, die im Berichtszeitpunkt mehrere Tierarten halten, werden bei jeder dieser Tier-

arten als Tierhaltung geÄhlt.
Die Begriffe Legehennenhaltungen und "landwirtschaftliche Betriebe mit Legehennen"
(Landwirtschaft szählung I 97 I ) sind synonym.

Legerassen

Geflügelstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
>>> Eingelegte Bruteier bzw. >>> geschlüpfte Küken für die Aufzucht von Legehennen, die anr Erzeugung

von Konsumeiern bestimmt sind, untergliedert in:

- z\rZucht und Vermehrungund
- zum Gebrauch.

Andenrngen im Zeitablauf:
Vor 1973 wurden Enten-, Gänse-, Trut- und perlhühnerktiken (zur Zucht und Vermehrung) sowie Perlhühner-

küken (Gebrauchsschlachtküken) nicht nachgewiesen; dacselbe gilt für eingelegte Bruteier von Gänsen und
perlhühnern. yor l9l2waren zur Mast aussortierte Hahnenkükin sowie eingelegte Bruleier von Enten und

Truthühnern nicht enthalten. Vor 1970 wurden anr Zuchtund Vermehrung bestimmte Lrgehennen und

Schlachthühner bzw. eingelegte Bruteier für die Erzeugung von Legehennen und Schlachthühnern nicht aus-

gewiesen.

Lehramtsprüfung für allgemeine Schulen/berufliche Schulen

1. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1972
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2. Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1973

Begriffsinhalt:
Für eine bestimmte Schulart abgelegte Lehramtsprüfung bzw. erteilte Unterrichtsberechtigung.

Ein Lehrer muß nicht an der Schulart unterrichten, für die er seine Lehramtsprüfrrng abgelegt hat. Der Begriff
Lehramt bezieht sich hier nicht auf die rechtliche Stellung des Lehrers. Bundeseinheitliche Definitionen und
Abgrenzungen für die verschiedenen Lehramtsbezeichnungen gibt es nicht.

Nachgewiesen werden hauptberuflich voll- und teilbeschäftigte >>> Lehrer sowie nebenberufliche Lehrer.

Lehramtsstudenten

Studentenstatistik
Datennachweis: ab Wintersemesaer 197 617 7

Begriffsinhalt:
>>> Studenten, die als Studienabschluß die Staatsprüfung für ein Lehramt an Schulen anstreben.

Dabei ist es gleichgültig an welcher >>> Hochschule (2.B. >>> pädagogische Hochschule, >>> Universität,
>>> Gesamthochschule) und welche Fächer sie studieren.

Lehrer

1. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

2. Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
AIs Lehrer gelten alle Personen, die ganz oder teilweise im Rahmen gesetzlich oder vertraglich festgesetzter
Pflichtstunden an Schulen der allgemeinen oder der beruflichen Aus- und Fortbildung unterrichten bzw. unter
Berücksichtigung von Anrechnungsstunden eine Schule leiten.
Dabei ist es unbedeutend, ob es sich um öffentliche oder private Schulen handelt.
Zu den Schulen des allgemeinen Schulwesens rechnen >>> Schulkindergärten, >>> Grundschulen,
>>> Hauptschulen, >>> Sonderschuten, >>> Realschulen, >>> Gymnasien, >>> Gesamtschulen,
>>> Abendrealschulen, >>> Abendgrmnasien und >>> Kollegs sowie die Technischen Oberschulen in Baden-
Württemberg und die Berufsoberschulen in Bayern, die aus statistischen Gründen den Kollegs zugeordnet wer-
den.
Zu den Schulen des beruflichen Schulwesens rechnen >>> Berufsschulen, >>> Berufssonderschulen,
>>> Berufsaufbauschulen, >>> Berufsfachschulen, >>> Fachoberschulen und >>> Fachgrmnasien,
>>> Fachschulen und >>> Schulen des Gesundheitswesens.
Hauptberufliche Lehrer stehen in einem Beamten-, Angestellten- oder sonstigen Dienstverhätnis und sind mit
voller Pflichtstundenzahl tätig (vollbeschäftigte Lehrer) oder ihre Pflichtstundenzahl ist aufgrund länderspezifi-
scher Regelungen bis zl50oÄ ermäßigt worden (teilbeschäftigte Lehrer).
Nebenberufliche Lehrer sind stundenweise beschäftigt, d.h. sie erteilen weniger als 50To der vorgeschriebenen
Pfl ichtstunden eines vollbeschäft igten Lehrers.
Lehrer, die an mehreren Schulen unterrichten, werden in der Regel mehrfach gezählt - und zwar jeweils unter
dem entsprechenden Beschäft igungsverhältnis.
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Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:
>>> Beschäftigte werden je nach ihrer Qualifikation Leistungsgruppen zugeordnet, um eine grobe Untergliede-

rung von Ergebnissen Udr Verdienste, durchschnittlich bezahlte Wochenstunden' Mehrarbeitsstunden u.ä. zu

ermöglichen.

1. Verdiensterhebung in Industrie und Handel (nur Arbeiter)
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Bei den >>> Arbeitern werden die folgenden drei Leistungsgruppen unterschieden, wobei die Leistung§grup
p" t a.n Facharbeitern, die Leistungsgruppe 2 den angeleinien fubeitern und die Leistungsgruppe 3 den Hilfs-
arbeitern entspricht.
Leistungsgruppe l: Arbeiter, die auf Grund ihrer Fachkenntnisse und Fähigkeiten mit Arbeiten beschäftigt

werden, welche als besondeis schwierig oder verantworturngsvoll oder vielgestaltig anzusehen sind. Die Bef:ihi-

grrngkann durch abgeschlossene LehrJoder durch langiährige Beschäftigungbei entsprechenden Arbeiten er-

worben sein. In den Tarifen sind die Angehörigen dieser Gruppe meist als Facharbeiter, auch qualifizierte oder

hochqualifizierte Facharbeiter, Späzialfa--charbeiter, Facharbeiter mit meisterlichem Können, Meister und Vor-

arbeiter im Stundenlohn, Betriebihandwerker, gelernte Facharbeiter, Facharbeiter mit Berufsausbildung und

Erfahrung und ähnlich bezeichnet.

Leistungsgruppe 2: Arbeiter, die im Rahmen einer speziellen, meist branchengebundenen Tätigkeit mit
gleichmä.öig wiederkehrenden oder mit weniger schwierigen und verantwortungsvollen Arbeiten beschäiftigt

ircrden, nir-aie keine allgemeine Berufsbefäh-igung vorauigesetrt werden muß. Die Kenntnisse und Fähigkeiten

für diese Arbeiten haUeridie Arbeiter meist im-Rahmen einer mindestens drei Monate dauernden Anlernzeit

mit oder ohne Abschlußprüfung erworben. In den Tarifen werden die hier erwähnten Arbeiter meist als Spezi-

alarbeiter, qualifizierte ängeteÄte Arbeiter, angelernte Arbeiter mit besonderen Fähigkeiten, angelernte Arbei-

ter, vollwertige BetriebsarLiter, angelernte Hilfshandwerker, Betriebsarbeiter und ähnlich bezeichnet'

Leistungsgruppe 3: Arbeiter, die mit einfachen, als Hilfsarbeiten zu bewertenden Tätigkeiten beschäiftigt sind'

für die eine fachliche Ausbiliung auch nur beschränkter Art nicht erforderlich ist. In den Tarifen werden diese

Arbeiter meist als Hitfsarbeiter, ungelernte Arbeiter, einfache Arbeiter und ähnlich bezeichnet.

2. Verdiensterhebung in Industrie und Handel (nur Angestellte)
Datennachweis: ab 1962

LeistungsgrupPen

Begriffsinhalt:
Bei den >>> Angestellten werden die folgenden vier Leistungsgruppen unterschieden:

Leistungsgruppe II: Kaufmännische bzw. technische Angestellte mit besonderen Erfahrungen und selbständi-

gen Lei;üngen in uerrnt*ortlicher Tätigkeit mit eingeschränkter Dispositionsbefugnis, die Angestellte anderer

iatigk.it.gÄppen einzusetzen und verwantwortlich zu unterweisen haben; ferner Angestellte mit umfassenden'

kaufm:innischen oder technischen Kenntnissen; außerdem Angestellte, die als Obermeister, Oberrichtmeister

oder Meister mit hohem beruflichen Können und besonderer Verantwortung großen Werkstätten oder Abtei-
lungen vorstehen.

Leistungggruppe III: Kaufmännische bzw. technische Angestellte mit mehrjähriger Berufserfahnrng oder be-

sonderen Fachkenntnissen und Fähigt<eiten bzw. mit Speziattlitlgfeiten, die nach allgemeiner Anweisung selb
ständig arbeiten, jedoch in der Regel keine Verantwortung für die Tätigkeit anderer.tragen- Außerdem Ange-

stellte}nit qualifizierter Tätigkeit,-die die fachlichen Erfahrungen eines Meisters, Richtmeisters oder Gießerei-

meisters 
"uh*is.n, 

bei erhöhter Verantwortung größeren Abteilungen vorstehen und denen Aufsichtspersonen

und Hilfsmeister unterstellt sind.

Leistungsgruppe IV: Kaufmännische bzw. technische Angestellte ohne eigene EntscheidungStefugnis in einfa-

cher Talifreiiiaeren Ausübung eine abgeschlossene Berufsausbildung oder durch mehrjährige Berufstätigkeit,

den erfolgreichen Besuch eineiFachschule oder privates Studium ernorbene Fachkenntnisse voraussetzt; au-

ßerdem Ängestellte, die als Aufsichtspersonen einer kleineren Zahl von überwiegend ungelernten Arbeitern
vorstehen, sowie Hilfsmeister, Hilfswerkmeister oder Hilfsrichtmeister.
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Leistungsgruppe V: Kaufmännische bzw technische Angestellte in einfacher, schematischer oder mechani-
scher Tätigkeit, die keine Berufsausbildung erfordert.
Nicht einbezogen werden kaufmännische bzw. technische Angestellte in leitender Stellung mit voller Auf-
sichts- und Dispositionsbefugnis (Leistungsgruppe D.

Anderungen im Zeitablauf:
Ab 1973 werden Meister im Angestelltenverhältnis einbezogen und zu den technischen Angestellten gerechnet.

Letzte inländische Venvendung (von Gütern)

Volkswi rtsch aftliche Gesamtrechnun gen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Im Rahmen der Verwendungsrechnung des Sozialprodukls Summe aus >>> letztem Verbrauch (>>> hivater
Verbrauch und >>> Staatwerbrauch) und >>> Bruttoinvestionen (>>> Anlageinvestitionen und Vorratwerän-
derung).

Begriffsbeziehungen:
l. Letzter Verbrauch

Privater Verbrauch
Staatwerbrauch

+ Bruttoinvestitionen
Anlageinvestitionen
Vorratweränderung

= Letzte inländische Verwendung von Gütern
+ Außenbeitrag

Ausfuhr
- Einfuhr
: Bruttosozialprodukt

2. Letzte inländische Verwendung von Gütern
+ Ausfuhr
: Letzte Verwendung von Gütern
- Einfuhr

: Bruttosozialprodukt

Letzter Verbrauch

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Summe aus >>> Privatem Verbrauch und )>> Staatwerbrauch

Letzte Verwendung von Gütern

Volkswi rtschaftliche Gesamtrech nungen
Datennachweis: ab 1960
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Begriffsinhalt:
Im Rahmen der Verwendungsrechnung des Sozialprodukts Summe aus der >>> letzten inländischen Verwen-

dung und der >>> Ausfuhr von Gütern.

Begriffsbeziehungen:
Letzter Verbrauch

Privater Verbrauch

Staatwerbrauch
+ Bruttoinvestitionen

Anlageinvestitionen
Vorratweränderung

: Letzte inländische Verwendung von Gütern

+ Ausfuhr
: Lelzte Verwendungvon Gütern

- Eintuhr
: Bruttosozialprodukt.

Leuchtmittelsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

zwecke I DM je laufender Meter
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Begriffsinhalt:
Dem Bund zustehende Verbrauchsteuer, die von der Zollverwaltung verwaltet wird.

Die Leubhtmittelsteuer wird auf elektrische Glühlampen und Entladungslampen erhoben, die im Geltungsbe-

reich des Leuchtmittelsteuergesetzes @undesrepubli[ Deutschland einschließlich Berlin (West) bzw. seit 3.10.

1990 Deutschland mit Ausnahme der Zollausscirlüsse und Zollfreigebiete) hergestellt oder in dieses Gebiet ein-

geführt werden.

Dabei wird unterschieden zwischen Kraftfahrzeuglampen, anderen elektrischen Glühlampen und Entladungs-

lampen, bei denen es wiederum jeweils zwei Unteiarten (2.8. stab oder röhrenförmige/ andere Glühlampen)

giUt. Insgesamt bestehen Steueriätze für 29 Gruppen von Lampen. Von einer Ausnahme abgesehen werden die

ö.pp"rinr.h der unterschiedlichen Leistungsaufnahme der Lampen in Watt gestaffelt.

Der Steuersatz für eine normale Allgebrauchslampe (Glühlampe in Standardausführung) bis 100 Watt beträgt

O,l3 DM, für eine Larnpe in andereiAusführung (2.8. Kerzen-, Tropfen- oder Pildorm) bis 100 Watt

0,18 DM.
Steuerschuldner ist der Hersteller der Leuchtmittel bzw. bei der Einfuhr der Zollbeteiligte, wobei die für Zölle
geltenden Vorschriften sinngemäß Anwendung fi nden.

Von der Besteuerung ausgenommen sind Lampen, die nicht im eigentlichen Sinne der Beleuchtung dienen

(2.8. Entladungplampen iir Werbezwecke) odär deren Leuchtkraft unerheblich ist. Hiera-r rechnen u.a. Signal-

iurnp.n, die ent-sprechend ihrem Zweckgebaut sind, Sonderlampen für technische Prüf- und Meßverfahren und

für medizinische Untersuchungen, elektlsche Metalldrahtlampen für Spannungen bis nt 42Yolt, soweit ihre

Leistungsaufnahme 15 Watt nicht übersteigt.

Ebenfalls unversteuert, unter Steueraufsicht, bleiben Leuchtmittel, die in einen anderen Herstellungsbetrieb

oder nach Einfuhr zur weiteren Bearbeitung in einen Herstellungsbetrieb verbracht, von einem Herstellungsbe-

trieb, einem Ausfuhrlager oder bestimmten anderen Betrieben aus dem Erhebungsgebiet ausgeführt oder zu ei-

nem besonderen Zollverkehr oder einer aktiven Veredelung bei der keine der Leuchtminelherstellung dienen-

den Handlungen vorgenommen werden, abgefertigt werden.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis Juli 1974 wurden auch Brennstifte zu elektrischen Bogenlampen, Glühkörper zur Erhöhung der Leucht-

kraft von Flammen und Leuchtröhren für Werbezwecke besteuert.

Die Besteuerung für elektrische Glühlampen und Entladungslampen betrug bis zur Einführung des Stücksteu-

ersystems am t.s. tsz+ l0 v.H. ihres listinmäßigen Kleinverkaufspreises und bei Leuchtröhren für Werbe-



Liefer-, Lastkraftwagen und sonstige Straßenfahueuge

Außenhandelsstatistik
Dateonachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warennummern) des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistih die im wesent-
lichen den Warengruppen
Liefer- und Lastkraftwagen Warengruppe 3313
Kommunalfakzeuge
Omnibusse und Obusse
Straßenzugmaschinen
Kraflfahrzeuganhänger
Gespannfahrzeuge

3314
33 l5
3321
3345
3347

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik Ausgabe 1970bn»t. 1975 oder des Systema-
tischen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken (GP), Ausgabe 1982, entsprechen und zu den
>>> Investitionsgütern zählen.

AIs Investitionsgüter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter
gekauft werden.

Im wesentlichen zählen dazu Lastkraftwagen, Sattelzugmaschinen, Kraftomnibusse, Feuerwehrkraftwagen,
Kommunalfahrzeuge, andere Kraftwagen zu besonderen Zwecken (2.8. LKW-Betonmischer), Krafffahrzeu-
ganhänger und Gespannfah fiLeuge.

Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die
Industriestatistik (WI) umgeschlüsselt. Da im WI die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen,
im WA dagegen nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Ge-
genüberstellung geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgütern und Investitionsgütern erfolgt in Anlehnung an die Waren-
auswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitionsgüter und Ver-
brauchsgüter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:
In den älteren Segmenten des Statistischen Informationssystems des Bundes wurden von 1960 bis 1974
"Liefer-, Lastkraftwagen und sonstige Straßenfahrzeuge" unter "Liefer- und Lastkraftwagen (einschl. Kombi-
nationskraftwagen, Zugmaschinen und Anhänger)" nachgewiesen.

Begriffsbeziehungen:
Nur zu den Liefer-, Lastkraftwagen und sonstigen Straßenfahrzeugen zählen die Kraftwagen zu besonderen
Zwecken. Nur zu den Liefer- und Lastkraftwagen (einschl. Kombinationskraftwagen, Zugmaschinen und An-
hänger) rechnen die Kombi nat i onskraftwagen (Warenklasse 3 3 I 2).

Liefer- und Lastkraftwagen, Omnibusse und
Straßenzugmaschinen

1. Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: 1962 bis 1976

2. Index der Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren/ Güter (Waren-/ Güterarten) aus den Waren-/ Güterklassen

Liefer- und Lastkraftwagen Waren-/ Güterklasse 3313
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Lastwagen mit Spezialaufbauten

Omnibusse und Obusse

Straßenzugmaschinen
tr

3314
33 l5
3321

des systematischen warenverzeichnisses für die Industriestatistih bzw. des systematischen Güterverzeichnis-

."r ni" Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgütern zählen.

AIs Investitionsgüter gelten WarerV Güter, die von der Industrie hergestellt werden' als technisch fertig
(investitionsreig angeietren werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter

gekauft werden.

Zur Waren-lGüterklasse Lastwagen mit Spezialaufbauten rechnen Motorcaravans, Abschleppwagen, LKw-
Betonmischer, LKW-Betonpu*[n u.ä. Fährzeuge. Die Begrifre "Liefer' und Lastkraftwagen" und Liefer- und

Lastkraftwagen, Omnibusse und Straßenfahrzeuge sind synonym'

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Liefer- und Lastkraftwagen, Omnibusse und Straßenzugmaschinen rechnenden Fahr-

zeug,e auf aer crunoage aes Systematischen Güi-erverzeichnisses für Produktionsstatistiken weicht von der

cti.a.*ng nach dem §ystemaiischen warenverzeichnis für die Industriestatistik (Liefer- und Lastkraftwagen,

Kommunalfahrzeuge) ab.

Lieferungen aus/nach Berlin (West)

Statistik des Warenverkehrs mit Berlin (West)

Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Lieferungen von Waren, für die im Güterverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West)

Warenbegleitscheine erforderlich sind.

Erfaßt werden alle Warentransporte im Eisenbahn-, Straßen- und Binnen schiffwerkehr' nicht jedoch Luft-
frachtsendungen sowie Post- und Kleinsendungen.

Einbezogen ist auch der Warenverkehr zwischen Berlin (West) und dem Ausland' wenn die Sendungen auf
dem We!,e von oder nach Berlin durch das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland verbracht werden. Ausge-

norn^.rirind Lieferungen von Waren, deren Versandort im Ausland liegt und die mit im Ausland zugelasse-

nen Transportmitteln nach Berlin bef<jrdert werden.

Umzugs- und Erbschaftsgut, gebrauchtes Verpackungsmaterial, Mustersendungen, Geschenke und sonstige

Sendu-ngen ohne Handelswert sind im Wert der Lieferungen nicht enthdten.

Lieferungen des Bundesgebietes

statistik des warenverkehrs mit der ehem. DDR und Berlin (ost)
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Verbringen von Waren aus dem Bundesgebiet in die Deutsche Demokratische Republik einschließlich Berlin
(Ost).

Die Lieferungen umfassen im wesentlichen alle Waren, die für den Ge- oder Verbrauch, zur Bearbeitung oder

Verarbeitung geli efert werden, sowie Rückwaren und Ersatzlieferungen.

Nicht zu den Lieferungen des Bundesgebietes rechnen die Durchfuhr, d.h. die Lieferung von Waren aüs dem

Ausland durch die Bundesrepublik uni das Gebiet der ehem. DDR unmittelbar ins Auslan4 der Durchgang

der die Warenlieferungen aus dem Ausland durch die Bundesrepublik in das Gebiet der ehem. DDR erfaßt' und

Warenlieferungen aus der Bundesrepublik durch das Gebiet derehem. DDR in das Ausland, die Teil der

>>> Warenausfuhr sind.

Waren sind alle beweglichen Sachen. In den Ergebnissen sind nicht enthalten: Lieferungen von Eneryie sowie

alle Sendungen, für die nach den Verfahrenworschriften für den Warenverkehr mit der ehem. DDR keine Er-

klärungen, öenehmigungen oder Begleitscheine zum Verbringen der Waren erforderlich sind. Dies sind u'a'
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mit der Post oder der Eisenbahn aus dem Bundesgebiet verbrachte Briefe, Päckchen, Pakete und Expreßgutsen-
dungen sowie Wertpakete mit einer Wertangabe bis zu 500 DM soweit alle diese vorgenannten Sendungen
bestimmte Gewichtsgrenzen nicht überschreiten und keine zum Handel bestimmte Waren enthalten.

Die Warenwerte hziehen sich im allgemeinen auf Rechnungswerte. Bei den Lieferungen nach Veredelung ist
der volle Warenwert einschließlich der Veredelungskosten angesetzt.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1969 wurden die >>> Rüclcwaren und Ersatzlieferungen nicht erfaßt.

Begriffsbeziehungen:
Die Lieferungen iles Bundesgebietes sind kein Bestandteil der Warenausfuhr (Außenhandelsstatistik). In die
>>> Ausfuhr (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) sind die Lieferungen des Bundesgebietes dagegen ein-
bezogen.

Linienlänge

Statistik der Personenbeftirderung im Straßenverkehr
Datennachweis: 1952 bis 1980

Begriffsinhalt:
Länge einer zur Personenbef<irderung eingerichteten, genehmigungspflichtigen Verkehrwerbindung mit vorge-
schriebenen Ein- und Ausstiegsstellen.
Bei jeder dieser Verkehrwerbindungen (Linien), für die am Erhebungsstichtag eine Genehmigung zum regel-
mäßigen Betrieb erteilt war, wird die einfache Länge gemessen. Dabei ist es gleichgültig ob am Stichtag Ver-
kehr aufdiesen Linien statfand oder nicht.
Führen mehrere Linien über die gleiche Wegstrecke, so wird dieses Teilstück bei jeder Liniö mitgerechnet.

Anderungen im Zeitablauf:
Von 1952 bis 1968 galt als Stichtag der 30.6., ab 1969 der 30.9. Ab Berichtsjahr 1984 sind die Längen von
Plov-Linien nicht mehr enthalten.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zur Linienlänge gibt es bei der Erfassung der >>> Streckenlänge keine Mehrfachzählungen.

Linienverkehr

1. Statistik der Personenbef-rirderung im Straßenverkehr
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:
Genehmigungspflichtiger regelmäßiger Verkehr zur Personenbeforderung im StralJenverkehr mit bestimmten
Ausgangs- und Endpunkten und vorgeschri ebenen Haltestel len.
Der Linienverkehr umfallt den Verkehr mit >>> Stadtbahnen, >>> Straßenbahnen herkömmlicher Bauart,
>>> Obussen sowie >>> Kraftomnibussen und Personenwagen, sofern diese eine regelmäißige Verkehrwerbin-
dung herstellen.

Eingeschlossen sind die Sonderformen des Linienverkehrs, die der regelmäßigen Beforderung bestimmter
Fahrgastgruppen unter Ausschluß anderer Fahrgägte dienen, z.B. Schülerfahrten, Markt- und Theaterfahrten.
Der Linienverkehr umfallt auch den >>> Freigestellten Schülerverkehr, d.h. den unentgeltlichen Transport von
Schülern zwischen Wohnort und Schule, sofern er von Unternehmen durchgeführt wird, die auch genehmi-
gungspflichtigen Strallenpersonenverkehr betreiben. Der Freigestellte Schülerverkehr ist dagegen nicht ge-
nehmigungspflichtig.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis Ende 1968 wurde der Freigestellte Schülerverkehr nicht berüclsichtigt.
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Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zum Linienverkefu wird beim >>> Gelegenheitsverkehr (Statistik der Personenbef«irderung im

Straßenverkehr) der n1ct t r.g.trnäßige Verkehr zur Personenbeförderung im Straßenverkehr erfafJt, bei dem

ausschließlich Kraftomnibuä und personenkraftwagen als Transportmittel eingesetä werden.

2. statistik des gewerblichen Luftverkehrs auf ausgewählten Flugplätzen

Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:
Jede öffentliche zwischen bestimmten Flugplätzen eingerichtete, regelmäßige Fluryerbindung mit Beforde-

rungspflicht nir personen, fracht und Post-, für die deÄ durchführenden Lufffahrtunternehmen eine Genehmi-

grrng erteilt wurde.

Löhne und Gehälter

1. Handwerkszählung 1977

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung der >>> Bruttolohnsumme, >>> Bruttogehaltsumme und der >>> Sozialkosten'

Zu äenlöhnen und Gehältern zählen alle Bruttobezüge @ar- und Sachbezüge) der Arbeiter'_Angestellten und

Auszubildenden, die Beiträge zu den Sozialkassen dei Baugewerbes (Lohnausgleichs-' Ur!a1bs-' Zusatzversor-

gungskasse), die Winterbatirmtage, die ArbeitgeberbeitrzgJ zur Sozialversicherung und die Beiträge zur Be-

rufsgenossenschaft.

Nicht enthalten sind die Entgelte (privatentnahmen) für >>> Tätige Inhaber (und Mitinhaber) und für die

>>> unbezahlt mithelfenden Familienangehörigen'

Nicht einbezogen sind ferner Erstattungen für Urlaub, Arbeitsausfälle u.dgl. durch Lohnausgleichskasse, Ur-

laubskasse oder Arbeitsamt, Vergütunfen, die nur Spesenersatz sind und allgemeine soziale Aufirrcndungen'

Erfaßt werden allb Löhne und Gehälter von >>> selbständigen Handwerksunternehmen und handwerklichen

>>> Nebenbetrieben nichthandwerklicher Unternehmen'

Z. lJUeitsstättenzählung 1970

Begriffsinhalt:
Bruttolohn- und -gehaltsumme, die von >>> Unternehmen bzw. >>> Arbeitsstätten im Kalenderjahr 1969 an

ihre >>> Arbeitnehmer gezahlt wurde.

Die Bruttolohn- und -gehaltsumme umfaßt alle tariflichen oder frei vereinbarten Zulagen (2.B. Akkord-'
Nachtarbeits- und schmu tzzulagen),Naturalvergütungen (2.B. Deputate), Vergütungen für ausgefallene Ar-

beitszeit (2.B. Urlaubsgeld), Zu;chisse Oes RrUeitgeUeis zum Krankengeld, Urlaubsbeihilfen' Entschädigungen

für nichtgewäfrrten Ur"laub, Gratifikationen, Gewinnbeteiligungen, Erfolgsprämien, Erfindergeld sowie vermö
genswirläame Leistungen nach dem Gesetz zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer v'
8.7.r96s (BGBI.I S. 58s).

Einbezogen sind ferner die Gehälter von Gesellschaftern, Vorstandsmitgliedern undanderen leitenden Kräften'

soweit sie steuerlich als >>> Einkünfte aus nichtselbständiger fubeit anzusehen sind' sowie Provisionen und

Tantiemen, die neben einem festen Gehalt gezahlt werden'

Nicht einbezogen sind die Pflichtanteile des Arbeitgebers zur Sozialversicherung Heimarbeiterlöhne' Zahlun-

gen aufgnrndäes Kindergeldgesetzes, allgemeine soziale Aufircndungen (2.B. fürKantinen' Werkskindergär-

ten, Erholungsheime ur*:.y, Sp"..nersatz, Bergmannsprämien für Bergleute unier Tage sowie Ruhegelder und

Betriebspensionen.

Die fubeitnehmer umfassen die >>> Beamten, >>> Angestellten, >>> Arbeiter und die >>> Nachwuchskräfte'

Die Löhne und Gehälter für 1969 werden im einzelnen für >>> Arbeitsstätten mit Löhnen und Gehätern und

für >>> Unternehmen mit Löhnen und Gehäiltern nachgewiesen. Daraus ergeben sich u.a. folgende Besonder-

heiten:

In den Lohn- und Gehaltsummen für 1969 sind auch die Löhne und Gehälter von Arbeitsstätten bzw' Unter-

nehmen enthalten, die zwar 1969 Arbeitnehmer beschäftigten, in denen aber am Zählungsstichtag(27 '5'1970)
nur noch >>> Tätige Inhaber und/ oder >>> Mithelfende Famillenangehörige tätig waren. Nicht in den Löh-
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nen und Gehältern für 1969 sind die Lohn- und Gehaltsummen von fubeitsstätten bzw. Unternehmen enthal-
ten, die
- zwtr für 1969 Löhne und Gehälter gezahlt hatten, aber am Zählungsstichtag nicht mehr existierten,
- erst 1970 gegründet wurden,
- 1969 keine Arbeitnehmer beschäiftiglen und folglich keine Löhne und Gehäter gezahlt hatten.

Bei allen anderen Arbeitsstätten bzw. Unternehmen wurden fehlende Lohn- und Gehaltsummen vom erheben-
den Statistischen Landesamt im Wege eines Schätzverfahrens ermittelt. Die Lohn- und Gesamtsummen von
Bundesbahn, Bundespost und Bundeswehr wurden bei den Zentralen jeweils für ganze Dienststellen erhoben
und auf die zugehörigen Afteitsstätten nach der Beschäftigtenzahl aufgeteilt.

Die Lohn- und Gehaltsummen von Unternehmen mit Löhnen und Gehältern umfassen u.a. auch die Löhne und
Gehälter von Unternehmensteilen, die nicht als Arbeitsstätten in der Arbeitsstättenzählung einbezogen wurden.
Dazu zählen insbesondere die Löhne und Gehälter unternehmenszugehöriger Arbeitsstätten aus dem Bereich
der Land- und Forstwirtschafr. Einbezogen sind ferner die Löhne und Gehäter der im Jahre 1969 unterneh-
menszugehörigen Arbeitsstätten, die am Zählungsstichtag aber nicht mehr bestanden.

Begriffsbeziehungen:
Addiert man die >>) Lohnsumme und >>> Gehaltsumme (eweils Monatlicher Industriebericht, Monatsbericht
für Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe) bzw. die >>> Bruttolohnsumme
und die >>> Bruttogehaltsumme (ieweils Monatlicher Baubericht, Monatsbericht einschl. Auftragseingangser-
hebung im Bauhauptgewerbe, Erhebung bei den öffentlichen Elek:trizitätwersorgungsunternehmen, Erhebung
bei den Gasversorgungsunternehmen), so sind diese Summen vergleichbar abgegrenzt wie die Löhne und Ge-
hälter für 1969 und die >>> Bruttolohn- und Gehaltsumme (Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung bei
Unternehmen des Bauhauptgewerbes). Zu beachten ist jedoch u.a., daß die Löhne und Gehälter für 1969 auch
die Dienstbezüge der Beamten umfassen.

Löhne und Gehälter je Beschäftigten

Berechnung von Lohnstückkosten
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die Entwicklung der >>> Lohnsumme und >>> Gehaltsumme je >>> Beschäftigten im
>>> Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe.
Die Entwicklung der Löhne und Gehälter wird durch Meßzahlen der Lohn- und Gehaltsummen repräsentiert.
Die Lohn- und Gehaltsumme umfaßt die Summe der im Berichtskreis des Monatsberichts für >>> Betriebe (im
allgemeinen mit 20 Beschäftigten und mehr) im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe nachgewiesenen Brut-
tobezüge für Arbeiter und Angestellte.
Die Entwicklung der Beschäftigtenzahlen wird durch Meßzahlen der Anzahl der Beschäftigten im Berichts-
kreis des Monatsberichts für Betriebe (im allgemeinen mit 20 Beschäftigten und mehr) im Bergbau und im
Verarbeitenden Gewerbe repräsentiert.
Die Löhne und Geh2ilter je Beschäftigten werden über folgende Beziehung errechnet:

Meßzahl der Löhne und Gehälter (1980: 100)
x 100

Meßzahl der Besch2iftigten (1980: 100)
Die Meßzahlen der Löhne und Gehälter (bzw. der Beschäftigten) u,erden durch Division der Löhne und Gehäil-
ter (bzw. der Beschäftigten) im jeweiligen Berichtszeitraum durch die entsprechenden Löhne und Gehäter
(bzw. Beschäftigten) im Basiszeitraum ermittelt.

Löhne und Gehälter je Beschäftigtenstunde

Berechnung von Lohnstückkosten
Datennachweis: ab 1970
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Begriffsinhalt:
Meßgröße für die Entwicklung der >>> Lohnsumme und >>> Gehaltsumme je Beschäftigtenstunde im
>>> Bergbau und Verarbeitenden Geurerbe.

Die Entwicklung der Löhne und Gehäter wird durch Meßzahlen der Lohn- und Gehaltsummen repräsentiert.

Die Lohn- und Gehaltsumme umfaßt die Summe der im Berichtskreis des Monatsberichts für >>> Betriebe (im

allgemeinen 20 Beschliftigte und mehr) im >>> Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe nachgewiesenen Brutte
AeÄtgefür Arbeiter und Ängestellte.

Die Ennryicklung der Beschäftigtenstunden wird durch Meßzahlen der Beschäftigtenstunden repräsentiert. Als

Beschäftigtenstunden gelten diä tatsächlich geleisteten - nicht die bezahlten - Arbeitsstunden der Beschäiftigten'

Als Beschäftigte getten iätige Inhaber, Tätige Mitinhaber und Mithelfende Familienangehörige' soweit sie

mindestens ein Drittel der tiElichen Arbeitszeit tätig sind sowie alle Personen (einschl. Auszubildende, aber

ohne Heimarbeiter), die in einem arbeitsrechtlichen VerhZiltnis zum Betrieb stehen. Zu den Beschäftigtenstun-

den zä1len auch die geleisteten Mehrarbeitsstunden (2.B. Überstunden, Sonntagsstunden) nicht jedoch die be-

zahlten Ausfallstundin (2.B. wegen gesetzlichen Urlaubs, Krankheit, Betriebsferien)'

Die Beschäftigtenstunden werden schätzungpweise ermittelt, und zwar werden für jene Beschäftigten, die keine

>>> fubeiter sind, die durchschnittlich geleisteten Arbeiterstunden zugrunde gelegt. AIs.Arbeiter gelten dabei

alle Beschäftigten, die der versicherungspflicht in der Arbeiterrentenversicherung unterliegen.

Die Löhne und Gehälter je Beschäftigtenstundb werden über folgende Beziehung errechnet:

Meßzahl der Löhne und Gehälter (1980: 100)

Meßzahl der Beschäftigtenstunden (1980 : 100)

Die Meßzahlen der Löhne und Gehälter (bzw. der Beschäftigtenstunden) werden durch Division der Löhne und

Gehälter (bzw. der n..ctr:nigtenstunden) im jeweiligen Berichtszeitraum durch die entsprechenden Löhne und

Gehälter (bzw. Beschäftigtenstunden) im Basiszeitraum ermittelt.

Löhne und Gehätter je Produkteinheit

Berechnung von Lohnstückkosten
Daterrnachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Meßgröße flir die Entwicklung der >>> Lohnsumme und >>> Gehaltsumme (Löhne und Gehälter) je Produk-

teinheit im >>> Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe'

Die Entwicklung der produktion wird durch den >>> Index der Nettoproduklion repräsentiert. Für die Berech-

nung der Lohnk-osten je produkteinheit wird der "kalendermonatliche" Nettoprodulrtionsindex für "fachliche

Betriebsteile" verwendet, d.h. der Index ohne Ausschaltung von Kalenäerunregelmäßigkeiten.

Die Ennvicklung der Löhne und Gehälter wird durch Meßzahlen der Lohn- und Gehaltsummen repräsentiert'

Die Lohn- und Gehaltsumme umfalJt die Summe der im Berichtskreis des Monatsberichts für >>> Betriebe (im

allgemeinen 20 Beschäftigte und mehr) im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe nachgewiesenen Brutto
bezüge für Arbeiter und Angestellte.

Entsprechend dem Nettoproduktionsindex wird die Lohn- und Gehaltsumme für "fachliche Betriebsteile" be-

rechnet: Von der nir Setiiebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe nachgewiesenen Lohn- und Ge-

haltsumme werden die entsprechendJr Summen für die Wituchaftszweige SYPRGNi':24,35,65'21'71'
2180,3030, 6301,6355, 6357,6391 und 6499 in Abzuggebracht'

Die Löhne ünd Gehälter je Produkteinheit werden über folgende Beziehung errächnet:

Meßzahl der Löhne und Gehiilter (1980 = 100)

Index der Nettoproduktion (1980: 100)

Die Meßzahlen der Löhne und Gehälter werden durch Division der Löhne und Gehälter im jeweiligen Be-

richtszeitraum durch die entsprechenden Löhne und Gehälter im Basiszeitraum ermittelt. Als Index der Netto
produlrtion wird hier der kalendermonatliche Index der Nettoprodulrtion verrrrendet'

Neben dem Nachweis der Löhne und Gehälter je Produkteinheit für den Bergbau und daq Verarbeitende Ge-

werbe erfolgt auch ein Nachweis der entsprechänden Beziehungszahlen für das >>> Verarbeitende Gewerbe,

für daq >>> Grundstoffund Produktionsgütergewerbe, für daq i>> Investitionsgüter produzierende Gerrrerbe,

für das >>> Verbrauchsgüter produziereide Gwerbe und das >>> Nahrungs- und Genußmittelgewerbe'
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Löhne und Gehälter je Umsafzeinheit

Berechnung von Lohnstückkosten
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die Entwicklung der >>> Lohnsumme und >>> Gehaltsumme je Umsatzeinheit im >>> Bergbau
und Verarbeitenden Gewerbe.

Die Entwicklung der Löhne und Gehälter wird durch Meßzahlen der Lohn- und Gehaltsummen repräsentiert.

Die Lohn- und Gehaltsumme umfaßt die Summe der im Berichtskreis des Monatsberichts für >>> Betriebe (im
allgemeinen 20 Beschäftigte und mehr) im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe nachgewiesenen Bruttobezü-
ge für Arbeiter und Angestellte.
Im gleichen Berichtskreis wird der >>> Umsatz für Betriebe nachgewiesen. Die Entwicklung des Umsatzes
wird durch Meßzahlen des Umsatzes (Wertindizes) repräisentiert.

Der Umsatz umfaßt die Summe der Entgelte für Lieferungen eigener Erzeugnisse und für Leistungen, die von
Betrieben im Zusammenhang mit dem Betriebszweck erbracht werden.

Die Löhne und Gehälter je Umsatzeinheit werden über folgende Beziehung errechnet:

Meßzahl der Löhne und Gehälter (1980 = 100)
x 100

Meßzahl des Umsatzes (1980: 100)

Die Meßzahlen der Löhne und Gehälter (bzw. des Umsatzes) werden durch Division der Löhne und Gehälter
(bzw. des Umsatzes) im jeweiligen Berichtszeitraum durch die entsprechenden Löhne und Gehälter (bzw. des
Umsatzes) im Basiszeitraum ermittelt.

Lohnsteuer

1. Statistik über den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Besondere Erhebungsform der Einkommensteuer, die bei >>> Einktinften aus nichtselbständiger Arbeit durch
Abzug vom Arbeitslohn erhoben wird. Zur Abgrenzung des Arbeitslohns, nach dem die Lohnsteuer erhoben
wird, siehe unter >>> Bruttolohn.
Die Höhe der Lohnsteuer eryibt sich aus amtlichen Tabellen unter Berücksichtigung der Eintragungen auf der
Lohnsteuerkarte (2.B. Steuerklasse, Familienstand, Kinder). In die Tabellen sind der Steuerklasse entsprechend
ein Arbeitnehmer-Freibetrag, ein Werbungskosten-Pauschbetrag, ein Sonderausgaben-Pauschbetrag, eine Vor-
sorgepauschale, die ab 1983 bei nicht rentenversicherungspflichtigen Arbeitnehmern eingescfuänkt (besondere
Lohnsteuertabelle) ist, ein Haushaltsfreibetrag und ein Kinderfreibetrag eingearbeitet.
Die Eintragung weiterer Freibeträge erfolgt teils von Amts wegen (2.B. Altersfreibetrag), teils durch das Fi-
nanzamt auf Antrag. Wegen des Einkommensteuertarifs siehe unter >>> Veranlagte Einkommensteuer.
Die Lohnsteuer ist vom Arbeitgeber bis zum 10. Tage nach Ablaufjedes Kalenöermonats an dos Finanzamt ab
zuführen, sofern die einbehaltene Lohnsteuer beim Arbeitgeber im vorangegangenen Kalenderjahr mehr als
6 000 DM betragen hat, andernfalls erfolgen Vierteljahreszahlungen oder ggf. Jahreszahlungen.
Das Lohnsteueraufl<ommen folgt somit der Lohnzahlung um mindestens einen Monat.
Übersteigt die im Laufe eines Kalenderjahres einbehaltene Lohnsteuer die auf den Jahresarbeitslohn enfallende
Lohnsteuer, so wird der Unterschiedsbetrag - sofern ein Lohnsteuerjahresausgleich durchgeführt wird - erstat-
tet.
Die Lohnsteuer ist eine Gemeinschaftsteuer von Bund und Ländern, an der die Kommunen durch den Gemein-
deanteil an der Lohn- und Einkommensteuer beteiligt sind.
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Anderungen im Zeitablauf:
Das Einkommensteuerrecht wurde im Zeitablauf häufig geändert; von den i\nderungen waren überwiegend der

Einkommensteuertarif und die Freibeträge des Einkommensteuerpfl ichtigen betroffen'

Näheres entnehmen sie bine den jeweiligen Einkommensteuergesetzen.

Begriffsbeziehungen:
Die Lohnsteuer stellt eine besondere Erhebungsform der Einkommensteuer dar. Unter bestimmten Vorausset-

^ng"n 
wird auch bei Arbeitnehmern, bei denin Lohnsteuer einbehalten wir4 eine Veranlagung zur Einkom-

men-steuer durchgeführt. Hierbei kommt es häufig zu Erstattungen, die aus dem Aufl<ommen an veranlagter

Einkommensteue; (statistik über den steuerhaust att; geleistet rrrerden; zu weiteren Einzelheiten siehe dort.

Als kassenmäßige Steuereinnahme unterscheidet sich die Lohnsteuer der Statistik über den Steuerhaushalt

(Lohnsteueraufkommen) von der >>> Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen (aus der Lohnsteuerstatistik).

Weitere spezielle Unterschiede im statistischen Nachu,eis: Das Lohnsteueraufkommen ist bereits um folgende

Zulagenund prämien gekürzt: fubeitnehmersparzulage nach dem Vermögensbildungsgesetz, fubeitnehmerzu-

lage nach dem Berlinforderungsgesetz und Bergrnannsprämien'

Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen

Lohnsteuerstatistik
Datennachweis: ab 196l

Begriffsinhalt:
Summe der gemäß Nachweis in der Lohnsteuerkarte vom Arbeitgeber einbehaltenen und abgeführten Beträge

ggf. nach Aüzug der im Lohnsteuer-Jahresausgleich erstatteten oder verrechneten Beträge.

Die >>> Lohnsteuer ist eine besondere Erhebungsform der Einkommensteuer, die bei Lohneinkünften vom Ar-

beitgeber einbehalten und an d's Finanzamt abgeführt wird'

Die Lohnsteuer (Jahreslohnsteuer) bemißt sich nach dem Arbeitslohn, den der Arbeitnehmer im Kalenderjahr

@rhebungszeitraum) bezogen hailJatrresarbeitslohn). Zur Abgterutng des Arbeitslohns, nach dem die Lohn-

steuer berechnet wird, siehe unter >>> Bruttolohn.

Die Höhe der einbehältenen Lohnsteuer, die vom laufenden Arbeitslohn erhoben wird, ergibt sich aus amtli-
chen Lohnsteuertabellen unter Berücksichtigung der Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte (2.B. Steuerklasse,

Familienstan d, Zahlder KinderfreiUetragel. einlragungen weiterer Freibeträge in der Lohnsteuerkarte erfolgen

teils von Amts wegen (2.B. Altersfreibetrag), teils durch das Finanzamt auf Antrag'

In die Lohnsteuertabellen sind nach Steuerklassen und Zahl der Kinderfreibeträge eingearbeitet: Arbeitnehmer-

freibetrag, pauschbeträge für Werbungskosten und Sonderausgpben, Vorsorgepauschale, Haushaltsfreibetrag

(Steuerklasse II) usw.

Der Unterschiedsbetrag zwischen der Jahreslohnsteuer und der für den Lohnzahlungszeitraum einbehalteneit

und abgeführten Lohniteuer wird, sofern ein Lohnsteuer-Jahresausgleich durchgeführt wir4 erstattet oder ver-

rechnet. Der Lohnsteuer-Jahresausgleich kann sowohl vom Arbeitgeber als auch aufAntragvom Finanzamt

durchgeführt werden; im letzten Fall ist nur eine Ershtnrng möglich'

Nachgewiesen wird die Lohnsteuer der >>> Lohnsteuerpflichtigen. Lohnsteuerpflichtige sind natürliche Perso-

o.n, ä'i. als unbeschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmei der Einkommensteuer unterliegen; hierbei werden

Ehegatten, die beide fubeitslohn bezieh-en,,in der Regel jeweils als ein Lohnsteuerpflichtiger gezählt. Im

Nac[weis der (Jahres-)Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen wird bei

fubeitnehmer-Eheg3tten, für die ein gemeinsamer maschineller Lohnsteuer-Jahresausgleich durchgeführt wir4
die Jahreslohnsteuer für beide zusammen ermittelt; bei Eheg2tten, die anhand äer Lohnsteuerkarten (manuelle

Fäle) erfallt werden, werden jeweils die zusammengerechnäten Jahres Lohnsteuerbeträge ermittelt. Bei Lohn-

,t.u.rpfli.htigen die zur Einkommensteuer veranlagt werden und die neben Lohneinktinften noch andere steu-

erpnictrtige e'int<tinRe haben, wird im Nachweis diJnach dem eventuellen Lohnsteuerjahresausgleich durch

aen erUeltgeber einbehaltene Lohnsteuer nachgewiesen; bei Ehegatten mit jevreils eigenen Einkünften werden

diese Beträge zusammengerechnet.

Anderungen im Zcitablauf:
Die Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen wird erst seit 1968 dargestellt. Bis einschl' 1965 wurde bezüglich die

Lohnsteuer der >>> Lohnsteuerfiälle erfaßt und nachgewiesen: DiL Lohnsteuer der Ehepaare mit zwei Ein-

kommensbeziehern wurde bis 1965, dementsprechend bei jedem Ehegatten individuell erfaßt (einbehaltene
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Lohnsteuer gemäß den Eintragungen in der Lohnsteuerkarte). Dabei wurden auch die berücksichtigten Jahre-
sausgleichsbeträge nach bestimmten Verfahren aufgetei lt.
Auf die Höhe der Lohnsteuer haben sich ferner Anderungen der steuerrechttichen Vorschriften im Zeitablauf
ausgewirkt; von diesen i\nderungen sind ins besondere die Freibeträge und die Tarife betroffen worden.

Zu Einzelheiten siehe jeweilige Einkommensteuergesetze.

Heimreise von Ausländern, die aus Staaten außerhalb der EG stammen.

Begriffsbeziehungen:

Die Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen unterscheidet sich von der Lohnsteuer (Statistik über den Steuer-
haushalt) als kassenmäßige Steuereinnahme wie folgt:
Die Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen umfaßt die für das jeweilige Erhebungsjahr (Kalenderjahr) abzufüh-
renden Jahreslohnsteuerbeträge unter Berücksichtigrrng des Lohnsteuer-Jahresausgleichs, gleichgültig wann
sie tatsäcNich gezahlt werden.
Bei der kassenmäßigen Lohnsteuer (dem Lohnsteueraufkommen) handelt es sich dagegen um die innerhalb ei-
nes bestimmten Zeitraums in die Finanzkassen von Bund und Ländern geflossenen und um gewisse Leistungen
gekärzten Beträge, gleichgültig für welches Jahr sie gezahlt und ob sie durch Erstattungen gemindert werden.
Während sich die Lohnsteuer der Lohnsteuerpflichtigen auf die Lohneinktinfte von unbeschränkt oder be-
schränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern erstreckt, bezieht sich die >>> Einkommensteuerschuld
@inkommensteuerstatistik) auf sämtliche Einkunftsarten, jedoch nur, soweit es sich um steuerpflichtige Ein-
künfte von unbeschränkt Einkommensteuerpfl ichtigen handelt.

Lohnsteuerfälle

Lohnsteuerstatistik

Datennachweis: ab 196l

Begriffsinhalt:
Natürliche Personen, die als unbeschränkt oder beschränkt steuerpflichtige >>> Arbeitnehmer der Einkom-
mensteuer unterliegen.
Als unbeschränkt steuerpflichtig gelten Arbeitnehmer, wenn sie im Inland einen Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt haben. Arbeitnehmer, die weder ihren Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland ha-
ben, sind beschränlrt steuerpfl ichtig.
Als Arbeitnehmer gelten Personen, die im öffentlichen oder privaten Dienst angestellt oder beschäftigt sind
oder waren und aus diesem oder einem fri,iheren Dienstverhältnis Arbeitslohn beziehen oder bezogen häben,
sowie die Rechtsnachfolger dieser Personen, soweit sie Arbeitslohn aus dem früheren Dienstverhältnis ihres
Rechtworgängers beziehen.
Die Lohnsteuerpflicht ist eine besondere Art der Einkommensteuerpflicht. Die Besonderheit besteht vor allem
darin, daIJ die Steuer bereits vom Arbeitgeber durch Abzug vom Arbeitslohn einbehalten wird
(Quel lenabzugsverfahre n)
Einbezogen werden sowohl zur Einkommensteuer veranlagte (gemäß § 46 Einkommensteuergesetz) als auch
nichtveranlagte Arbeitnehmer.
Zur Einkommensteuer werden Arbeitnehmer - auch uann ihr Arbeitgeber die Lohnsteuer einbehalten
hat - dann veranlagt, wenn ihre - bei zusammenveranlagten Ehegatten - ansamnlengerechneten - Lohneinkünf-
te bestimmte Einkommensgretlr:en übersteigen oder außer den Lohneinkünften noch andere Einkünfte vorhan-
den sind oder wenn andere Tatbestände zutreffen, die zu einer Veranlagung führen.
ZuEiruelheiten siehe entsprechende Paragraphen des/ der jeweils geltenden Einkommensteuergesetzes/ Lohn-
steuerdurchführu ngwerordnung.
Erfaßt werden Arbeitnehmer, in deren Lohnsteuerbeleg ein >>> Bruttolohn eingetragen ist.
Bei Ehegatten, die beide Arbeitslohn bezogen haben (Arbeitnehmer-Ehegatten), wird jeder Ehegatte als ein Fall
(Individualzählung) gerechnet. Dies geschieht auch dann, wenn ein gemeinsamer maschineller Lohnsteuer-
Jahresausgleich oder eine maschinell e Veranlagung durchgeführt wi rd.
Die Lohnsteuerfälle werden gegliedert nach der Höhe ihres jeweiligen individuellen Bruttolohns nachgewiesen.
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Anderungen im Zeitablauf:
Im Zeitablauf sind methodische Anderungen bezüglich des Zugriffs auf maschinelle Datenträger eingetreten'

Begriffsbeziehunien:
Arbeitnehmer-Ehegptten werden normalerweise, als ein >>> Lohnsteuerpflichtiger (Lohnsteuerstatistik), bei

a" i iog I n aivi dual-ztihl un g dagegen al s zwe i Lohn steue rfäl I e gezählt.

, LohnsteuerPflichtige

Lohnsteuerstatistik
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Natürliche personen, die als unbeschränkt oder beschränkt steuerpflichtige >>> Arbeitnehmer der Einkom-

mensteuer unterliegen.
Als unbeschränkt steuerpflichtig gelten Arbeitnehmer, wenn sie im Inland einen Wohnsitz odet gewöhnlichen

Aufenthalt haben. Arbeitnehmer, die weder ihren Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland ha-

ben, sind beschränkt steuerpfl ichtig.
Als Arbeitnehmer gelten Personen, die im öffentlichen oder privaten Dienst angestellt oder beschäftigt sind

oder waren und aus diesem oder einem früheren Dienswerhältnis Arbeitslohn beziehen oder bezogen haben,

sowie die Rechtsnachfolger dieser Personen, soweit sie fubeitslohn aus dem früheren Dienswerhältnis ihres

Rechtworgängersbeziehen.'
Die Lohnsteuerpflicht ist eine besondere Art der Einkommensteuerpflicht. Die Besonderheit besteht vor allem

darin, daß die S'teuer bereits vom Arbeitgeber durch Abzug vom Arbeitslohn einbehalten wird
(Quellenabzugsverfahren).
Einbezogen werden sowohl zur Einkommensteuer veranlagte (gemäß § 46 Einkommensteuergesetz) als auch .

nichtveranlagte fubeitnehm er. ZurEinkommensteuer weäen fubeitnehmer - auch wenn ihr Arbeitgeber die

Lohnsteuer einbehalten hat - dann veranlagt, wenn ihre - bei zusammenveranlagten Ehegatten - zustrmmenge-

rechneten - Lohneinkünfte bestimmte Einliommens grenzenührsteigen oder außer den Lohneinkünften noch

andere Einktinfte vorhanden sind oder wenn anderfüatbestände zutreffen, die zu einer Veranlagung führen'

Zu Einzelheiten siehe entsprechende Paragraphen des/ der jeweils geltenden Einkommensteuergesetzes/ Lohn-

steuerdurchführungsverordnung.
Erfaßt werden Arbeitnehmer, in deren Lohnsteuerbeleg ein Bruttolohn eingetragen ist'

Ehegatten, die beide Arbeitslohn bezogen haben (Arbeitnehmer-Ehegtten) und für die ein gemeinsamer ma-

schineller Lohnsteuer-Jahresausgleich-durchgeführt wird, werden auigrund ihrer Erfassung über maschinelle

Datenträger als ein Steuerpflichtiger erfaßt.

Das gleiche gilt für die anhand der Lohnsteuerkarten (manuelle Fälle) erfallten Ehegatten, deren Lohnsteuer-

kart; 
^ta*rr.ngeführt 

werden können >>> Lohnsteuerfälle'

Die Lohnsteuerpflichtigen werden gegliedert nach der Höhe ihres jeweiligen >>> Bruttolohns nachgewiesen'

Andenrngen im Zeitablauf:
Im Zeitablauf sind methodische l\nderungen bezüglich des Zugriffs auf maschinelle Datenträger eingetreten'

Begriffsbeziehungen:
Arbeitnehmer-Ehegatten q,erden normalerweise als ein Lohnsteuerpflichtiger, bei der sog. Individualzählung

aber als zwei >>> iohnsteuergälle (Lohnsteuerstatistik) geziitit.

Die >>> Einkommensteuerpflichtigen @inkommensteuerstatistik) mit Einkünften aus nichtselbständiger Ar-

beit stellen eine Teilmenge der Lohnsteuerpflichtigen dar:

Nur zu den Lohnsteuerpflichtigen, aber nicht zu den Einkommensteuerpflichtigen mit Einkiinften aus nicht-

selbständiger fubeit ,..hn.n st-teuerpflichtige Arbeitnehmer, die Lohneinktinfte bis zu einer bestimmten

Htichstgrenze beziehen und nicht über andere Einkünfte verfügen.
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Lohnsumme

1. Monatlicher Industriebericht
Datennachweis: 1950 bis 1976

2. Monatsbericht für Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Summe der Bruttobezüge (Bar- und Sachbezüge) der Arbeiter einschließlich der gewerblichen Auszubildenden
ohne die Pflichtanteile des Arbeitgebers zur Sozialversicherung.
In die Lohnsumme einbezogen sind u.a. Lohnzuschläge (2.B. Akkord-, Schichtzuschlag), Vergütungen für Ur-
laub und Feiertage, Erfindergelder sowie an andere Unternehmen für die entgeltliche i)berlassung von Arbei-
tern gezahlte Beträge, ferner die vermögenswirksamen Leistungen und die Lohnfortzahlungen im Krankheits-
falle einschl. der Zuschüsse zum Krankengeld.
Nicht einbezogen sind u.a. Kurzarbeitergeld, Heimarbeiterentgelte, allgemeine soziale Aufivendungen (2.B.
Zuschüsse für Kantinen), Vergütungen, die als Spesenersatz (2.8. Trennungpentschädigung) anzusehen sind,
Bergmannsprämien, Ruhegelder sowie Aufircndungen zur betrieblichen Alterwersorgung.
Zu den Arbeitern zählen alle Personen, unabhängig von der Lohnzahlungs- und Lohnabrechnungsperiode, die
der Versicherungspflicht in der Arbeiterrentenversicherung unterliegen einschl. der gewerblichen Auszubil-
denden. Nicht einbezogen sind Heimarbeiter.
Gewerbliche Auszubildende sind Personen, die aufgnrnd eines Ausbildungsvertrages nach dem Berufsbil-
dungsgesetz in anerkannten gewerblichen Ausbildungsberufen ausgebildet werden. Normalerweise mündet die
Ausbildung dieser Personen in einen Arbeiterberuf ein.

Anderungen im Zcitablauf:
Die vermögenswirksamen Leistungen sind seit 1962, die Lohnfortzahlungen im Krankheitsfalle seit 1972 in
der Lohnsumme enthalten.

Begriffsbeziehungen:
Die Begriffe Lohnsumme und >>> Bruttolohnsumme (Monatlicher Baubericht, Monatsbericht einschl. Auf-
tragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe, Erhebung bei den öffentlichen Elektrizitätwersorgungsunter-
nehmen, Erhebungbei den Gasversorgungsunternehmen) bezeichnen annähernd gleiche Begriffe. Zu berück-
sichtigen ist jedoch, daf] für die Zuordnung zu den Arbeitern bei der Ermittlung der Bruttolohnsumme im Me
natlichen Baubericht und im Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe nicht die
Beitragspflicht in der Arbeiterrentenversicherung sondern die Art der ausgeübten Tätigkeit maßgebend ist. Die
Bruttolohnsumme umfaßt in diesen Statistiken deshalb auch die Gehälter der Meister, Schachtmeister und Po
liere im Angestelltenverhältnis.
Im Unterschied zur Lohnsumme umfaßt die >>> Gehaltsumme (Monatlicher Industriebericht, Monatsbericht
für Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe) bzw. die >>> Bruttogehaltsumme
(Monatlicher Baubericht, Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe, Erhebung
bei den öffentlichen Elektrizitätsversorgungsunternehmen, Erhebung bei den Gasversorgungsunternehmen) die
entsprechende Summe der Bruttobezige @ar- und Sachbezüge) der >>> Angestellten einschl. der
>>> kaufmännischen und technischen Auszubildenden.
Addiert man die Lohnsumme und Gehaltsumme bzw. die Bruttolohnsumme und Bruttogehaltsumme, so sind
diese Summen vergleichbar abgegrena wie die >>> Löhne und Gehälter (fubeitsstättenzählung 1970) und die
>>> Bruttolohn- und Gehaltsumme (Jafueserhebung einschl. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bau-
hauptgewerbes). Zubeachten istjedoch, daß in der Arbeitsstättenzählungbei den Löhnen und Gehältern auch
die Dienstbezüge der Beamten enthalten sind.

l. Statistik über den Steuerhaushalt
Datennachweis: 1972 - L979

Lohnsummensteuer
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Begriffsinhalt:
Sonderform der Gewerbesteuer @ealsteuer), die an die Lohnsumme inländischer Betriebe anknüpfte'

Ab 1.1.1gg0 ist die Lohnsummensteuer aufgrund des Steueränderungsgesetzes 1979 weggefallen; Restbeträige

wurden bis einschl. 1981 nachgewiesen.

Besteuerungsgrundlage war die Lohn- und Gehaltsumme, die an die >>> Arbeitnehmer der in der jeweiligen

Gemeinde liegenden Betriebsstätt e gezahltworden ist. Hierzu gehörten alle vergütungen der Arbeitnehmer im

sinne des § lg Abs. I Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes, soweit sie nicht durch andere Rechtworschriften

von der Einkommensteuer befreit waren. Zu diesen Vergütungen rechneten u.a. Löhne' Gehälter, Gratifikatic
nen und rantiemen. Einbezogen waren ferner - unbeschädet ihrer einkommensteuerlichen Behandlung'zu'
schläge für Mehrarbeit und für sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit.

Nicht zur Lohn- und Gehaltsumme gehörten u.a. Vergütungen von Personen, die zu ihrer Berufsausbildungbe'

schäftigt waren. Zu weiteren Einzelheiten siehe Gewerbesteuergesetz.

Bei der Berechnung der Lohnsummensteuer wurde von einem Steuermeßbetrag ausgegangen, der durch An-

wendung eines Tausendsatzes (Steuermeßzahl) auf die um den Freibetrag gekürae Lohnsumme ermittelt wur-

de. Die Steuermeßzahl betrug ) v.T.;eine erm'äißigte Meßzahl von I v.T. galt für Hausgewerbetreibende und

ihnen gleichgestellte personä. nur Freibetrag in Htitre von 5 000 DM für jeden vollen oder angefangenen Ka-

lenderäonat wurde bei mehreren Betriebsstätten eines Gewerbebetriebes nur einmal berücksichtigt'

Der Hebesatz auf die Lohnsummensteuermeßbeträge wurde von der hebeberechtigten Gemeinde bestimmt und

war für alle in der Gemeinde vorhandenen Gewerbebetriebe bzw. deren Betriebsstätten gleich hoch. Von Ge-

meinde zu Gemeinde gatten in der Regel jedoch unterschiedliche Hebesätze. Die Lohnsummensteuer wurde nur

von einem Teil der Gemeinden erhoben lteZe: mapp 630 von insgesamt fast 8 500 Gemeinden, die allerdings

35 v.H. der Gesamtbevölkerung repräsentierten).

Die Lohnsummensteuer war bei Monatszahlung @egelfall) spätestens am 15. des auf die Lohn- und Gehalts-

zahlungfolgenden Monats zu entrichten, Uei vierteSährlicher Zahlungspätestens am 15.-Tage nach Ablauf des

Vlertetlanrä. Sie folgte der Lohn- und Gehaltszahlung somit - in der Regel - im Abstand von einem Monat'

Bei der Lohnsummensteuer handelte es sich um eine >>> Gemeindesteuer.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1977 betrugder jährliche Freibetrag bei der Lohnsummensteuer 9 000 DM, wenn die Lohn- und

Gehaltsumm e 24 O}Opif,a im Kalenderjahr nicht tiberstieg (entsprechende Kürzung wenn die Steuerpflicht

nicht uährend des ga.nzen Kalenderjahres bestand).

Zu beachten war ferner eine tendenziell zunehmende Hebesatzanspannung.

Luftfahrzeugbestand

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen

Datennachweis: 1950 - 1979

Statistik der Luftfahrtunternehmen
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Zahl derverfi.igbaren Lufffahrzeuge der >>> Unternehmen, denen eine Genehmigungfiir die Beförderung von
personen und Sachen durch Lufffahneugeerteilt wurde, sowie der Unternehmen, die Reklame-, Bild- oder

sonstige Flüge gewerbsmäßig gegen entgelt durchflihren,.soweit diese Flüge einer besonderen Erlaubnis bedür-

fen.

Es werden nur Unternehmen mit Sitz im Bundesgebiet ohne Berlin (West) berücksichtigt.

Als verfrigbar gelten die Luftfahrzeuge, die sich im Eigentum des jeweiligen Unternehmens befinden' abzüglich

der von ilim vermieteten, zuzüglich der angemieteten Luftfahrzevge.

Neben den Flugzeugen aller Startgewichtsklassen zählen auch Hubschrauber und Luftschifre zum Lufffahr-

zeugbestand.
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Mangels Masse abgelehnte Konkursanträge

Statistik der Konku rs- und Vergleichsverfah ren
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Beantragte Konkurwerfahren, deren Eröffnung vom zuständigen Amtsgericht mangels einer die Kosten des
Verfahrens deckenden Teil u ngsmasse abgelehnt wird.
Das Konkurwerfahren ist in der Konkursordnung geregelt. Es bezweckt eine gleichzeitige und gleichmäßige
Verteilung des Vermögens eines zahlungsunfähigen und/oder überschuldeten Schuldners (des
>>> Gemeinschuldners) an die Gläubiger unter Leitung des Konkursgerichts. ZuEirr:elheiten siehe Konkurs-
ordnungv. 20.5.1898 (RGBI. S. 612) und Anderungsgesetze.

Marktfruchtbetriebe

Landwirtschaftszählung 1971

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe mit wirtschaftlichem Schwerpunkt in der
>>> Landwirtschaft, die in den Produktionszweigen Intensivfrüchte und Extensivfrüchte Standarddeckungsbei-
träge erwirtschaften, die zusammengenommen gleich oder größer als 50 %o des Standarddeckungsbeitrages des
Betriebes sind.

Der wirtschaftliche Schwerpunkt der landwirtschaftlichen Betriebe und Forstbetriebe liegt im Produktionsbe-
reich Landwirtschaft, wenn sie im Produktionsbereich Landwirtschaft einen Standarddeckungsbeitrag erwirt-
schaften, der gleich oder größer als750Ä des Standarddeckungsbeitrages des Betriebes ist.

Zum Produktionsbereich Landwirtschaft rechnen die Produktionszweige Intensivfrüchte, Extensivfrtichte,
Milchvieh, Rindermast, Schweine, Geflügel, Weinbau, Hopfenbau und Obstbau.

Die Intensivfrüchte umfassen Kartoffeln, Zuckerrüben, Gemüse, Spargel, Erdbeeren (im Wechsel mit landwirt-
schaftlichen Kulturen), Tabah Rüben und Gräser zur Samengewinnung alle anderen Handelsgewächse.

Die Extensivfrüchte umfassen sämtliche Getreide- und Hülsenfruchtarten, Winterraps, Sommerraps, Winter-
und Sommerrübsen.
Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche iirh.it"n, die für Rechnung ei-
nes Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsfthrung unterstehen und
I and- und/ oder forsmri rtschaft I iche Erzeugni sse hervorbringen.
Zu Einzelheiten der Zuordnung von Frucht- bzw. Vieharten zu den Produktionszweigen und -bereichen sowie
zur Berechnung der Standarddeckungsbeiträge siehe unter >>> Betriebssystematik.

Markt- und Theaterfahrten

Statistik der Personenbefürderung im Straßenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:
Regelmäßige Befiirderungen von Personen von und zu Mädrten bzw. Theaterauffiihrungen u.ä. Veranstaltun-
gen (2.B. Konzerten) durch zur Verkehrsstatistik auskunftspflichtige >>> Unternehmen.

Anderungen im Zeitablauf:
Ab IV. Quartal 1984 bzw. ab Berichtsjahr 1985 ist Straßenpersonenverkehr mit Pkw nicht mehr enthalten.
Weitere Anderungen ergeben sich durch Änderungen im Berichtskreis der zur Verkehrsstatistik auskunfts-
pflichtigen Unternehmen (siehe auch unter: Unternehmen).
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Maschinenbauerueugnisse

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitions und Verbrauchsgüter

Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter

Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewählte waren/Güter (Waren-/ Güterarten) aus der waren-/ Gütergruppe

Maschinenbauerzeugnisse (einschl. Ackerschlepper) Waren-/ Gütergruppe 32

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Güterver-

zeichnisses für Produktionsstatistiken (GP), die zu den >>> Investitionsgütern ziihlen'

AIs Investitionsgüter gelten Waren/ Güter, die von der "Industrie" hergeStellt werden, als technisch fertig
(investitionsreifl angeiehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter

gekauft werden.

Zu den Maschi nenbauerzeugnisse n rechnen folgende waren/ Güter:

Metallbearbeitungsmaschinen der spanabhebenden und der spanlosen Formung

Hütten- und Walzwerkseinrichtungen
Gießereimaschinen
Holzbe- und -verarbeirungSmaschinen zum Bearbeiten von Kork' Bein, Hart-
kautschuk, Kunststoff und ähnlichen harten Stoffen
Dieselmotoren (ohne solche für Kraftfahrzeuge), Dampfturbinen (einschl.

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für Dampfturbinen a'n'g')
Verdichter und Vakuumpumpen
Lufttechnische Einzelapparate und Anlagen
Kältemaschinen und -anlagen, Wärmepumpen
Maschinen für die Verarbeitung von Gummi und Kunststoff
Baumaschinen
Baustofr-, Keramik- und Glasmaschinen
Trocknungsantagen und -maschinen (f rockner)
Landmaschinen, landwirtschaftliche Ladewagen, milchwirtschaftliche Maschinen, Ackerschlepper

Nahrungsmiftelmaschinen, Maschinen für verwandte Gebiete der NahrungSmit-

telherstellung Verpackungsmaschinen
Einzelapparate und -masch-inen sowie Anlagen für die chemische und verwandte Industrie

Maschinen und Einrichtungen für den Bergbau
Krane und Hebezeuge, SerGnhebezeuge und handbetriebene Krane, Flurfiirderzeuge

Stetigftirderer, Aufzüge
Papier- und Druckereimaschinen
Groß- und Schnellwaagen
Textilmaschinen
Nähmaschi nen (ohne Haushaltsnähmaschinen)
Schuh- und Lederindustriemaschinen
Feuerwehr-Aufbauten für Krafffahrgroßgeräte.

Von den Maschinenbauerzeugnissen sind gesondert nachgewiesen: >>> Metallbearbeitungsmaschinen,
>>> Hütten- und Walzwerkse-inrichtungen, >>> Holzbe- ind -verarbeitungpmaschinen, ->> Bau-, Baustoff-,

Keramik- und Glasmaschinen, >>> tandwirtschaftliche Maschinen, >>> Nahrungsmittelmaschinen und Ma-

schinen für verwandte Gebiete der Nahrungsmittelherstellung >>> Verpackungsmaschinen, >>> Papier- und

Druckereimaschinen, >>> Textil- und Nähmaschinen, Masc[inen für die Leder-, Schuh- und Lederwarenher-

stellung und "sonstige Maschinenbauerzeugnisse".

Sonstige Maschinenbauerzeugnisse sind ausgewählte Waren/ Güter (Waren-/ Güterarten) aus der Waren-/

Gütergruppe
Maschinenbauerzeugnisse Waren-/ Gütergruppe 32

Im wesentlichen zählen dazu:

GießqreimaschinenWaren-/Güterklasse32lS

560



Dieselmotoren (ohne solche für
Krafffahrzeuge)

Dampfturbinen
Verdichter und Vakuumpumpen
Lufttechnische Ei nzelapparate
und Anlagen

Kältemaschinen und -anlagen
Maschinen für die Verarbeitung
von Gummi und Kunststoff

Trocknungsanlagen und -maschinen
Einzelapparate und -maschinen
für die Chemische und verwandte Industrie
Anlagen für die Chemische und
verwandte Industrie
Maschinen und Einrichtungen für )

den Bergbau
Krane und Hebezeuge
Serienhebezeuge und handbetriebene Krane
Flurforderzeuge
Stetigf«irderer
Aufzüge
Groß- und Schnellwaagen
Feuerwehr-Aufbauten für Kraflfahrzeuge

lt

tr

il

x

I

tr

x

x

tr

3223
3227
3231

3232
3233

3235
3239

325t

3252

3254
3255
3256
3257
3258
3259
3264
3271

Bei sämtlichen Waren-/Güterklassen sind die zugehörigen Zubehör-, Einzel- und Ersatzteile nicht mit einbeze
gen (ausgenommen Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Maschinenbauerzeugnissen rechnenden Waren auf der Grundlage des Systematischen
Warenverzeichnisses für die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von der o.g. Güterauswahl nach dem
Systematischen Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken.

2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Im wesentlichen wie unter 1., ai:er ohne Montagearbeiten.
Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken (GP) umge-
schlüsselt.
Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen nach zoll-
technischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Gegenüberstellung geringfii-
gige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgütern und Investitionsgütern erfolgt in Anlehnung an die Waren-
auswahl, die anr Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitionsgüter und Ver-
brauchsgüter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter l.

Begriffsbeziehungen:
Maschinenbauerzeugnisse sowie >>> Maschinen und maschinelle Anlagen (Außenhandelsstatistik) unterschei-
den sich in einigen Waren.
Nur zu den Maschinenbauerzeugrissen rechnen Dieselmotoren, Dampfkraftmaschinen und Dampfturbinen flir
den Schiffsantrieb, Wasserkraftmaschinen, Großkompressoren, Rohrpostanlagen, Maschinen zur Herstellung
von Fußbodenbelag, stufenlose Getriebe und auf Lkw-Fahrgestelle montierte Krane und Bagger.

Nur zu den Maschinen und maschinellen Anlagen rechnen Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte und
-einrichtungen.
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3. Index der G roßhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe

Maschinenbauerzeugnisse (einschl. Ackerschlepper) Warengruppe 32

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistih Ausgabe l975bzut. des Systematischen Gü-

terveizeichni sses für die Produktionsstatistiken, Ausgabe I 982'

Einbezogen sind Metallbearbeitungpmaschinen der spanabhebenden und spanlosen Formung Holzbe- und -

verarbeitungsmaschinen, MaschiÄ- und Präzisionswerkzeuge, Baumaschinen' Luft- und uärmetechnische

Anlagen, Maschinen unä Geräte für die Bodenbearbeitung Aikerschlepper, Nahnrng§mittelmaschinen, Stetig-

förderer, Feuerwehrgeräte und Armaturen'

Maschinen ftir die Landwirtschaft

1. Indlx der industriellen Bnrttoproduktion für Investitions und Verbrauchsgüter

Datennachweis: 1962 bis 1976

2. Index der Bruttoproduktion für Investitions-'und verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970

3. Index des Auftragseingangs in der Industrie
Datennachweis: 1962 bis 1976

4. Index des Auftragsbestands in der Industrie
Datennachweis: 1970 bis 1976

Begriffsinhalt:
Ausgewählte waren/Güter (waren-/Güterarten) aus den waren-/ Güterklassen

Landmaschinen Waren-/Güterklasse 3241

Landwi(schaftliche Ladewagen " 3242

Milchwirtschaftliche Maschinen " 3243
'Ackerschlepper, Rad- undRaupenschlepper " 3244

des Systematischen warenverzeichnisses für die Industriestatistik bzw. des systematischen Güterverzeichnis-

... fü. Produklionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgütern zählen.

Als Investitionsgüter gelten Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter

gekauft werden.

Dazu rechnen alle Güterarten aus den Güterklassen Landmaschinen, landwirtschaftliche Ladewagen, milch-

wirtschaftliche Maschinen, Ackerschlepper, mit Ausnahme der dazugehörigen Zubehör-, Einzel- und Ersatztei-

le.

im wesentlichen rechnen dazu: Maschinen und Geräte für die Bodenbearbeitung und -pfleqe, zum Düngen, für

den pflanzenschutz, für die Ernte, zum Dreschen, landwirtschaftliche Ladewagen, milchwirtschaftliche Ma-

schinen für die Landwirtschaft, Rad- und Raupenschlepper'

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den landwirtschaftlichen Maschinen rechnenden Waren auf der Grundlage des Systemati-

schen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von der o.g' Güterauswahl

nach dem Systematischen Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken.

Begriffsbeziehungen:
Die Begriffe Maschinen für die Landwirtschaft und >>> Herstellung von Maschinen für die Landwirtschaft

(ndexäes Auftragsbestands für das Verarbeitende Gewerbe) sind synonym.

Zur Abgrennrng gegenüber dem Begriff >>> Landwirtschaftliche Maschinen (Index der industriellen Brutto-

proarf.t"On nr I-nieltitions- und Verbrauchsgüter, Außenhandelsstatistik) siehe dort'
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Maschinen für die Nahrungsmittelindustrie und verrvandte
Gebiete

Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren/Güter (Waren-/ Güteraften) aus den Waren-/ Güterklassen

Maschinen für die Nahrungsmittelindustrie Waren-/ Güterklasse 3245
Maschinen für verwandte Gebiete der
Nahrungsmittelindustrie " 3246

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik bzw. des Systematischen Güterverzeichnis-
ses für Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgütern zählen.

Als Investitionsgüter gelten Waren/Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die übenviegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter
gekauft werden.

Dazu rechnen alle Waren-/ Güterarten aus den Waren-/ Güterklassen Maschinen für die Nahrungsminelindu-
strie, Maschinen für verwandte Gebiete der Nahrungsmittelindustrie mit Ausnahme der dazugehörigen Zube-
hör-, Einzel- und Ersatzeile.
Im wesentlichen zählen dazu:

Maschinen für die Konservenindustrie,
Müllereimaschinen und -anlagen,
Bäckerei- und Konditoreimaschinen und -öfen,
Teigwaren- und Dauerbackwarenherstellungsmaschinen,
Maschinen und Einrichtungen für die Fleischverarbeirung
Maschinen und Apparate für die Süßwarenindustrie, für die Zuckerindustrie, für die Olmüllerei und
Speisefettindustrie,

gewerbl iche Futterherstellungsmaschi nen,
B rauerei-, Kellerei- und Getränkeindustriemaschinen,
Maschinen und Einrichtungen für Großküchen und Gasmrirtschaften,
Maschinen und Apparate für die Verarbeitung von Kaffee und Tee,
Maschinen und Apparate für die Tabakindustrie,
Maschinen für die Herstellung von Farben, Seifen und Kerzen, Maschinen für die pharmazeutische und
kosmetische Industrie,

Universal-Misch-, -Knet- und -Siebmaschinen,
Sondermaschinen für die Herstellung von Blechpackungen,
Verpackungsmaschinen.

Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken (GP) umge-
schlüsselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen
nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Gegenüberstellung
geringfiigige Abweichungen ergeben.
Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgütern und Investitionsgütern erfolgt in Anlehnung an die Waren-
auswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitionsgüter und Ver-
brauchsgüter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:
ln den älteren Segmenten des Statistischen Informationssystems des Bundes sind von 1960 bis 1974 z.T. nur
die Maschinen für die Nahrungsmittelindustrie nachgewiesen (Warenklasse3245). Nur zu den Maschinen für
die Nahrungsmittelindustrie zählen Maschinen für die Konservenindustrie, Müllereimaschinen und -anlagen,
Bäckerei- und Konditoreimaschinen und -öfen, Teigwaren- und Backwarenherstellungsmaschinen, Maschinen
und Einrichtungen für die Fleischverarbeitung Maschinen und Apparate für die Süßwarenindustrie, für die
Zuckerindustrie, für die Ölmüllerei und Speisefettindustrie, gewerbliche Futterherstellungsmaschinen, Univer-
sal-Misch-, -Knet-, und -Siebmaschinen, Sondermaschinen für die Herstellung von Konservendosen, Verpak-
kungsmaschinen.
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Maschinen und ähnliche Anlagen

Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe

Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Die Maschinen und ähnlichen Anlagen umfassen die Maschinen und maschinellen Anlagen sowie die Be-

triebworrichtungen.
Die Maschinen und sonstigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage gehören

@etriebworrichtungen) siid selbst dann, wenn sie wesentliche Bestandteile eines Grundstücks sind' nicht in

dieses einzubeziehen, sondern gehören zum beweglichen >>> Anlagevermögen.

Betriebworrichtungen sind alle Vorrichtungen einer Betriebsanlage, die in so enger Beziehung zu dem Gewer-

bebetrieb stehen, daß di"se, unmittelbar miiitrnen betrieben wird (2.8. Fabrikschornsteine, Arbeitsbühnen zur

Bedienung von Maschinen, Lastenaufaige). Verstärkungen von Decken sowie die nicht ausschließlich zu einer

Betriebsanlage gehörenden sttitzen undionstigen Bauteite wie Mauervorlagen und verstrebungen sind dage-

gen Bestandi-eitä aes Betriebsgrundstücks. truer aie Abgrenzung zwischen Betriebworric-htungen und

>>> Betriebsgrundstücken wiid - ausgehend vom Gebaudebegritr- bei der Feststellung des Einheitswerts für

das Betriebsg[undstück entschieden.

Für den Bestand und die Bewertung der Maschinen und ähnlichen Anlagen sind grundsätzlich die Verhältnisse

am Haupfeststellungszeitpunkt mallgebend. Bei Betrieben, die regelmäßigjährliche Abschlüsse am Schluß des

Kalenderjahr., .".f,.n, iit dieser A6schlußtag zugrunde zu legen.- Auf Antrag kann für Betriebe, die regel-

m:ißig jährliche Abschlüsse auf einen anderen Tag machen c91riery mit einem vom Kalenderjahr abweichen-

den üirtschaftsjahr), als Bewertungsstichtag der Schluß des Wirtschaftsjahres zugrunde gelegt werden, das

dem Feststellungszeitpunkt vorangeht.

Bewerhrngsmaßstab für die Maschinen und ähnlichen Anlagen ist der Teilwert. Dies ist der Betrag, den ein

Erwerberäes gatuenUnternehmens bei dessen Fortführungim Rahmen des Gesamtkaufrreises für das einzel-

ne Wirtschaftsgut ansetzen würde. Der Teilwert findet in dir Regel seine obere Grenze in den Wiederbeschaf-

fungskosten flii ein Wirtschaftsgut gleicher Art und Güte am Feststellungszeitpunkt und seine untere Grenze in

deäMaterial- oder SchrottwertlUÄ aie Wiederbeschaftrngskosten des zu bewertenden Wirtschaftsguts zu

ermitteln, sind von den ggf. um Zu- oder Abschläge verändirten Anschaffirngs- oder Herstellungskosten am

Bewertungsstichtag die fbsetzungen für Abnutzung vorzunehmen. Unbeschadet der jeweils angewendeten Ab
setzungsäethoae iit3eaocn bei Wirtschaftsgütern, äie noch im Betrieb voll genutzt werden, in jedem Fall ein

angemessener Restwert anzusetzen.

Maschinen und maschinelle Anlagen

Außenhandelsstatistik
Datennachweis: 1960 bis 1974

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warennummern) des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik die im wesent-

lichen den WarengruPPen

Maschinenbauerzeugnisse Warengruppe 32

Büromaschinen; Dat-enverarbeitungsgeräte und -einrichtungen " 50

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistilq Ausgabe 1970, entsprechen und zu den

>>> Investitionsgütern zählen.

AIs Investitionsgüter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsrei§angeiehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter

gekauft werden.

Zu den Maschinen und maschinellen Anlagen rechnen im wesentlichen:

Metallbearbeitungsmaschinen der spanlosen und der spanabhebenden Formung
Hütten- und Walzwerkseinrichtungen,
Industrieöfen
Gießereimaschinen,
Prüfmaschinen,
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Maschinen zum Be- und Verarbeiten von Holz, Bein, Kork, Kunststoffund ähnlichen harten Stoffen,
Autogengeräte und -maschinen,
Lokomotiven,
Dieselmotoren (ohne solche für Krafffahrzeuge und für den Schiffsantrieb),
Kessel- und Kolbendampfmaschinen, Dampft urbinen,
Verbrennungsturbinen,
Verdichter und Vakuumpumpen, Druckluftgeräte und -werkzeuge, tufttechnische Einzelapparate und Anla-
gen,
gewerbliche Kühlmöbel ,und -geräte, Kältemaschinen und -anlagen,
Flüssigkeitspumpen,
Maschinen für die Verarbeitung von Gummi und Kunststoff,
Maschinen für die Bauwirtschaft,
Maschinen für die Baustoff-, Keramik- und Glasindustrie,
Maschinen und Einrichtungen für den Bergbau,
Trocknungsanlagen und -maschinen, Landmaschinen, landwirtschaftliche Förder- und Transportmittel,
milchwi rtschaft liche Maschinen, Ackerschlepper,

Maschinen für die Nahrungsmittelindustrie und verwandte Gebiete,
Einzelapparate und -maschinen sowie Anlagen für die chemische und verwandte Industrie,
Waren- und Lei stungsautomaten,
Groß- und Schnellwaagen,
Krane und Hebezeuge,
Flurfiirderzeuge, Gleis- und Drahtseilf<irderer, Stetigf<irderer, Aufzüge,
Papier- und Druckereimaschinen,
Textilmaschinen, Nähmaschinen (ohne Haushaltsnähmaschinen),
Wäscherei- und verwandte Maschinen für gewerbliche Zwecke,
Schuh- und Lederindustriemaschinen,
Feuerwehrgeräte, Eisenbahnsicherungsanlagen,
Getriebe,
Geldschränke und Tresoranlagen,
Geräte für ölhydraulische Anlagen und pneumatische Steuerungen,
Schreibmaschinen,
Rechenmaschinen,
Abrechnungs-@uchungs-)Maschinen und Registrierkassen, Vervielfültigungs-, Adressier- und sonstige
Büromaschinen,
Kopier- und Lichtpausapparate,
Geräte und Einrichtungen der automatischen Datenverarbeitung.

Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die
Industriestatistik (WI) umgeschlüsselt. Da im WI die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen,
im WA dagegen nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werdejn, können sich bei der Ge-
genüberstellung geringfügige Abweichungen ergeben.
Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgütern und Investitionsgütern erfolgt in Anlehnung an die Waren-
auswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitionsgüter und Ver-
brauchsgüter getroffen wurde.
Von den Maschinen und maschinellen Anlagen werden gesondert nachgewiesen:
>>> Metallbearbeitungsmaschinen, >>> Landwirtschaftliche Maschinen, >>> Maschinen für die Nahrungsmit-
telindustrie, >>> Textil- und Nähmaschinen, Maschinen für die Leder-, Schuh- und Lederwarenherstellung
und "Sonstige Maschinen und maschinelle Anlagen".
Zu den sonstigen Maschinen und maschinellen Anlagen zählen im wesentlichen:
Hütten- und Walzwerkseinrichtungen,
Industrieöfen,
Gießereimaschinen,
Prtifmaschinen,
Holzbe- und -verarbeitungsmaschinen,
Werkzeugmaschinen zum Bearbeiten von Korh Bein, Hartkautschuk, Kunststoffund ähnlichen harten Stoffen,
Autogengeräte und -maschinen,
Lokomotiven,
Kesseldampfmaschinen und Dampfturbinen (ohne solche für den SchiffsantrieQ,
Verbrennungsturbinen,
Verdichter und Vakuumpumpen (ohne Groß-Kompressorer

565



Druckluftgeräte und -werkzeuge,
Lufttechnische Einzel-Apparate und Anlagen'
gewerbliche Kühlmöbel und -anlagen,
Kältemaschinen und -anlagen,
verschiedene Arten von Flüssigkeitspumpen,
Maschinen für die Verarbeitung von Gummi und Kunststoff,
Maschinen für die Bauwirtschaft,
Maschinen für die Baustoff-, Keramik- und Glasindustrie,
Maschinen und Einrichtungen für den Bergbau,
Trocknungsanlagen und -maschinen,
Einzelappäate rind -maschinen sowie Anlagen für die chemische und verwandte Industrie'
Waren- und LeistungSautomaten,
Grofl und Schnellwaagen,
Krane und Hebezeuge (ohne auf LKW-Falugestellen montierte),
Serienhebezeug" unä handbetriebene Krane sowie Flurf«irderzeuge, Gleis- und Drabtseilförderer, Stetigförderer

(ohne Rohrpostanlagen), Auftüge'
Papier- und Druckereimaschinen,
Wäscherei- und verwandte Maschinen für gewerbliche Zwecke,
Feuerwehrgeräte, Eisenbahnsicherungsanlagen,
Getriebe (nicht stufenlose),
Geldschränke und Tresoranlagen,
Geräte für ölhydraulische Anlagen und pneumatische Steuerungen,
Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte und -einrichtungen,
Maschinen für verwandte Gebiete der Nahrungsmittelindustrie,
AckerschlePper mit mehr als 7,5 PS.

Begriffsbeziehungen:

Maschinen und maschinelle Anlagen sowie >>> Maschinenbauerzeugnisse (Index der Bruttoproduktion für
Investitions- und Verbrauchsgüter, Außenhandelsstatistik) unterscheiden sich in einigen Waren.

Nur zu den Maschinen und maschinellen Anlagen rechnen die Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte und -

einrichtungen.
Nur zu den Maschinenbauerzeugnissen rechnen Dieselmotoren, Dampfl<raftmaschinen und Dampfturbinen für
den Schiffsantrieb, Wasserkraftäaschinen, Groß-Kompressoren, Rohrpostanlagen, Maschinen zur Herstellung

von Fußbodenbelag stufenlose Getriebe ünd auf LKW-Fahrgestelte montierte Krane und Bagger

Maschinen und maschinelle Anlagen' Betriebs- und Geschäfts-
aus§tattung

1. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bergbaus ünd des Verarbeitenden Gewerbes

Datennachweis: ab 1976

2. Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie)
Datennachweis: 1962 bis 1975

3. Jahreserhebung bei Unternehmen, Investitionserhebung bei Unternehmen und Betrieben der Energie'

und Wasserversorgung
Datennachweis: ab 1975

4. Investitionserhebung in der öffentlichen Energieversorgrrng
Datennachweis: 1962 bis 1974

5. Investitionserhebung im Produzierenden Handwerk (ohne Bauhauptgewerbe)
Datennachweis: 1967 bis 1975

566



Begriffsinhalt:
Bruttozugänge an erworbenen und selbsterstellten Maschinen und maschinellen Anlagen, Betriebs- und Ge-
schäftsauistattungen (einschließlich Werkzeugen), aktivierter geringwertiger Wirtschaftsgüter, Fahrzeugen und
Schiffen).
Diese Art der >>> Anlageinvestitionen umfaßt also alle Bruttozugänge an Sachanlagen, die nicht als
>>> Grundstticke mit Bauten bzw. ohne Bauten gelten.

In den Statistiken der Energi+ und Wasserversorgung (a. u. 5.) rechnen hieran auch Bruttozugiinge an
>>> Leitungs- und Rohrnetzen sowie Zugiinge an >>> Zählern und Meßgeräten.

Die Zug/nge an Maschinen und maschinellen Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattungen werden zu An-
schaffirngs- oder Herstellungskosten hwertet. Investitionssteuer ist, soweit sie erhoben wurde, einbezogen.

Änderungen im Zeitablauf:
Bis einscffiießlich 1967 war die Umsat2steuer in den We(ansätzen für Maschinen und maschinelle Anlagen,
Betriebs- und Geschäftsausstattung enthalten.

Begriffsbeziehungen:
Der BegriffMaschinen und maschinelle Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung entspricht weitgehend
dem Begfiff >>> Baugeräte, Maschinen, Betriebs- und Geschäftsausstattung (Unternehmens- und Investiti-
onserhebung im Bauhauptgewerbe, Jahreserhebung einschließlich Investitionserhebung bei Untcrnehmen des

Bauhauptgewerbes (ei nschließlich Fertigteilbau)).

Massengut- und Mehrzweclschiffe

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab l97l

Begriffsinhalt:
Seeschiffe, die dem Transport von Massengut dienen (Massengutschiffe) oder die dem Transport von sowohl
fester als auch flüssiger Ladung dienen (Mehrzweckschiffe).

Zu den Massengutschifren rechnen Schiffe zum Transport von Erz, Zement, Sand und anderen Massengütern.

Zu den Meh rzweckschiffen rechne n Erz-Ölschiffe und Massengut-Öl schiffe.

Erfaßt werden Massengut- und Mehrzweckschiffe, die unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fah-
ren.

Unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland können u.a. auch Seeschiffe fahren, die von deutschen Ree-
dern aus dem Ausland gechartert wurden. Entsprechend fahren an dac Ausland vercharterte Schiffe im allge-
meinen nicht unter deutscher Flagge.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1973 wurden die Schiffe erfaßt, die in die deutschen Seeschiffsregister eingetragen waren, unab
hängrg davon, ob sie unter deutscher Flagge fuhren.

Begriffsbeziehungen:
Die Massengut- und Mehrzweckschiffe wurden bis 1970 nicht gesondert ausgewiesen, sondern waren bei den
>>> Trockenladungsschiffen (Statistik des Bestandes an Seeschifren, l95l bis 1970) enthalten.

Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnverhältnisse
ausländischer Arbeitnehmer und deren Familien

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:
Finanzierungshilfen des Bundes zur Verbesserung der Wohnverhäiltnisse ausländischer Arbeitnehmer.
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Der Bund f«irdert Modellmaflnahmen zur Verbesserung der Wohnverhältnisse ausländischer Arbeitnehmer,

insbesondere in Ballungsgebieten; im Vordergrund steht die Wohnungsmodernisierung.

Die Maßnahme wird entsprechend deq Richtlinien des Bundesministers für Raumordnung Bauwesen und

Städtebau zur Förderung äer Weiteren'twicklung des Wohnungs- und Städtebaus durch Modellvorhaben, Ver-

suchs- und Vergleichsbiuvorhaben und damit verbundene Studien und Untersuchungen im Rahmen des
,,experimenteUä Wonnungs- und Stzidtebaus" vom27. Juni 1980 durchgeführt

Durch die Modellmaßnahmen sollen Erkenntnisse gewonnen werden, wie die Wohnungen ausländischer fu-
beitnehmer in einer ihren Vorstellungen gemäßen Weise gestaltet werden können, ohne dall eine unerwünschte

Konzentration von Ausländern auf bestimmte wohngebiete erfolgt.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1980 wurden für den Bau und die Modernisierung von Familienwohnungen Darlehen (bis zu 7 500,- DM je

wohnung) zur Förderung von Wohnungen für ausländische Arbeitnehmer gewährt. Bis einschließlich 1977

wurden d-ie Bundesmittel nur für den Bau von Familienwohnungen, nicht jedoch für die Modernisierung von
Altbauwohnungen verwendet.

Mastrassen

Geflügelstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Für Mastzwecke erzeugtes Geflügel untergliedert in:

- zur Zucht und Vermehrung und

- zum Gebrauch.

Zur Zuchtund Vermehrung bestimmte Mastrassen sind >>> eingelegte Bruteier bzw. >>> geschlüpfte Küken

für die Erzeugung von vermehrung§- oder Gebrauchsschlachtküken.

Zum Gebrauch bestimmte Mastrassen sind eingelegte Bruteier bzw. geschlüpfte Küken für die Mast, die vor
Erlangung der Geschlechtsreife geschlachtet werden.

Anderungen im Zeitablauf:
Vor 1973 wurden Enten-, Gänse-, Trut- und Perlhühnerktiken (zur Zucht und Vermehrung) sowie Perlhühner-

küken (Gebrauchsschlachtktiken) nicht nachgewiesen; dasselbe gilt für eingelegte Bruteier von Gänsen und
perlhühnern. Yor l912waren zur Mast aussortierte Hahnenküken sowie eingelegte Bruteier von Enten und

Truthühnern nicht enthalten. Vor 1970 wurden nx Zucht und Vermehrungbestimmte Legehennen und

Schlachthühner bzw. eingelegte Bruteier für die Erzeugung von Legehennen und Schlachthühnern nicht aus-

gewiesen.

Mastschweinehaltungen

Landwi rtschaftszählung 1971

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe, die Mastschweine halten.

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung eines Inhabers (des

Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen:-lT9üft*hafrliche Er-

zeubnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutae Fläche mindestens l0% ihrer Waldfläche be-

trägt.
Als Mastschweine gelten hier >>> Schweine (einschl. Eber) mit 20 kg und mehr Lebendgewicht' nicht jedoch

die zur Zucht bestimmten Schweine und die zur Zucht bestimmten Jungsauen mit jeweils 50 kg und mehr Le-

bendgewi cht (Zuchtsauen).

Als Halter von Mastschweinen gilt das Unterbringen von Mastschweinen in den Ställen und auf den Flächen

eines landwirtschaftlichen Betr[bs. Dazu gehören auch in Pension aufgenommene Mastschweine.
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Nicht in den Nachweis der Mastschweinehaltungen sind >>> Forstbetriebe ein bzogen, die Mastschweine
halten.

Landwirtschaftliche Betriebe, die im Berichtszeitpunkt mefuere Tierarten halten, werden bei jeder dieser Tier-
arten als Tierhaltung gezÄhlt.

Materialverbrauch,ri.Jff",:fl ff delsware,Kostenf ür

l. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden

Gewerbes
Datennachweis: ab 1975

2. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Baugewerbes

Datennachweis: ab 1975, für die neuen Länder tmd Berlin-Ost ab l99l

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung der wichtigpten Vorleistungsgrößen, die zur Ermittlung des >>> Nettoproduktionswerts oh-
ne Umsatzsteuer vom >>> Bruttoproduktionswert ohne Umsatzsteuer abgesetzt werden.

Es handelt sich bei den Aufiaandsarten Materialverbrauch, Einsatz an Handelsware und Kosten für Lohnarbei-
ten um die wichtigsten und wertmäßiS bedeutendsten Vorleistungsgrößen.

Der Bruttoproduktionswert ist die im Geschäftsjahr erbrachte Gesamtleistung eines Unternehmens im be-
triebswirtschaft lichen S inne.

Der Nettoproduktionswert ohne Umsatzsteuer ist eine Nettoleistungsgröße und entspricht dem Rohertrag in der
betriebswirtschaft lichen Terminologie.
Unter Materialverbrauch versteht man den Verbrauch an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen. Hierzu zählen alle
Materialien und Fremdbauteile (ohne Handelsware), die entweder im Unternehmen be- oder verarbeitet bzw.
verbraucht oder an Dritte zur Be- oder Verarbeirung weitergegeben werden, wobei es keine Rolle spielt, in wel-
chem Unternehmensbereich diese Stoffe verwendet werden. Mit einbezogen sind u.a. Eneryie und Wasser,
Brenn- und Treibstoffe, Ersatzteile, Büro- und Werbematerial, nichtaktivierte geringwertige Wirtschaftsgüter,
zur Herstellung von selbsterstellten Anlagen benötigte Materialien, Verpackungsmaterial und Waren, die in ei-
ner vom Unternehmen auf eigene Rechnung betriebenen Kantine u.dgl. verarbeitet oder verkauft werden.

Als Einsatz an Handelsware wird die Handelsware zu Anschaftrngskosten, ohne die als Vorsteuer abzugsfähi-
ge Umsatzsteuer im jeweiligen Geschäftsjahr, angegeben. Handelsware sind Erzeugnisse fremder Herkunft, die
im allgemeinen unbearbeitet und ohne fertigungstechnische Verbindung mit eigenen Erzeugnissen weiterver-
kauft werden.

Kosten für Lohnarbeiten (Fremd- und Nachunternehmerleistungen) sind Entgelte für Leistungen, die vom be-
fragten Unternehmen weitervergeben worden sind (im Baugewerbe z.B. Isolierungsarbeiten, Schreiner-,Maler-,
Montagearbeiten), gleichgüttig öU sie nach Leistungspositionen oder nicht irach Positionen des Leistungsver-
zeichnisses vergeben wurden.
Aufircndungen für Nebenunternehmerleistungen sind nicht enthalten, sie stellen beim Hauptunternehmer
durchlaufende Posten dar, nicht einbezogen sind auch die Fremdgehäter und Fremdlöhne.

Mathematik und Natunvissenschaften

Statistik der Studien- und Berufswänsche
Datennachweis; ab 1972

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung folgender Studienbereiche an >>> Hochschulen:
- Mathematih
- Informatilg
- Physilq Astronomie,
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- Chemie,
- Pharmazie,
- Biologie,
- Geowissenschaften (ohne Geographie)'

- Geographie.

Nachgewiesen werden Abiturienten und schüler der Abschlußklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,

Mathematik oder Narurwissenschaften zu studieren'

Medikamentöser Abbruch

Schwange rschaftsabb ruchstatistik
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
Eingriffsa(, die neben anderen in der Schwangerschaftsabbruchstatistik erfallt wird'

Als medikamentöser Abbruch wird die nicht-operative Eingriffsform für einen >)> Schwangerschaftsabbruch

bezeichnet. Dabei wird der Abbruch meist durih Prostaglandin oder Prostaglandinderivate bewirkt'

Nicht als medikamentöse Abbrüche gelten Schwangerschaftsabbrüche, bei denen Prostaglandin nur als Vorbe-

reitungsmittel (',priming") eingesetzlwurde, der eigentliche Abbruch jedoch durch eine andere Methode erfolg-

te.

Neben dem medikamentösen Abbruch werden außerdem die >>> Curettage, die >>> Vakuumaspiration, die

>>> vaginale Hysterotomie, die >>> aMominale Hysterotomie und die >>> Hystereklomie als Eingriffsarten in

der Schwangerschaft sabbruchstatistik erfaßt.

Medizinische Wissenschaften

Statistik der Studien- und Berufswünschtir
Datennachweis'. 1972 bis 1979

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung folgender Studienbereiche an >>> Hochschulen:

- Humanmedizin(ohneZahnmedizin)'
- Zahnmedizin,
- Veterinärmedizin.
Nachgewiesen werden Abiturienten und Schüler der Abschlußklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen'

medizinische Wissenschaften zu studieren.

Begriffsbeziehungen:
Der BegrifrMedizinische wissenschaften entspricht dem Begriff>>> Human- und veterinärmedizin (Statistik

der Hochschulprüfungen, ab 1959).

Mehrfamiliengebäude

Preisindizes für Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Freistehende oder eingebaute >>> Wohngebäude mit drei oder mehr >>> Wohnungen'

Mehrfamiliengebäude erstrecken sich regelmäßig über mehrere Geschosse.

Hierzu gehören Wohnblocks, Appartementhäuser, Hochhäuser.
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Nicht dazu gehören >>> Wohnheime und >>> Unterktinfte, die sich von den Mehrfamiliengebäuden dadurch
unterscheiden, daß sie in der Regel einem bestimmten Personenkreis vorbehalten sind.

Mehrp ersonenhaushalte

1.1 Vorausschätzung der Privathaushalte
Datennachweis: 1961 bis 1990

1.2 Vorausschätzung der Privathaushalte
Datennachweis: 1982 bis 2000

Begriffsinhalt:
Privathaushalte mit deutschem Haushaltworstand (Vorausschätzung l96l bis 1990), deutscher Bezugsperson
(Vorausschätzung 1982 bis 2000), die aus mehr als einer Person bestehen.

>>> Privathaushalte mit deutschem Haushaltworstand/deutscher Bezugsperson sind Personengemeinschaften,
die zusammen wohnen und eine gemeinsame Hauswirtschaft führen und deren Haushaltworstand/ Bezugsper-
son >>> Deutsche(r) ist.

Bei der Zuordnung von Personen zu Privathaushalten wird von der >>> deutschen Bevölkerung in Privathaus-
halten ausgegangen, wobei es zu Mehrfachzählungen von Personen mit mehr als einer Wohnung kommen
kann. Zu Einzelheiten siehe unter deutsche Bevölkerung in Privathaushalten.

Anderungen im Zeitablauf:
Die in der Vorausschätzung der Privathaushalte 1961 bis 1990 für 1961 und 1970 als Vergleichszahlen nach-
gewiesenen Daten beruhen auf Ergebnissen der jeweiligen Volks- und Berufszählungen, die Daten für 1978 auf
Ergebnissen des Mikrozensus. Die Daten für 1980 und folgende Jahre stellen geschätzte Werte dar.

Die in der Vorausschätzung der Privathaushalte 1982 bis 2000 für 1982 als Vergleichszahlen nachgewiesenen
Daten beruhen auf Ergebnissen des Mikrozensus. Die Daten für 1985 und folgende Jahre stellen geschätzte
Werte dar.

Metallb earbeitungsmaschinen

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion flir Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewfilte Waren/ Güter (Waren-/ Güterarten) aus den Waren-/Güterklassen

Metal lbearbeitungsmaschi nen
der spanabhebenden Formung Waren-/ Güterklasse 32ll

Metal lbearbe itungsmasch i nen

. {.t spanlosen Formung " 3212

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik bzw. des Systämatischen Güterverzeichnisses
für Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgütern zählen.

Als Investitionsgüter gelten Waren/ Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fe(ig
(investitionsreifl angesehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter
gekauft werden.

Dazu rechnen alle Waren-/ Güterarten aus den Waren-/ Güterklassen Metallbearbeitungsmaschinen der
spanabhebenden Formung und Metallbearbeitungsmaschinen der spanlosen Formung mit Ausnahme der dazu-
gehörigen Zubehör-, Einzel- und Ersatzteile.
Im wesentlichen zählen dazu:
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Hobel-, Stoß- und Räummaschinen,
Drehmaschinen,
Revolverdrehmaschinen und Drehautomaten,
Bohrmaschinen,
Fräsmaschinen, Waagerecht-Bohr- und -Fräsmaschinen,
Sägemaschinen,
Schleif-, Läpp und Poliermaschinen,
Verzahnrüaschinen,
Hämmer, Schmiedemaschinen, Biege- und Richtmaschinen,
Pressen mit mechanischem und hydraulischem Antrieb,
B lechbearbeitungsmaschi nen,
Drahtbe' und -verarbeitungsmaschinen,
pressen für die Herstellun!von Bolzen, S6hrauben, Nieten, Muttern u. dgl'

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Metallbearbeitungsmaschinen rechnenden Waren auf der Grundlage des Systemati-

schen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik unterscheidet sich geringfiigig von der o'g' Güterauswahl

nach dem Systematischen Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken.

2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
wie unter 1., aber zusätzlich sonstige vollständige Fabrikationseinrichtungen'

Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nachdem Warenverzeichnis für die Außenhan-

delsstatistik (wA) werden auf die entsprechenden PositionJn des Systematischen warenverzeichnisses für die

Industriestatistik (w) bzw. des SysteÄatischen Güterverzeichnisses für die Produktionsstatistiken (GP) umge-

schlüsselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen

nach zolltechnischen (materialmißigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Gegenüberstellung

geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgütern und >>>_lnvestitionsgütern erfolgt in. Anlehnung an die

Warenauswahl, die zur Berechnung des Index dei industriellen Bruttoproduktion für Investitionsgüter und

Verbrauchsgüter getroffen wurde.

Andenrngen im Zeitablauf:
Der Index des Außenhandelwolumens wird sowohl auf Basis 1962= 100 (für die Jahre 1960 - 1974) als auch

auf Basis tg70 :100 (für die Jahre ab l g70) nachgewiesen. Bei der umstellung des Index von Basisjaht 1962

auf Basisjahr 1970 wurden bei der Warenauswatrt eine Reihe von j\nderungen vorgenommen' Nur in der Wa-

renauswahl aufBasis 1970 sind im wesentlichen die sonstigen vollständigen Fabrikationseinrichtungen enthal-

ten.

Miete

Gebäude- und Wohnungszählung 1987

Begriffsinhalt:
Als Miete im Sinne der Bruttokaltmiete wird der monatliche Betrag nachgewiesen, dermit-dem Vermieter für

ilub";d.;ng der ganzenWohnung oder sonstigen Wohneinheit zum Zeitpunkt der Zi,ihlungvereinbart war'

Dabei ist es gleichgultig,ob die Miete tatsächlich gezahlt wurde oder nicht'

Zur Miete rechnen auch die monatlich aufzuwendenden Beträge für Wasser, Kanalisation, Straßenreinigung

Müllabfuhr, Treppenhausbeleuchtung und Schornsteinreinigtng'

Finanzielle Vorleistungen, z.B. Baukostenzuschüsse in Form einer Mietvorauszahlung bzw. eines Mieterdarle-

hens, vermindern die tüi.t.; es handelt sich dann um tlrmäßigt überlassenen Wohnraum'

Nicht zur Miete rechnen Umlagen für den Betrieb einer Zentralheizung oder Warmwasserversorgung für eine

Garage oder einen Einstellplati, Zuschläige für Möbilierung Gewerberäume oder untervermietete Räume,

Grunägebüren für eine Zentralwaschanlage u.dgl. mehr.
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Mietwohneinheiten

Gebäude- und Wohnungszählung 1987

Begriffsinhalt:
Das sind >>> Wohneinheiten, die vom Haupt- und ggf. Untermieter genutzt werden.

Gemietete >>> Freizeitwohneinheiten sowie Wohneinheiten in Gebäuden mit vollständiger Wohnheimnutzung
werden nicht zu den Mietwohneinheiten gerechnet.

Beim Ergebnisnachweis von Mietwohneinheiten ist auf eine unterschiedliche Abgrenzung zu achten, da Ange-
hörige ausländischer Streitkräfte und ähnlicher Personengruppen vielfach in privatrechtlich gemieteten Woh-
neinheiten wohnen, aber nicht auskunftspflichtig zur Person/ zum Haushalt waren, liegen hierüber keine An-
gaben vor. Deshalb werden bei Mietwohneinheiten, die im Zusammenhang mit einer Belegung von Personen/
Haushalten nachgewiesen werden, die privatrechtlich gemieteten Wohneinheiten von ausländischen Streitkräf-
ten und ähnlicher Personengruppen nicht berücksichtigt.

Miefzuschuß

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Durchschnittliche monatliche Höhe der Ansprüche auf Mietzuschuß, die in den bewilligten Anträgen der
>>> Mietzuschußempfänger geltend gemacht werden.

Mietzuschußberechtigt sind Haupt- und Untermieter von Wohnraum, Nutzungsberechtigte von Wohnraum bei
einem dem Miewerhältnis ähnlichen Nutzungsverhältnis, Heimbewohner PiB sowie Eigentümer im eigenen
Haus, die nicht lastenzuschußberechtigt sind.
Die Höhe des Mietzuschusses richtet sich nach der Höhe der zuschußfähigen Miete, der Höhe des Familienein-
kommens und der Zahl der zum Haushalt des Antrrgstellers rechnenden Familienmitglieder. Für die bei der
Gewährung des Mietzuschusses berücksichtigungsfähige Miete bestehen Hochstgrenzen, die sich nach der Zahl
der Familienmitglieder, der Mietenstufe der jeweiligen Gemeinde (>>> regionales Mietenniveau) sowie der
Ausstattung und dem Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit des Wohnraums richten.
Miete ist das Entgelt für die Gebrauchsüberlassung von Wohnraum aufgrund von Mietverträgen oder ähnlichen
Nutzungsverhältnissen. Zur Miete gehören auch Umlagen, Zuschläge oder Vergütungen (2.B. Kosten des Was-
serverbrauchs, der Abwässer- und Müllbeseitigung der Treppenbeleuchtung der Fahrstuhlbenutzung u.ä.).

Nicht zur Miete rechnen die Kosten des Betriebs zentraler Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen,
zentraler Brennstoffversorgungsanlagen, die vergleichbaren Kosten flir Fernheizung Untermietntschläge, Zu-
schläge für die Benutzung von Wohnraum zu anderen als Wohnzwecken, Vergütungen für die Überlassung von
Einrichtungsgegenständen, Vergütungen für die (Jberlassungvon Garagen, Stellplätzen oder Hausgärten, an-
teilige Miete für Wohnraum, der ausschließlich gewerblich oder beruflich genutzt wird oder der einem anderen
unentgeltlich oder entgeltlich zum Gebrauch überlassen wird, Beiträge Dritter zur Bezahlung der Miete und
anteilige Miete für Wohnraum, der von Personen mitbewohnt wird, die keine Familienmitglieder im Sinne des
Gesetzes sind.
Bewohnt der Antragsteller eine Wohnung im eigenen Haus, wird der Mietwert des betreffenden Wohnraums
zugrunde gelegt @etrag, der der Miete für vergleichbaren Wohnraum entspricht). Zu Einzelheiten siehe §§ 5, 7
- 8 Wohngeldgesetz.v.28.O2.l990 (BGBI. I S. 310) und Anderungsgesetze.

Ein Anspruch auf Mietzuschuß besteht nur, wenn das Familieneinkommen bestimmte, nach der Familiengröße
gestaffelte Hochstgrenzen nicht übersteigt. Bezüglich der Ermittlung des Familieneinkommens siehe unter
>>> Wohngeldanspruch.
Bezüglich der bei der Errechnung des Wohngeldanspruchs zu berücksichtigenden, zum Haushalt des Antrag-
stellers zählenden Familienmitglieder siehe unter >>> Wohngetdempfänger.

Anderungen im Zeitablauf:
Die Höhe der Ansprüche auf Mietzuschuß ist imZeitablaufwiederholt von verschiedenen Anderungen von
Rechtworschriften beeinllußt worden: Diese haben vor allem die Höhe der jeweils vorgesehenen Mietzuschüs-
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, se, die Hochstgrenzen der zuschußfzihigen Miete und des zu berücksichtigenden Familieneinkommens betrof-

fen.

Siehe hierzu auch unter Wohngeldanspruch'

MiefzuschußemPfänger

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
personen, die im Berichtszeitpunkt bzw. -zeitraum einen bewilligten Anspruch auf die Geuährung von
>>> Mietzuschuß haben.

Mietzuschußberechtigt sind Haupt- und Untermieter von Wohnraum, NutzungSberechtigte von Wohnraum bei

einem dem Miewerhliltnis ähnliähen Nutzungsverhältnis, Heimbewohner PiB sowie Eigenttimer im eigenen

Haus, die nicht lastenzuschußberechtigt sind. (

zu denNutzungsberechtigten von wohnraum bei einem dem Mietverhältnis ähnlichen Nutzungsverhältnis

zählen insbesondere

- Inhaber eines mietähnlichen Dauerwohnrechts,

- Bewohner eines Heimes im Sinne des Heimgesetzes,

- Inhaber einer Genossenschaftswohnung aufgrund eines genossenschaftlichen Nutzungsverhältnisses,

- Inhaber einer Stifts-, Dienst- oder Werkdienstwohnung

- Inhaber eines dinglichen Wohnungsrechts im Sinne von § 1093 BGB, die da für Aufiryendungen aufzubrin-

gen haben und eine Wohngetd-Lastenberechnung nicht aufstellen können'

- obdachlose, die durch die oMachlosenbehöide in unterkünfte oder wohnräume Dritter eingewiesen sind,

- personen, die anders ats in Heimen im Sinne des Heimgesetzes auf Dauer in Wohnraum untergebracht sind.

'Zu denEigenti,imern im eigenen Haus, die nicht lastenzuschußberechtigt sind, zählen im einzelnen Eigenttimer

in Wotrngäbauden mit meh-r als zwei Wohnungen, gemischt genutzten Gebäuden, Geschäftshäusern, Gewerbe-

betriebenl in Ein- und Zweifamilienhäusern, aie auctr Geschäftsräume in einem solchen Umfang enthalten, daß

sie nicht mehr als Eigenheim angesehen werden können, ferner Inhaber einer landwirtschaftlichen Voller-

werbsstelle, deren Wohnteil nicht vom Wirtschaftsteil getrennt ist.

Die genannten personenkreise erhalten, sofern die sonstigen Voraussetzungen efüllt sind und ein entsprechen-

der Äntrag gestellt wurde, Wohngeld in der Form des Mietzuschusses. Zu diesen Voraussetzungen siehe unter

Mietzuschuß und >>> Wohngeld-empfänger. ZuEirl::elheiten siehe insbesondere § 3 Abs' I Wohngeldgesetz v'

28.02.1990 @GBl. I S. 310) und Anderungsgesetze.

Anderungen im Zcitablauf:
Der anspruchsberechtigte Personenkreis ist im Zeitablauf wiederholt von verschiedenen i\nderungen von

Rechtsv-orschriften beeinflußt worden. Siehe hieran unter Wohngeldempfänger.

Milchkuhhaltungen

Landwi rtschaftszählung 197 I

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe, die Milchkühe halten.

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung eines Inhabers (des

Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen,landwirtschaftliche Er-

zeugnisse hervorLringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fläche mindestens 10% ihrer Waldfläche be-

trägt. 1

Als Milchkühe gelten Kühe, die zur Milchgewinnungbestimmt und zwei Jahre und äter sind. Nicht dazu ge-

hören die Ammen- und Muiterktihe, d.h. Xtitre, die an g;a*"Jahr nicht gemolken werden und deren Milch
nur von Kälbern verbraucht wird.
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Als Halten von Milchkühen gilt das Unterbringen von Milchktihen in den Ställen und auf den Flächen eines

landwirtschaftlichen Betriebes. Dazu gehören auch etwaige in Pension aufgenommene Milchkühe.

Nicht in den Nachweis der Milchkuhhaltungen sind >>> Forstbetriebe einbezogen, die Milchkühe halten.

Landwirtschaftliche Betriebe, die im Berichtszeitpunkt mehrere Tierarten halten, werden bei jeder dieser Tier-
arten als Tierhaltung gezählt.

Begriffsbeziehungen:
Die Begriffe Milchkuhhaltungen und landwirtschaftliche Betriebe mit Milchktihen (Landwirtschaftszählung
1971) sind synonym.

Die Milchkuhhaltungen sind Teil der >>> fundviehhaltungen (Landwirtschaftszählung 1971), d.s. landwirt-
schaftliche Betriebe,tie Rinder halten. Zu den fundviehhaltungen zählen neben den Milchkuhhaltungen auch

landwirtschaftliche Betriebe, die neben Milchktihen noch andere Arten von Rindern (2.B. Zuchtrinder,
Mastrinder) oder nur andere Arten von Rindern halten.

Milchvenvend ungsarten

Milcherzeugungs- und -verwendungsstatistik
Datennachweis: ab l9i0

Begriffsinhalt:
Untergliederung der erzeugten Kuhmilch nach der Art der Verwendung durch die Kuhhalter.

In der Milcherzeugungs- und -verwendungsstatistik werden Lieferung an Molkereien, Milchsammelstellen und
Händler, Verfritterung Verarbeitung im Haushalt des Kuhhalters, Frischmilchverbrauch im Haushalt des Kuh-
halters sowie sonstige Verwendung unterschieden.

LIEFERUNG AN MOLKEREIEN UND HANDLER
Darunter wird derjenige Teil an erzeugter Kuhmilch erfaflt, den die Kuhhalter an Molkereien, Milchsammel-
stellen und Händler abliefern. Das Aufkommen dieser Milchverwendungsart wird durch die Ablieferungsstellen
erhoben.
VERFÜTTERUNG
Das ist diejenige Menge an erzeugter Kuhmilch, die im Betrieb des Kuhhalters an Kälber, Ferkel und andere
Tiere verfüttert wird. Das Aufl<ommen in dieser Milchverwendungsart wird von Schätzungskommissionen -
ausgehend von der Zahl der Kälber, Ferkel usw. und der pro Tier verfütterten Milchmenge - geschätzt.

VERARBEITUNG IM HAUSTIALT DES KUHHALTERS
Darunter wird diejenige Menge an erzeugter Kuhmilch verstanden, die im Haushalt des Kuhhalters weiterver-
arbeitet wird zu Landbutter und Landk'äse. Auch das Aufkommen in dieser Milchverwendungsart muß von den
Schätzungskommissionen geschätzt werden.

FRI S CHMILCHVERBRAUCH IM HAUSHALT DES KU}IHALTERS
Diese Milchverwendungsart umfallt die Menge der erzeugten Kuhmilch, die von den im Haushalt des Kuhhal-
ters zu beköstigenden Haushaltsangehörigen als Frischmilch getrunken wird.

Zur Ermittlung des Frischmilchverbrauchs in den Erzeugerhaushalten wird von den Schätzungskommissionen
dieZahl der kuhhaltenden Betriebe und die Durchschnittszahl der zu beköstigenden Haushaltsangehörigen
herangezogen.

SONSTIGE VERWENDUNG
Darunter wird derjenige Teil der erzeugten Kuhmilch erfaßt, der als Deputat abgegeben wird, der Lieferung
von Vorangsmilch dient oder ab Hof verkauft wird. Auch das Aufkommen in dieser Milchverwendungsart ist
von den Schätzungskommissionen zu veranschlagen.

Mineralölerzeugnisse

Index der Großhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968
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Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 22 "Mineralölerzeugnisse" des Systematischen Wa-

renverzeichnisses für die Industriestatistih AusgaL lStSVorr. des Systematischeir Güterverzeichnisses für die

Produktionsstatistiken, Ausgabe I 982.

Einbezogen sind Kraftstoffe, Heizöle, Flüssiggas (ohne sonstige Raffinerieease), Schmiermillgl, Paraffine und

Altöl zur Aufbereitung.

Nicht berücksichtigt sind Rohbenzin (Naphta), Bitumen, vaselin, Petrolkoks sowie sonstige Mineralölerzeug-

russe.

Mineralölsteuer

1. Statistik über den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen

Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
verbrauchsteuer, deren Aufkommen dem Bund (>>> Bundessteuer) zufließt. Die Mineralölsteuer ist eine Fa-

brikatsteuer. Rohöl als tr pt.a"t ti"her Rohstoffäer mineralölverarbeitenden lndustrie sowie andere primäre

mineralische Rohstoffe untärliegen ihr nicht. Die genaue Abgrenzung der steuerpflichtigen von den nichtsteu-

..pni.ntigun Waren erfotgt anhänd des Zolltarifs,-*"it autin aie einzilnen Warengruppen genau aufgegliedert

una U"r.tr-ri.ben sind. Daierleichtert auch ihre steuerliche Zuordnung außerordentlich.

Im prinzip wird nur der Verbrauch von Mineralölen als Treib, Heiz- und Schmierstoffe mit Steuer belastet'

Der übrige Verbrauch einschl. der Ausfuhr ist durch zahlreiche Steuerbefreiungen' in der Hauptsache durch die

Befreiun-g, für die Verwendung zu gewerblichen Zwecken nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 des Mineralölsteuergesetzes,

von einer Belastung ausgenommen.

Kraftstoffe stellen die größte und für das Steueraulkommen bedeutsamste Gruppe der steuerpflichtigen Mine-

ralöle dar. Die SteuerbJl**ng.n für unverbleiten Ottokraftstoff(Normal- und Superbenzin), verbleiten Otto
kraftstoffsormal- und SuperLnzin) und Dieselkraftstoffunterscheiden sich derzeit noch.

Besteuert werden auch Substitutionserzeugnisse, die zur Verwendung als Kraftstoffbestimmt sind oder als sol-

che tatsächlich verwendet werden. Danach sind auch Erdgas, Klärgas und Kokereigas' d.h. gasformige Koh-

lenwasserstoffe, mit Mineralölsteuer belastet, wenn sie alJKraftstoffe z.B. in dafür entwickelten Spezialmoto-

ren verwendet werden. Solche Kraftstoffe unterliegen dem gleichen Steuersatz wie die Mineralöle, denen sie

nach ihrer Beschaffenheit am nächsten kommen.

Flüssiggase (Propan, Butan) werden mit 158,70 DM für 100 kg besteuert, bei unvermischter verwendung als

Treibstoff(Autogas) mit 61,25 DM für 100 kg.

Bei mineralölhaltigen Waren und Additiven zu Schmierstoffen ist der Mineralölanteil der Waren zu versteuern

(Anteilsteuer).
Heizöle werden zu einem ermäßigten Steuersatz versteuert. Die Steuer beträgt für leichtes Heizöl 9'40 DM je

100 kg und für schweres HeizöI, ä.rm verheizen 3.- DM und zur Stromerzeugrng 5,50 D}4 je 100 kg' Um

Steuerumgehungen zu verhindern, sind auch heizölähnliche Brennstoffe aus Mineralöl der Heizölsteuer unter-

worfen. täictrteitteizöl wird zur Verhinderung des Mißbrauchs als Treibstofrfür Dieselmotoren

("Verdieselung") mit Rofarbstoff und Furfirrol gekennzeichnet'

Ab I . I . l9g9 sind auch Erdgas,Flüssiggas und andere Kohlenwasserstoffe zur Gewinnung von Licht und Wär-

me der Besteuerung unterwärien *oräen. Die Steuer betr:igt für Erdgas 3,60 DM je MWh, für Flüssieqas 5'-

DM je 100 kg.

Die Steuer wird für die steuerpflichtigen Waren bereits beim Hersteller oder in der Handelsstufe ab Steuerlager

erhoben und über den warenireis auf die verbraucher abgewälzt. zur zeitsind etwa 165 Herstellungsbetriebe

und 920 Steuerlager bewilligi, so daß bei einer verhältnismäißigbegrenäen Anzahl von Steuerschuldnern mit

einem äußerst geringen Verilltungsaufivand die Steuern eingätroben werden können. Die Steuerschuldner ha-

ben ausreich endZeit(durchschnittlich 55 Tage), die für die Steuerzahlung erforderlichen Beträge zu erlösen,

tragen aber das Ausfallrisiko.
Das Aufkommen folgt dem Absatz mit ein- bis zweimonatiger verzögerung.
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Für MineralöI, daq innerhalb eines Herstellunggbetriebs dazu verbraucht wird, die Mineralölherstellung zu er-
möglichen oder zu frirdern, entstehen keine Steuerschulden. Dieses Privileg begünstigt die Herstellungsbetriebe
als Mineralölverbraucher. Es wirkt sich im wesentlichen beim Heizölverbrauch zur Eneryiegewinnung aus.

Anderungen im Zeitablauf:
Die Höhe der Steuersätze hat sich mehrfach geändert, meist erhöht. Ab l.1.1964 erfolgte eine grundlegende
Umgestaltung der Mineralölabgaben: Beseitigung der Binnenzölle flir Mineralölerzeugnisse und Auftebung
des Außenzolls auf Rohöl sowie Anhebung der Mineralöl-Steuersätze; weitere Erhöhungen insbesondere ab

t.l.lg67,ab 1.3.t972,ab 1.7.1973 (2.T. zweckgebunden für Verkehrsaufgaben) und ab 1.4.1981.

Durch dac 3. .i\nderungsgesetz zum MinöstG wurden erstmals ab l. April 1985 gespreiae Steuersätze für blei-
armes und bleihaltiges Benzin zur Förderung des schadstoffarmen Personenkraftwagens eingeführt. Die Steuer-
spreizung wurde durch das 4. Anderungsgesetz ab 1.1.1986 deutlich ausgeweitet, um verstäkt zum Verbrauch
unverbleiten Ottokraftstoffs zrnzuregen. Weitere Anhebungen der Steuersätze zum 1.1.1989, 1.1.1991, 1.7.1991
und 1.1.1994

Die Mineralölsteuer war frtiher bis zum 25.Tage des zweiten Monats nach Entstehung der Steuerschuld (=
durchschnittlich 70 Tage) zu entrichten. Ab 1.8.1967 erfolgte eine Verküra.rng der Zahlungsfrist auf durch-
schnittlich 55 Tage und eine Sonderregelung für November. Ab 1973 wurde eine nochmalige Vorverlegung der
Zahlung der Novembersteuerschuld festgelegt.

Mithelfende Familienangehörige

1.1 Volks- und Berufszählung 1987

1.2 Arbeitsstättenzählung 1970

1.3 Mikrozensus
Datennachweis: ab 1964

Begriffsinhalt:
Als mithelfende Familienangehörige gelten Haushaltsmitglieder, die in einem ländwirtschaftlichen oder ge'
werblichen Betrieb eines anderen Haushaltsmitglieds oder im Betrieb eines nicht im gleichen Haushalt woh-
nenden Familienangehörigen mitarbeiten, aber weder Lohn noch Gehalt empfangen. und auch keine Renten-
versicherungspfl ichtbeiträge entrichten.
Für die Zuordnung von Personen zu den Mithelfenden Familienangehörigen ist es unerheblich, welche Arbeits-
zeit von ihnen geleistet wird.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Studentenstatistik
Datennachweis: ab Wintersemester 197 617 7

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen werden deutsche >>> Studienanfänger, die auf dem Immatrikulationspapieren als letzte beruIli-
che Stellung des Vaters (der Mutter) "Mithelfende(r) Familienangehöriger(r)" eingetragen haben.

Die berufliche Stellung des Vaters (der Mutter) wird auch berücksichtigt, wenn diese(r) bereits verstorben ist.

Begriffsbeziehungen:
Der BegriffMithelfende Familienangehörige ist in den einzelnen Statistiken gleich abgegrenzt; in der Studen-
tenstatistik handelt es sichjedoch um deutsche Studienanfänger, die aufden Immatrikulationspapieren als be-
rufliche Stellung des Vaters (der Mutter) "Mithelfende(r) Familienangehörige(r)" eingetragen haben.

Unterschiede in den Zahlen über Mithelfende Familienangehörige zwischen der Volks- und Berufszählung und
dem Mikrozensus einerseits sowie der Arbeitsstättenzählung andererseits ergeben sich auch daraus, daß ein
Mithelfender Familienangehöriger in mehreren Arbeitsstätten beschäftigt und daher in der Arbeitsstättenzäh-
lung mehrfach erfallt und nachgewiesen sein kann. In der Volks- und Berufszäihlung und im Mikrozensus wird
jeder Mithelfende Familienangehörige nur einmal erfafJt, da die einzelne Person bzw. der Haushalt und nicht
die Arbeitsstätte Erhebungseinheit ist.
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Von der unterschiedlichen Berücksichtigung der geleisteten Arbeitszeit abgesehen, beschreiben die Begrifre

Mithelfende Familienanjehörige und >i> u-nueÄtt mithelfende Familienangehörige (Handwerkszählung

1977) den gleichen Personenkreis.

Im unterschied zu den Mithelfenden Familienangehörigen umfassen die >>> Familienarbeitskräfte (im Erhe-

bungsmonat) (Statistik der Arbeitskräfte in aer läawirtschaft) sowie die >>> Familienarbeitskräfte' mit be-

trieblichen Arbeiten (otrne Haustralt des Betriebsinhabers) beschäiftigt (Landwirtichaftlzählung 1971) auch die

Betriebsinhaber. Ftir die Zuordnung zu den Familienarbeitskräften ist außerdem ihre Zugehörigkeit zum Haus-

halt des Betriebsinhaber. *rng.u.ia und nicht die Frage, ob sie Lohn oder Gehalt beziehen: Familienangehti

rige, die z.B. in einem Lohn- äer Gehaltsverhältnis zuä Betrieb stehen, ählen nicht zu den Mithelfenden

iirr,it i.n*g.höri gen, können aber zu den Fami lienarbeitskräft en rechnen.

Mittlere Reife

Volks- und Bemfszählung 1987

Begriffsinhalt:
Abschluß an einer >>> Realschule mit einem Abschlußzeugnis oder Abgang von einem >>> Gymnasium mit

äl* v.t..t^ngpzeugnis zur Obersekunda (l l' Klasse)'

Zur Erreichung der Mittleren Reife muß eine Realschule bzw. eine ihr gleichgestellte s-chule (z'B'
>>> Abendrealschulen, Aufbauklassen an >>> Hauptschulen, Realschulzweige der additiven

>>> Gesamtschule) bis zur letzten Klasse besucht werden'

Möbel

1. Index der industrielten Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter

Datennachweis: 1962 bis 1976

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe

Holzwaren WarengruPPe 54

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik (wI)' Ausgabe 1970bzw' 1975' die zu den

>>> Verbrauchsgütern zählen.

Als Verbrauchsgüter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, ats technisch fertig
(verbrauchsreif) angesehen werden und überwiegend von den privaten Haushalten gekauft werden'

Zu denMöbeln rechnen im wesentlichen:

Zimmer- und Küchenmöbel aus Holz, auch Polstermöbel
Matratzen
Korbmöbel

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Möbeln rechnenden Waren auf der Grundlage des \M, Ausgabe 1970, unterscheidet

sich geringfiigig von der o.g. Warenauswahl'

2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt: 
,

Im wesentlichen wie unter l. nach dem Systematischen Warenverzeichnis für die Industriestatistik (wI) bzw'

des systematischen Güterverzeichnisses für Produllionsstatistiken (GP).

Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-

delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionir des Systematischen Warenverzeichnisses für die

Industriestatistik (wI) bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken (GP) umge-

schlüsselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen
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nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Gegenüberstellung
geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgütern und >>> Investitionsgütern erfolgt in Anlehnung an die
Warenauswahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion für Investitionsgüter und
Verbrauchsgüter getroffen wurde.

' Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Möbeln rechnenden Waren auf der Grundlage des WI, Ausgabe 1970 und des GB
Ausgabe 1982, unterscheidet sich geringfiigig von der o.g. Waren-/ Güterauswahl.

Ebenso wurden bei der Umstellung der Außenhandelsindizes von Basisjahr 1962 auf Basisjahr 1970 bei der
Warenauswahl eine Reihe von Anderungen vorgenommen. Nur in der Warenauswahl auf Basis 1962 sind im
wesentlichen Stahlrohrmöbel und -betten enthalten, nur in der Warenauswahl auf Basis 1970 sind Korbmöbel
enthalten.

Mobilität

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsaufnahme, des Arbeitsplatzwechsels und der Schaftrng von Arbeitsplät-
zen; Maßnahmen zur ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft (einschließlich Schlechtwetter- und
Wintergeld); Arbeitsberatung und -vermittlung.
Die Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme und des Arbeitsplatzwechsels sollen die Mobilität der Ar-
beitsuchenden erhöhen sowie ihre Eingliederung erleichtern, wenn die Unterbringung unter den üblichen Be-
dingungen des Arbeitsmarktes erschwert ist. Es handelt sich dabei um Zuschüsse zu Bewerbungskosten und zu
Reise- und Umzugskosten, Arbeitsausrüstung Trennungsbeihilfen, wenn die Arbeitsaufnahme die Führung ei-
nes getrennten Haushalts erfordert, Überbrückungsbeihilfen, Begleitung bei Sammelfahrten zur Arbeitsauf-
nahme an einem auswärtigen Beschäftigungsort, Familienheimfahrten und sonstige Hilfen, die zur Erleichte-
rung der Arbeitsaufnahme notwendig sind.
Zu den Maßnahmen zur Schaffi.rng von Arbeitsplätzen gehören u.a. die Förderung der Errichtung von Arbeits-
plätzen nach dem Arbeitsförderungsgesetz und zusätzliche Arbeits- und Eingliederungshilfen für längerfristig
Arbeitslose. Die Gewährung von Kurzarbeitergeld über die regelmäßige Bezugsdauer hinaus gehört ebenso wie
die Zahlung von Schlechtwetter- und Wintergeld im Rahmen der Maßnahmen zur garujährigea Beschäftigung
in der Bauwirtschaft und das Vorruhestandsgeldru den Leistungen für Mobilität.
Einbezogen sind außerdem die Betreuung der Arbeitsuchenden, Leistungen der Berufsberatung sowie die För-
derung der berufl ichen Weiterbildung.
Im Sozialbudget rechnen die Leistungen zur Förderung der Mobilität gemeinsam mit den Leistungen für
>>> berufliche Bildung und bei >>> Arbeitslosigkeit zu den Leistungen im Rahmen der Funktion
"Beschäftigung".

Anderungen im Zeitablauf:
Die Regelungen zur Erleichterung des Übergangs vom Arbeitsleben in den Ruhestand (Vorruhestandsgesetz)
sind seit dem 1. Mai 1984 in Kraft und auf 5 Jahre befristet.

Mostmenge

Ernteberichterstattung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Diejenige Menge, die aus den gelesenen Trauben entsteht und zur Weiterverarbeitung zu Wein vorgesehen ist;
sie wird in I oder hl veröffentlicht.
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Mutterschaft

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Leistungen im Zusammenhang mit schwangerschaft und Entbindung einschl. Leistungen für Muffer und Kind

wäfuend der ersten ,.t n i"gäach der Ent6indung und während der Schutdristen ferner Mutterschaftsvorsor-

geleistungen.

Frauen, die in der gesetzlichen >>> Krankenversicherung versichert sind, erhalten während der schutdristen

t tuttersctraftsgeld iach den Vorschriften der Reichsversiiherungsordnung oder des Gesetzes über die Kranken-

versicherung äer Landwirte. Die schutzfristen belaufen sich auf die letzten sechs wochen vor der Entbindung

und die ersten acht wochen nach der Entbindung (bei Früh- uird Mehrlingsgeburten zwölf wochen).

Zu denleistungen der Mutterschaftshilfe gehören auch die ärztliche Betreuung und Hilfe sowie die Hebam-

meihilfe, die Versorgung mit Arznei-, Verband und Heilmitteln, Pauschbeträge für die im Zusammenhang mit

der Entbindung entsteheiden Aufixendungen und die Pflege in einer Entbindungs- oder Krankenanstalt sowie

die Hilfe und Warhrng durch Hauspflegerinnen.

Frauen, die Anspruch auf Mutterschaftsgeld haben, erhalten für die zeit der schutdristen von ihrem Arbeitge-

ber einen Zuschuß in Höhe des unterschiedsbetrags zwischen dem Mutterschaftsgeld und dem um die gesetzli-

chen Abzüge verminderten durchschnittlichen kalendertäglichen Arbeitsentgelt (>>> Entgeldortzahlung)'

Nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Frauen.erhalten bei Beginn der Schutdrist, wenn

sie in keinem Arbeitwerhältnis stehen oder in 
-Heimarbeit 

beschäftigt sind oder ihr Arbeitsverhältnis während

der Schwangerschaft vom Arbeitgeber zulässig aufgelöst worden ist, Mutterschaftsgeld zu Lasten des Bundes,

wobei der Bund den Kassen die riachgewi...nän Aufivendungen für das Mutterschaftsgeld in vollem Umfang

erstattet.
Im Sozialbudget rechnen die Leistungen bei Mutterschaft mit den Leistungen für >>> Kinder und für
>>> Ehegattei zu den Leistungen im Rahmen der Funktion "Ehe und Familie"'

Im Sozialbudget werden nur solche Leistungen als Familienleistungen bezeichnet, die unmittelbar und allein

der Förderung und Unterstützung von Familien dienen. Dazu gehören auch entsprechende Leistungen mit so-

zialer Wirkung aus dem eigenstälndigen Sicherungssystem des Beamtenrechts und des Tarifoertragsrechts des

öffentlichen Dienstes, die i]hrer Rechisqualität nac-h keine Sozialleistungen sind. Nicht im 
-Sozialbudget 

enthal-

ten sind Familienleistungen nach programmen und Gesetzen der Bundesländer (2.B. Familienferienprogramm)

und bestimmte LeistunlJn karitativerbrganisationen, die statistisch nicht bekannt sind, sowie von Wirt-
schaft sunternehmen (2. B. nundesbahn).

über die im Sozialbudget als Leistungen für Ehe und Familie ausgewiesenen Leistungen hinaus sind auch Lei-

stungen der Krankenväsicherung füimiWersicherte Familienangehörige, Leistungen der 
.

>>> Ausbildungsf<irderung, Witienrenten, Leistungen aufgrund von Kindererziehungszeiten' aber auch Lei-

stungen beim >!> Wotrngliia, für da< >>> Wohnen-und Leistungen der >>> Sparf<irderung als Familienlei-

stungen anzusehen.

Anderungen im Zeitablauf:
Seit dem L Juli 1979 haben Mütter im Anschluß an die Schutdristen bis zu dem Tag- n dem das Kind sechs

Monate alt wird, Anspruch auf Mutterschaftsurlaub. Vom l. Juli 1979 bis 1985 wurde den Müttern während

dieser Zeit Mutterschaftsgeld gezahlt. Seit 1987 bekommen stattdessen alle Frauen für jeweils zehn Monate

Erziehungsgeld; Einzelheiten hierzu siehe unter Kinder'
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Nachrichten- und Informationstechnische Investitionsgüter

Index des Auftragsbestands in der Industrie
Datennachweis: 1970 bis 1976

Begriffsinhalt:
Alle Waren der Warenklassen
GeräteundEinrichtungenderDrahtnachrichtentechnik Warenklasse 3651
Geräte und Einrichtungen der Funknachrichtentechnik ' 3653
Elektrische Zeitdienstgeräte " 3655
des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistilq Ausgabe 1975.

Begriffsbeziehungen:
Die nachrichten- und informationstechnischen Investitionsgüter zählen zu der Produktgruppe >>> Herstellung
von nachrichten- und informationstechnischen Erzeugnissen (Index des Auftragsbestands flir das Verarbeiten-
de Gewerbe).
Zur Herstellung von nachrichten- und informationstechnischen Erzeugnissen rechnen darüber hinaus auch die
Warengruppen Rundfunk- und Fernsehempfangsgeräte und -einrichtungen, Phonotechnische Geräte und Bau-
elemente der Fernmelde- und Hochfrequenztechnik.

Nachwuchskräfte

Arbeitsstättenzählung l9E7

Begriffsinhalt:
Personen, die aufgrund eines Ausbildungwertrages nach dem Berufsbildungsgesetz in einem anerkannten
Ausbi ldungsberuf ausgebildet werden.
Zu den Nachwuchskräften rechnen >>> gewerbliche Auszubildende und >>> kaufmännische, technische und
Verwaltungsauszubildende, also Personen, deren Ausbildung normalerweise in einen Arbeiter- oder Angestell-
tenberuf einmündet.
Einbezogen sind ferner Anlernlinge, Praktikanten, Volontäe und Umschüler.
Nicht zu den Nachwuchskräften zählen Personen, deren berufliche Ausbildung ausschließlich an Schulen der
beruflichen Ausbildung erfolgt (2.8. Lehre ersetzende >>> Berufsfac(schulen oder >>> Schulen des Gesund-
heitswesens) sowie Personen im öffentlichen Dienst, die im technischen oder nichttechnischen Vorbereitungs-
dienst den Beamtenstatus anstreben.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zu den Nachwuchskräften sind in den >>> Auszubildenden (Statistik der beruflichen Bildung)
die Praktikanten, Volontäre und Umschüler nicht enthalten.
Die gewerblichen Auszubildenden (Monatlicher Baubericht, Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung
im Bauhauptgewerbe (einsctrl. Fertigteilbau), Erhebung bei den öffentlichen Elektrizitätwersorgungsunter-
nehmen, Erhebung bei den Gasversorgungsunternehmen, Volks- und Berufszählung 1987) bzw. die kauftnän-
nischen, technischen und Verwaltungsauszubildenden (Volks- und Berufszähluirg 1987) umfassen im Unter-'
schied zu den Nachwuchskräften jeweils nur die Person, deren Ausbildung in einen Arbeiter-bm,t. einen An-
gestelltenberuf einmündet.
Zu beachten ist ferner, daß z.B. Praktikanten in mehreren Betrieben, Unternehmen oder Arbeitsstätten be-
schäftigt sind und daher in den Bereichsstatistiken und der Afteitsstättenzählung mehrfach erfallt und nach-
gewiesen werden können.
In der Volks- und Berufszählung 1987 wird jeder Praktikant nur einmal erfaßt, da die Person selbst und nicht
der >>> Betrieb, das >>> Unternehmen oder die >>> Arbeitsstätte die Erhebungseinheit ist.
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Nahrungsmittel

Preisindizes für die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Waren, die der menschlichen Ernährung dienen und von privaten Haushalten gekauft werden.

Im'einzelnen zählen dazu:

Fleisch und Fleischerzeugnisse, Fische und Fischerzeuglrisse,
Milch, Milcherzeugnisse, Eier, Speisefette und -öle,
Brot und andere Backwaren,
Mehl, Grieß u. ä. Getreideerzeugnisse,
Kartoffeln, Gemüse, Kartofrel- und Gemüseerzeugni sse,

Obst, Obsterzeugnisse,
Zucker, Süßwaren, Marmel ade,
Gewürze, Soßen und verwandte Back- und Speisezutaten,
alkoholfreie Getränke. I

Die Nahrungsmittel sind eine Gliederungsposition der Systematik der Einriahmen und Ausgaben der privaten

Haushalte, Ausgabe 1983.

Nicht zu den Nahrungsmitteln zählen die Genußmittel (Bohnenkaffee, Tee, alkoholische Getränke, Tabal(wa-

ren) und der Verzehr in Gaststätten.

Als ,,Besonders ernte-, saison- und witterungsabhängige Nahrungsmittel" gelten Kartoffeln, Frischgemüse,

Frischobst (einschl. Südfrüchte), Frischfische und Eier.
,,sonstige Nahrungsmittel" ist eine Sammelposition, die Nahrungsmittel ohne besonders ernte-, saison- und

witterungsabhängige Nahrungsmittel umfaßt.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrennrng gegenüber den >>) Erzeugnissen der Nahrungs- und Genußmittelindustrien
(Außen-handetsstatlstitq Statistik der Außenhandelspreise, Statistik der Erzeugerpreise industrieller Produkte)

siehe dort.

Nahrungsmittelmaschinen und Maschinen ftir verwandte Gebiete
der Nahrungsmittelherstellung

l. Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: 1962 bis 1976

2.Index der Bruttoproduktion für Investitions- und verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren/ Güter (Waren-/ Güterarten) aus den Waren-/ Güterklassen

Nahrungsmittelmaschinen Waren-/ Güterklasse 3245

Maschinen für verwandte Gebiete der \

Nahrungsmittelherstellung " 3246

{es Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses

für Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgütern zählen.

Als Investitionsgüter gelten Waren/ Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsrei§angeiehen werden und die übenxiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter

gekauft werden.

Dazu rechnen alle Güterarten aus den Güterklassen Nahrungsmittelmaschinen, Maschinen für verwandte Ge-

biete der Nahrungsmittelherstellung mit Ausnahme der dazugehörigen Zubehör-, Einzel- und Ersatzteile'

Im wesentlichen zählen dazu:
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Konservierungs- und verwandte Maschinen, Müllereimaschinen und -anlagen, Bäckerei- und Konditoreima-
schinen und -öfen, Teigwaren- und Dauerbaclcwarenherstellungsmaschinen, Maschinen und Einrichtungen für
die Fleischverarbeitung Maschinen und Apparate für die Süßwarenherstellung für die Zuckerindustrie, flir die
Ölmüllerei und Speisefettherstellung Brauerei-, Kellerei- und Getränkeherstellungsmaschinen, Maschinen und
Einrichtungen für Großküchen und Gastwirtschaften, Maschinen und Apparate für die Verarbeitung von Kaf-
fee und Tee, für die Tabakverarbeitung Farbenherstellungsmaschinen, Komprimiermaschinen, Universal-
Misch- und -knetmaschinen.

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Nahrungsmittelmaschinen und Maschinen für verwandte Gebiete der Nahrungsmittel-
herstellung rechnenden Waren auf der Grundlage des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industrie-
statistik unterscheidet sich geringfi.igig von der o.g. Güterausnahl nach dem Systematischen Güterverzeichnis
flir Produktionsstatistiken.

Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs

Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Erzeugnisse pflanzlichen Ursprungs die überwiegendnx Ernährung von Menschen, zur Fütterung von Tieren
oder zu Zierntecken dienen.
Die Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs umfassen ausgewählte Waren (Warennummern) des Warenver-
zeichnisses für die Außenhandelsstatistik.
Im wesentlichen zählen dazu:
Weizen, Roggen, Gerste, Hafer, Mais, Hirse und sonstiges Getreide,
Reis, Müllereierzeugnisse, Malz, nichtölhaltige Sämereien,
Hül se nfrüchte zur Ernährung Hül senfrüchte zur Vi ehfütterung
Grün- und Rauhfutter,
Kartoffeln, andere Hacldrüchte,
Gemüse und sonstige Küchengeuächse,
Obst, Südfrüchte,
Gemüse- und Obstkonserven, Fruchtsäfte u. dgl.,
Rohkakao, Kakaoerzeugnisse, Gewürze, Zucker,
Öfrtichte zur Ernährung pflanzliche Öle und Fette zur Ernährung, Margarine und ähnliche Speisefette,
Ölkuchen, Kleie, sonstige Abfallerzeugnisse zur Viehfütterung sonstige pflanzliche Nahrungsmittel,

lebende Pflanzen und Erzeugnisse der Ziergprtnerci
Zu weiteren Einzelheiten siehe Fachserie 7, Außenhandel, Reihe 3, Außenhandel nach Ländern und Waren-
gruppen, Anhang 2: Gegenüberstellung der Warengruppen und -untergruppen der Ernährungswirtschaft und
der Gewerblichen Wirtschaft und der Nummern des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik.

Begriffsbeziehungen:

Zur Abgrerntng gegenüber den >>) pflanzlichen Produklen (Statistik der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher
und forstwirtschaft licher Produkte) siehe dort.
Die Zusammenfassung der Positionen Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs und >>> Genußmittel
(Außenhandelsstatistik) entspricht der Position >>> Ernährungsgüter pflanzlichen Ursprungs (Index der Ein-
fuhrpreise und Index der Ausfuhrpreise).

Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Nahrungsmittel tierischen Ursprungs
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Begriffsinhalt:

Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die überwiege nd ntr Ernährung von Menschen oder zur Fütterung von Tie-
ren dienen.

Die Nahrungsmittel tierischen Ursprungs umfassen ausgewählte Waren (Warennummern) des Warenver-

zeichnisses fi.ir die Außenhandelsstatistik'

Im wesentlichen zählen dazu:

Milch, Butter, Käse,
Fleisch und Fleischwaren, Därme,
Fische und Fischzubereitungen,
Walöl zur Ernährung Schmalz, Talg andere tierische Fette und Ole zur Ernährung
Eier, Eiweiß, Eigelb,
Honig
Fischmehl.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrenzvng gegenüber den >>> tierischen Produkten (Statistik der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher
und forstwirtschaftIicher Produkte) siehe dort.

Die Zusammenfassung der Positionen Nahrungsmittel tierischen Ursprungs und >>> lebende Tiere
(Außenhandelsstatistik) entspricht der Position >>> Ernährungsgüter tierischen Ursprungs (Index der Einfuhr-
preise und Index der Ausfuhrpreise).
Zu weiteren Einzelheiten siehe Fachserie 7, Außenhandel, Reihe 3, Außenhandel nach Ländern und Waren-
gruppen, Anhang 2: Gegenüberstellung der Warengruppen und -untergruppen der Ernährungswirtschaft und

äer-öewerblictren Wirtschaft und der Nummern des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik.

Nahrungs- und Genußmittel

1. Index der Einfuhrpreise
Datennachweis: ab 1950

2. Index der Ausfuhrpreise
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung von vorwiegend für den privaten Verbrauch bestimmten Ernährungsgütern.

Hierzu zählen im wesentlichen:
- Nahrungsmittel

Fleisch und Fleischerzeugnisse,
Fische und Fischerzeugnisse,
Eier,
Honig
Milch,
Käe,
Butter,
Speisefette und -öle (ohne Buffer),
Brot und Baclcwaren,
Mehl,
Nährmittel,
Kartoffelerzeugnisse,
Kartoffeln und Kartoffelerzeugnisse,
Gemüse und deren Zubereitungen,
Obst und deren Zubereitungen,
Zucker,
Süßwaren,
Alkoholfreie Geträinke,

t
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- Genußmittel:
Tee,
Kaffee (ohne Kaffee, roh),
Spirituosen,
Bier,
Wein,
Tabakwaren.

Nahrungs- und Genußmittelgewerbe

Monatsbericht für Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Hauptgruppe des )>> Verarbeitenden Gewerbes, die die Wirtschaftsgruppen
Ernährungsgewerbe SYPRGNT. 68
Tabakverarbeitung " 69

in der Abgrenzung nach der SYPRO, Ausgabe 1979, umfallt.
Zum Ernährungsgewerbe rechnen die Wirtschaftszweige:

Mahl- und Schälmühlen,
Herstellung von Teigwaren,
Herstellung von Nfirmitteln (ohne Teigwaren),
Herstellung von Stärke, Stärkeerzeugnissen,
Herstellung von Kartoffelerzeugnissen, a.n.g.,
Herstellung von Backwaren (ohne Dauerbaclcwaren),
Herstellung von Dauerbackwaren,
Zuckerindustrie,
Obst- und Gemüseverarbeitung
Herstellung von Süßwaren (ohne Dauerbackwaren),
Molkerei, Käserei,
Herstellung von Dauermilch, Milchpräparaten, Schmelzkäse,
Ölmühlen, Herstellung von SpeiseöI,
Herstellung von Marga.rine u.ä. Nahrungsfetten,
Talgschmelzen, Schmalzsiedereien,
Schlachthäuser (ohne kommunale Schlachthöfe),
Fleischwarenindustrie (ohne Talgschmelzen, Schmalzsiedereien),
Fleischerei,
Fischverarbeitung
Verarbeitung von Kaffee, Tee, Herstellung von Kaffeemitteln,
Brauerei,
Mälzerei,
Alkoholbrennerei,
Herstellung von Spirituosen,
Herstellung und Verarbeitung von Wein,
Mineralbrunnen, Herstellung von Mineralwasser, Limonaden,
übriges Ernährungsgewerbe (ohne Herstellung von Futtermitteln),
Herstellung von Futtermitteln.

Zum Nahrungs- und Genullmittelgewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen, die in den genannten Wirt-
schaftsgruppen tätig sind.

Begriffsbeziehungen:
Das Nahrungs- und Genußmittelgewerbe und die >>> Nahrungs- und Genußmittelindustrien (Index der indu-
striellen Nettoproduktion und Index der Arbeitsproduktivit i0 sind vergleichbar abgegrenzt. Unterschiede erge-
ben sich im wesentlichen daraus, daß zum Nahrungs- und Genußmittelgewerbe Wirtschaftszweige nach der
SYPRO, zu den Nahrungs- und Genußmittelindustrien dagegen Industriezweige nach dem Systematischen
Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht aß:rmmengefaflt werden. Nur zum Nahrungp- und Genußmit-
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telgewerbe rechnen Bäckerei, Fleischerei, Schlachthäuser (ohne kommunale Schlachthöfe) sowie Fabrikschiffe'
die Fische und andere Meerestiere be- und verarbeiten, soweit sie als selbständige Einheiten anzusehen sind.

Ferner zählen zum Nahrungs- und Genußrnittelgewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in die-

ser Wirtschaftstrauptgruppe-uitig sind; dagegen iechnen solche Unternehmen und Betriebe in der Regel nicht

zur Industrie.

Nahrungs- und Genußmittelindustrien

1. Index der industriellen Nettoproduktion
Datennachweis: 1962 bis 1976

2. Index der Arbeitsproduktivität
Datennachweis: 1962 bis 1976

Begriffsinhalt:

Hauptgruppe der >>> Verarbeitenden Industrie, welche die Industriegruppen

Ernährungsindustrie IB-Nr- 68

Tabakverarbeitende Industrie " 69

in der Abgrenzung nach dem Systematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, Ausgäbe 1972,

umfaßt.

Zur Ernährungsindustrie rechnen die Industrie*teige:

Mahl- und Schälmühlenindustrie,
Nährmittelindustrie,
Stärke- und kartoffelverarbeitende Industrie (ohne Brennerei)
Brotindustrie,
Zuckerindustrie,
Obst- und gemüseverarbeitende Industrie,
Süßwarenindustrie,
Molkerei und Käserei,
Dauermilch-, Schmelzkäse- und Kaseinwerke,
Ölmühlenindustrie,
Margarine-Industrie,
Talgschmelzen und Schmalzsiedereien, I

Fleischverarbeitende Industrie,
Fischverarbeitende Industrie,
Kaffeemittel industrie,
Kafree- und teeverarbeitende Industrie,
Brauerei,
Mälzerei,
Alkoholbrennereien und Spiritusreinigungsanstalten,
Spi rituosenindustrie,
Weinverarbeitende Industrie,
Mineralbrunnen-, Mineralwasser- und Limonadenindustrie,

. Sonstige Ernäihrungsindustrie,
Eisgewinnung
Futtermittelindustrie.

Nachgewiesen werden der >>> Index der industriellen Nettoproduktion sowie der >>> Index der Arbeitspro
duktivit it.

Handwerksunternehmen und -betriebe, die in diesen Industriezweigen tätig sind rechnen in der Regel nicht zu

den Nahrungs- und Genußmittelindustrien.

Anderungen im Zeitablauf:

Zwischen den verschiedenen Ausg3ben der Systematik ergaben sich geringfiigige Anderungen
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Begriffsbeziehungen:
Die Nahrungs- und Genußmittelindustrien und dac >>> Nahrungs- und Genußmittelgewerbe (Monatsbericht
für Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe) sind vergleichbar abgegrenn.
Unterschiede ergeben sich im wesentlichen daraus, daß nt den Nahrungs- und Genußmittelindustrien Indu-
striezweige nach dem Systematischen Verzeichnis zum monatlichen Industriebericht, zum Nahrungs- und Ge-
nußmittelgewerbe dagegen Wirtschaftszweige nach der SYPRO arsammengefaßt werden. Nur zum Nahrungs-
und Genußmittelgewerbe rechnen die Bäckerei, die Fleischerei, Schlachthäuser (ohne kommunale Schlachthö
fe) sowie Fabrikschiffe, die Fische und andere Meerestiere be- und verarbeiten, soweit sie als selbständige Ein-
heiten anzusehen sind. t

Ferner zählen zum Nahrungs- und Genußmittelgewerbe auch Handwerksunternehmen und -betriebe, die in die-
ser Wirtschaftshauptgruppe tätig sind; dagegen rechnen solche Unternehmen und Betriebe in der Regel nicht
zur Industrie.

Nebenbahnen

Eisenbahnstatistik @estandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Gleisanlage( die nicht die technischen Einrichtungen von >>> Hauptbahnen besitzen..
Die Nebenbahnen müssen u.a. weniger strengen Sicherheitsbestimmungen genügen als die Hauptbahnen.
Die >>> Streckenlängen der Nebenbahnen ergeben sich aus der in der Achse der Gleise gemessenen Länge für
Entfernungen zwischen Stationen, die in den öffentlichen Tarifen als selbständige Anfangs- oder Endpunkte
für die Befiirderung von Personen oder Gütern bezeichnet sind. Dabei ist es ohne Bedeutung ob die Strecke
ein- oder mehrgleisig ausgestattet ist.

Anderungen im Zeitablauf:
Seit 1976 werden den Streckenlängen der Nebenbahnen nichtbundeseigener Eisenbahnen die Streckenlängen
der entsprechenden Hauptbahnen hinzugerechnet.

Begriffsbeziehungen:
Nebenbahnen und Hauptbahnen @isenbahnstatistik) unterscheiden sich im wesentlichen dadurch, daß Neben-
bahnen im allgemeinen fi.ir niedrigere Geschwindigkeiten und geringere Gewichte der sie befahrenden Züge
eingerichtet sind als Hauptbahnen und für Hauptbahnen strengere Sicherheitsbestimmungen als für Nebenbah-
nen gelten.

Nebenbetriebe

Handwerkszählung 1977

Begriffsinhalt:
Handwerkliche Nebenbetriebe nichthandwerklicher Unternehmen
Als handwerkliche Nebenbetriebe gelten Betriebe, in denen Waren zum Absatz an Dritte handwerksmäßig her-
gestellt oder Leistungen für Dritte handwerks mäßig bewirkt werden, es sei denn, dall eine solche Tätigkeit nur
in unerheblichem Umfange ausgeübt wird oder daß es sich um einen Hilfsbetrieb handelt. Handwerkliche Ne-
benbetriebe sind als solche in die Handwerksrolle eingetragen. ZuEinzelheiten siehe § 3 der Handwerksord-
nungv. 28.12.1965 (BGBI. 1966I S. 1).

Zu den nichthandwerklichen Unternehmen rechnen Unternehmen der Industrie, des Handels, der Landwirt-
schaft oder sonstiger Wirtschafts- und Berufszweige.
Handwerkliche Nebenbetriebe von selbständigen Handwerksunternehmen werden bei diesen einbezogen.
Die Angaben für die handwerklichen Nebenbetriebe nichthandwerklicher Unternehmen beschränken sich auf
den handwerklichen Unternehmensteil.
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Begriffsinhalt:
Nachweis des >>> Anlagevermögens unter Berücksichtigung der laufenden >>> Abschreibungen.

Bei Anwendung des Nettokonzepts wird der Bestand an Anlagegütern mit dem Zeitwert nachgewiesen, der sich

nach Abzug dei seit denr Investiiionszeitpunkt aufgelaufenen Abschreibungen vom Neuwert ergibt, während

beim Bruttäkonzept der Neuwert ohne Berücksichtigung der Wertminderung zugrundeliegt.

NE-Metalle und -Metallhalbzeug

Index der Großhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 28 "NE-Metalle und -Metallhalbzeug" des Systemati-

schÄ warenverzeichnisses für die Industriestatistlk, Äusgabe l975bzrx. des Systematischen Güterverzeichnis-

ses für die Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982.

Einbezogen sind rohe NE-Metalle sowie deren Halbzeug Bearbeitungsabfälle und Schrott.

Nicht berücksichtigt sind Edelmetalle und deren Halbzeug sowie Bearbeitungsabfülle von Edelmetallen.

Nettoanlagevermögen

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Nettoausgaben

1. Rechnungsstatistik
Datermachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Finanzstatistische Summe, die sich aus den >>> Ausgaben ohne besondere Finanzierungsvorgänge, abzüglich

der Zahlungen von anderen öffentlichen Bereichen errechnet.

Die Nettoaus gabenzeigen die aus eigenen Einnahmequellen der jeweiligen Körperschaft bzw. Körperschafts-
gruppe zu fi nanzierenden Ausgaben @el astungspri nzip)'

Andemngen im Zeitablauf:
In der Jahresrechnungsstatistik sind folgende Anderungen im Berichtskreis eingetreten:

ab l95l einschl. Berlins (West),
ab 1960 einschl. Saarland,
ab 1962 einschl. ERP-Sondervermög,en,
ab 197 4 einschl. Zweckverbänden, Soziälversicherung

Organisationen ohne Erwerbszweck,
Finanzierungsanteilen der EG.

Ferner ergaben sich ab 1974 durch haushaltsrechtliche, systematische und methodische Unterschiede folgende

Anderu ngen i m Nachwei s besti mmter F inanzvorfläIle:

Die Nettoausgpben sind gegenüber der bis 1973 gültigen Abgrenzung vermindert um

- Zahlungen von der >>> Sozialversicherung (ohne Schuldenaufirahmen) und den >>> Zweckverbänden,

- Erstattungen (innere Verrechnungen) innerhalb des Verwaltungshaushalts der
>>> Gemeinden/ Gemeindeverbände,

- Zinsausgaben für innere Darlehen der Gemeinden/ Gemeindeverbände,
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- Ausgpben im Zusammenhang mit der Schuldenaufnahme für Eigenbetriebe @arlehensgewährung an
Eigenbetriebe) der Ge meinderV Gemeindeverbände,

- Zinseinnahmen und Darlehensrücldüsse vom öffentlichen Bereich der Gemeinden/ Gemeindeverbände;
sie sind erhöht um
- Ausgaben der Gemeinder/ Gemeindeverbände für Kreditbeschafrrngskosten @isagio),
- Tilgungsausgaben der Gemeinden/ Gemeindeverbände an öffentlichen Bereich.
In der Haushaltsansatzstatistik sind die Nettoausgaben von >>> Bund, >>> Lastenausgleichsfonds,
>>> ERP-Sondervermögen und >>> Ländern ab 1974 vermindert um die Zahlungen von der Sozialversiche-
rung (ohne Darlehen) und den Zweckverbänden.

Nettoeinkommen

Mikrozensus
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:
Summe aller monatlichen Nettoeinkünfte der befragen Person.

Bei abhängig Erwerbstätigen wird das Bruttoeinkommen im Monat März des Erhebungsjahres abzüglich Steu-
ern und Sozialversicherungsabgaben (gd. auch abzüglich der Beiträge für private, kommunale oder staatliche
Zusatzversorgungskassen), bei unregelmäßigem Einkommen und bei Selbständigen außerhalb der Landwirt-
schaft wird der monatliche Nettodurchschnitt im Laufe des Jahres erfragt.
Zum Nettoeinkommen rechnen alle Einkommensarten, also Einkünfte aus Erwerbstätigkeit, aus öffentlichen
Renten, Pensionen und Unterstützungen, aus Sozialleistungen, aus privaten Renten und Untersttitzungen, aus
eigenem Vermögen, aus Vermietung Verpachtung usw.

Zu den Einkünften aus Erwerbstätigkeit zählen z.B. auch Gratifrkationen, das 13. Monatsgehalt, Vorschüsse,
vermögenswirksame Leistungen des Arbeitgebers; Naturalbezüge und Deputate werden mit ihrem Wert einbe-
zogen. Nicht als Abzüge vom Lohn oder Gehalt, die bei der Errechnung des Nettoeinkommens al berücksichti-
gen sind, gelten z.B. die Miete für eine Werkswohnung für eine betriebliche Sterbekasse, Ratenzahlungen oder
gerichtliche Lohn- und Gehaltspfändungen, Sparbeträge für das vermögenswirksame Sparen und ähnliche Be-
träge, die vom Arbeitgeber vor der Auszahlung einbehalten werden. Freie Unterkunft und Verpflegung und an-
dere Sachbezüge zählen in entsprechender Höhe ebenfalls zum Nettoeinkommen. Nicht einbezogen werden
Trennungsentschädigungen, Auslösungen und ähnliche Beträge.
Einmalige Zahlungen, wie Lotteriegewinne, Auszahlungen von Lebenwersicherungen, Hauptentschädigungen
des Lastenausgleichs usw., werden nicht einbezogen.
Das Nettoeinkommen wird nicht bei >>> Selbständigen in der Landwirtschaft und nicht bei allen
>>> Mithelfenden Familienangehörigen ohne Pflichwersicherung in der Rentenversicherung erfragt, auch
dann nicht, wenn diese Personen als Haupteinkommensquelle z.B. Einktinfte aus Rente o.ä. beziehen.

Begriffsbeziehungen:
Während das Nettoeinkommen die Summe der Neuoeinktinfte eines einzelnen Haushaltsmitglieds darstellt,
sind im >>> Haushaltseinkommen (Mikrozensus) die Neftoeinkünfte aller zum jeweiligen Haushalt rechnenden
Personen zusammengefaßt.

Neftoinla n d s p ro d ukt z u Fakto rkosten §ettowerts chö pfung)

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Summe der in der Volkswirtschaft (in tieferer Gliederung in den Sektoren bzw. Wirtschaftsbereichen) imZuge
der Produktion entstandenen >>> Erwerbs- und Vermögenseinkommen, nämlich >>> Einkommen aus unselb
ständiger Arbeit und >>> Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen.
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Der Beitrag eines Sektors bzw. Wirtschaftsbereichs zum Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten (: Nettowert-

schöpfung)-ergibt sich nach Abzug der >>> Abschreibungen sowie des Saldos su5 ))) Produktionssteuern und
>>> Subventionen von seiner >>> Bruttowertschöpfung.

Nettoinvestitionen

Volkswi rtschaftl{che Gesamtrechnun gen

Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Die Nettoinvestitionen ergeben sich nach Abzug der >>> Abschreibungen von den >>> Bruttoinvestitionen. Sie

stellen - zuszunmen mit däm >>> Finanzierungssaldo - die >>> Vermögensbildung in den Sektoren (bzw. zu-

sammengefaßt in der gesamten Volkswirtschaft) dar.

Begriffsbeziehungen:
B ruttoanlageinvestitionen

+ Vorratweränderung: Bruttoinvestitionen
- Abschreibungen
= Nettoinvestitionen
+ Finanzierungssaldo (Veränderung der Forderungen abzügl. Veränderung der Verbindlichkeiten)

Vermögensbildung.

Nettolohn- und -gehaltsumme

Volkswi rtsch aftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
>>> Bruttolohn- und -gehaltsumme minus >>> tatsächliche Sozialbeiträge der Ar6eitnehmer und Lohnsteuer,

Die auf pensionen enfallende Lohnsteuer bleibt bei der Ermittlung der Nettolohn- und -gehaltsumme unbe-

rücksichtigt.

Anderungen im Zeitablauf:
Die zur Ermittlung der Nettolohn- und -gehaltsumme vom Bruttobetragabanziehende Lohnsteuer wird nicht
um die seit 1 97 1 fe*tit n. Arbeitnehmersparzulage gektirzt. 1 970 und l97 l ist der rückzahlbare Konjunktur-
zuschlag in der Lähnsteuer enthalten, seine ab lg72 erfolgte Rückzahlung ist abgezogen. Der abzuziehende

Lohnsteuerbetrag schließt den 1973 und 1974 erhobenen Stabilitätszuschlag ein.

Nettoprämien flir Schadenversicherungen

Volkswi rtsch aftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Summe aus den in den Beitragseinnahmen fi.ir Schadenversicherungen enthaltenen Risikoanteilen und Vermö
genserträgen sowie Kursgewinnen aus dem SchadenversicherungSgeschäft.

Da die Vermögensanlagen bei der Schadenversicherung - im Gegensatz zur Lebenwersicherung - nur aus den

kurzfristig ruäckgestel-lten Leistungen für schadenfälle und Beitragsrückerstattungen sowie aus den Beitrags-

überträgen gebiidet werden, haben die Vermögenserträge im Schadenversicherungsgeschäft, verglichen mit der

Lebenwersicherung nur verhältnismäßig geringe quantitative Bedeutung.
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Nettoprod uktionswert ohne Umsatzsteuer

1. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden
Gewerbes
Datennachweis: ab 1975

2. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Baugewerbes
Datennachweis: ab 1975, für die neuen Btmdesländer md Berlin-Ost ab l99l

Begriffsinhalt:
Der Nettoproduktionswert ohne Umsatzsteuer ist der >>> Bruttoproduktionswert ohne Umsatzsteuer, vermin-
dert um >>> Materialverbrauch, Einsatz an Handelsware, Kosten für Lohnarbeiten.
Der Bruttoproduktionswert ist die im Geschäftsjahr erbrachte Gesamtleistung eines Unternehmens im be-
triebswirtschaftlichen Sinne. Hiervon werden die Kosten für den Verbrauch an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen
(Materialverbrauch), der Einsatz an Handelsware (bewertet zu Anschafürngskosten) sowie die Kosten für
Fremd- und Nachunternehmerleistungen als wichtigste Vorleistungsgrößen abgesetzt.
Der Nettoproduktionswert ohne Umsatzsteuer ist eine Nettoleistungsgröße und entspricht dem Rohertrag in der
betriebswirtschaftlichen Terminologie. Er unterscheidet sich vom Census Value Added der internationalen In-
dustriestatistik insofern, als er noch die Kosten für Reparaturen, Instandhaltungen, Installationen, Montagen
u.ä. enthät.

Nettosozialprodukt

Volkswi rtschaftliche Gesamtrech nungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
>>> Bruttosozialprodukt abzüglich >>> Abschreibungen.
Nachweis des Sozialprodukls nach Abzug der infolge von Verschleiß und wirtschaftlichem Veralten im Pro
duktionsprozeß einer Berichtsperiode eingetretenen Wertminderung am eingesetäen Anlagevermögen.

Nettoumsafz

Handwerkszählung 1977

Begriffsinhatt:
Gesamtbetrag der abgerechneten Lieferungen und Leistungen an Dritte, die von >>> selbsflindigen Hand-
werksunternehmen und von handwerklichen >>> Nebenbetrieben nichthandwerklicher Unternehmen erbracht
wurden - ohne Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer).
Zum >>> Umsatz rechnen auch die steuerfreien Umsätze sowie die Erlöse aus Lieferungen und Leistungen an
mit dem Unternehmen verbundene selbständige Konzern- und Verkaufsgesellschaften.
Der Eigenverbrauch wird in Höhe des Herstellungswertes oder des Einkaufspreises der bezogenen Waren
einschl. Beschafrrngskosten einbezogen.
Ferner sind getrennt in Rechnung gestellte Kosten für Fracht, Porto und Verpackung berücksichtigt.
Preisnachlässe S.abatte, Boni, Skonti, Abzüge, die auf Beanstandungen beruhen, u. dgl.) sowie Retouren sind
dagegen vom Umsatz abgesetzt.
Die Erfassung des Umsatzes erfolgt unabhängig vom Zeitpunkt des Zahlungseinganges.
Nicht im Umsatz enthalten sind außerordentliche und betriebsfremde E(räge, wie Erlöse aus dem Verkauf von
Anlagegütern, aus der Verpachtung von Grundstücken, Zinsen, Dividenden u. dgl.
Der Nettoumsatz zvzüg)ich der Umsatzsteuer ergibt den "Bruttoumsatz"
(Handwerkszählung I 97 7).
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Begriffsbeziehungen:
Der Nettoumsatz und der Umsatz (Monatlicher Industriebericht, Industriebericht-Totalerhebung - September,

Unternehmenserhebung im Berbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie), Monatsbericht für Unternehmen
und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe) sind annähernd gleich abgegrerut.

In den genannten Statistiken geht jedoch - im Unterschied zur Handwerkszählung1977 - der Eigenverbrauch
nicht in den Umsatz ein.

Dagegen wird beim Umsatz in der Großhandelsstatistih der Einzelhandelsstatistik und der Gastgewerbestati-

stik der Eigenverbrauch einbezogen.

Nettowertschöpfung zu Fakto rkosten

1. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden

Gewerbes
Datennachweis: ab 1975

2. Jahreserhebung (Kostenstrukturerhebung) bei Unternehmen des Baugewerbes

Datennachweis: ab 1975; für die neuen Bmdesländer und Berlin-ost ab I99l

Begriffsinhalt:
Die Nettowertschöpfung zu Faktorkosten ist die >>> Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten, vermindert um die
>>> Abschreibungen.
Die Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten enthält - nach Abzug aller Vorleistungen und des Saldos aus indirek-
ten Steuern und Subventionen - die insgesamt produzierten Güter und Dienstleistungen zu den am Markt er-
zielten Preisen und ist somit der Wert, der den Vorleistungen durch Bearbeitung hinzugefügt worden ist.

Die Abschreibungen stellen die Wertminderung dauerhafter Produktionsmittel infolge des Verschleißes im
Produktionsprozeß und wirtschaft lichen Veraltens dar.

Die Nettowertschöpfung zu Faktorkosten dient der Entlohnung der im Produktionsprozeß eingesetzten Produk-
tionsfaktoren. Sie stellt das Einkommen der Produktionsfaktoren nach Erhaltung des realen Vermögensbestan-

des (d.h. nach Abzug der Abschreibungen), nach Abführung der indirekten Steuern an den Staat und nach Be-

rücksichtigung der vom Staat gewährten Subventionen dar.

Die Nettowertschöpfung entspricht dem Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten und umfaßt neben

dem >>> Bruttoeinkomh.n äur unselbständiger Arbeit da< ))) Einkommen aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen.

Neuausleihungen

Statistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
Datennachweis: 1962 bis März 1980

Begriffsinhalt:
Längerfristige Dalehen, die von Boden- und Komrnunalkreditinstituten tatsäcNich neu gewährt (ausbezahlt)

werden.

Die längerfristigen Darlehen umfassen Hypothekarkredite auf Grundstücke und Schiffe,
>>> Kommunaldarlehen ("reine" kommunalverbürgte Darlehen und kommunalverbtirgte Hypotheken), Lan-

deskulturdarlehen und sonstige Darlehen.

Zu denBoden- und Kommunalkreditinstituten zählen die unter das Hypothekenbankgesetz, das Pfandbriefge-

setz und das Schiffsbankgesetz fallenden Institute sowie die Landwirtschaftliche Rentenbanlq die Deutsche '

Siedlungs- undLandesrentenbank (bis 1965 Deutsche Landesrentenbank) und die Bayerische Landesboden-

kreditanitalt (seit 1.7.1972 rechtlich unselbständige Anstalt der Bayerischen Landesbank Girozentrale).

Neben den Darlehen im eigenen Namen und für eigene Rechnung der Boden- und Kommunalkreditinstitute
werden auch Dalehen im eigenen Namen und für fremde Rechnung (durchlaufende Kredite) nachgewiesen.
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Die Neuausleihungen setzen sich zusammen aus den neu gewährten >>> Darlehen an Nichtbanken und den
neu gewährten >>> Darlehen an Kreditinstitute. Zu den neu geuährten Darlehen an Kreditinstitute rechnen
dabei auch Darlehen, die sich die Boden- und Kommunalkreditinstitute gegenseitig geuähren.
Nicht zu den Neuausleihungen zählen neu geuährte Kontokorrentkredite, Schuldscheindarlehen an Industrie-
unternehmen in privater Rechtsform, Industriekredite an Industrieunternehmen in privater Rechtsform gegen
Übereigrung bzw. Verpfändung von Waren oder Inventar sowie die im fremden Namen und für fremde Rech-
nung gewährten Kredite (Verwaltungskredite).

Anderungen im Zeitablauf:
Bis Ende 1968 wurden bei den Hypothekarkrediten auf Wohngrundstücke und bei den kommunalverbürgten
Hypotheken'auf Wohngrundstticke die neu gewährten Hypotheken für Wohnungsaltbauten (Wohnbauten, die
vor dem 8.5.1945 errichtet wurden) nicht einbezogen.

Neuzulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge und -anhänger

Statistik des Kraftfahnzeug- und Kraftfahrzeuganhängerbestandes
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:
Zulassung fabrikneuer Fahrzeuge zum Verkehr auföffentlichen Straßen, d.h. Erteilung einer Betriebserlaubnis
und Zuteilung eines amtlichen Kennzeichens für fabrikneue Krafffahrzeuge mit einer Hrichstgeschwindigkeit
von ntehr als 6 km/h bzw. für ihre Anhänger.
Nicht zulassungspflichtige Fahrzeuge, die nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung bestimmt werden,
können aufAntrageinen Fahrzeugbrieferhalten. Sie werden dann dem üblichen Zulassungsverfahren unter-
wörfen und als zugelassene Fahrzeuge an das Kraftfahrt-Bundesamt gemeldet.
Nicht ausgewiesen werden Erstzulassungen von gebrauchten aus dem Ausland eingeführten Fahrzeugen, von
inländischen Fahrzeugen, die bisher nicht den Bestimmungen der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung unter-
lagen und die Wiederzulassungen inländischer Fahrzeuge, die zwischenzeitlich abgemeldet waren.

Nichtabz ugsfähige Umsafzsteuer

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Die ab 1968, dem Jahr der Einführung des Mehrwertsteuersystems, nachgewiesene nichtabzugsfühige Umsatz-
steuer umfaßt den Teil der in Rechnung gästellten Mehrwertsteuer und der abgeführten Einfuhrumsatzsteuer,
der bei den Käufern der mit Umsatzsteuer belasteten Güter bei der Ermittlung ihrer Mehrwertsteuerschuld
nicht als Vorsteuer abgezogen werden kann, also auf den besteuerten Gütern endgültig lastet.
Von der Steueraufl<ommensseite betrachtet umschließt die nichtabzugsf:ihige Umsatzsteuer sowohl daq Kassen-
aufkommen des Staates an Mehrwertsteuer und Einfrrhrumsatzsteuer als auch die "einbehaltene" Umsatzsteuer.
Bei der einbehaltenen Umsatzsteuer handelt es sich um Umsatzsteuerbeträge, die die Produzenten bei der An-
wendung der Normalregelung laut Umsatzsteuergesetz (USIG) hätten zahlen müssen, infolge von Sonderrege-
lungen jedoch gru oder teilweise nicht an den Staat abzuführen brauchen.
Solche Sonderregelungen enthalten § 24 UStG für die Besteuerung der Landwirtschaft, § 26 Abs. 4 USIG in
Verbindung mit der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift hierzu vom 16. lllat 1973 für die Berechtigung zur
Umsatzsteuerki.irzung für Waren- und Dienstleistungsbezüge aus der ehem. DDR und Berlin (Ost), Artikel I
des Berlinfiirderungsgesetzes für die Besteuerung der Lieferungen Berliner Unternehmen an Unternehmen im
übrigen Bundesgebiet, die ab 1980 geltende Neufassung des § l9 USIG, der die Besteuerung von Unternehmen
mit niedrigem Gesamtumsatz regelt, sowie § 28 UStG von 1967 für die einmalige Entlastung der Altvorräte im
Jahr 1968.

Der den Europäischen Gemeinschaften als eigene Einnahme zustehende Umsatzsteueranteil wird als Steuer-
einnahme des Staates gebucht. Die Beträge werden - diesem Vorgehen entsprechend - außerdem als laufende
Ubertragungen des Staates an die übrige Welt nachgewiesen.
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Anderungen im Zeitablauf:
Der Korrekturposten der "nichtabzugsfähigen Umsatzsteuer" (in jeweiligen Preisen) wird mit dem Übergang

auf dac Mehrwertsteuer§ystem ab dem Berichtsjahr 1968 erforderlich.

Für die Berechnung in konstanten preisen ergibt sich mit der Wahl eines nach 1968 liegenden Preisbasisjahres

- nx Zeit l9g0 - die Notwendigkeit, diesen globalen Korrekturposten für den gesamten jn konstanten Preisen

dargestellten Zeitraum nachzui,eisen, also auch für die Jahre 1960 bis 1967. Die Deflationierung von reinen

Geläleistungen bereitet - anders als bei den Güterströmen - besondere Probleme, da eine direkte Aufteilung der

Angaben irieine preis- und eine Mengenkomponente nicht möglich ist, also Behelfslösungen gesucht werden

müisen. Nach einer Konvention auf rG-ebene soll sich die reale Entwicklung der nichtabzugsfähigen Um-

satzsteuer nach der volumenentwicklung der besteuerten Güter richten. Bei dieser Berechnung wird für alle

Jahre von den für d"s Jahr 1980 geltendJn Steuersätzen ausgegangen, die an die mit nichtabzugsfähiger Um-

satzsteuer belasteten Waren undbienstleistungen - ebenfalls bewertet mit Preisen von 1980 - angelegl werden.

Unter diesen Annahmen ist es somit möglich,in Preisen von 1980 nicht abzugsfühige Umsatzsteuer auch für
die Jahre vor 1968 zu ermitteln. Zur Interpretation dieses Postens sei darauf hingewiesen, daß er keine Aussage

über die reale Kaufl<raftentwicklung der betreffenden Steuereinnahmen des Staates erlaubt, sondern eine fiktive
Größe darstellt, die diejenige Um sätzsteuerbelastung der Güter mißt, die sich ergeben hätte, wenn in allen Jah-

ren die Umsatzsteuersätze und die Preise des Jahres 1980 gegolten hätten.

Begriffsbeziehungen:
1. Produklionssteuern

+ NichtabzugsfähigeUmsatzsteuer
+ Einfuhrabgaben

Indirekte Steuern

2. BruttowertschöpfungallerWirtschaftsbereiche(bereinigt)
+ NichtabzugsfähigeUmsatzsteuer
+ Einfuhrabgpben

Bruttoinlandsprodukt | ,

Nichtbundeseigene Eisenbahnen

1. Eisenbahnstatistik (Bestandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

2. Eisenbahnstatistik (Statistik der Personen- und Güterbefärderung auf Eisenbahnen)

Datennachweis: ab 1966

3. Statistik der Personenbef«irderung im Straßenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:
Alle auskunftspflichtigen >>> Unternehmen, die dem öffentlichen Verkehr dienende Eisenbahnen betreiben,

mit Ausnahmsder >>> Deutschen Bundesbahn'

Eisenbahnen dienen dann dem öfrentlichen Verkehr, wenn sie nach ihrer Zweckbestimmung jedermann zur

Personen- und Güterbeforderung benutzen kann.

Nicht eingelöste Schecks (Rückschecls)

Statistik der Wechselproteste und der nicht eingelösten Schecks

Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Von Landeszentralbanken, Kreditinstituten (einschließlich Teilzahlungskreditinstituten) sowie Postscheck- und

Postsparkassenämtern nicht eingelöste Schecks.
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Nicht eingelöste Schecks sind Schecks, die bei dem bezogenen Institut zur Einlösung vorgelegt und mangels
Zahlungmit einem Vorlegungsvermerk des bezogenen Instituts versehen werden. Der Vorlegungsvermerk ist
eine schriftliche, datierte Erklärung des Bezogenen auf dem Scheclg nach dem der Scheck rechtzeitig eingelie-
fert, aber nicht bezahlt worden ist.
Zu denKreditinstituten rechnen auch Kreditgenossenschaften, sofern diese berichtspflichtig sind.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. November 1980 wurden nicht eingelöste Schecks von Postscheck und Postsparkassenämtern nicht
nachgewiesen.

Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene
Rechtspersönlichkeit

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Diese Position enthält hauptsächlich die nichtentnommenen Gewinne sowie Einlagen und Darlehen (nach Ab
zugder Rückzahlungen) der privaten Haushalte in Einzelunternehmen und Personengesellschaften, ferner die
Eigenmittel der privaten Haushalte als Bauherren, sofern diese Mittel nicht über Bausparkassen aufgewendet
werden (zugeteilte Bauspareinlagen und Tilgungsbeträge für Bauspardarlehen).
Die über Bausparkassen aufgebrachten Mittel werden - in Übereinstimmung mit der Finanzierungsrechnung
der Deutschen Bundesbank - als >>> Vermögensübertragungen nachgewiesen.
Da die nichtentnommenen Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit nur als Restgröße
ermittelt werden können, nämlich im Haushaltssektor als Differenz zwischen der >>> Ersparnis und dem Saldo
der Vermögensübertragungen einerseits und dem aus der Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank
übernommenen >>> Finanzierungssaldo der privaten Haushalte andererseits, kommen in ihnen neben Unge-
nauigkeiten in der Berechnung der eruähnten Positionen auch gewisse Abgrenzungsschwierigkeiten zum Aus-
druck.
So enthält der Finanzierungssaldo der privaten Haushalte z.B. nicht den Nettoerwerb von GmbH- und Genos-
senschaftsanteilen an Produktionsunternehmen; dieser ist folglich Bestandteil der nichtentnommenen Gewinne
der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit.
Die Position enthält außerdem die Veränderung der Pensionsrückstellungen bei privaten Unternehmen ohne ei-
gene Rechtspersönlichkeit. Ferner schließt sie die von privaten Orgpnisationen ohne Erwerbszweck zur Finan-
zierungihrer Nettoinvestitionen verwendeten Mittel ein, sofern hierfür nicht Kredite in Anspruch genommen
worden sind.

Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen (vor und nach der
Einkommens umverteilung)

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Restgröße, aus dem >>>Volkseinkommen
wie folgt abzuleiten:
l. Volkseinkommen

- Bruttoeinkommen aus unselbständiger fubeit
: Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen- Entnommene Gewinne der privaten

Haushalte aus Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit und Vermögenseinkommen des
Staates und der privaten Haushalte, vor Abzug von öffentlichen Abgaben u.ä.
Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen vor der Umverteilung
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) Volkseinkommen
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen

öffentliche Abgaben u.ä. auf Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen

Entnommene Gewinne der privaten Haushalte aus Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit und

Vermögenseinkommen desttaates und der privaten Haushalte, nach Abzug von öffentlichen Abgaben

u.ä.

Nichtentnommene Gewinne der Unternehmen nach der Umverteilung

Nichterwerbspersonen

1.1 Volks- und Berufszählung 1987

1.2 Mikrozensus
Datennachweis: ab 1964

1.3 Vorausschätzung der deutschen Er"werbspersonen
Datennachweis: 1972 bis 1999

Begriffsinhalt:
personen, die keine aufErwerb gerichtete Tätigkeit ausüben und auch keine Arbeitsstelle suchen.

Daztt zählenz.B. Kinder, Schüler, Studenten, ältere Personen und Frauen, die ausschließlich im eigenen Haus-

halt tätig sind ("Nurhausftauen").
Personen unter 15 Jahren zählen grundsätzlich zu den Nichterwerbspersonen.

In der Vorausschätzung der deutschen Erwerbspersonen werden nur Daten'über deutsche Nichterwerbsperso

nen geschätzt und nachgewiesen; es handelt sich um Jahresdurchschnittswerte.

Die Nichterwerbspersonen werden im Mikrozensus auch nach ihrem überwiegendem Lebensunterhalt gegJie-

dert, wobei als überwiegende Unterhaltsquelle Rente und dgl. und Angehörige in Frage kommen- ZuEiruelhei'
ten siehe unter
>>> Bevölkerung/ Erwerbsperionen/ Nichterwerbspersonen/ Erwerbslose mit
>>> überwiegendem Lebensunterhalt durch Rente und d4.bru.
>>> überwiegendem Lebensunterhalt durch Angehörige/ Angehörige @ltern usw.).

Anderungen im Zeitablauf:
Im Mikrozensus gplten bis einschl. 1975 nur Personen unter 13 Jahren grundsätzlich als Nichterwerbsperso-
nen.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

2. Wanderungsstatistik
Datennachweis: 1957 bis 1984

Begriffsinhalt:
personen, die bei >>> Zuügenbzw. >>> Fortzügen im An- bzw. Abmeldeschein der Einwohnermeldeämter
keine Berufsbezeichnung angegeben haben. Diesä Personen haben im An- bzw. Abmeldeschein z.B' die Be-

ZeiChnUngen "Schüler", "Student", "Rentner", "Pensi6näf" Oder "HaUSfraU" eingetragen.

Ab April 1984 werden in der Wanderungsstatistik statt der Nichterwerbspersonen >>> Nichterwerbstätige
nachgewiesen §ichterwerbstätige - Erwerbslose : Nichterwerbspersonen).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

3. stati stik des Kraftfa h rzeug- u nd Kraftfah rzeu ga n h änge rbesta n des

Datennachweis: ab 1952
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Begriffsinhalt:
Personen, die in den Kraftfafuzeugzulassungsmeldungen keine Berufsbezeichnung angegeben haben.

Diese Personen haben in der Kraflfahrzeugzulassungsmeldung z.B. die Bezeichnungen "Schüler", "Student",
"Rentner", "Pensionär", oder "Hausfrau" eingetragen.

In der Statistik des Kraftfahrze\g- und Krafffahrzeuganhängerbestandes rverden >>> Fahrzeugbestände nach
Fahrzeuga.rten und Fahrzeughaltern, oder- unter "Nichterwerbspersonen und ohne Angaben" nachgewiesen.
Als Fahrzeughalter gilt derjenige, auf den das Fahrzeug zugelassen wird. Halter und Eigentümer eines Fahr-
zeuges müssen nicht identisch sein. Als "Nichterwerbspersonen und ohne Angaben" werden alle Fahrzeughal-
ter bezeichnet, die in den Zulassungsmeldungen keine Berufsbezeichnung angegeben oder überhaupt keine An-
gaben gemacht haben.

Anderungen im Zeitablauf:
Von 1952 bis 1967 sind die >>> Lastkraftwagen der Nichterwerbspersonen und der Personen ohne Angaben im
Lastkraftwagenbestand der >>> Beamten enthalten.

Begriffsbeziehungen: t
Unterschiede zwischen dem Begriff Nichterwerbspersonen in den genannten Statistiken ergeben sich bei der
Einbeziehung erwerbstätiger Schüler, Studenten, Rentner, Pensionäre u. dgl.: Geben diese Personengruppen im
An bzw. Abmeldeschein bzw. in den Kraftfahrzeugzulassungsmetdungen die Berufsbezeichnung "Schüler",
"Studenten", "Rentner" oder "Pensionär" an, so rechnen sie in der Wanderungsstatistik bzw. in der Statistik des
Kraftfahrzeug- und Kraflfahrzeuganhäingerbestandes in jedem Fall zu den Nichterwerbspersonen, auch wenn
sie nebenbei z.B. geringfügige oder aushilfsweise Erwerbstätigkeiten ausüben. In der Volks- und Berufszählung
1987, im Mikrozensus und in der Vorausschätzung der deutschen Erwerbspersonen hingegen zählen Personen,
auch wenn sie nur geringfiigig oder aushilfsweise erwerbstätig sind, in keinem Fall zu den Nichterwerbsperso-
nen. In der Vorausschätzung der deutschen Erwerbspersonen werden ferner nur Daten über deutsche Nichter-
werbspersonen geschätzt und nachgewiesen.
Im Unterschied zu den Nichterwerbspersonen handelt es sich bei den >>> Erwerbspersonen in der Volks- und
Berufszählung 1987, im Mikrozensus und in der Vorausschätzung der deutschen Erwerbspersonen um Perso-
nen im Alter von mindestens l5 Jahren, die entweder eine auf Erwerb gerichtete Tätigkeit ausüben, unabhän-
gig von der Bedeutung des Ertrags dieser Tätigkeit für ihren Lebensunterhalt und ohne Rücksicht auf die von
ihnen geleistete bzw. zu leistende Arbeitszeit (= Erwerbstätige), oder die nicht unmittelbar am Erwerbsleben
teilnehmen, aber eine Erwerbstätigkeit suchen (: Erwerbslose); in der Vorausschätzung der deutschen Erwerb
spersonen werden nur Daten über deutsche Erwerbspersonen geschätzt und nachgewiesen. Zur Abgrenzung
der Nichterwerbspersonen gegenüber den >>> Nichterwerbstätigen (Wohngeldstatisti[ Gebäude- und Woh-
nungszählun g 1987) siehe dort.

Nichterwerbstätige

1. Gebäude- und Wohnungszählung 1987

Begriffsinhalt:
Personen, die keinerlei auf Erwerb gerichtete Tätigkeit ausüben. Hierzu zählen auch Hausfrauen/ -männer so-
wie ausschließlich ehrenamtlich Tätige. Nicht enthalten sind Rentner/ Pensionäre, weil sie gesondert nachge-
wiesen werden.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

2. Wanderungsstatistik
Datennachweis: ab 1984

Begriffsinhalt:
Personen, die bei >>> Zuzügen bzw. >>> Fortzügen im An- und Abmeldeschein der Einwohnermeldeämter
angegeben haben, nicht erwerbstätig zu sein. Alle übrigen Personen werden als Erwerbstätige nachgewiesen.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.
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3. Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
>>> Rentner, pensionäre sowie personen, die keine auf Erwerb gerichtete Tätigkeit ausüben und nicht zu den

Rentnern, Pensionären rechnen ("sonstige Nichterwerbstzitige")'

Zu densonstigen Nichterwerbstätigen zählen z.B. die Empfänger von Sozialhilfe und von Kriegsopferfürsorge,

Arbeitslose sowie Schüler und Studenten.

Nachgewiesen werden >>> Wohngeldempfänger, die zu den Rentnern, Pensionären bzut. zu den sonstigen

Nichterwerbstätigen rechnen. WohngeldemptZing"t sind Personen, die für sich - und ggf. ihre bei der Gewäh-

rung von Wohngetd zu berücksichtigenden >>> Familienmitglieder - Wohngeld beziehen' Insoweit können

untJr den Nichtärwerbstätigen auch Haushalte verstanden werden, deren Antragberechtigte bzw. Haushalts-

vorstände zu den Nichterwerbstätigen rechnen.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zu den Nichterwerbstätigen in der Gebäude- und Wohnungszählung und in der Wanderungs-

statistik umfassen die "sonstigen Nichterwerbstätigen" und die "Rentner, Pensionäre" @eide Wohngeldstatistik)

auch alle Erwerbslosen

Die >>> Nichterwerbspersonen (Volks- und Berufszählung 1987, Mikrozensus, Wanderungsstatistih Voraus-

schätzung der deutschän Erwerbipersonen) umfassen auch die Schüler und Studenten. Zu beachten istjedoch,
daß in der Gebäude- und Wohnungszählung Wohnparteien (Haushalte) nachgewiesen werden, deren Haus-

haltworstände zu den Nichterwerbstätigen (ohne Schüler und Studenten) zählen, während unter den Nichter-
werbspersonen Personenzahlen nachgewiesen werden. Außerdem können in den Nichterwerbstätigen (ohne

Schülär und Studenten) auch erwerbstatlge enthalten sein, die ihren überwiegenden Lebensunterhdt nicht aus

ihrer Erwerbstätigkeit, sondern z.B. aus Vermögenseinkünften bestreiten.

Nichtlandwi rts chaftliche B etrieb s g eb ä ud e

l. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; für die neuen Länder rurd Berlin-Ost ab l99l

2. Statistik iler Baufeftigstellungen
Datennachweis: ab 1955; für die neuen Länder rmd Berlin-Ost ab l99l

Begriffsinhalt:
>>> Nichtwohngebäude, die nicht land- oder forsnnirtschaftlichen, Gärtnerei- oder Fischereizwecken dienen.

Hierzu gehören alle Nichtwohngebäude, die überwiegend für die Produklion, Lagerung Verteilung und den

rranspo'rt von Waren, für den personenverkehr, die Nachrichtenübermittlung die Bereitstellung von Dienst-

leistungen und für die Beseitigung von Abfällen bestimmt sind.

Nicht mit einbezogen werden >>> Büro- und Verwaltungsgebäude, >>> Anstaltsgebäude, >>> Schulgebäude

und sonstige Nichtwohngebäude.

Nichtöffentliche Bauherren

Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; für die neuen Länder rmd Berlin-Ost ab l99l

Begriffsinhalt:
>>> Private Haushalte und >>> Ünternehmen als >>> Bauherren.

Bei den Unternehmen wird unterschieden zwischen >>> gemeinnützigen Wohnungs- und ländlichen Sied-

lungsunternehmen, sonstigen Wohnungsunternehmen, >>> Immobilienfonds und sonstigen Unternehmen'

Nicht hierzu gehören Gebietskörperschaften, soiern sie nicht wirtschaftliche Unternehmen mit eigener Rechts-

persönlichkeit sind, Sozialversicherung Vereine, Verbände oder andere Zusammenschlüsse, die entweder ge-
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meinnützige Zwecke verfolgen oder der Förderung bestimmter Interessen ihrer Mitglieder bzw. anderer Grup
pen dienen.

Nichtwohngebäude

1. Preisindizes für Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
>>> Gebäude, die überwiegend für Nichtwohnzwecke bestimmt sind. Hierzu gehören: >>> Büro- und Verwal-
tungsgebäude, >>> landwirtschaftliche Betriebsgebäude und >>> gewerbliche Betriebsgebäude.

2. Alle folgenden Bautätigkeitsstatistiken

Begriffsinhalt:
>>> Hochbauten, die überwiegend Nichtwohnzwecken dienen. Als Nichnrrohnzwecke gelten z.B. gewerbliche,
landwirtschaftliche, soziale, kulturelle oder Verwaltungszwecke. Zu den Nichnvohngebäuden zählen
>>> Anstaltsgebäude, >>> Büro und Verwaltungsgebäude, >>> nichtlandwirtschaftliche Betriebsgebäude,
>>> landwirtschaftliche Betriebsgebäude, >>> Schulgebäude und "sonstige Nichtwohngebäude".
Unter "sonstige Nichtwohngebäude" werden Universitäts- und Hochschulgebäude, Gebäude von Sportanlagen,
Theater, Kirchen und Kulturhallen nachgewiesen.
Wird mindestens die Hälfte der Gesamtnutzfläche flir Wohnzwecke genutzt, so gilt das Gebäude als
>>> Wohngebäude.
>>> Baumaßnahmen, die den Wohnraumbestand nicht verändern und bei denen der umbaute Raum keine
350 cbm beträgt bzw. deren Bauaufirand keine 25 000 DM erreicht (sog. Bagatellbauten) werden nicht erfaßt.
Bauten, die nicht von Wänden umschlossen sind, und freistehende selbständige Konstruktionen gelten nicht als
Gebäude und entsprechend auch nicht als Nichtwohngebäude.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis Ende 1964lag die Grenze für die Erfassung von Bag3tellbauten bei 100 cbm umbauten Raum bzw.
5 000 DM veranschlagten reinen Baukosten.

Begriffsbeziehungen:
Die Nichtwohngebäude entsprechen nicht den sonstigen >>> Gebäuden in der Gebäude- und Wohnungszaih-
lung 1968: Zwar dienen sowohl Nichtwohngebäude als auch "sonstige Gebäude" überwiegend Nichtwohnzwek-
ken. In den Bautätigkeitsstatistiken werden jedoch alle Nichtwohngebäude einbezogen, während in der Gebäu-
de- und Wohnungszählung nur solche berücksichtigt werden, die zugleich Wohnraum enthalten.

, 2.1 Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955

Begriffsinhalt:
Erfaßt werden Nichtwohngebäude, für die die zuständigen Behörden eine Bauerlaubnis gegeben haben, auch
wenn es sich um eine vorläufige, mit Auflagen versehene oder eine Teilgenehmigung handelt.
Nichtwohngebäude, die lediglich der Zustimmung der Baubehörden bedürfen @aumaßnahmen des Bundes und
der Länder, die unter der erforderlichen qualifizierten Leitung stehen), rechnen-ebenfalls zu den genehmigten
Nichtwohngebäuden.

2.2 Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955

Begriffsinhalt:
Erfaßt werden bezugsfertige Nichtwohngebäude, bei denen die Bauarbeiten weitgehend abgeschlossen sind.
Nichtrvohngebäude, bei denen lediglich noch Schönheitsarbeiten vorzunehmen sind, gelten als fertiggestellt.
Bezüglich des Zeitpunktes der Fertigstellung ist die Ingebrauchnahme und nicht die baupolizeiliche Schlußab
nahme entscheidend.
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2.3 Statistik des Bauüberhanges
Datennachweis: ab 1955

Begriffsinhalt:
Erfaßt werden Nichtwohngebäude, die genehmigt, aber am 31.12. des Berichtsjahres noch nicht fertiggestellt

sind. Zur Abgrenzung der Baugenehmigungen und Baufertigstellungen siehe unter 2.1 und2.2.

Normalerweise geleistete Arbeitszeit je Woche

Mikrozensus
Datennachweis'. ab 197 2

Begriffsinhalt:

Normalerweise vom befragten >>> Erwerbstätigen in einer Woche zu leistende Arbeitszeit (in Stunden).

Gelegenttiche oder einmalige Veränderungen im regelmäß-igen Wochenablauf, die durch gesetzliche Feiertaie'
urlalb, Krankheit, Arbeitsplatzwechsel, Sthichtwechsel, Überstunden, Kurzarbeit oder Streik verursacht wer-

den, bleiben unberücksichtigt. '

Zur Arbeitszeit gehört z.B. bei Lehrpersonen auch der Zeitaufiuand für Unterrichtworbereitung Korrigieren
von Schülerarbeiten, Teilnahme an Konferenzen usw. Bei Mithelfenden Familienangehörigen wird nur der für
betriebliche, nicht der für hauswirtschaftliche fubeiten bnötigte Zeitaufiuand berücksichtigt.

Bei nur gelegentticher Erwerbstätigkeit gilt die durchschnittliche Wochenarbeitszeit für einen längeren Zeit-
raum als normalerweise geleistete Arbeitszeit.

Nicht zur Arbeitszeit rechnet der Zeitaufiaand für den Weg zu und von der Arbeitssfätte.

Notopfer Berlin

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Sondersteuer vom >>> Einkommen und Briefmarkensteuer zur finanziellen Unterstützung Berlins (West).

Eingeführt wurde das Notopfer Berlin nach der Verhängung der Berlin-Blockade durch die sowjetische Besat-

zunlsmacht imHerbst 194ä, um die Versorgungder Stadt, die durch einen kostspieligen Luftbrückendienst
versorgt werden mußte, zu sichern.

Als Sondersteuer wurden hochstens etwa 4 oÄvomEinkommen natürlicher und juristischer Personen erhoben.

Die Briefmarkensteuer betrug zwei Pfennige je Postsendung.

Das Notopfer Berlin war ursprünglich auf drei Monate beftistet, wurde aber infolge der fortdauernden
ZvangslageBerlins wiederholt verlängert, geäindert und schließlich in 3 Etappen abgebaut. 

,

Ab 1959 nachgewiesene Daten für daq Notopfer Bedin stellen auslaufende Zahlungen aus Steuerrückständen

und Betriebsprüfungen dar.

Anderungen im Zeitablauf:
Am 1.4. 1956 fiel die Briefmarkensteuer, am 1.10.1956 die Abgabe für natürliche Personen und am 1.1.1958

- unter Einbeziehung in die gleichzeitig erhöhten Körperschaftsteuersätze - die Abpbe fi.ir Körperschaften fort.

Nufzfläche

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955 für die neuen Länder und Berlin-Ost ab l99l

600



2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955 für die neuen Länder rmd Berlin:Ost ab l99I

3. Statistik des Bauüberhanges
Datennachweis: ab 1955 für die neuen Länder urd Berlin-Ost ab l99l

Begriffsinhalt:
Anrechenbare Flächen in Gebäuden oder Bauteilen, die nicht zu Wohnzwecken genutzt werden. Bei
>>> Nichtwohngebäuden ist die Nutdläche derjenige Teil der Nettogrundrißfläche, welcher der Zweckbestim-
mung und Nutzung des Bauwerks dient. Die Nettogrundrißfläche ist die nutzbare Fläche zwischen den begren-
zenden Bauteilen, ohne die Konstruktionsfläche. Die Funktions- und die Verkehrsfläche sind ebenfalls Teil der
Nettogrundrißfläche, rechnen aber nicht zur Nutzilläche.
Die Nutdläche gliedert sich in die Haupt- und die Nebennutdlächen. Tlpische Hauptnutdlächen können je
nach der Zweckbestimmung des Bauwerks sein:
Werkhallen, Werkstätten, Labors, Viehställe, Gewächshäuser, Büre, Lager und Verkaufsräume, Klassenräu-
me, Hörsäle, Sporthallen, Ausstellungsräume, Praxisräume, Speisesäle, Pausenräume usw. Zu den Nebennutz-
flächen zählen u.a. Toiletten, Umkleideräume, Garagen und dgl.
Die Nutzfläche berechnet sich aus den lichten Fertigmaßen in Höhe des Fußbodens ohne Berücksichtigung von
Fußleisten u.ä. Anrechenbar sind auch die Flächen von versetzbaren Bauteilen, freiliegenden Rohren und Lei-
tungen, nicht aber die Grundflächen von Tür- und Fensteröffnungen, Nischen usw. (siehe hierzu DIN 277,
Bl. I in der jeweils gültigen Fassung).
Nicht einbezogen werden die Flächen der begrenzenden Bauteile (Wände) sowie von Stützen, Pfeilern, Säulen
und dgl., die sich innerhalb der Nettogrundrißfläche befinden (Konstruktionsflächen).
Ferner bleiben Funktions- und Verkehrsflächen unberücksichtigt. Funktionsflächen sind die Flächen für be-
triebstechnische Anlagen (Anlagen zur Abwasseraufbereitung und Wasserversorgung Heizung Lüftung Kli-
matisierung, Stromerzeugungsanlagen, fernmeldetechnische Anlagen, Aufzugs- und Förderanlagen usw.). Zu
den Verkehrsflächen rechnen alle Flächen, die der Verkehrserschließung oder -sicherung dienen
(lreppenräume, Gänge, Flure, Rampen usw.).
Bei Nichtwohngebäuden, die auch Wohnungen enthalten, rechnen die Flächen innerhalb der Wohnungen und
die Flächen von Einzelzimmern außerhalb von Wohnungen nicht zur Nutdläche, sondern zur
>>> Wohnfläche.

Begriffsbeziehungen:
Während zur Nutdläche die Flächen in >>> Gebäuden oder Bauteilen rechnen, die nicht zu Wohnzwecken ge-
nutzt werden, zählen zur Wohnlläche (Statistik der Baugenehmigungen, Statistik der Baufertigstellungen) die
Flächen von Räumen in Wohnungen und von Einzelzimmern außerhalb von Wohnungen. Die Zusammenfas-
sung der beiden Flächen eryibt die Wohn- und Nutzfläche (Statistik des Bauüberhanges).

Nufz- und Zuchttiere

Viehzählungen
Datennachweis: ab 1973

Begriffsinhalt:
Insbesondere zlur Zucht bestimmte Hausrinder sowie zur Erzeugung von Milch,.zur Mast oder zur Verwendung
als Zugtiere bestimmte Rinder, mit Ausnahme der Schlachtrinder.
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Obstanlagen

Bodennutzungshau pterhebung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Ertragfiihige und noch nicht ertragfähige Anlagen von Obstbäumen und -sträuchern ohne Unterkultur oder als
Hauptnutzung mit Unterkultur auf Ackern, Wiesen oder Weiden, auf denen die Arbeiten hauptsächlich auf die
Bedürfirisse der Obstkulturen ausgerichtet sind.
Als Anlage gilt eine mit Obstbäumen oder -sträuchern bepflanae Fläche, wenn diese nach einem bestimmten
Pflanzsystem angelegt ist. Eine einzelne Baumreihe kann als Obstanlage angesehen werden, nenn sie lrrenig-
stens zehn Bäume nur einer Art umfaßt, und wenn diese Bäume in gleichmäßigen Abständen von htjchstens
zehn Metern gepflanzt sind.
Nicht zu den Obstanlagen zählen Obstbäume und -sträucher in >>> Haus- und Nutzgärten, Obstbäume auf Ak-
kern, Wiesen und Weiden, bei denen die Hauptnutzung in der Gewinnung von Ackerfrüchten, Gras oder Heu
besteht sowie der Anbau von Erdbeeren.
Erfaßt werden land- und forstwirtschafrliche Betriebe ab I ha Betriebsfläche und Gesamtflächen ab I h4 die
gatu oder teilweise land- oder forsnvirtschaftlich genutzt werden, land- und forstwirtschaftliche Betriebe unter
I ha Betriebsfläche und Gesamdlächen unter I ha mit bestimmten Mindesterzeugungseinheiten sowie sonstige
Flächen aufdenen Reben, Obst, Gemüse,Zierpflanzen oder Baumschulerzeugnisse für den Verkaufangebaut
werden.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1978 wurden land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab 0,5 ha Gesamtfläche erfaßt; Feststellung der übri-
gen Obstanlagen durch die Gemeinden.

Obstgehölze

Baumschulerhebung
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Sammelbezeichnung für alle Sträucher und Bäume, die in Baumschulen mit dem Ziel der Produktion von Obst
herangezogen werden.
Hierzu zählen neben veredelten Obstgehölzen auch Pflanzen und Obstunterlagen, die aus Samen oder durch
vegetative Vermehrung gewonnen werden.
Als "Obstgehölze (Veredelungen mit Krone)" werden Obstbäume bezeichnet, die auf einer Unterlage mit oder
ohne Stamm-Zwischenveredelung gezogen sind und mehrere Kronentriebe aufircisen.

Obusse

Statistik der Personenbeftirderung im Straßenverkehr
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:
Elektrisch angetriebene, für die Beförderung von Personen im Straßenverkehr bestimmte Busse, die ihre An-
triebseneryie einer Fahrleitung entnehmen und nicht schienengebunden sind.
Der Bestand an Obussen ergibt sich aus der Zahl der verfrigbaren Triebwagen bei den Unternehmen, die ge-
nehmigungspflichtigen Verkehr nach dem Personenbefiirderungsgesetz betreiben. Dabei werden die Gelenkwa-
gen als ein Fahrzeug gezählt.
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Als verfügbar gelten die eigenen, ruzig)ich der angemieteten und abzüglich der vermieteten Fahrzeuge. Jedes
am Erhebungsstichtag auch nur stundenweise angemietete Fahrzeug wird einbezogen, während jedes am
Stichtag - und sei es nur für Stunden - vermietete Fahrzeug von der Erfassung ausgeschlossen wird.

Anderungen im Zeitablauf:
Von 1952 bis 1968 galt als Stichtag der 30.6., ab 1969 der 30.9.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zu den Obussen sind Kraftomnibusse nicht an eine Fahdeitung gebunden.

ÖA- und Unland, unkultivierte Moore, Gewässer

Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: 1950 bis 1978

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung der Flächenarten Öd- und Unlan4 unkultivierte Moore und Geuässer.
Zum Öd- und Unland rechnen Flächen, die nicht oder nicht ohne weiteres land- oder forstwirtschaftlich nutz-
bar sind, wie Felsen, Schutthalden, Hecken, ferner Sandgruben, Steinbrüche, Torfstiche und anderes Abbau-
land sowie Campingplätze. >>> Landwirtschaftlich genutzte Flächen, die nur geringe Erträge bringen, wie z.B
Streuwiesen und Hutungen, und die >>> nicht mehr genutzte landwirtschaftliche Fläche, rechnen nicht hierzu,
sondern werden unter den entsprechenden Nutzungsarten erfaßt.
Die unkultivierten Moore umfassen Moore und Sümpfe. Die Gewässer umfassen Flüsse, Seen, Kanäle, Bäche,
Gräben, Teiche, Tränklocher usw. einschl. der mit Schilf @eth) bestandenen Flächen. Hierzu rechnen auch die
nicht katasteramtlich vennessenen Geuässer, nicht aber der Bodensee und die meisten Küstengewässer.

Öffentliche Bauherren

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; für die neuen Länder rmd Berlin-Ost ab l99l

2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: 1955 bis 1984; für die neuen Länder tmd Berlin-Ost ab l99l

Begriffsinhalt:
Gebietskörperschaften und Sozialversicherung atmg)ich der Vereine, Verbäinde oder anderer Zusammen-
schlüsse, die entweder gemeinnützige Zwecke verfolgen oder der Förderung bestimmter Interessen ihrer Mit-
glieder bzw. anderer Gruppen dienen.
Zu den Gebietskörperschaften zählen der Bund, die Länder, die Gemeinden und die Gemeindeverbände.
Die Sozialversicherung umfalJt die gesetzliche Renten-, Kranken- und Unfallversicherung die Arbeitslosen-
versicherung die Alteisrentenversicherung für.Landwirte und die Zusatzversorgungseinrichtungen für Ange-
hörige des öffentlichen Dienstes. Schließlich gehören zu den Organisationen ohne Erwerbscharakter die Reli-
gionsgemeinschaften, die Organisationen der Erziehung Wissenschaft, Kultur sowie der Sport- und Jugend-
pflege, die Organisationen des Wirtschaftslebens, die politischen Parteien u.a.m.
Wirtschaftliche Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, die sich im Eigentum von Gebietskörperschaf-
ten befinden, rechnen nicht zu den öffentlichen Bauherren.

Öffentliche X'erns p rechstellen

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954
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Begriffsinhalt:
Fernsprechstellen, die unmittelbar mit den Vermittlungsstellen des öffentlichen Fernsprechnetzes verbunden
sind und die jedermann gegen Gebühr zur Benutzungär Verfügung stehen.

Zt denöffentlichen Fernsprechstellen rechnen Fernsprechstellen bei .i\mtern und Amtsstellen der Deutschen

Bundespost sowie auf Straßen, Plätzen und in öffentlichen Gebäuden (im wesentlichen Mündernsprecher), fer-
ner gemeindliche öffentliche Sprechstellen und öfrentliche Sprechstellen bei Privaten (2.B. in Hotels- und
Gaststätten).
Ausgewiesen wird die Zahl der öffentlichen Fernsprechstellen am Jahresende.

Öffentlicher Dienst

Berufsbildungsstatistik
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Ausbildungsbereich, der die Berufsausbildung die nach Ausbildungsordnungen des öffentlichen Dienstes
durchgeführt wird umfaßt.

Zuständig für die Berufsausbildung sind nach dem Berufsbildungsgesetz Stellen des öffentlichen Dienstes se
wie Kirchen und sonstige Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts.

Welche Ausbildungsberufe im einzelnen zum Ausbildungsbereich öffentlicher Dienst zählen, ist der Fachse-

rie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1985, S. 127 ' 136 zu entnehmen.

Die Gliederung in Ausbildungsbereiche deckt sich nicht voll mit der Wirtschaftsgliederung nach der Systema-
tik der Wirtscliaftszweige, da sich nach dem Berufsbildungsgesetz die Zuständigkeit für die Berufsausbildung
vielfach nach der Art dis Ausbildungsberufs und nicht nach der Zugehörigkeit des Ausbildunsbetriebs zu ei-
nem Wirtschaft sbereich richtet.

Anderungen im Zeitablauf:
Für die Jahre vor 1973 liegen nur unvollständige Ergebnisse über die Ausbildung im öffentlichen Dienst vor.

Öffentliche Förderung

Gebäude- und Wohnungszählung 1987

Begriffsinhalt
Als öffentlich, d.h. mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus geftirdert gelten nur solche Wohnungen, die nach
der Währungsreform (20. Juni 1948) fertiggestellt worden sind und für die öffentliche Mittel (des Bundes, des

Landes odeider Gemeinde) zur Errichtung von Sozialwohnungen bewilligt wurden (sog. Erster Förderungs-
!\rcg).

Hierzu zählen u.a.

- Darlehen zur Deckung der Baukosten (in der Regel öffentliche Baudarlehen oder Landesbaudarlehen g+
nannt),

- Darlehen oder Zuschüsse zur Deckung der laufenden Aufirrendungen (Annuitätshilfen, Aufirrcndungpzu-
schüsse oder -darlehen, Zinszuschüsse).

Für öffentlich gefrirderte Wohnungen müssen bei einer Neuvermietung Mieter einen Wohnberechtigungsschein
der zuständigen Gemeinde- oder Kreisbehörde (2.B. Wohnungsamt, Sozialamt) vorlegen.

Sind für Mietwohnungen die öffentlichen Mittel vorzeitig zurückgezahlt worden, so gelten die mqisten Woh-
nungen noch bis zu SJahren als öffentlich gefrirdert. Bei Eigenheimen und Eigentumswohnungen entlällt in
der Regel die öffentliche Bindung mit Rückzahlung oder Ablösung der Förderungsmittel; bei Eigentumswo-
hungerl die durch Umwandlung entstanden sind, enfällt die Bindung nur, wenn Eigentümer als Berechtigte
im sozialen Wohnungsbau die Wohnung selbst nutzen. iiber das Ende der Bindung erhalten Eigentümer eine

Bestätigung der zusländigen Stelle.

Nicht zu den öffentlichen Mitteln im oben genannten Sinne zählen

- Aufi,,rendungsdarlehen nach dem Regionalprogramm des Bundes (sog. Zweiter Förderungsweg),
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Aufbaudarl ehen nach dem Lastenausgleichsgesetz,

Wohnungsfürsorgemittel für öffentlich Bedienstete des Bundes, der Länder oder Gemeinden,

Mittel zur Förderung der Modernisierung oder für Maßnahmen zur Einsparung von Heizenergie,
TbAbschreibungen und sonstige Steuervergünstigungen, Bausparprämien.

Öffentticher Gesa mthaushalt

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1970

4. Jäh rliche Schuldenstatistik
. Datennachweis: ab 1950

5. Viertelj ährliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung aller dffentlichen Haushalte und zwar
- Bund
- Lastenausgleichsfonds
- ERP-Sondervermögen
- Länder (Flächenländer und Stadtstaaten einschl. Hochschulkliniken und

Krankenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen sowie sonst. Sondervermögen)
- Gemeinden und Gemeindgverbände (einschl. Krankenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen)

- Sozialversicherung
- Anteile der Europäischen Gemeinschaften
- kommunaleZweckverbände.
Die Daten der Rechnungsstatistik umfassen alle o.g. öffentlichen Haushalte; in der Haushaltsansatz-, der Kas-
sen- und der vierteljährlichen Kassenstatistik sind nur die Gebietskörperschaften Bund Länder und Gemein-
den/ Gv. (ohne ihre Krankenhäuser und sonst. Sondervermögen) sowie der Lastenausgleichsfonds und des
ERP-Sondervermögens erfaßt und dargestellt.
Die Daten der jährlichen Schuldenstatistik erstrecken sich auf die Gebietskörperschaften (ohne Krankenhäuser
und Sondervermögen) sowie die kommunalen Zureckverbände.

Anderungen im Zeitablauf:
In der Rechnungsstatistik und in derjährlichen Schuldenstatistik sind bis zum Jahr 1973 nur die Gebietskör-
perschaften, der Lastenausgleichsfonds und das ERP-Sondervermögen erfaßt. Die Schulden des Lastenaus-
gleichsfonds werden ab 1980 zusammen mit denen des Bundes nachgewiesen. Daten über das ERP-
Sondervermögen sind erst ab 1962 verfügbar; die Länder- und Gemeindedaten schließen ab 1961 auch das
Saarland und ab l95l Berlin (West) ein.
Die Gemeinden mit weniger als l0 000 Einwohnern, die Amter, Samtgemeinden und Verbandsgemeinden sind
in den Datenreihen der Kassenstatistik erst ab 1974 und der Haushaltsansatzstatistik erst ab 1978 berücksich-
tigt.
In allen Datenreihen der Rechnungsstatistik umfaßt das Ergebnis für 1960 nur die Monate April bis Dezember
@umpfrechnungsjahr), da das Haushaltsjahr bis 1959 vom l. April bis 3l.Illlärz lief und ab 1960 auf das Ka-
lenderjahr (1. Januar bis 31. Dezember) umgestellt wurde.
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Öffentlicher Gesundheitsdienst

Soziatbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Einrichtungen des öfrentlichen Dienstes, die die Beobachtung Begutachtung und Wahrung aller gesundheitli- ,

chen Verhältnisse und n.f*g. der Allgemeinheit (einschl. der Beratung der Verwaltung in gesundheitlichen

Fragen) wahrnehmen.
Hauptaufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes sind die Gesundheitsplanung der gesundheitliche Um-

weltschutz, die Beratung und Aufldärung der Bevölkerung in gesundheitlichen Fragen sowie die Verhütung

und Bekämpfung von Klankheiten. Hieä gehören präventive und rehabilitative Maljnahmen für diejenigen

Bevölkerungsgruppen, die besonder", g.ruridheitlicher Hilfen bedürfen. Weiterhin werden im Rahmen des öf-

fentlichen Gsundheitsdienstes Gutachten für Behörden und Köperschaften erstellt.

Die Aufiryendungen für den öffentlichen Gesundheitsdienst werden zu einem Großteil aus öffentlichen Mitteln

finanziert und zwar überwiegend von Ländern und Gemeinden'

Die Leistungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes können von der gesamten Bevölkerung-in Anspruch ge-

nommen werden. Sie umfassen unter anderem Beratung und gesundheitliche Fürsorge für Mütter und Schwan-

gere, Gesundheitshilfe für Behinderte, psychisch Kranke, süchtige und alte Menschen sowie Tuberkulose- und

Geschlechtskrankenfürsorge.
In der Jugendgesundheitspflege werden Säuglings- und Kinderfüt:otg-t, die Schulgesundheitspflege einschl'

des schulzahnärztlichen öi.nit". sowie gesundh-eitsfordernde Maßnahmen für Jugendliche durchgeführt. wei-

terhin betreibt der öffentliche Gesundheitsdienst gesundheitliche Aulklärung in Form von Vorträgen, Informa-

tionskampagnen und Ausstellungen.

Erbracht werden die Leistungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes von haupt- und nebenamtlichen Araen,

haupt- und nebenamtlichen Z^hnärrt"n,Arzthelfern, medizinisch-technischen Assistenten, Gesundheitsaufse-

herÄ, Desinfektoren, Sozialarbeitern und sonstigen im Gesundheitsdienst tätigem Personal mit staatlicher An-

erkennung.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1976 wurden nur hauptamtliche Arae, und bis einschl. 1975 nicht alle Arzthelfer, sondern nur Kranken-

schwestern bzw. -pfl eger sowie Kinderkrankenschwestern erfarlt.

Öffentlicher Hochbau

1. Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)

Datennachweis: ab 1977; für die neuen Länder rmd Berlin-ost ab l99ll92

2. Monatlicher Baubericht
Datennachweis: 1950 bis 1977

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung der Hochbauten im Auftrag von Gebietskörperschaften, Trägern der Sozialversicherung

organisationen oin. Erwerbszweck sowie deiDeutschen Bundesbahrv Reichsbahn und Deutschen Bundespost,

miiAusnahme des >>> Wohnungsbaus.

Zu Einzelheiten bezüglich der einbezogenen Bauten siehe die Erläuterungen zum Hochbau im Auftrag von

Gebietskörperschaften, Trägern der Soiialversicherung und Organisationen ohne Erwerbszweck unter

>>> Bauten für öffentliche-nutraggeUer und Organisationen ohne Erwerbszweck und die Erläuterungen zum

Hochbau im Auftrag von BundesbfrrV Reichsbaf,'n und Bundespost unter >>> Bauten für Bundesbahn/ Reichs-

bahn und Bundespost.

Begriffsbeziehungen: 
dac Ärranrrinhpn Fr^chh trallenbaus" und des "öffentlichen sonsti-Die Zusammenfassung des öffentlichen Hochbaus, des "öfrentlichen st

gen Tiefbaus,, entspriJht dem Begriff >>>'ö,ffentlicher und Verkehrsbau (Monatsbericht einschl. Auftraesein-

gangserhebung i m Bauhauptgewerbe (ei nschl. Ferti gteilbau)'
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Öffentlicher Tiefbau

1. Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1977; für die neuen Länder rmd Berlin-Ost ab l99ll92

2. Monatlicher Baubericht
Datennachweis: 1950 bis 1977

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung des öffentlichen Straflenbaus und des öffentlichen sonstigen Tiefbaus.

Der Begrifföffentlicher Straßenbau entspricht dem Begriff>>> Straßenbau (Monatsbericht einscltl. Auftrags-
eingangserhebung und Statistik über den Auftrag"bestand im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau), Index
des Auftragseingangs und Index des Auftragsbestands für dac Bauhauptgewerbe, da in beiden Begriffen auch
der nichtöffentliche Straßenbau enthdten ist. ZuEiruelheiten siehe unter Straßenbau.

Der öffentliche sonstige Tiefbau stellt die Zusammenfassung der Tiefbauten im Auftrag von Gebietskörper-
schaften, Trägern der Sozialversicherung sowie der Deutschen Bundesbahn/ Reichsbahn und Deutschen Bun-
despost (ggf. auch von Organisationen ohne Erwerbszweck), mit Ausnahme des Straßenbaus dar. ZuEiruelhei-
ten bezüglich der einbezogenen Bauten siehe die Erläuterungen zum Tiefbau im Auftrag von Gebietskörper-
schaften und Trägern der Sozialversicherung unter >>> Bauten für Gebietskörperschaften, Organisationen oh-
ne Erwerbscharakter sowie sonstige öffentliche Auftraggeber und die Erläuterungen zum Tiefbau im Auftrag
von Bundesbahn/ Reichsbahn und Bundespost unter >>> Bauten für Bundesbahr/ Reichsbahn und Bundespost.

Begriffsbeziehungen:
Die Zusammenfassung des öffentlichen Tiefbaus und des öffentlichen Hochbaus (beide Monatsbericht einschl.
Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einsihl. Fertigteilbau), Monatlicher Baubericht) entspricht
dem Begriff>>> öffentlicher und Verkehrsbau (Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bau-
hauptgewerb (einschl. Fertigteilbau)).

Öffentlicher und Verkehrsbau

Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1962; für die neuen Länder rmd Berlin-Ost ab l99ll92

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung des >>> öffentlichen Hochbaus, "öffentlichen Straßenbaus" und "öffentlichen sonstigen
Tiefbaus".
Im öffentlichen Hochbau und öffentlichen sonstigen Tiefbau sind alle Hoch- und Tiefbauten im Auftrag von
Gebietskörperschaften, Trägern der Sozialversicherung Organisationen ohne Erwerbszweck sowie der Deut-
schen Bundesbahn/ Reichsbahn und Deutschen Bundespost zusammengefaßt, mit Ausnahme des Wohnungs-
baus und des Straßenbaus.
ZuEinzelheiten bezüglich der einbezogenen Bauten siehe die Erläuterungen zum Hochbau und zum Tiefbau
im Auftrag von Gebietskörperschaften, Trägern der Sozialversicherung und Organisationen ohne Er-
werbszweck unter >>? Bauten für öffentliche Auftraggeber und Organisationen ohne Erwerbszweck und die
Erläuterungen zum Hochbau und zum Tiefbau im Auftrag von Bundesbahr/ Reichsbahn und Bundespost unter
"Bauten für Bundesbahn/ Reichsbahn und Bundespost".
Im öffentlichen Straßenbau ist der gesamte öffentliche (und auch nichtöffentliche) Strallenbau zusammenge-
faßt. Zu Einzelheiten siehe unter >>> Straßenbau.

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Öffenttiche Sicherheit und Ordnung
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Begriffsinhalt:
Aufgabenbereich mit den Ausgaben für
- Behörden, Einrichtungen und Vollzugsorgane (einschl. der Schulen und Beschaf,ftrngsämter) von Bundes-

grenzschutz, Bereitscfaftspolizei, Gendarmerie, Grenzpolizei, Kriminalpolizei, Schutzpolizei, Verkehrspo
lizei und WasserschutzPolizei;

- öffentliche OrdnungSaufgaben, wie z.B. für Einwohnermeldeamt und Paf}wesen, Amt fi.ir Wirtschaftsord-
nung Bauaufsichtsamt, Iftaftverkehrsangelegenheiten, Wehrpflichtigenerfassung Rechtsschutzaufgaben

der Gemeinden/Gemeindeverbände (Ortsgericht, Schiedsmann, Gemeindegericht), Ordnungsaufgaben auf
dem Gebiet der Gesundheits- und Veterinäraufsicht, Fischerei-, Feld- und Forstaufsicht, Wege-, Wasser-

und Straßenverkehrsaufsicht;
- den Feuerschutz (Feuerlöschwesen, vorbeugender Brandschutz, Feuerwehrschulen, Landesamt für Brand-

schutz);
- den Katastrophenschutz und den Rettungsdienst;

- sonstige Einrichtungen (2.8. Amt für VerfassungSschutz, Munitionsbeseitigung).

Anderungen im Zeitablauf:
Die Ausgaben für den Verfassungsschutz sind bis 1976 nicht hier, sondern im Aufgabenbereich >>> Politische

Führung und zentrale Verwaltung nachgewiesen.

Bis 1973 sind die Ausgaben der Gemeinden mit weniger als 3 000 Einwohnern für d.s Feuerlöschwesen nicht
hier, sondern im Aufgabenbereich >>> Kommunale Gemeinschaftsdienste nachgewiesen.

o r g a n i s a ti o n e n o h n e rffi 
l;;Illf, }li? r" 

e b i e ts kö rp e r s c h a fte n'

Arbeitsstättenzählung 1970

Begriffsinhalt:
Zusammengefaßte Position, die Kirchen, Gewerkschaften, politische Parteien, sonstige Verbände und Vereini-
gungen, >>> Bund >>> Länder, >>> Gemeinden, öffentliche Zweckverbände, Arbeitsverwaltung
>>jsozialversicherung und verwandte Körperschaften des öffentlichen Rechts umfaßt.

Nachgewiesen werden >>> Arbeitsstätten von Organisationen ohne Erwerbscharakter, Gebietskörperschaften
und Sozialversicherung.
Bei Bundeswehr und Bundesgrenzschutz wurden lediglich die Arbeitsstätten des zivilen Personals einbezogen.

Organisationen ohne Enverbszweck

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Juristische personen des öffentlichen oder privaten Rechts, die auf Dauer überwiegend aus Mitteln des Bundes,

der Länder, der Gemeinden/ Gv., der Zweckverbände, der Sozialversicherung und/ oder den Europäschen Ge-

meinschaft en fi nanziert werden.

Dazu gehören zahlreiche Institutionen aus dem Bereich der Wissenschaft, Forschung und Entwicklung (2.B. '

Max-planck-Gesellschaft, Kernforschungszentren, Fraunhofer-Gesellschaft, Stiftung Preussischer Kulturbesitz
u.a.) sowie eine Reihe wichtiger Organisationen insbesondere aus den Bereichen Entwicklungshilfe' Bildung
Kultur, Soziales, Gesundheit und Wirtschaftsförderung (u.a. die Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien, der

Deutsche Entwicklungsdienst, der Deutsche Volkshochschulverband e.V. und der Bundewerband für Selbst-

schutz).

Die ausschließlich auf den Bereich der Länder beschränkten Organisationen werden aus Rationalisierung§-
gründen nicht berücksichtigt.
Nicht zu den Organisationen ohne Erwerbszweck rechnen ferner die Zweclcverbände und sonstige juristische

Personen zwischengemeindlicher Zusammenarbeit, politische, kirchliche und caritative Organisationen, Orga'-
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nisationen der Interessenvertretung (Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretungen u.ä.) sowie andere Organisa-
tionen, die überwiegend aus Mineln von Unternehmen oder privaten Haushalten finanziert werden.

Nachgewiesen werden Ausgaben und Einnahmen in einer der Haushaltssystematik des Bundes und der Länder
' entsprechenden Form nach den Jahresrechnungen bzw. den Jahresabschlüssen.

Anderungen im Zeitablauf:
1974 wurden nur Organisationen einbezogen, die Forschung betreiben, uährend alle übrigen überwiegend öf-
fentlich finanzierten Organisationen, die Zuwendungen vom Bund erhalten bzw. von erheblicher finanzieller
Bedeutung sind, erst seit 1975 erfalJt werden.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zu den Organisationen ohne Erwerbszweck umfassen die >>> privaten Organisationen ohne
Erwerbszweck (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) überwiegend aus privaten Mitteln finanzierte Organi-
sationen. Die überwiegend aus öffentlichen Mitteln finanzierten Organisationen ohne Erwerbszweck werden
dem Sektor "Staat" zugerechnet.

2.1 Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1962; für die neuen Länder md Berlin-Ost ab l99l

2.2 Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; für die neuen Länder und Berlin-Ost ab l99l

Begriffsinhalt:
Vereine, Verbände und andere Zusammenschlüsse, die gemeinnützige Zwecke verfolgen oder der Förderung
trestimmter Interessen ihrer Mitglieder bzw. anderer Gruppen dienen.

Hierzu gehören u.a. Kirchen, Orden, religiöse und weltliche Vereinigungen, caritative Organisationen der Er-
ziehung Wissenschaft und Kultur sowie der Sport- und Jugendpflege, Organisationen des Wirtschaftslebens
und der Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, Berufsorganisationen und Wirtschaftwerbände ebenso wie po-
litische Parteien und sonstige nicht auf Erzielung eines wirtschafrlichen Ertrages ausgerichtete Zusammen-
schlüsse.

Ortsdurchfahrten

Statistik der Straßen des überörtlichen Verkehrs
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Teile von >>> Bundes-, >>> Landes- oder >>> Kreisstraßen, die innerhalb der geschlossenen Ortslage von
Gemeinden verlaufen.
In der Regel müssen größere Gemeinden die Baulast von Ortsdurchfahrten teilweise oder vollständig überneh-
men:
Bei den Bundesstraßen sind Gemeinden mit mehr als 80 000 Einwohnern verpflichtet, die Baulast für die Orts-
durchfahrten zutragen, Dabei ist der Stand der jeweils letzten Volkszählung maßgeblich.
Bei >>> Landes- und Staatsstraßen sowie Kreisstraßen gelten unterschiedliche Regelungen bezüglich der
Übernahme der Baulast für die Ortsdurchfahrten durch die Gemeinden.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1961 mußten Gemeinden mit mehr als 9 000 Einwohnern, von 1962 - 1974 Gemeinden mit mehr als
50 000 Einwohnern die Baulast für Ortsdurchfahrten von Bundesstraßen übernehmen, wobei die Ergebnisse
der Volkszählung 1950 maßgeblich waren.
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Pachtfläche der Betriebe

rung 1971

f,ooüd]lnfr*"r zugepachtete und auch selbstbewirtschaftete >>> landwirtschaftlich genutzte Fläche.
-t

f"ef.n".t tete eigene Flächen sowie von einer zugepachteten Fläche u,eiter verpachtete Flächen
'r.ro"i* verpachtlnden, sondern jeneils beim zupachtenden Betrieb erfaflt und nachgewiesen.

Togen werden landwirtschaftlich genutzte Flächen, die ohne jegliche Geld- oder Naturalleistung zur

,fuÄrüberlassen werden, wie Dienstlan4 aufgeteilte Allmende, Heuerlingsland und dgl.

./Oa.n" rechnen auch die landwirtschaftlich genutzten Flächen von Betrieben, die als Ganzes zug+'
Äina.

,lirtschaftlich genutzte Flächen sind Flächen , die nr Erzeugung pflanzlicher landwirtschaftlicher Produk-
. Jnuta werden (als >>> Ackerland, >>> Dauergrünland, >>> Dauerkulturen oder Gartenland).

V.t g.*i.s"n wird nur die Pachffläche der >>> landwirtschaftlichen Betriebe.

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung eines Inhabers (des
Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen, land- und/ oder forstwirt-
schaftliche Erzeugnisse hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutae Fläche mindestens t0 % ihrer
Waldfläche beträgt.

Pachtfläche, deren Verpächter natürliche Personen/ juristische
Personen sind

Landwirtschaftszählung 1971

Begriffsinhalt:
Gliederung der >>> Pachtfläche der Betriebe nach Verpächtergruppen. Als Pachtfläche gilt die von einem

Nachgewiesen wird nur die Pachffläche der >>> landwirtschaftlichen Betriebe.

Pädagogische llochschulen

Studentenstatistik
Datennachweis: ab Wintersemester 1967/68

Begriffsinhalt:
Pädagogische Hochschulen einschl. erziehungSwissenschaftliche Hochschulu
che Hochschulen mit Promotions- und Habilitationsrecht. Die pädagogischen

610

trieb zugepachtete >>> landwirtschaftlich genutae Fläche, soweit sie vom zupachtenden Betrieb-selbst
schaftet wird. Die Pachtfläche wird danach unterschieden, ob der Verpächter eine natürliche oder
Person ist. Die nati.irlichen Personen werden in Familienangehörige des Betriebsinhabers und andere
Personen unterschieden.

Als Familienangehörige gelten Eltern, Schwiegereltern, Geschwister und Kinder des
anderen natürlichen Personen rechnen Einzelpersonen, Ehepaare, Erbengemeinschaften,
oder Zihnliche Personengemeinschaften.

Zu den juristischen Personen zählen Gebietskörperschaften @und, Land, Bezirlg Kreis,
Kreis- oder Gemeindeverband); Kirchen, kirchliche Anstalten, andere Anstalten oder
chen Rechts; eingetragene Genossenschaften oder Vereine, Gesellschaften mit beschränkter

t. I

I

in allen Ländern als selbständige Einrichtungen. Z.T. sind sie in >>>
>>> Gesamthochschulen einbezogen und werden bei diesen nachgewiesen.
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\\ Paleuen
\
I
Iisenbahnstatistik @estandsstatistik)I
tennachweis: ab 1966
\
I
lriffsinhalt:
\sportmittel, die zum Zwecke der Befrirderung die Zusammenfassung von Gütern zu einer Ladeeinheit ge-

1n, so dal3 dq( Umladen von Einzelteilen endällt.
lestand an Paleften umfaßt sowohl Flachpaletten, d.h. ebene Ladeflächen, als auch Boxpaletten, die zu-
,h über Seitenwände vefügen.
gentumsbestand erfalJt dre Zahl der Paletten, die sich im Eigentum des jeweiligen Eisenbahnunterneh-
'efinden.

Papier- und Druckereimaschinen
I

' B ruttop roduktion fü r Investitions- und Verb rauchsgüter
veis: ab 1970

talt:
e Güter (Güterarten) aus der Güterklasse
Lnd Druckereimaschinen Güterklasse 3261
ischen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgütern zählen.
nsgüter gelten Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
!if) angesehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter
n.'l
alle Güterarten aus der Güterklasse Papier- und Druckereimaschinen mit Ausnahme der dazuge-
är-, Einzel- und Ersatzteile.
n zählen da"u:

'Apparate zur Herstellung von Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe, Rollenschneide- und -
$, Längs- und Querschneider, Schneidemaschinen, Maschinen für die Buchbinderei, Maschi-
tellung von Kartonagen, Maschinen für die Herstellung von Briefumschlägen, Papiertüten, -
<en, Druckmaschinen, Maschinen und Geräte für die Satz- und Reproduktionstechnik.

I

Papier und Pappe

'ndelsverk

)68
auflpreise

)rn
.ich

dte

(Warenarten) aus der Warengruppe 55 "Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe" des Sy-
rerzeichnisses für die Industriestatistilq Ausgabe 197 5 bzur. des Systematischen Güterver-
'oduktionsstatistiken, Ausgabe I 982.
apier fi.ir Papier und Pappeerzeugung sowie Papier und Pappe unveredelt und gestrichen.
rerden Holzschl iff, Zel I stoff, Pergamenpapier und gebl ei chte Li nters.

Papier- und Pappewaren

l"e
I

\
hten

J

rkaufspreise
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Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 56 "Papier- und.Pappewaren" des Systematischen Wa-

renv-erzeichnisses für die Industriästatistik, Ausgabe l975bzgt. des Systeinatischen Güterverzeichnisses für die

Produktionsstatistiken, Auspbe I 982.

Einbezogen sind Tapeten aus papier, Geschäftsbücher, Bürohilfsmittel und Lernmittel, Briefumschläge u.ä.

sowie papierausstattungen, Zellsioffimtte-, Filterpapier- und Kreppapierwaren, Hartpapierwaren sowie Stanz-.

und Prägeerzeugnisse aus Papier und Pappe a.n.g.

Nicht berücksichtigt sind Lampenschirme aller Art, wasserdichtes, gummiertes und anderes verarbeitetes Pa-

pier, buchbinderiscle Erzeugnisse, Kalender, Papiersäcke, Tüten_und Beutel (g;aru oder überwiegend aus Pa-

ii.rj, Rapi.rtrülsen und -.p,it.n, Siegelmarken, Etiketten und Anhänger, Rollen u.ä. Kunst- und Dekorations-

ütuÄen, Wetlpappe, Kartonagen, Etuis, Halbetuis und Etalagen sowie Faltschachteln'

Parkanlagen, Sport-, Flug- und Übungspläfze

Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: 1950 bis 1976

Begriffsinhalt:
Die parkanlagen, Sport-, Flug- und Übungsplätze umfassen öffentliche und private Park- und Grünanlagen

sowie Ziergärten, Friedhöfe und die sport-, Flug- und Militäirübungsplätze.

Hierzu rechnen nicht die Flächen im Besitz von Gärtnereien, die entsprechend ihrer Nutzung aufgegliedert

werden, sowie die Haus-, Nutz- und Kleingärten, die unter der >>> landwirtschaftlich genutaen Fläche erfaßt

werden.

Die >>> Gebäude- und Hoffläche und die Flächen aus >>> Ackerland und >>> Dauergrünlan{ die vielfach

Sport-, Flug- und übungsplätzen gehören, werden gleichfalls den entsprechenden Nutzungsarten zugerechnet.

Anderungen im Zeitabtauf:
Die Zierg/rten und privaten Parkanlagen werden erst seit 1970 unter dieser Kategorie erfaßt und rechneten

1969 ztr landwirtschaftIich genutzten Fläche.

Pauschalfl ugreiseverkehr (einschl. NAc-Charter)

statistik des gewerblichen Luftverkehrs auf ausgewählten Flugplätzen

Datennachweis:. ab L972

Begriffsinhalt:
Beforderung von Pauschalflugreisenden im turnusmäßigen Nicht-Linienverkehr für gewerbliche

stalter. Nnö-Ctrarterflüge (N-ordatlantikcharterflüge) sind Vorausbuchungscharterflüge von und

und Kanada.

nach den

Pendler

Volks- und Berufszählung 1987

Begriffsinhalt:
personen, deren Arbeits- bzw. Ausbildungsstätte nicht auf ihrem Wohngrundstück liegt.

Befindet sich die fubeits- bzw. Ausbildungsstätte in der gleichen Gemeinde, dann handelt es sich um
,,innergemeindliche Pendler", andernfallsim "Pendler über die Gemeindegretue". Liegt die Zielgemeindr

einemänderen Kreis, Bundesland oder im Ausland, dann sind Pendler über die Gemeindegrenzenzusätz'
,,pendler über die Kreisgrenze" bzw. "Pendler über die Grenze des Bundeslandes, oder ins Ausland"'

pendler ,,mit unbestimmtem Ziel" bezeichnet Personen, für die keine Angaben zum Pendlerziel vodieger
jedoch aufgrund der vorhandenen Angaben zum "Verkehrsmittel und Zeitaufiuand" als Pendler zu betrar
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sind. Bewohner von Freizeitwohnungen und Wehrpflichtige zählen nicht zu den Pendlern. Je nachdem, ob es
sich um Erwerbstätige oder Schüler/ Studenten handelt, wird zwischen >>> Berufspendlern und
>>> Ausbildungspendlern unterschieden. Nach der Richtung der Pendlerwanderung wird zwischen Auspend-
lern und Einpendlern unterschieden.

Pendler werden auch nach ihrem >>> überwiegend benutzten Verkehrsmittel nachgewiesen. Dabei handelt es
sich um dasjqnige Verkehrsmittel, mit dem Pendler die längste Strecke auf dem Hinweg zwischen Wohnung
oder Unterkunft und Arbeitsstätte bzw. Schule/ Hochschule zurücklegen.

Pensionen

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Leistungen nach den Beamtengesetzen des Bundes und der Länder für die Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung von Beamten, Richtern, Soldaten und deren Angehörigen.
Anspruch auf Leistungen der Alters- und Hinterbliebenenversorgung haben Beamte (einschl. Richter) des Bun-
des, der Bundesbahn und der Bundespost, der Länder und Gemeinden, Beamte sonstiger öffentlich-rechtlicher
Körperschaften sowie die Hinterbliebenen von aktiven oder Ruhestandsbeamten, ferner gleichgestellte Bedien-
stete und ihre Hinterbliebenen der Träger der Renten-, Kranken- und Unfallversicherung der landwirtschaftli-
chen Altershilfe und der Bundesanstalt für fubeit, die unter Artikel l3l Grundgesetz fallenden Personen sowie
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit der Bundeswehr.
Die Leistungen für Ruhegehälter und Hinterbliebenenversorgung folgen der Einkommensentwicklung im öf-
fentlichen Dienst, wobei die verschiedenen Lebenslagen - insbesondere die Größe der Familie - berücksichtigt
werden.

Die Leistungen werden meist unmittelbar von den Dienstherren bzw. den öffentlichen Arbeitgebern ohne Ein-
schaltung eines besonderen Trägers zur Verfügung gestellt und über den Personalhaushalt derjeweiligen Kör-
perschaft finanziert.
Pensionen werden auch von anderen Institutionen des Sozialbudgets, vor allem den Trägern der Sozialversi-
cherung an ihre Bediensteten und ehemaligen Bediensteten gezahlt.
Um die Leistungen des beamtenrechtlichen Systems - hierzu gehören neben den Pensionen auch die
>>> Familienzuschläge und die >>> Beihilfen - vollständig darzustellen, werden die von diesen Institutionen
gezahlten Beträge an das beamtenrechtliche System übertragen (unterstellte Verrechnungen).

Personalausgaben

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit den Ausgaben für
- Abgeordnete und ehrenamtlich Tätige

Aufivands- und Grundentschädigungen, Diäten, Kostenpauschalen, Tagegeldpauschalen, Reisekosten, Ver-
sicherungen, Alters- und Hinterbliebenenversorgung Unterstützungen;

- Dienstbezüge u.dgl.
Alle Bezüge einschließlich Zulagen, Zuwendungen und sonstigen Leistungen, die auf Gesetz oder Tarifver-
trag beruhen (2.8. Ministeialanlage, Nachversicherung für ausscheidende Beamte und Berufssoldaten, Ar-
beitgeberanteile zur Sozialversicherung Beiträge ntr ansätzlichen Alterwersorgung Weihnachts- und Jubi-
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läumszuwendungen, Leistungen zur Vermti,gensbildung Krankenbezüge, Abfindungen und Übergangsgel-

der, Sonderzu*endungen, Abgeltungfür Überstunden, Schulbeihilfen, Aufiryandsentschädigungen als be-

sondere Zulagefür einen allgJmeinen, mit der Stelle zusammenhtingenden Aufimnd, Architekten-, Inge-

nieurleistungen usw. für Baumaf]nahmen (soweit es sich um Ausgaben für eigenes Personal handelt), Sach-

bezüge, die inter Berücksichtigung ihres wirtschaftlichen Wertes auf die Dienstbezüge angerechnet werden
(2.8. Holz, Dienstwohnung Oiensigrundstücke), Bezüge des Bundespräsidenten, Bundeskanzlers, der Mi-
nisterpräsidenten, Ministei, parlamentarischen Staatssekretäre und der Wehrbeauftragten, Bezüge der B+
a.ter, Richter, Benge der Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, Wehrsold der Wehrpflichtigen sowie Sold

der Zivildienstleistenäen, Vergütungen der Angestellten, Löhne der Arbeiter, Beschäftigungsentgelte' Auf-
wendungen für nebenamtlich oder nebenberuflich Tätige'

- Versorungsbezüge
Ruhegehälter, Unterhaltungsbeiträge, Hinterbliebenenbezüge, Witwen- und Waisengelder, Ubergangsge-

bührnisse ünd -beihilfen, Versorgrrng nach G 13l (Art. 131 GG), Verschollenheitsbezüge, Sterbegelder,

Beiträge zu Versorgungskassen.

- Beihilfen, Untersttitzungen und dgl.
Beihilfen nach den entsfrechenden Vorschriften an Beamte, Richter, Soldaten, Angestellte, fubeiter, Ver-

sorgungsempfäng.r und Hinterbliebene, Unterstützungen, Fürsorgeleistungen (2.B. Tuberkulosehilfe, Un-
fallfürsorge, Reihenuntersuchungen, Schutzimpfu ngen)

- Personalbezogene Sachausgaben
Zuschüsse zur Gemeinschaftwerpflegung und zu Gemeinschaftweranstaltungen sowie für soziale Einrich-
tungen, Trennungsgeld, Umzugskostenvirgütungen, Fahrkostenzuschüsse, funktionsbedingte Aufiuandsent-
schädigungen (z.n.kassenverlustentschädigungen, Veryütungen an Beamte im Vollzugsdienst).

Anderungen im Zeitablauf:
In den Rechnungsergebnissen bis 1969 von Bund und Ländern sowie in den Rechnungsergebnissen der Ge-

meinden/ Gemeindeverbände bis 1973 sind die Ausgaben für Umzugskostenvergütungen und die Zuschüsse zur

Gemeinschaftwerpflegung nicht als Personalausgaben, sondern als >>> laufender Sachaufiryand nachgewiesen.

In den Rechnungsjahren bis 1973 ist bei den Personalausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden/ Gemein-

deverbänden aucn aas Kindergeld für Angehörige des öffentlichen Dienstes enthalten.

Ab Rechnungsj ahr 197 5 ist dac Kindergeld für diesen Personenkreis - mit Ausnahme der Landeshaushalte

Schleswig-Hälit"in, Ni.d.rsachsen, Bremen und Berlin, die in den Rechnungsjahren 1975 und 1976 dac Kin-
dergeld no"t U.i den personalausgaben nachgewiesen haben - den >>> laufenden Zuschüssen an andere Berei-

che @enten, Untersti.itzungen u.ä.) zugeordnet.

Personengesellschaften

Statistik der Konku rs- und Vergleichsve rfah ren

Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Gesellschaften in den Rechtsformen von offenen Handelsgesellschafren (OHG) oder Kommanditgesöllschaften
(KG) @ersonenhandel sgesel lschaft en).

Die offene Handelsgesellschaft und die Kommanditgesellschaft sind Personengesellschaften, deren Zweck auf
den Betrieb eines Handelsgewerbes unter gemeinschaftlicher Firma (d.h. gemeinschaftlichem Namen) gerichtet

ist.
Bei der offenen Handelsgesellschaft haften den Gläubigern die Gesellschafter uhmittelbar und unbeschränkt
mit ihrem vollen Vermtrgen (Privat- und Gesellschaftwermögen) für die Gesellschaftsschulden.

Bei der Kommanditgesellschaft dagegen haftet mindestens ein Gesellschafter persönlich (Komplementär) und

mindestens ein Gesellschafter nur mit seiner Einlage (Kommanditist).

Auch juristische Personen können Komplementär oder Kommanditist sein (2.8. bei der GmbH & Co KG).

Alle folgenden Statistiken
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Begriffsinhalt:
Mehrspurige Kraffahrzeuge, die nach Bauart und Einrichtungztfi Bef<irderung von Personen einschließlich
ihres Reisegepäcks geeignet und bestimmt sind und die hdchstens neun Sitzplätze einschließlich Fahrersitz
enthalten.

1. Statistik des Kraftfah ru,eüg- und Kraftfah rzeuganh ängerbestandes
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:
Bei den Neuzulassungen (>>> Neuzulassungen fabrikneuer Kraflfahrzeuge und -anhänger) werden fabrikneue
Personenkraftwagen erfaßt, denen im Berichtszeitraum ein amtliches Kennzeichen zugeteilt wurde.
Der >>> Fahrzeugbestand umfaßt die zugelassenen oder nur vorübergehend, d.h. bis zu einem Jahr, abgemel-
deten Personenkraftwagen an einem bestimmten Stichtag.
Bei den Besitzumschreibungen (>>> Besitzumschreibungen gebrauchter Krafffahrzeuge und -anhänger) wer-
den gebrauchte Personenkraftwagen erfaßt, die im Berichtszeitraum aufeinen anderen Fahrzeughalter überge-
gangen sind, sofern der Standort des Fahrzeugs vor und nach dem Halterwechsel im Bundesgebiet liegt.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1953 gehörte ein Teil des Bestandes an >>> Kombinationskraftwagen zu den Personenkraftwagen.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zu den Personenkraftwagen muß bei den Kombinationskraftwagen (Statistik des Krafffahrzeug-
und Kraftfahrzeuganhängerbestandes) die Größe der Ladefläche im Fahrzeugbriefangegeben werden.
Mehrzweckwagen (Kombinationskraftwagen) mit mehr als 2,8 t zulässigem Gesamtgewicht werden in der Re-
gel als Personenkraftwagen zugelassen, da Kombinationskraftwagen über nicht mehr als 2,8 t zulässiges Ge-
samtgewicht verfügen dürfen.
Siehe auch unter 2.

2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: 1960 bis 1974

Begriffsinhalt:
Personenkraftwagen bis 1,5 I Hubraum werden den >>> Verbrauchsgütern, Personenkraftwagen über 1,5 I
Hubraum werden den >>> Investitionsgütern zugerechnet.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrenzrng der Personenkraftwagen von den >>> Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen
(Außenhandel sstatistik) siehe dort.

Pers o nenkraftwag en und Ko mbi natio nskraftwa gen

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: 1962 bis 1970

1.2 Index der Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren/ Güter (Waren-/ Güterarten) aus den Waren-/ Güterklassen

Personenkraftwagen (auch dreirädrig) Waren-/ Güterklasse 331 I
und Kleinomnibusse (bis 9 Sitzplätze)

Kombinationskraftwagen (Mehrzureck- tr 3312
wagen) (auch dreirädrig)

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses
für Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgütern oder zu den >>> Verbrauchsgütern zählen.
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Als Investitionsgüter gelten Waren/ Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreifl angeiehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter

gekauft werden.

Als Verbräuchsgüter gelten Waren/ Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden,, als technisch fertig
(verbrauchsreifingeiehen werden und die überwiegend von privaten Haushalten verbraucht werden.

Für die Berechnung des nach Investitions- und Verbrauchsgütern gegliederten Index der industriellen Brutto
produktion werderidie personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen auf die Investitionsgüter einerseits

und die Verbrauchsgüter andererseits aufgetei lt.

Der Aufteilung der personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen auf die Investitions- bzw. Verbrauchsgü-

ter liegen die --nach Haltergruppen gegli.aerten - Neuzulassungen nach der Zulassungsstatistik für Krafffahr-

,"rg"Äg nde. Entsprechind ä"* n teil der vom Unternehmen, von Selbständigen, Organisationen ohne

enürbscharakter, Gebietskörperschaften und den Sozialversicherungen neu zugelassene Personen- und Kom-

binationskraftwagen werden diie produzierten Personen- und Kombinationskraftwagen den Investitionsgütern

zugeordnet, entsfrechend dem Anteil der von Arbeitnehmern und Nichterwerbspersonen neu zugelassene Per-

.oi"n- und Kom-binationskraftwagen werden die produzierten Personen- und Kombinationskraftwagen zu den

Verbrauchsgütern gerechnet. , '

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Wie unter I, jedoch einschließlich gebrauchter Personen- und Kombinationskraftwagen.

Zu den >>> Investitionsgütern rechnen Personenkraftwagen mit einem Hubraum von mehr als 21, Kombinati-
onskraftwagen mit eineÄ Hubraum von mehr als 1,5 I und gebrauchte Personen- und Kombinationskraftwagen
mit einem Hubraum von mehr als 1,5 l.

Zu den>>> Verbrauchsgütern rechnen Personenkraftwagen mit einem Hubraum von bis zu 2 I' Kombinations-

kraftwagen mit einem H-ubraum von bis zu 1,5 I und gebrauchte Personen- und Kombinationskraftwagen mit

einem Hubraum von bis zu 1,5 l.

Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-

delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die

Industriestatistik (wI) bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses fiir Produktionsstatistiken (GP) umge-

schlüsselt. Da im WI bzw. Gp die waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen

nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Gegenüberstetlung
geringfiigige Abweichungen ergeben.

Begriffsbeziehungen:
Die personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen sind bei den Produktionsindizes und in der Außenhan-

delsstatistik ähnlich abgegrenzt.

Der wesentliche Unterschied liegt in der Aufteilung auf die Investitionsgüter einerseits und die Verbrauchsgü-

ter andererseits.
Beim Index der Bruttoproduktion liegen der Aufteilung die - nach Haltergruppen gegliederten - Neuzulassun-

gen nach der Zulassungsstatistik für Kraftfahrzeuge zugrunde; in der Außenhandelsstatistik wird dagegen nach

Hubraum aufgeteilt.
Die Begriffe Personenkrafturagen und Kombinationskraftwagen (Außenhandelsstatistik) und
>>> peisonenkraftwagen (Außenhandelsstatistik) sind unterschiedlich abgegrerz,L

Der Index des Volumens für die Ein- und Ausfuhr von Investitions- und Verbrauchsgütern wird sowohl auf
Basis 1962 = 100 (für die Jatue tg6o - tg74) als auch auf Basis 1970 = 100 (für die Jahre ab 1970) nachgewie-

sen.

Bei der Umstellung des Index von Basisjah r 1962 auf Basisjahr 1970 wurden die Personenkraftwagen mit ei-

nem Hubraum von 1,5 - 2 I von den Investitionsgütern ,u den Verbrauchsgütern umgesetzt und die Kombinati-
onskraftwagen aus der Position Liefer- und Lastkraftwagen (einschließlich Kombinationskraftwagen,Ztgma-
schinen.rnä Anhang"r) herausgelöst, der Position Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen zugeord-

net und je nach Hubraum auf die Investitionsgüter (mehr als 1,5 l) und die Verbrauchsgüter (bis zu l'5 l) aufge-

teilt.
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Personenwagen

Eisenbahnstatistik @estandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Schienenfahrzeuge ohne eigenen Antrieb, die überwiegend der Personenbeförderung dienen und die nicht
Triebwagenanhänger si nd.
Personenwagen können einzelne Räume oder Abteile für Gepäclq Expreßgut oder Post besitzen. Wagen, die
ausschließlich Diensttransporten dienen, gelten nicht als Personen\ryagen.

Der Eigentumsbestand erfalSt die Zahl der Personenwagen, die sich im Eigentum des jeweiligen Eisenbahnun-
ternehmens befinden.

Begriffsbeziehungen:
Zu den Personenwagen zählen im Unterschied zu den >>> Schienenfahrzeugen für die Personenbef<irderung
@igentumsbestand) @isenbahnstatistik) nicht die Triebwagen und Triebwagenanhänger mit entsprechender
Ausstattung zur Personenbeörderung.

Pfeifentabak

Verb rauchsteue rstatistiken
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Geschnittener oder anders zerkleinerter oder gesponnener oder in Platten gepreßter Tabak, wenn mindestens
90 v.H. des Gewichts der Tabakteile mindestens 1,4 mm lang und breit sind.

Pferde

Viehzählungen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Sämtliche Pferde einschließlich der Ponys und Kleinpferde, der Fohlen, der Arbeits- und Reitpferde.
Zu den Ponys und Kleinpferden zählen ausgenachsene Pferde unter 148 cm Stockmaß und deren Fohlen.
Nachgewiesen wird die Zahl der Pferde (>>> gehaltene Tiere), die sich am Erhebungsstichtag im unmittelba-
ren Besitz von >>> Haltern von Tieren befinden, unabhängig von den Eigentumwerhäiltnissen.).

Pflanzenbestände

Baumschulerhebung
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
In der Baumschulerhebung festgestellte Bestände an Baumschulerzeugnissen unterteilt nach
>>> Obstgehölzen, >>> Z|ergehölzen und >>> Forstpflanzen.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1963 wurden nur Obst- und Ziergehölze nachgewiesen, ab 1964 auch Forstpflanzen.
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Begriffsbeziehungen:
Forstpflanzen sind nur insoweit nachgewiesen, als sie sich in Betrieben befinden, die Baumschulerzeugnisse
zum Verkauf produzieren. Forstpflanzenbesfände, die in betriebseigenen Pflarugfinen von Forstbetrieben zur

aus- schließlich eigenen Verwendung herangezogen werden, sind in der Baumschulerhebung nicht erfaßt.

Pflanzliche Produkte

Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Sammelposition, unter welcher für die Ermittlung des >>> Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Pro-

dulce tfZ (aufBasis 1985), t06 (aufBasis 1980), l07 (aufBasis 1976) und 98 (aufBasis 1970) pflanzliche
Produkte zusammengefaßt sind.

Es bestehen Unterschiede in Auswatrl und Gewichtung (Wägungsanteilen) der berücksichtigten Waren zwi-
schen den Indizes auf Basis 1985, 1980, 1976 und 1970. Einbezogen sind die Warengruppen

- beim Index der Erzeugerpreise pflanzlicher Produkte aufBasis 1985,1980 und 1976:

Getreide und Hülsenfrüchte (ab 1985): Brot- und Futterweizen, Hartweizen (ab 1985), Brot und Futterrog-
gen, Futter- und Braugerste, Futterhafer, Fuffermais, Futtererbsen, Ackerbohnen,

Saatgut: Getreidesaatgut (1g76 ohne Saatgut für Wintergerste, ab 1985 mit Hafer), Hacldrüchtesaatgut
(l9S-5 und 1980 ohne Saaigut für Zucker- und Runkelrüben), Futterpflanzensaatgut, Olsaaten (Winterraps),

Hacldri.ichte : Speise- und Industri ekartoffeln, Zucke rrüben,

Ölpflanzen: Raps, \

Heu und Stroh: Wiesenheu und Weizenstroh,
>>> Sonderkulturerzeugnisse: Genußmittelpflanzen, Obst, Gemüse, Weinmost, Baumschulerzeugnisse,
Schnittblumen und ToPfrfl anzen.

- beim Index der Erzeugerpreise pflanzlicherProdukte aufBasis 1970:

Getreide und Hülsenfrüchte: Weizen, Roggen, Futtergerste, Braugerste Brenngerste, Futterhafer, Mais,
Speiseerbsen, '

Saatgut: Getreidesaatggt, Hacldrüchtesaatgut, Futterpflanzensaatgut, Gemüsesaatgut, Zierpflanzensaatgut,

Hacldrüchte: Speise- und lndustriekartoffeln, Zuckerrüben, Kohlrüben,

Ölpflanzen: Raps,

Heu und Stroh: Wiesenheu und Weizenstroh,

Sonderkulturerzeugnisse: Genußmittelpflanzen, Obst, Gemüse, Weinmost, Baumschulerzeugnisse,
Schnittblumen und ToPfofl anzen.

Begriffsbeziehungen:
pflanzliche produkte unterscheiden sich von den >>> Ernährungsgütern pflanzlichen Ursprungs (Indizes der

Einfuhr- und Ausfuhrpreise) in Art und Gewichtung der einbezogenen Waren.

Nur zu den pflanzlichen Produkten rechnen die Genußmittelpflanzen. Nur zu den Ernährungsgütern pflanzli-
chen Ursprungs rechnen vor allem Waren, die in der Bundesrepublik Deutschland nicht erzeugl werden (soweit

es sich um Einfuhren handelt), ferner Waren, die die landwirtschaftliche Erzeugerstufe überschritten haben

und der g1ößte Teil der Genußmittel. Unter solche Warengruppen fallen im wesentlichen Malz, Südfrtichte,

Gemüse- und Obstkonserven, Fruchtsäfte, Kakao und Kakaoeizeugnisse, Gewürze, Zucker,pflanzliche Öle und

Fette, Margarine und ähnliche Speisefette, Ölkuchen, Kleie u.a.; Tee, Tabakerzeugnisse, Bier, Branntwein'
Wein.

Pflegetage der stationär behandelten Kranken

Krankenhausstatistik
Datennachweis: ab 1954
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Begriffsinhalt:
Tage, die stationä behandelte Kranke in >>> Krankenhäusern vertringen.
Die Zahl der Pflegetage ist die Summe der "Mitternachtsbestände" des jeweiligen Kalenderjahres. Für Kranke,
die am Auftahmetag wieder entlassen werden @eobachtungs- und Sterbefzille), wird ein Pflegetag gerechnet.
Zu den stationär behandelten Kranken rechnen nicht die gesunden Neugeborenen bei Anstaltsentbindungen.

Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung

Wi rtschafts rechnungen ausgewählter p rivater Haushalte
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Arbeitnehmeranteile je Haushalt und Monat an den Pflichtbeiträgen anr gesetzlichen Rentenversicherung
(einschl. Zusatzversorgungskassen im öffentlichen Dienst), zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur
Bundesanstalt für Arbeit.
Nicht einbezogen sind die von den Haushalten geleisteten freiwilligen Beiträge ar gesetzlichen Sozialversi-
cherung sowie die Beiträge zu privaten Versicherungen; beide Beitragsarten werden unter den übrigen Ausga-
ben erfaßt und nachgewiesen. Nicht erfaßt werden die Arbeitgeberanteile an den Beiträgen.
Die relativen Ausgaben für die Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung sind je nach Haushaltssp sehr unter-
schiedlich und weichen zwischen Haushaltstyp 2 und3 besonders aufgrund der begrifflichen Abgrenzung stark
voneinander ab: Die im Haushaltsryp 2 erfaßten Bezugspersonen sind sämtlich in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und zum überwiegenden Teil auch in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert. Dage-
gen werden von den Bezugspersonen des Haushaltstyps 3 nur von den Angestellten Pflichtbeiträge entrichtet,
da die Beamten in keinem Zweigder Sozialversicherung versicherungspflichtig sind. Überdies entrichten die in
diesem Haushaltstyp vertretenen Angestellten wegen (iberschreitens der Jahresarbeitwerdienst grenze größten-
teils auch keine Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung sondern nur zur gesetzlichen Renten-
versicherung und zur Bundesanstalt für Afteit.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zu den >>> Aussaben für den privaten Verbrauch (Wirtschaftsrechnungen ausgeuählter priva-
ter Haushalte) zählen zu den "sonstigen Ausgaben" alle Ausgaben, die nicht für Konsumzwecke getätigt wer-
den; dies sind neben den Pflichtbeiträgen zur Sozialversicherung die >>> Einkommen- und Vermögensteuern
und die >>> übrigen Ausgaben (Wirtschaftsrechnungen ausgewählter privater Haushalte).

Pharmazeutische und kosmetische Artikel, Wasch- und Pufzmittet

Außenhan delsstatistik
Datennachweis: 1960 bis 1974

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warennummern) aus dem Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatistilq die im we-
sentlichen der Warengruppe

Chemische Erzeugnisse Warengruppe 40
des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistilq Ausgabe 1970, entsprechen und zu den
>>> Verbrauchsgütern zählen.
Als Verbrauchsgüter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(verbrauchsreif; angesehen werden und überwiegend von den privaten Haushalten verbraucht werden.
Im wesentlichen zählen dazu:
Pharmazeutika (Arzneimittel, Ser4 Transplantate, Desinfektionsmittel, Empfängniwerhütungsmittel u.a.),
Seifen, Wasch-, Spül- und Reinigungsmittel,
Duft- und Rasierwässer, Hautcremes, Puder, Mundpflegemittel, Haarpflegemittel, Mittel der Schönheitspflege,
Badezusätze, sonstige Körperpflegemittel,
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Schuh-, Fußboden- und sonstige Pflegemittel,
Kerzen und Zündhölzer.
Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-

delsstalistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die

Industriestatistik (wI) umgeschlüsselt. Da im WI die Waren in erster Linie nach produktionswißchaftlichen'
im WA dagegen nach zollt-echnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Ge-

genüberstel lung geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach Verbrauchsgütern und >>> Investitionsgütern erfolgt in Anlehnung an die Wa-

renauswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitionsgüter und Ver-

brauchsgüter getroffen wurde.

Begriffsbeziehungen:
Zv Abgrenatng gegenüber den >>> Chemischen Verbrauchsgütern (Außenhandelsstatistik) siehe dort.

Postscheckguthaben

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Guthaben auf Konten, die die Deutsche Bundespost im Rahmen ihres Postscheckdienstes führt mit einer Kün-
digrrngsfrist von unter einem Monat.

Die Deutsche Bundespost übernimmt im Postscheckdienst die bargeldlose und halbbare Übermittlung von

Geldbeträgen.
Ausgewiesen werden die postscheckguthaben im Jahres- bzw. Monatsdurchschnitt. Dabei errechnet sich der

Jahräsdurchschnittswert als arithmetisches Mittel der 12 Monatsdurchschnittswerte. Der Monatsdurchschnitt
der Postscheckgrrthaben wird aus den Endbeständen der Kalendertage errechnet.

Begriffsbeziehungen:
Die Postscheckguthaben sind Teil der sichteinlagen @ilanzstatistik).

Posts checkg uts chriften

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Beträge, die auf Postscheckkonten übe rwiesen oder eingezahlt rterden.
postscheckkonten sind von den Postscheckämtern im Rahmen des Postscheckdienstes..geführte Konten. Im
postscheckdienst übernimmt die Deutsche Bundespost die bargeldlose oder halbbare IJbermittlung von Geldbe-

trägen.

Po s ts ch eckl a s ts c h riften

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Beträge, die von Postscheckkonten überwiesen oder ausgezahlt werden.

postscheckkonten sind von den Postscheckämtern im Rahmen des Postscheckdienstes..geführte Konten. Im
postscheckdienst übernimmt die Deutsche Bundespost die bargeldlose oder halbbare ijbermittlung von Geldbe-

trägen.
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Po sts p a rka s s enei nza hl ungen

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Beträge, die auf Postsparkassenkonten ei ngezahlt oder überwiesen werden.
Postsparkassenkonten sind im Rahmen des Postsparkassendienstes geführte Sparkonten. Die Deutsche Bundes-
post nimmt im Postsparkassendienst Einlagen als verzinsliche Spareinlagen mit gesetzlicher oder vereinbarter
Kündigungsfrist entgegen. Die Einlagen dienen der Ansammlung oder Anlage von Vermögen.

Postsparkassenguthaben

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Bestand an Spareinlagen aufden Postsparkassenkonten der Deutschen Bundespost.
Postsparkassenkonten sind Konten, die die Deutsche Bundespost im Rahmen ihres Postsparkassendienstes
fühlt.
Die Deutsche Bundespost nimmt im Postsparkassendienst Einlagen als verzinsliche Spareinlagen mit gesetzli-
cher oder vereinbarter Kündigungsfrist entgegen. Die Einlagen dienen der Ansammlung oder Anlage von
Vermögen.

Ausgewiesen werden die Postsparkassenguthaben im Jahres- bzw. Monatsdurchschnitt. Dabei errechnet sich
der Jahresdurchschnitt als arithmetisches Mittel der l2 Monatsdurchschnittswerte. Der Monatsdurchschnitt der
Postsparkassenguthaben wird aus den Endbeständen der Kalendertage errechnet.

Begriffsbeziehungen:
Die Postsparkassenguthaben sind Teil der >>> Spareinlagen (Konsolidierte Bilanz des Bankensystems, Bi-
lanzstatistik, Spareinlagenstatistik). Ein Vergleich der Zahlen ist jedoch nur bedingt möglich, da sie sich im
Berechnungsmodus unterscheiden: Postsparkassenguthaben werden als Durchschnittswerte für den Berichts-
zeitraum ausgewiesen, Spareinlagen als Bestand am Ende des Berichtszeitraums.

Posts p a rkas s enrückz a hl ung en

Statistik der Deutschen Bundespost
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Beträge, die Teilnehmer am Postsparkassendienst von ihren Postsparkassenkonten abheben.
Postsparkassenkonten sind im Rahmen des Postsparkassendienstes geführte Sparkonten.
Die Deutsche Bundespost nimmt im Postsparkassendienst Einlagen als verzinsliche Spareinlagen mit gesetzli-
cher oder vereinbarter Kündigungsfrist entgegen. Die Einlagen dienen der Ansammlung oder Anlage von
Vermögen.

Prämien flir Krafffahrzeugversicherung

Wirtschaftsrechnungen ausgewählter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965
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Begriffsinhalt:
Je Haushalt und Monat gezahltePrämien flir private Krankenversicherungen, einschl. etwaiger fubeitgeberan-

teile.
Enthalten sind auch Prämien für private Krankenzusatzversicherungen, Tagegeldversicherungen usw. Nicht
enthalten sind Abschluß-, Ausfertigungs-, Hebe- und Mahngebühren. Nicht hierzu rechnen freiwillige Beiträge

an Ersatzkrankenkassen usw., die untei d., >>> freiwilligen Beiträgen zur gesetzlichen Krankenversicherung

nachgewiesen werden.

Begriffsinhalt:
Je Haushatt und Monat gezahlte Prämien für Krafffahrzeuryersicherungen.

Einbezogen sind prämien für die gesetzlich vorgeschriebene HaftpflichWersicherung für Krafffahrzeughalter,

ferner für Kaske und Insassenuerrich.-ng"n. bie Versicherungsteuer ist enthalten; nicht enthalten sind je-

doch Abschluß-, Ausfertigungs-, Hebe- und Mahngebühren. Die geleisteten Prämienzahlungen werden nicht

um Rückerstattungen von Beiträgen und hämien vermindert'
prämien für Verkehrsrechtsschutzversicherungen werden unter den >>> Prämien für sonstige Schaden- und

Unfallversich.-ng n""hg.wiesen. prämien nii rraffranrwersicherung die Betriebsausgaben darstellen, wer-

den nicht erfaßt.

Prämien für private Krankenver§icherung

Wi rtschaftsrechnun gen ausgewählter p rivater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Prämien für sonstige Schaden- und Unfallversicherung

Wi rtschaftsrechnungen ausgewählter p rivater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Je Haushalt und Monat gezahlte präimien für sonstige Schaden- und Unfallversicherung (ohne Krafffahrtversi-
cherung).
Zu den Schadenversicherungen zählen alle Versicherungen, die einen durch Schaden entstandenen Bedarf be-

friedigen wolen (Sachversiiherungen und Summenversicherungen), z.B. private Personenhaftpflicht, Tierhal-

t.*.r-ri.he-ngen, Hausrawersicherungen (wie Feuer-, Einbruchs-, Diebstahls- und Beraubungsversicherun-
gen, LeitungSwasser-, Glas- u.ä. Versicherungen), Rechtsschutzversicherungen usw'

Die gezahlten Versicherungsteuern sind enthalten, nicht jedoch Abschluß-, Ausfertigungs-' Hebe- und Mahn-
gebülren. Die geleisteten na*i.n-hlungen werden nicht um Rückersbtnrngen von Beiträgen und Prämien

vermindert.
Nicht enthalten sind prämien für private Unfall- oder Schadenversicherung als Grundstücks- und Gebäudeei-

gentümer.
Nicht einbezogen sind die >>> Prämien für Krafffahrzeugversicherung sowie die >>> Prämien für private

Krankenversicherung die jeweils gesondert nachgewiesen werden. Prämien flir Lebens-, Sterbegeld- und ähn-

liche Versicherungen z:ihlän eUenfals nicht hieä, sondern werden der Position >>> Veränderung (+/-) der

Vermögens- und Finanzkonten (Ersparnis) zugerechnet.

Prämien nach dem Wohnungsbauprämienge setz zur f,'örderung' des Wohnungsbaues

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975
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Begriffsinhalt:
Prämien des Bundes nach dem Wohnungsbauprämiengesetz zt)t Förderung des Wohnungsbaues.

Eine Prämie nach dem Wohnungsbauprämiengesetz können natürliche Personen erhalten, wenn sie unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig im Sinne des Einkommensteuergesptzes sind und Aufivendungen zur För-
derung des Wohnungsbaues gemacht haben. Voraussetzung ist, daß die Aufircndungen nicht vermögenswirk-
same Leistungen sind, für die eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach § l2 Abs. I des Vierten Vermögensbil-
dungsgesetzes gewährt wird, und das maßgebende Einkommen 24 000 DM bei Alleinstehenden und
48 000 DM bei Verheirateten nicht übersteigt. Die Einkommensgrenze erhöht sich um I 800 DM für jedes
Kind.
Maßgebend ist das zu versteuernde Einkommen, das in dem Kalenderjahr, das dem der prämienbegünstigten
Aufivendungen vorangeht, der unbeschränkten Einkommensteuerpflicht unterliegt. Bei Ehegptten ist das zu
versteuernde Einkommen maßgebend, das sich bei einer Zusammenveranlagung nach § 26 b des Einkommen-
steuergesetzes ergeben hat oder, falls eine Veranlagung nicht durchgeführt worden ist, ergeben würde; sind die
Ehegatten nach § 26 a des Einkommensteuergesetzes zur Einkommensteuer veranlagt worden, so sind die zu
versteuernden Einkommen beider Eheggtten arsarnmenzurechnen.

Den zu versteuernden Einkommen sind ausländische Einkünfte, die auf Grund von Doppelbesteuerungsab
kommen von der Einkommensteuer freigestellt sind, Einktinfte aus nichtselbständiger fubeit, die auf Grund
zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder auf Grund völkerrechtlicher IJbung von der Einkommensteuer befreit
sind sowie inländische Einktinfte, mit denen der Sparer beschränkt einkommensteuerpflichtig ist, hinzuzurech-
nen.

Als prämienbegünstigte Aufivendungen zur Förderung des Wohnungsbaues gelten
- Beiträge an Bausparkassen arr Erlangung von Baudarlehen; Baudarlehen sind auch Darlehen, die zum Er-

werb von Wohnbesitzwohnungen bestimmt sind (vgl. § l2 a II. Wohnungsbaugesetz); Beiträge, die nach Ab
lauf von vier Jahren seit Vertragsabschluß geleistet werden, sind nur insoweit prämienbegünstigt, als sie das
Eineinhalbfache des durchschnifflichen Jahresbetrages der in den ersten vier Jahren geleisteten Beiträge im
Kalenderjahr nicht übersteigen;

- Aufiraendungen für den ersten Erwerb von Anteilen an Bau- und Wohnungsgenossenschaften;
- Beiträige auf Grund von Sparverträgen, die auf die Dauer von drei bis sechs Jahren als allgemeine Sparverträ-

ge oder als Sparverträge mit festgelegten Sparraten mit einem Kreditinstitut abgeschlossen werden, wenn die
eingezahlten Sparbeiträge und die Prämien zum Bau oder Erwerb einer Kleinsiedlung eines Eigenheims oder
einer Eigentumswohnung oder zum Erwerb eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts oder von Wohnbe-
sitzwohnungen verwendet werden;

- Beiträge auf Grund von Verträgen, die mit Wohnungs- und Siedlungsunternehmen oder Organen der staatli-
chen Wohnungspolitik nach der Art von Sparverträgen mit festgelegten Sparraten auf die Dauer von drei bis
sechs Jahren mit dem Zweck einer Kapitalansammlung abgeschlossen werden, wenn die eingezahlten Beiträ-
ge und die Prämien zum Bau oder Erwerb einer Kleinsiedlung eines Eigenheims oder einer Eigentumswoh-
nung oder zum Erwerb eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts oder von Wohnbesitzwohnungen verwen-
det werden.

Die oben bezeichneten Aufircndungen sind nur prämienbegünstigt, wenn sie weder unmittelbar noch mittelbar
in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Aufnahme eines Kredits stehen, es sei denn, die Beiträge an Bau-
sparkassen zur Erlangung von Baudarlehen werden nach Ablaufvon fünfJahren seit Vertragsabschluß in der
beim Abschluß des Vertrages ursprünglich vereinbarten Höhe laufend und gleichbleibend geleistet.

Für die Prämienbegünstigung ist weiter Voraussetzung daß vor Ablauf von zehn Jahren seit Vertragsabschluß
@is 1983: 7 Jahre) weder die Bausparsumme ganz oder zum Teil ausgezahlt noch geleistete Beiträge garu cdrer
zum Teil zurückgezahlt oder Ansprüche aus dem Bausparvertrag abgetreten oder beliehen werden, es sei denn,

- die Bausparsumme wird ausgezahlt oder die Ansprüche aus dem Vertrag werden beliehen und der Bausparer
verwendet die empfangenen Beträge unverzüglich und unmittelbar zum Wohnungsbau oder

- der Erwerber verwendet im Falle der Abtretung die Bausparsumme oder die auf Grund einer Beleihung emp
fangenen Beträge unverzüglich und unmittelbar zum Wohnungsbau für den Abtretenden oder dessen Ange-
hörige im Sinne des § 15 der Abgabenordnung oder

- der Bausparer oder sein von ihm nicht dauernd getrennt lebender Ehegatte ist nach Vertragsabschluß gestor-
ben oder völlig erwerbsunfähig geworden oder

- der Bausparer ist nach Vertragsabschluß arbeitslos geworden und die Arbeitslosigkeit hat mindestens ein Jahr
lang ununterbrochen bestanden und besteht im Zeitpunkt der vorzeitigen Verfügrrng noch.

Der Prämienberechtigte kann für jedes Kalenderjahr wählen, ob er für Bausparanträge eine Prämie nach dem
Wohnungsbauprämiengesetz oder den Sonderausgabeabzug (§ l0 des Einkommensteuergesetzes) erhalten will.
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personen, die eine Prämie nach dem Sparprämiengesetz oder den Sonderausgabenabzug bantragt haben, kön-

nen keine präimie nach dem Wohnungsbauprämiengesetz erhalten (Kumul ierungsverbot).

Die Höhe der prämie bemißt sich auf 14 v.H. der im Kalenderjahr geleisteten prämienbegünstigten Außven-

dungen von hiichstens g00 DM bzw. I 600 DM bei Ehegatten zunig)ich 2 v.H. für jedes Kind. Sie wird auf
Antrag nach Ablauf eines Kalenderjahres für die prämienbegünstigten Aufircndungen des vorhergehenden

Jahres gewährt undje zur Hälfte von Bund und Ländern get'ragen'

Anderungen im Zeitablauf:
Vor 1975 gab es keine Einkommens gretuen zur Gewährung einer Wohnungsbaupräimie. Das Wohnungsprämi-

engesetz iit durch das Subventiotrsabbaugesetz vom 26. Juni l98l mit Wirkung vom l. Januar 1982 geändert

worden.
Der Prämiensatz betrug bis einschl. lgsl l8 v.H. nruig)ich 2 v.H. für jedes Kind.

Bis einschl. lggl wurden Aufivendungen, die vermögenswirksame Leistungen darstellen und für die der Prä-

mienberechtigte eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach § 12 Abs. I des Vierten Vermögensbildungsgesetzes er-

hät oder Aufivendungen, die von der Unterhaltssicherungsbehörde an das Unternehmen oder Institut überwie-

sene Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz darstellen, nicht auf den Hochstbetrag an prämienbe-

günstigten Sparleistungen von 800 DM, bei Ehegatten zusammen I 600 DM angerechnet, soweit die vermG

!"n.nirt.".nen Leistungen und die Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz den nach dem Vierten
vermögensbildungsgesetz gefärderte n Betrag i nsgesamt nicht überstei gen.

Preisindex des Produzierenden Gewerbes für den Wareneingang

Preisindex für den Wareneingang des Produzierenden Gewerbes
Datennachweis: ab 1985

Begriffsinhalt:
l) Der Preisindex für den Wareneingang des Produzierenden Gewerbes mißt die Entwicklung der Preise von

Materialien, Hilfs- und Betriebsstoffen inländischen und ausländischen UrsprungS, die vom Produzierenden
Gewerbe des Inlands gekauft und verarbeitet bzw. verbraucht uerden. Als Wareneingänge werden somit
sog. Vorprodukte angesehen, und zwar sowohl Rohstoffe, die noch unbearbeitet oder aber aufbereitet bzw.

nur geringfi.igig bearbeitet sind, als auch Zwischenprodukte wie Halbwaren und Fertigwaren-
VorerzeugrtJsi aie ,u einem erheblichen Grad, z.T. sogar mehrfach bearbeitet sein können. Die Bezugs-
größe des Gesamtindex ist der Gesamtwert der fi.ir die Verwendung im Produzierenden Gewerbe bestimm-
ien Wareneingänge im Basisjahr, wie sie in den Input-Output-Tabellen der Volkswirtschaftlichen Gesam-

trechnungen nachgewiesen werden.

Im Hinblick auf die wesentlichen Rechengänge kann der Index als das gewogene Mittel aus den Preiweräin-
derungszahlen (überwiegend Durchschnittsmeßzahlen) bezeichnet nerden, die für eine repräsentative Aus-
wahl von Wareneingängen des Produzierenden Gewerbes (die sog. Preisrepräsentanten) gebildet werden.

Als Wägungszahlen(: Indexgewichte) dienen die Wertanteile der Wareneingänge im Basisjahr.

2) Die Einzelpreisreihen werden in der Form von Meßzahlen auf der Grundlage des Preisstandes im Basisjahr
(:100) dargestellt.
Sie beruhen auf den Ergebnissen monatlicher Erhebungen von vertraglich vereinbarten Preisen bei einer re-

präsentativen Auswahl von Unternehmen, die in die Berichtskreise für die Statistiken der Erzeuger-, Groß-
hanäelsverkaufs- und Einfuhrpreise einbezogen wurden. Damit die monatlichen Werte einer Einzelpreis-
reihe in diesen Statistiken nur "reine" Preiweränderungen zum Ausdruck bringen, müssen dort alle für die
Höhe des Preises maßgeblichen Faktoren, die sogenannten preisbestimmenden Merkmale, solange wie
möglich konstant gehilten werden. Dies gilt nicht nur für die Mengeneinheit des beobachteten Gutes und
dessen qualitative-Beschaffenheit, sondern auch für die Handels-, üefer- und Zahlungpbedingungen. An-
dert sich eines dieser Merkmale, so kann die Differenz zwischen dem neuen und dem zuletzt gemeldeten

Preis eine unechte Preiweränderung enthalten, die eliminiert werden muß.

Die monatlich ermittelten Preise derjenigen Statistiken, denen Angpben für den Wareneingangspreisindex
entnommen werden, sind Effektivpreise (keine Listen- oder Grundpreise) ohne Mehrwert- bzw. ohne Ein-
fuhrumsatzsteuer. aber ggf. einschl. Verbrauchsteuern (2.B. Mineralölsteuer, Zuckersteuer) und anderer ge-

setzlicher Abgaben (2.B. Ausgleichsabgabe bei elektrischem Strom, Bevorratungsbeitrag bei Mineralöler-
zeugnissen, Äbschöpfung und Währungsausgleichsbeträgcn bei eingeführten EG-Marktordnungsgütern,
Zöllen bei sonstigen Importen aus Drinländern).'
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3) Der Index wird nach der sog. Laspeyres-Formel berechnet. Das bedeutet, daß die aus dem gegenwärtigen
Basisjahr (1985) stammenden Wägungszahlen bis zur Umstellung des Index auf ein neues Basisjahr unver-
ändert bleiben.

ZuEiruelheiten siehe v. Minding B.: Preisindex für den Wareneingang des Produzierenden Gewerbes auf
Basis 1985 in: Wirtschaft und Statistik l2l90 5.866 fr.
Stichtage für die PreisangSben, die aus den Statistiken der Großhandelwerkaufspreise und der Erzeuger-
preise gewerblicher Produkte übernommen werden, sind der 10. bzw. 21. eines jeden Monats oder ein je-
weils möglichst nahe benachbarter Tag. Die im Wareneingangspreisindex verwendeten Erzeugerpreise
land- und forstwirtschaftlicher Produkte sowie die Einfthrpreise beziehen sich auf Monatsmittel, die aus
(börsen)täglichen Notierungen oder anhand von Preisangaben nach Anderungsdaten errechnet werden. Die
jährlich nachgewiesenen Preisindizes stellen das einfache Zwölfmonatsmittel aus den monatlichen Preisin-
dizes dar.

Preisindex für die einfache Lebenshaltung eines Kindes

Preisindizes für die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die durchschnittliche Entwicklung der Preise für den Mindestunterhaltsbedarf von Kindern vom
l. bis zum 18. Lebensjahr. Bei den Kindern handelt es sich um Erstkinder, die von der Mutter oder den müt-
terlichen Verwandten betreut werden.
Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daß sich die Struktur der Bedarfsmengen dieser Kinder seit dem
Basisjahr nicht verändert hat (Laspeyres-Index). In die Berechnung gehen die Preise von rd. 400 Güterarbeiten
(Waren und Dienstleistungen) ein.
Der Preisindex für die einfache Lebenshaltung eines Kindes ist noch nicht auf die Originalbasis des Jahres
1980 umgestellt worden. Er wird zwar auf der Preisbasis des Jahres 1980, aber nach dem Bedarfsschema des
Jahres 1976 berechnet.
Die Grundlage flir die Aufstellung des Wägungsschemas bildete der von einem Expertenausschuß des Deut-
schen Vereins für öffentliche und private Fürsorge, (Franlfürt), für das Jahr 1976 aufgestellte und für die Be-
messung von Unterhaltsrenten für Minderjährige empfohlene "Warenkorb". Dabei wurde vom Mindestbedarf -
und nicht vom tatsächlichen Verbrauch - von Kindern von der Geburt bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres
ausgegangen. ZuEinzelheiten siehe Dr. Rasch, H.G.: Zur Neuberechnung des Preisindex für die einfache Le-
benshaltung eines Kindes auf Basis 1976, in Wista 4/1980, S. 236 ff.
Zu weiteren Einzelheiten siehe >>> Preisindex für die Lebenshaltung.

Preisindex für die Lebenshaltung

Preisindizes fü r die Lebenshaltung
Date,nnachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die durchschnittliche Entwicklung der Verbraucherpreise bei den Gütern der Lebenshaltung von
privaten Haushalten.

Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, dalJ sich die Struktur der Verbrauchsausgaben der privaten
Haushalte seit dem Basisjahr nicht verändert hat (Laspeyres-Index). Die Gewichte für die Wäigung der einzel-
nen Verbraucherpreise wurden aus den Ausgaben für den privaten Verbrauch der privaten Haushalte im Basis-
jahr 1980 abgeleitet.
Preisuntersöhiede gegenüber dem Vormonat, die keine echten Preiweränderungen darstellen, sondern die auf
einer Qualitätsänderung oder Anderungen an derer preisbestimmender Merkmale des Erzeugnisses beruhen,
werden bei der Indexberechnung ausgeschaltet.
Die Ausgaben für den Privaten Verbrauch umfassen alle tatsächlichen Käufe von Waren und Dienstleistungen
der inländischen privaten Haushalte (ohne private Haushalte von Ausländern und ohne Privathaushalte in An-
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stalten). Einbezogen sind u.a. auch die Ausgaben für die Krafffahrzeugsteuer. Nicht einbezogen sind unterstell-

te Käufe wie z.B. die Entnahmen aus dem eigenen Betrieb und Deputate.

Im einzelnen werden folgende preisindizes für die Lebenshaltung nachgewiesen: >>> Preisindex für die Le-

benshaltung aller privaten Haushalte, >>> Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-

Arbeitnehrnerhauihalten mit mittlerem Einkommen, >>> Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-

Haushalten von Angestellten und Beamten mit höherem Einkommen, >>> Preisindex für die Lebenshaltung

von 2-personen-Haushalten von Renten und Sozialhilfeempfängern und der >>> Preisindex für die einfache

Lebenshaltung eines Kindes. Der Preisindex für die einfache Lebenshaltung eines Kindes weicht dabei hin-
sichtlich des Grundkonzepts der Erhebungs- und Berechnungsmethde wesentlich von den anderen o.g. Preis-

indizes der Lebenshaltung ab.

Die monatlich nachgewiesenen Preisindizes für die Lebenshaltung beziehen sich jeweils auf den Preisstand zur

Monatsmiffe. Die Jahresindizes sind einfache Durchschnitte aus den monatlichen Preisindizes.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zu den verschiedenen Preisindizes für die Lebenshaltung wird beim >>> Index der Verbrau-

cherpreise @inzelhandelwerkaufspreise) nur die Preisentwicklung von Gütern berücksichtigt, die ausschließ-

lich von Einzelhandelsunternehmen verkauft werden. So geht z.B. die Preisentwicklung von Strom, Gas, Was-

ser, der vom Handwerk hergestellten Waren, ferner von Dienstleistungen verschiedener Art sowie von Miet-
wohnungen und -garagen nicLt in den Index der Einzelhandelspreise ein. Umgekehrt wird in ihm die Preis-

entwicklung von Waren berücksichtigt, die normalerweise nicht von privaten Haushalten gekauft werden und

deshalb auch nicht im Warenkorb der Lebenshaltungsindizes enthalten sind, wie z.B. Büromaschinen und
Lastkraftwagen.
Ein weiterer wesentlicher Unterschied zwischen den Indizes besteht auch darin, dalj sich die Preisindizes für
die Lebenshaltung auf die Ausgaben privater Haushalte beziehen und damit Einkaufspreisindizes sind, deren

Indexgewichte aus Ausgabenanteilen abgeleitet wurden. Der Einzelhandelspreisindex stellt einen Ver-
kaufspreisindex dar, *oU"i aiu Umsatzanteile bestimmter Warenarten des Einzelhandels als Wägungszahlen
zugrunde liegen.

Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte

Preisindizes für die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die durchschnittliche Entwicklung der Verbraucherpreise bei den Gütern der Lebenshaltung von
privaten Haushalten. Die zugrunde liegenden Haushalte bestehen im Durchschnitt aus 2,4 Personen.

Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daß sich die Struktur der Verbrauchsausgaben der privaten

Haushalte seit dem Basisjahr nicht verändert hat (Laspeyres-Index).

In die Berechnung gehen die Preise von ca. 750 Güterarten (Waren und Dienstleistungen) ein.

Die Gewichte für die Wägung wurden aus den Ausgaben für den privaten Verbrauch des Haushaltstyps im Ba-

sisjahr abgeleitet; sie betrugen im Basisjahr 1980 2 665 DM je Haushalt und Monat.

Zu weiteren Einzelheiten siehe >>> Preisindex für die Lebenshaltung.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrenzung des Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte gegenüber dem >>> Index der

Verbraucherpreise @inzelhandelwerkaufspreise) siehe Preisindex für die Lebenshaltung.

Preisindex für die Lebenshaltung von 2-Personen-Haushalten von
Renten- und Sozialhilfeempfängern

Preisindizes für die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962
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Begriffsinhalt:
Meßgröße für die durchschnittliche Enmricklung der Verbraucherpreise bei den Gütern der Lebenshaltung von
2-Personen-Haushalten mit geringem Einkommen. Zugrunde gelegt werden Haushalte von älteren Ehepaaren,
deren monatl. Haushaltsbruttoeinkommen in Höhe von I 566 DM hauptsächlich aus Renten der Sozialversiche-
rung oder aus Unterstützungen der öffentlichen Sozialhilfe besteht.
Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daß sich die Struktur der Verbrauchsausgaben des Haushaltstyps
seit dem Basisjahr nicht verändert hat (Laspeyres-lndex). In die Berechnunggehen die Preise von ca. 750 Gü-
terarten (Waren- und Dienstleistungen) ein. Die Gewichte für die Wägung wurden aus den Ausgaben flir den
privaten Verbrauch des Haushaltsq/ps im Basisjahr abgeleitet; sie betrugen im Basisjahr 1980 I 192 DM je
Haushalt und Monat.
Zu weiteren Einzelheiten siehe Preisindex für die Lebenshaltung.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrenztng des Preisindex für die Lebenshaltung von 2-Personen-Haushalten von Renten- und Sozialhil-
feempfängern gegenüber dem >>> Index der Verbraucherpreise @inzelhandelwerkaufspreise) siehe Preisindex
für die Lebenshaltung.

Preisindex für die Lebenshaltung
von 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalten

mit mitflerem Einkommen

Preisindizes für die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die durchschnitiliche Entwicklung der Verbraucherpreise bei den Gütern der Lebenshaltung von
4-Personen-Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Einkommen. Zugrunde gelegt werden städtische Haushalte
von Ehepaaren mit zwei Kindern, wobei mindestens ein Kind unter 15 Jahre alt ist. Der Haushaltworstand ist
als Arbeiter oder Angestellter tätig. Das monatl. Haushaltsbruttoeinkommen betrug im Basisjahr 1980
4 178 DM.
AIs Arbeiter gelten alle Lohnempfünger - unabhängig von der Lohnzahlungs- und Lohnabrechnungsperiode -,
die in der Arbeiterrentenversicherung beitragspflichtig sind. Als Angestellte gelten alle nicht beamteten Ge-
haltsempfänger, die überwiegend eine kaufmännische, büro bzw. verwaltungsmäßige oder technische Tätigkeit
ausüben und die in der Angestelltenrentenversicherung beitragspflichtig sind.
Zum Bruttoarbeitseinkommen der Arbeiter bzw. Angestellten zählen die Bruttolöhne bzw. -gehäter vor Abzug
der Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung und der Lohn- und Kirchensteuer.
Einbezogen sind u.a. auch die Überstundengelder, Kinderzuschläge, Urlaubsgeld, 13. Monatsgehalt, Lohn und
Gehaltsfortzahlungen im Krankheitsfalle, vermögenswirksame Leistungen des Arbeitgebers und Sachleistun-
gen (2.8. Deputate), ferner die Bruttoeinkommen aus nebenberuflicher Tätigkeit (2.B. Vergütungen für Haus-
meistertätigkeiten, Verdienste als Stundenbuchhalter). Nicht einbezogen sind die Arbeitgeberbeiträge zur Se
zialversicherung.
Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daß sich die Struktur der Verbrauchsausgaben des Haushaltstyps
seit dem Basisjahr nicht verändert hat (Laspeyres-Index). In die Berechnunggehen die Preise von ca. 750 Gü-
terarten (Waren und Dienstleistungen) ein.
Die Gewichte für die Wäigung wurden aus den Ausgaben für den privaten Verbiauch des Haushaltstyps im Ba-
sisjahr abgeleitet; sie betrugen im Basisjahr 1980 2 575 DM je Haushalt und Monat.
Zu weiteren Einzelheiten siehe >>> Preisindex für die Lebenshaltung.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrenzrng des Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem
Einkommen des alleinverdienenden Haushaltworstandes gegenüber dem >>> Index der Verbraucherpreise
@inzelhandelwerkaufspreise) siehe Preisindex für die Lebenshaltung.
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preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-Haushalten von
Angestellten und Beamten mit höherem Einkommen

Preisindizes für die Lebenshaltung
Datennachweis: ab 1962

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die durchschnittliche Entwicklung der Verbraucherpreise bei den Gütern der Lebenshaltung von

4-peisonen-Haushalten mit höherem Einkommen. ztgrundegelegt werden städtische Haushalte von Ehepaa-

ren mit zwei Kindern, wobei mindestens ein Kind unter 15 Jahre alt ist. Der Haushaltworstand ist als Ange-

stellter oder Beamter tätig und der Hauptverdiener der Familie. Das monatliche Haushaltsbruttoeinkommen lag

im Basisjahr 1980 bei 6 797 DIN{.

AIs Angestellte gelten alle nicht beamteten Gehaltsempfänger, die überwiegend eine kaufmännische, büro-

bzw. ve-r-waltungsmäßige, höhere technische oder überwiegend leitende oder sonst gehobene Tätigkeit ausüben

und die Beitr:gä zur .ügestelltenrentenversicherung entrichten (soweit ihre Verdienste nicht über der Versi-

cherungspflicitgr"n u liägen). Beamte sind Personen, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue-

verhalinis des B-undes, dei kinder, der Gemeinden und sonstiger Körperschaften des öffentlichen Rechts ste-

hen, in das sie dürch eine AnstellungS-@rnennung§-)urkunde berufen worden sind'

Das Haushaltsbruttoeinkommen umfaßt die Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit
(Bruttoarbeitseinkommen), Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen und die empfangenen

Einkommensübertragrrngen aller Haushaltsmitglieder.

Zum Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit rechnen die Bruttogehälter bzw. die Bruttobezüge der Be-

amten vor Abzug der Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung und der Lohn- und Kirchensteuer. Einbe-

zogen sind u.a. a'uch die überstundengeldir, Kinderzuschläge,13. Monatsgehalt und die vermögenswirksamen
Lei-stungen des Arbeitgebers. Nich$einbezogen sind die Arbeitgeberbeittäge zltr Sozialversicherung.

Zu denBruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen zählen u.a. die Einktinfte aus Gewerbebe-

trieb bzw. aus freiberuflicher Tätigkeit, Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung Zinsen für Sparguthaben

sowie Dividenden auf Aktien, Kuxe u.ä.

Als Einkommensübertragungen gelten z.B. Renten, Pensionen sowie daq Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld.

Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daß sich die Struktur der Verbrauchsausgaben des Haushaltstyps

seit dem Basisjahr nicht verändert hat (Laspeyres-Index). In die Berechnung gehen die Preise von ca. 750 Gü-

terarten (Waren und Dienstleistungen) ein.-Die Gewichte für die Wägung wurden aus denAusgaben für den

privaten Verbrauch des Haushaltstyps im Basisjahr abgeleitet; sie betrugen im Basisjahr 1980 4 148 DM je

Haushalt und Monat.
Zu weiteren Einzelheiten siehe >>> Preisindex für die Lebenshaltung.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrenatng des Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-Haushalten von Angestellten und Beam-

ten mit höherem Einkommen gegenüber dem >>> Inäex der verbraucherpreise @inzelhandelwerkaufspreise)
siehe heisindex für die Lebenshaltung.

Preisindizes für Instandhaltung

Preisindizes für Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die durchschnittliche Entwicklung der Preise für >>> Bauleistungen bei der Instandhaltung von

>>> Gebäuden.

Bauleistungen für Instandhaltung sind die während der Nutzunggdauer eines Bauwerks zur Erhalrung seines

bestimmun-gmäßigen Gebrauchlaufgewendeten Leistungen, um die durch Abnutzung Alterung und Witte-

rungseinwirkung entstandenen Mängel ordnungsgemäß zu beseitigen'

Die preisindizes werden aus Preismeßzahlen für Regelbauleistungen gebildet, indem diese mit Hilfe von Lei-

stungsstrukturen von Bauwerken zusammengefaflt werden, die für das jeweilige Basisjalu tlpisch sind.
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Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daß die Struktur der Bauleistungen im jeweiligen Berichtszeit-
raum die gleiche ist wie im gewählten Basisjahr (Laspeyres-Index). Bei der Verwendung dieser Formel werden
in jedem Berichtsmonat dieselben, aus der Leistungsstruktur des Basisjahres abgeleiteten Wägungsanteile zu-
grunde gelegt.

Zu Einzelheiten siehe v.Minding B.,Zur Neuberechnung der Baupreisindizes auf Basis 1985, in: Wirtschaft
und Statistik 3/91, S 209-214.
Die für die Kalendermonate Februar, Mai, August und November ermittelten Indizes gelten jeweils für den ge-
samten Monat, nicht für bestimmte Kalendertage. Die Jahresindizes sind einfache Durchschnitte aus den Indi-
zes für die vier Monate.

Preisindizes ftir Neubau in konventioneller Bauart

Preisindizes für Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die durchschnittliche Entwicklung der Preise für >>> Bauleistungen bei neu errichteten Hoch-
und Tiefbauten, die regelmäßig konventionell, jedoch unter Einbeziehung der marktüblichen Fertigteile, gebaut
sind.
Die Preisindizes werden aus Preismeßzahlen für einzelne Regelbauteistungen gebildet, indem diese Preismeß-
zahlen mit Hilfe von - für das jeweilige Basisjahr typischen - Leistungsstrukturen von Bauwerken zusammen-
gefaßt werden.

Auf Basis 1985 : 100 werden die den Indexberechnungen zugrundeliegenden Preise für Bauleistungen einschl.
und ab 1968 auch ohne Umsatz-(Mehrwert-) steuer ermittelt. Dabei sind die Indexurerte ohne und mit Steuerbe-
lastung für diejenigen Berichtsmonate gleich, in denen der gleiche Steuersatz wie im Basisjahr zur Anwendung
kam.

Der Indexformel liegt die Annahme zugrunde, daß die Stml«.rr der Bauleistungen im jeweiligen Berichtszeit-
raum die gleiche ist wie im gewählten Basisjahr (Laspeyres-Index). Bei der Verwendung dieser Formel werden
in jedem Berichtsmonat dieselben, aus der Leisrungsstruktur des Basisjahres abgeleiteten Wägungsanteile zu-
grunde gelegt.

ZuEinzelheiten siehe v. Minding B.,Zur Neuberechnung der Baupreisindizes auf Basis 1985; in: Wirtschaft
und Statistik 3/91, S. 209 - 214.
Die für die Kalendermonate Februar, Mai, August und November ermittelten Indizes gelten jeweils für den ge-
samten Monat, nicht für bestimmte Kalendertage. Die Jahresindizes sind einfache Durchschnitte aus den Indi-
zes für die vier Monate.

Private Haushalte

l. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab I960

Begriffsinhalt:
Der Sektor private Haushalte umfaßt alle Ein- und Mehrpersonenhaushalte (einschl. der Anstaltsbevölkerung).
Die privaten Haushalte treten in erster Linie als Anbieter von Arbeitskraft, als letzte Käufer von Ver- und Ge.
brauchsgütern und als Anleger von Ersparnissen auf. Ihre Einnahmen sind aber nicht allein vom Markt ab
hilurlgtg denn neben Einkommen aus Erwerbstzitigkeit und Vermögen spielen auch Einnahmen aus Übertragun-
gen (Renten, Pensionen, Unterstützungen usw.) eine Rolle.
Die privaten Haushalte produzieren zwar in nicht unerheblichem Umfang Waren und Dienstleistungen, ver-
kaufen sie jedoch nicht, sondern verbrauchen sie selbst. Wegen der Schwierigkeiten der theoretischen Abgren-
ntng der statistischen Erfassung und der Bewertung der hauswirtschaftlichen Produktionstätigkeit wird diese
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nur in Höhe der Entgelte für dae in privaten Haushalten be-
schäftigte Personal erfafJt. Die Vermietung von Wohnungen durch private Haushalte und die Eigennutzung von
Eigentümerwohnungen werden im Seklor >>> Produktionsunternehmen nachgewiesen. Im Sektor der privaten
Haushalte werden ferner keine >>> Anlageinvestitionen im Eigentum von Privatpersonen (2.B. Käufe von
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Grundstticken, Wohnungen usw.) erfaltt. Diese Aufircndungen sind, da ein getrennter Nachweis bisher nicht
möglich ist, in den ,q.ngaben für den Unternehmenssektor enthalten. Wegen Lücken im statistischen Aus-

gan-gpmaterial werdenäie privaten Haushalte häufig mit den >>> privaten Organisationen ohne Erwerbszweck

zusammengefaßt.

2. Statistik der Baugenehmigungen
Datemnachweis: ab 1955; für die neuen Länder und Berlin-Ost ab l99l

3. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; für die neuen Länder und Berlin-Ost ab l99l

Begriffsinhalt:
Natürliche Personen sowie Personengemeinschaften ohne eigene Rechtspersönlichkeit.

Dazu gehören alle Einzelunternehmen sowie alle Ein- und Mehrpersonenhaushalte. In der Nachweisung des

Nichtwohnbaus rrverden aus dem Bereich der freien Benrfe die natürlichen Personen und die Personengemein-

schaften ohne eigene Rechtspersönlichkeit nicht zu den privaten Haushatten gerechnet. Nachgewiesen werden

Baugenehmigungen bzw. näufertigstellungen von Gebäuden, deren Bauherren (inläindische oder ausländische)

private Haushalte sind.

Private Haushalte und private Organisationen ohne
Erwerbszweck

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Die privaten Haushalte und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck bilden ansammengefaßt - neben den

Unternehmen und dem Staai - einen deidrei großen Sektoren in der Gliederung der Volkswirtschaftlichen Ge-

samtrechnungen.
Der Sektor private Haushalte und priiate Organisationen ohne Erwerbszweck umfaßt mit den >>> privaten

Haushalten alle Institutionen, die ä,rf d.m Markt in erster Linie als Anbieter von Arbeitskraft, als letzte Käufer
von Ver- und Gebrauchsgütern und als Anleger von Ersparnissen auftreten. Ihre Einnahmen stammen haupt-

sächlich aus Einkomm.n-"u. Erwerbstätigkeit und Vermögen und aus Einkommensübertragungen. Die priva-
ten Haushalte produzieren zwar in nicht unerhebtichem Umfang Waren und Dienstleistungen, verkaufen sie

jedoch nicht, s'ondern verbrauchen sie selbst. Wegen der Schwierigfieiten der theoretischen Abgrenzung der

itatistischen Erfassung und der Bewertung der hauswirtschaftlichen Produktionstätigkeit wird diese in den

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen nu. in Höhe der Entgelte für daq in privaten Haushalten beschäftigte
personal erfaßt. Zuden >>> privaten Örganisationen ohne Erwerbszweck rechnen alle Organisationen, Ver-
bände, Vereine, Instirute usw. - einschllentlctr ihrer Anstalten und Einrichtungen -, deren Leistungen vorwie-
gend privaten Haushalten dienen und die sich zu einem wesentlichen Teil aus freiwilligen Zahlungen

6eitr:rgen, Spenden usw.) von privaten Haushalten und aus Vermögenserträgen und nur zu einem geringen

Teil aus öffentlichen Zuwendungen finanzieren.

Private Organisationen ohne Enuerbszweck

Volkswi rtschaftliche Gesa mtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Als private Organisationen ohne Erwerbszweck werden in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen alle

Orgänisationen, Verbande, Vereine, Institute usw. - einschließlich ihrer Anstalten und Einrichtungen - angese-

hen, deren Leistungen vorwiegend >>> privaten Haushalten dienen und die sich zu einem wesentlichen Teil -
abgesehen von speiiellen Entgelten - aui freiwilligen Zahlungen (Beiträgen, Spenden usw) von privaten

Haushalten und nur zu einem geringen Teil aus öffentlichen Zuwendungen finanzieren. Hierzu gehören u.a.

Kirchen, religiöse und weltanschauliche Vereinigungen, karitative, kulturelle, wissenschaftliche (überwiegend
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von privaten Haushalten finanziert) und im Erziehungswesen t?itige Organisationen, politische Parteien, Ge-
werkschaften, Sportvereine, gesellige Vereine usw. Aus statistischen Gründen sind in diesen Sektor auch Or-
ganisationen ohne Erwerbszweck einbezogen, die überwiegend vom Staat finanziert u/erden und vor allem im
Bereich von Wissenschaft und Forschung tätig sind. Es sei erwähnt, daß die von den privaten Organisationen
betriebenen Anstalten und Einrichtungen - unabhängig von der Art der Finanzierung einzelner Einrichtungen -
wi e i hre T räigerorgani sati onen zugeordnet werden.
Zur Abgreruung dieses Sektors sei bemerkt, daß @rutto und Netto) ,2;' Slqgeinvestitionen dieser Einrich-
tungen in den Angaben für >>> Produktionsunternehmen enthalten sind.

Private Unternehmen

Statistik der Personenbeftirderung im Straßenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:
Auskunftspflichtige >>> Unternehmen, die nicht zu den >>> kommunalen und gemischtwirtschaftlichen Un-
ternehmen und nicht zu den >>> Nichtbundeseigenen Eisenbahnen gehören und auch nicht >>> Deutsche
Bundesbahn und nicht >>> Deutsche Bundespost sind.

Privater Verbrauch

Volkswi rtsch aftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wert der Käufe der inländischen >>> privaten Haushalte für Konsumzwecke und Eigenverbrauch der
>>> privaten Orga.nisationen ohne Erwerbszweck.
Neben den tatsächlichen Käufen der privaten Haushalte, zu denen u.a. Entgelte für daq in privaten Haushalten
beschäftigte Personal und an den Staat gezahlte Benutzungsgebühren gehören, sind auch bestimmte unterstellte
Käufe einbegriffen. Hierzu zählen der Eigenverbrauch der Unternehmer (im eigenen >>> Unternehmen pre
duzierte und im privaten Haushalt des Unternehmers verbrauchte Erzeugnisse), der Wert der Nutzung von
>>> Eigentümerwohnungen, Deputate der Arbeitnehmer sowie Aufircndungen für die Verpflegung und Be-
kleidung der Bundeswehr. Von den Prämien der privaten Haushalte an Lebens-, Schaden-, private Unfall- so
wie Krankenversicherungsunternehmen geht nur das hierin enthaltene Dienstleistungsentgelt in den Privaten
Verbrauch ein.
Das gleiche gilt für Ausgaben der privaten Haushalte für Lotto, Toto u.dgl. ..Die Wohnungsmieten (einschl. des
geschätzten Mietwertes für Eigentümerwohnungen) schließen Umlagen für Treppenhausbeleuchtung Wasser-
verbrauch, Schornsteinfegen, Müllabfuhr, Straßenreinigung und Hausaufzug ein. Untermieten sind - wie alle
sonstigen Verkäufe zwischen privaten Haushalten, einerlei ob es sich um gebrauchte Güter, die von den kau-
fenden Haushalten auf dem Markt erworben wurden (2.B. Möbel, Haushaltsgeräte, Kraftwagen), oder um im
Haushalt produzierte Waren und Dienstleistungen (2.B. Kleidung Bastelarbeiten, Transport- und Pflegelei-
stungen) handelt - nicht erfaßt.
Entgelte für das von privaten Haushalten beschäftigte Personal sind jedoch - wie bereits eruähnt - im Privaten
Verbrauch enthalten. Verkäufe der inländischen privaten Haushalte an Unternehmen, an den Staat und an die
übrige Welt sind, soweit hiefür Anhaltspunkte vorliegen, von der Summe der Käufe abgesetzt. Nicht zum Pri-
vaten Verbrauch, sondern zu den Vorleistungen werden alle Ausgpben der Unternehmer und Arbeitnehmer auf
Geschäfts-und Dienstreisen für Auslösungen, Tagegelder usw. gerechnet. Sofern von Selbständigen gekaufte
Güter zugleich im Unternehmen und im Haushalt des Unternehmers verwendet werden (2.B. elektrischer
Strom, Personenkraftwagen) werden die Käufe auf >>i Vorleistungen bzw ,1;' 6llageinvestitionen einerseits
und den Privaten Verbrauch andererseits aufgeteilt. Ausgeschlossen aus dem Privaten Verbrauch sind ferner
alle Aufivendungen der Eigentümer von Mietwohnungen und Eigenheimen für Reparaturen, da die Woh-
nungsvermietung als unternehmerische Tätigkeit angesehen wird. Schönheitsreparaturen zu Lasten des Mieters
gehen dagegen in den Privaten Verbrauch ein. Im Privaten Verbrauch nicht enthalten sind die Aufivendungen
der Sozialversicherung und der Sozialhilfe für Medikamente sowie Arzt- und Krankenhausleistungen.
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Diese Aufivendungen kommen zwar letAlich den privaten Haushalten als Sachverbrauch zugute, sie werden
jedoch als Vorleistungen des Staates gebucht, da Höhe und Art der Käufe in hohem MaIJe von staatlichen Ge-
-sichtspunkten 

bestimÄt werden - außerdem ist die Zuordnung auf einzelne Haushaltsgruppen kaum möglich.

Nach dem vorher Gesaglen ist der Private Verbrauch - gemessen an den Käufen der privaten Haushalte - nicht

identisch mit dem tatsa-chlichen letzten Verbrauch der privaten Haushalte. Hierzu kann u.a. auch der wert der

staatlichen Erziehungs-, Gesundheits- und ähnlichen Leistungen, die letälich von privaten Haushalten ver-

braucht werden, sowil entsprechende Leistungen der Unternehmen (auf den Verbrauch auf Geschäftskosten

wurde schon hingewiesen) gezzihlt werden. FJrner ist zu berücksichtigen, daß viele W3ren und Dienstleistun-

gen, die im Haushalt verbraucht werden, dort erst produziert werd91, daß bei langlebigen Gebrauchsgütern

ärnisctren dem Zeitpunkt des Kaufs und der Nutzung zu unterscheiden ist, daß in den Haushalten gewisse Vor-

räte an Verbrauchsgütern gebildet werden usw.

Die Käufe für den privaten Verbrauch schließön >>> Umsatzsteuer ein; sie sind im Zeitpunkt des Entstehens

von Fordeirungen und Verbindlichkeiten zu erfassen. Dem hauptsächlich verwendeten statistischen Ausgangs-

material (nnäben über die Umsätze'der Lieferanten der privaten Haushalte - Einzelhandel, Handwerk
Dienstleistungsunternehmen usw. -) liegt in der Regel der Zeitpunkt der Rechnungsausstellung zugrunde.

Außer den Käufen der inländischen privaten Haushalte umfaßt der Private Verbrauch den Eigenverbrauch der

privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. Der Eigenverbrauch ist derjenige Teil des >>> Produktionswertes

äiese, Orgarrisationen, der nicht verkauft wird; er wird bestimmten Gruppen der Bevölkerung ohne spezielles

Entgelt zur Vefügung gestellt.

Bei,den Verkäufen der privaten Orggnisationen ohne Erwerbszweck an den Staat handelt es sich in erster Linie
um Verkäufe der Krankenhäuser karitativer Verbände an den Staat. Die Verkäufe an private Haushalte betref-

fen insbesondere Leistungen der Krankenhäuser und Heime dieser Organisationen, die den privaten Haushalten

unmittelbar in RechnunglgeStellt werden, ferner Einnahmen aus Veranstaltungen von Sportvereinen usw. Die
Verkäufe der privaten Oiftnisationen ohne Erwerbszweck an private Haushalte gehen in die Summe der Käufe

der Haushalte für den Privaten Verbrauch ein.

Begriffsbeziehungen:
l. Käufe der privaten Haushalte im Inland

+ Privater Verbrauch von Inländern in der übrigen Welt
- Privater Verbrauch von Gebietsfremden im Inland

Käufe der inländischen privaten Haushalte
+ Eigenverbrauch der privaten organisationen ohne Erwerbszweck

: Privater Verbrauch
2. Privater Verbrauch

+ Staatwerbrauch
Letzte'r. Verbrauch

+ Bruttoinvestitionen
+ Außenbeitrag

BruttosozialProdukt

Privatgleisanschlüsse

Eisenbahnstatistik @estandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Anschlüsse von Gleisen des niöhtöffentlichen Verkehrs oder einer Gesamtheit von Gleisen, die an ein Gleis der

Eisenbahnverwaltung @eutsche Bundesbahn oder nichtbundeseigene Eisenbahnen) anschließen und die ohne

Umladung auf der Schiene die Bedienung von Unternehmen gestatten.

Gleisanschlüsse sind dann nicht öffentlich, wenn sie nicht jedermann zttr Benutzung zur Vefügung stehen. Zu

den Privatanschlüssen zählen auch Anschlüsse der Bundeswehr, der Bundespost (außer den Anschlüssen der

Bahnpost) sowie der stationierten Streitkräfte.

Nicht zu den Privatgleisanschlüssen rechnen die dienstlichen Anschlüsse der Eisenbahnunternehmen.
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Privathaushalte

1. Volks- und Berufszählung 1987

2. Mikrozensus
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Personengemeinschaften, die zusammen wohnen und wirtschaften, insbesondere ihren Lebensunterhalt ge-
meinsam finanzieren (Mehrpersonenhaushalte). Wer allein wirtschaftet bildet einen eigenen Haushalt
@inpersonenhaushalt) und zwar auch dann, wenn er mit anderen Personen eine gemeinsame Wohnung hat.
Nicht zum Privathaushalt rechnen nur vorübergehend anwesende Besucher und Gäste sowie häusliches Perse
nal, das nicht in der Wohnung übernachtet.
Bei der Zuordnung von Personen zu Privathaushalten wird von der >>> Bevölkerung in Privathaushalten aus-
gegangen, wodurch Mehrfacherfassungen von Personen mit mehr als einem Wohnsitz z.T. ausgeschlossen
werden. ZuEiruelheiten siehe dort.

Begriffsbeziehungen:
Zur Abgrerung der Privathaushalte von den >>> Privaten Haushalten (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnun-
gen, Statistik der Baugenehmigungen, Statistik der Baufertigstellungen) siehe jeweils dort.
Zur Abgrenzung der Privathaushalte von den Haushalten, die Wohngeld beziehen, siehe unter
>>> Wohngeldempfänger (Wohngeldstatistik).

Privathaushalte mit ausländischer Bezugsperson

Vorausschätzung der Privathaushalte
Datennachweis: 1982 bis 2000

Begriffsinhalt:
Privathaushalte, deren Bezugspersonen nicht >>> Deutsche sind.
Privathaushalte sind Personengemeinschaften, die zusammen wohnen und eine gemeinsame Hauswirtschaft
führen.
Auch eine allein wohnende und wirtschaftende Person kann einen eigenen Privathaushalt bilden (2.B. auch ein
Untermieter). Entscheidendes Merkmal ist daq selbständige Wirtschaften.
Bezugsperson ist die Person, die im Erhebungsbogen als erste eingetragen ist. Ihre Erhebungsmerkmale (2.B.
Alter, Familienstand, Stellung im Beruf) werden dann in der Statistik nachgewiesen.
Personen unter l5 Jahren sind als Bezugsperson ausgeschlossen. Vorgabe bei der Reihenfolge der Eintragun-
gen im E rhebungsbogen : Ehega.tten, Kinder, Verwandte, Fami I ienfremde.
Als Ausländer gelten Personen, die nicht die deutsche Staatsangehörigkeit im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG
besitzen. Dazu zählen auch die Staatenlosen und die Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit.
Die Angehörigen der ausländischen Stationierungsstreitkräfte und der diplomatischen und konsularischen
Vertretungen - soweit sie nicht Deutsche sind, wie z.B. Honorarkonsuln - und ihre Familienangehörigen unter-
liegen nicht den Bestimmungen des Ausländergesetzes und werden somit auch statistisch nicht erfaßt.
Bei der Zuordnung von Personen zu Privathaushalten wird von der >>> auslänäischen Bevölkerung in Privat-
haushalten ausgega.ngen, wobei es zu Mehrfachzählungen von Personen mit mehreren Wohnungen kommen
kann.
Zu Einzelheiten siehe unter ausländi sche Bevölkerung i n Privathaushalten.

Anderungen im Zeitablauf:
Die für 1982 als Vergleichszahlen nachgewiesenen Daten beruhen auf Ergebnissen des Mikrozensus.
Die Daten für 1985 und folgende Jahre stellen geschätzte Werte dar.
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Privathaushalte mit deutschem Haushaltsvorstand/
deutscher Bezugsper§on

1.1 Vorausschätzung der Privathaushalte
Datennachweis: 196l bis 1990

1.2 Vorausschätzung der Privathaushalte
Datennachweis: 1982 bis 2000

Begriffsinhalt:
>>> privathaushalte, deren >>> Haushaltworstände (Vorausschätannglg6l bis 1990/ Bezugspersonen

(Vorausschätzu ng 1982 bis 2000) >>> Deutsche sind'

Privathaushalte sind Personengemeinschaften, die zusammen wohnen und eine gemeinsame Hauswirtschaft

führen. Auch eine allein wohn-ende und wirtschaftende Person kann einen eigenen Privathaushalt bilden (z.B'

auch ein Untermieter). Entscheidendes Merkmal ist dac selbständige wirtschaften.

Haushaltworstand (vorrausschätzung l96l bis 1990) ist grundsätzlich dasjenige Haushaltsmitglied, das sich

als solcher bezeichnet. Da nach dem-Gleichheitsgrundsati bei Ehepaaren beide Ehepartner Haushaltworstand

sein kann, wird in den Fälen, in denen mehr als ein Haushaltworstand genannt wird' aus statistischen Grün-

den der Ehemann als Haushaltworstand betrachtet.

Bezugsperson (Vorrausschätzung 1982 bis 2000) ist die Person, die im Erhebungsbogen als erste eingetragen

ist. Ihre Erhebungsmerkmale 12.E. ,l,tter, Familienstand, Stetlung im Beruf) werden dann in der Statistik nach-

gewiesen. personen unter I 5 Jahren sind als Bezugsperson ausgeschlossen. Vorgabe bei der Reihenfolge der

Eintr"grng.n im Erhebungsbogen: Ehegatten, Kinder, Verwandte, Familienfremde.

Als Deutsche gelten Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit sowie Personen, die nach dem Grundgesetz

den personen mit deutscher staatsangehörigkeit geictrgestellt sind. Privathaushalte von Angehörigen ausländr-

scher Stationierungsstreitkräfte und von vtitglle&rn dillomatischer und konsularischer vertretungen sind je-

doch auch dann nicht einbezogen, wenn sie in Haushalien mit deutschem Haushaltworstand/deutscher Bezugs-

person wohnen.
Bei der Zuordnung von personen zu Privathaushalten wird von der >>> deutschen Bevölkerung in Privathaus-

halten ausgegSngen, wobei es zu Mehrfachzählungen von Personen mit mehreren Wohnungen kommen kann'

Zu Einzelheiteniieh" unter deutsche BevöIkerung in Privathaushalten.

Anderungen im Zeitablauf:
Die in der Vorausschätzung der Privathaushalte l96l bis 1990 für l96l und 1970 als Vergleichszahlen nach-

gewiesenen Daten beruheriauf Ergebnissen der jeweiligen Volks- und Berufszählungen, die Daten für 1978 auf

Ergebnissen des Mikrozensus. Die Daten für l9-80 und folgende Jahre stellen geschätzte Werte dar'

Die für l96l und 1970 nachgewiesenen Vergleichsdaten umfassen alle Privathaushalte, also auch solche mit
nichtdeutschem Haushaltworstand.
l96l wurden die privathaushalte auf der Grundlage der >>> wohnberechtigten Bevölkerung (ohne

>>> Anstaltsbevölkerung) ermittelt.
l96l wurden von den Betriebshaushalten des Gaststätten- und Beherbergungsgerruerbes nur solche Haushalte

einbezogen, in denen der Betriebsleiter und außer ihm nicht mehr als fünf familienfremde Personen des Perso-

nals im Betriebsgebäude wohnten

Die in der Vorausschätzung der Privathaushalte 1982 bis 2000 für 1982 als Vergleichszahlen nachgewiesenen

Daten beruhen auf Ergebnilsen des Mikrozensus. Die Daten für 1985 und folgende Jahre stellen geschätzte

Werte dar.

Privatquartiere

Statistik des Fremdenverkehrs in Beherbergungsstätten
Datennachweis: 1960 bis 1980
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Begriffsinhalt:
Beherbergungsstätten mit weniger als 9 Gästebetten, die keiner Erlaubnis als Beherbergungsbetrieb nach dem
Gaststättengesetz bedürfen und in denen Gästen gegen Entgelt zum vorübergehenden Aufenthalt Unterkunft
gewährt wird.
Erfaßt wurden Privatquartiere nur in Gemeinden mit im allgemeinen mindestens 5 000
>>> Gästeübernachtungen im Jahr.

Privatquartiere in Großstädten (Gemeinden mit mehr als I 000 000 Einwohnern) wurden dagegen nicht nach-
gewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. Mätrz L97l wurden Privatquartiere grundsätzlich in Gemeinden mit im allgemeinen 3 000 Gäste'
übernachtungen im Jahr erfaßt.

Priva,twaldbetriebe

Landwirtschaftszählung 1971

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe, die >>> Waldflächen selbst bewirtschaften und deren In-
haber natürliche Personen oderjuristische Personen des privaten Rechts sind.
Landwirtschaftliche Betriebe und Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung ei-
nes Inhabers (des Betriebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen und
land-und/ oder forstwirtschaft liche Erzeugnisse hervorbringen.
Zur Waldfläche rechnen mit Waldbäumen bestockte Flächen, ferner die Saat und Pflarugixlen der Forstbetrie-
be, flächenmäßig aus der Waldfläche nicht ausgeschiedene Wege und Schneisen unter fünf Metern Breite, Flä-
chen mit verminderter Produktion (Nichtwirtschaftswald), Blößen und unbestockte Flächen, deren Größe den
Zuwachs nicht wesentlich mindert.
Zur selbstbewirtschafteten Waldfläche eines Betriebes rechnet seine selbstbewirtschaftete eigene Waldfläche,
zugepachtete sowie zur Bewirtschaftung unentgeltlich übernommene Waldflächen und Anteile an forstwirt-
schaft I ichen Zusammenschlüssen.
AIs Betriebsinhaber gilt diejenige Person, für deren Rechnung der Betrieb bewirtschaftet wird, unabhängig von
den Eigentumwerhältnissen.
Zu den natürlichen Personen rechnen Einzelpersonen, Ehepaare, Geschwister, Erbengemeinschaften, BGB-
Gesellschaft en u. ä. Personengemeinschaft en.

Zu denjuristischen Personen des privaten Rechts rechnen u.a. eingetragene Genossenschaften, eingetragene
Vereine, Gesellschaften mit beschränkter Haftung Aktiengesellschaften, Anstalten und Stiftungen des'privaten
Rechts.

Begriffsbeziehungen:
Privatwaldbetriebe und >>> Körperschafts- und Privaforsten @odennutzungsvorerhebung) unterscheiden sich
in der Zuordnung bestimmter Betriebe.
Landwirtschaftliche Betriebe, die Waldflächen bewirtschaften, rechnen, sofern die Inhaber natürliche Personen
oderjuristische Personen des privaten Rechts sind, zu den Privatwaldbetrieben, nicht aber zu den Körperschafts
und Privatforsten. Dagegen sind Forstbetriebe, deren Inhaberjuristische Personen des öffentlichen Rechts sind,
in den Körperschafts- und Privaforsten, aber nicht in den Privatwaldbetrieben enthalten.

Produktionsindex für das Baugewerbe

Vieftelj ährlicher Produktionsindex fü r das Baugewerbe
Datennachweis: ab 1978

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die Entwicklung der Nettoleistung im Baugewerbe unter Ausschaltung von Preisänderungen.
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Die Nettoleistung wird berechnet, indem vom Bruttoproduktionswert der Materialverbrauch, d.h. der Wert der

verbrauchten, fremdbezogenen Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, der Halbwaren, der Teile und dgl. sowie der

Wert der vergebenen Lohnarbeiten abgezogen werden.

Die Nettoleistung entspricht damit annähernd dem Beitrag des Baugewerbes zum >>> Bruttoinlandsprodukt zu

Marktpreisen. Aich in dieser Größe sind neben der eigentlichen wertschöpfung noch die Abschreibungen und

die Kostensteuern enthalten.

Originär ermittelte Nettoproduktionswerte stehen nur jährlich zur Verfügung. Um die Nettoproduktionswerte

eines Basiszeitraumes vlertetl;itrrtich fortzuschreiben, werden deshalb Ersatzreihen herangezogen. Der Produk-

tionsindex für daq BaugewerL setzt sich aus Hoch- und Tiefbauleistungen sowie dem Ausbaugewerbe zusam-

men.

Für die Hoch- und Tiefbauleistungen, die das Bauhauptgewerbe ergeben, werden als Ersatzreihen die geleiste-

ten Arbeitsstunden verwendet. Die aus den geleisteten Arbeitsstunden errechneten Meßzahlen werden bei der

laufenden Berechnung mit einem Produktivitatsfaktor modiflrziert um dem EinIIuß von technischem Fortschritt
und konjunkturellen Wechsellagen auf die tatsächliche Bauleistung Rechnung zu tragen. Jährlicher Eclcwert

der produktivitätsberechnung iit aie preisbereinigie Jahresbauleistungje geleisteter Arbeitsstunde.

Für das Ausbaugewerbe finden die Umsatzangaben aus der Vierteljährlichen Handwerksberichterstattung un:
ter Ausschaltung von Preisänderungen, als Ersatzreihen Verwendung'

Der produktionsindex für das Baugewerbe wird kalendermonatlich und von Kalenderunregelmäßigkeiten be-

reinigt (ab Basis 1985 = 100 arbeiistuiglich bereinigt, zu Einzelheiten siehe Dr. Norbert Herbel wista 3/88

S.l8t O errechnet. Die kalendermonitlichun Indexzahlen spiegeln auch die monatlichen EinIlüsse wider' die

sich aufgrund von Unregelmäßigkeiten im Kalender (d.hl unterschiedliche Monatslängen, wechselnder Wo-

chenrhythmus, Feiertagä) .rg.bän. Die Bereinigung d"t kalendermonatlichen Indexzahlen von den EinIlüssen

solchei Kalenderunregälm:inigfeiten wird im wesentlichen in zwei Schritten vollzogen. Zunächst wird ein

Ausgleich der Monatslängen iorg.nommen (mittels Division durch die Zahl der Kalendertage und anschlie-
fende tvtuttiplikation mit der mittleren Monatslänge) und danach durch Gegenüberstellung der Monatswerte

und der je Ivion"t vorhandenen WochentagSzusammensetzung (unter Berücksichtigung evtl. Feiertage) mit
Hilfe dei Regressionsschätzung ein System von Wochentags-Koeftizienten ermittelt, mit dem die Werte der

KalenderkoÄponente berechnJt werden. Durch Subtraktion der monatlichen Kalenderkomponente vom kalen-

dermonatlichen Index erhält man die von Kalenderunrelmäßigkeiten bereinigte Indexzahl.

Produktionsindex für das Bauhauptgewerbe

Index der Nettoproduktion für das Produzierende Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Meßgröße für die Ennvicklung der Nettoleistung im Bauhauptgewerbe unter Ausschaltung von Preisänderun-
gen.

Die Nettoleistung wird berechnet, indem vom Bruttoproduktionswert der Materialverbrauch, d.h. der Wert der

verbrauchten, fremdbezogenen Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, der Halbwaren, der Teile und dgl. sowie der

Wert der vergebenen Lohnarbeiten abgezogen werden.

Die Nettoleistung entspricht damit annähernd dem Beitrag des Bauhauptgewerbes zum
>>> Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen. Auch in dieser Größe sind neben der eigentlichen Wertschöpfung

noch die >>> Abschreibungen und die Kostensteuern enthalten.

Originär ermittelte Nettoprodul«lionswerte stehen nur jährlich zur Verfügung. Um die Nettoprodulttionswerte
einJs Basiszeitraumes mänatlich fortzuschreiben, werden deshalb Ersatzreihen herangezogen. Als Ersatzreihen

finden im Index aufder Basis 1976 Reihen des Baustoffausstoßes Verwendung. Da der Index die Ennvicklung
unter Ausschaltung von Preisänderungen mißt, nerden diese Baustoffausstoßreihen preisbereinigt.

Für das Bauhauptgeu,erbe, das sich aus Hochbauleistungen und Tiefbauleistungen zusammensetzt, werden

nunmehr geleistete Arbeitsstunden als Ersatzreihen zur Fortschreibung verwendet. Die aus-den geleisteten Ar-
beitsstunden errechneten Meßzahlen werden bei der laufenden Berechnung mit einem Produktivit itsfaktor
modifiziert, um den Einfluß von technischem Fortschritt und konjunkturellen Wechsellagen auf die tatsäcltli-

che Bauleistung Rechnung nr tragen. Jährlicher Eckwert der Produktivitätsberechnung ist die preisbereinigte

Jahresbauleistung je geleisteter Arbeitsstunde.

Der produktionsindex für das Bauhauptgewerbe auf Basis 1980 wird kalendermonatlich und von Kalenderun-

regelmäßigkeiten bereinigt (ab Basis ig8s : 100 arbeitstäglich bereinigt, zu Einzelheiten siehe Dr. N. Herbel
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Wista 3/88 S. 182 ft) errechnet. Die kalendermonatlichen Indexzahlen spiegeln auch die monatlichen Einllüs-
se wider, die sich aufgrund von Unregelmäßigkeiten im Kalender (d.h. unterschiedliche Monatslängen, wech-
selnder Wochenrhyhmus, Feiertage) ergeben.

Die Bereinigung der kalendermonatlichen Indexzahlen von den EinIlüssen solcher Kalenderunregelmäßigkei-
ten wird im wesentlichen in zwei Schritten vollzogen. Zunächst wird ein Ausgleich der Monatslängen vorge-
nommen.(mittels Division durch die Zahl der Kalendertage und anschließende Multiplikation mit der mittleren
Monatslänge) und danach durch Gegenüberstellung der Monatswerte und der je Monat vorhandenen Wochen-
tagszusammensetzung (unter Berücksichtigung evtl. Feiertage) mit Hilfe der Regressionsschätzung ein system
von Wochentags-Koeffrzienten ermittelt, mit dem die Werte der Kalenderkomponente berechnet werden.

Durch Subtraktion der monatlichen Kalenderkomponente vom kalendermonatlichen Index erhält man die von
Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigte Indexzahl.

Anderungen im Zeitablauf:
Mit der Umstellung auf das Basisjafu 1980 wurde ein völlig neu gefaßtes System von Produktionsindizes einge-
führt. Dabei handelt es sich um Produktionsindizes für Unternehmen und für fachliche Unternehmensteile.
Hinsichtlich der Datenbasis und des Berechnungsverfahrens ist dieses Indexsystem grundlegend neu gestaltet
und unterscheidet sich deshalb wesentlich von früheren Indexberechnungen (Siehe hierzu Wirtschaft und Sta-
tistik 1211983, S. 931 ffu. 3/88 S. 182 tr).

Begriffsbeziehungen:
Der Produktionsindex für das Bauhauptgewerbe auf Basis 1976 ist konzeptionell vergleichbar mit dem
>>> Index der (industriellen) Nettoproduktion.

Produktionssteuern

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
AIle Steuern und ähnliche Abgaben, die der >>> Staat oder Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaften
bei Produzenten erheben und die bei der Gewinnermittlung abzugsfähig sind, mit Ausnahme der
>>> nichtabzugsfühigen Umsatzsteuer und der >>> Einfukabgpben.
Die von >>> Unternehmen, z.T. auch von Behörden und Einrichtungen des Staates sowie von >>> privaten
Organisationen ohne Erwerbszweck an den Staat gezahlten Produktionssteuern umfassen
- Produktionssteuern i.e.S., wie z.B.

Gewerbesteuer auf Ertrag und Kapital einschl. Lohnsummensteuer
Verbrauchsteuern (einschl. Einnahmen aus dem Branntweinmonopot und dem
Zündholzmonopol), jedoch ohne Verbrauchsteuern auf Einfilhren,
Grundsteuer A und B,
Grunderwerbsteuer,
Kraftfahrzeugsteuer (soweit nicht von privaten Haushalten gezahlt),
Kapitalverkehrsteuer,
Versicherungsteuer,
Rennwett- und Lotteriesteuer,
Wechselsteuer,
Feuerschutzsteuer,
Getränkesteuer,
Milchmitverantwortungsabggbe (einschl. Abgaben nach der Milch Garantiemengenverordnung),
Schankerlaubnissteuer u.ä. m.,
Ausgleichsabgabe ntr Finanzierung der Mehrkosten beim Einsatz von
Steinkohle in der Elektrizitätswirtschaft (Kohlepfennig),

Umlage an die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl @GKS-Umlage),
Abführungen von Lotterien, Toto, Lotto, Abgaben von Spielbanken und sonstige
steuerähnliche Abgaben wie Jagd- und Fischereiabgaben sowie Fremdenverkehrsabgaben,

bis 1967 auch Umsatzsteuer (ohne Ausgleichsteuer auf Einfuhren);
- Verwaltungsgebühren (soweit nicht von privaten Haushalten gezahl$.
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Der Zeitpunkt der Buchung entspricht bei den Produlilionssteuern dem kassenmäßigen Eingang beim Staat.

Für eine Umrechnung auf den angestrebten Zeitpunkt der Fäligkeit fehlen die erforderlichen Unterlagen.

Der den Europäischen Gemeinschaften zustehende Anteil an den Produktionssteuern wird als Steuereinnahme

des Staates gebucht. Die Beträge werden - diesem Vorgehen entsprechend - außerdem als laufende Übertragun-
gen des Staates an die übrige Welt nactr"gewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:
Die produktionssteuern enthalten bis I 967, dem Jahr vor dem t-lbergang auf das Mehrwertsteuersystem, auch

die Allphasenumsatzsteuer. Die bis 1967 auf Einfuhren erhobene Umsatzausgleichsteuer gehört dagegen nr
den Einfuhrabgaben.

Begriffsbeziehungen:
1. Produktionssteuern
+ Nichtabzugsf:ihige Umsatzsteuer
+ Einfuhrabgpben: Indirekte Steuern

2. Nettowertschöpfung(zuFaktorkosten)
+ Produktionssteuern
- Subventionen

Nettowertschöpfu ng zu Marktpreisen
+ Abschreibungen: Bruttowertschöpfung(zu Markrpreisen)

Prod uktions unternehmen

Volkswi rtschaftl iche Gesamtrechnun gen

Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Teilsektor in der Sektorengliederung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, der die >>> Unternehmen
ohne die >>> Kreditinstitute und >>> Versicherungsunternehmen umfaßt.

Als produktionsunternehmen werden in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen alle Unternehmen be-

zeichnet, die überwiegend in der Land- und Forstwirtschaft (einschl. Tierhaltung und Fischerei), im Waren-
produzierenden Gewerbe, im Handel und Verkehr und in den Dienstleistungsbereichen - mit Ausnahme der

Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen - tätig sind. Eingeschlossen sind Orgänisationen ohne Er-
werbszweck, die ihre Leistungen vorwiegend Unternehmen ohne spezielles Entgelt erbringen und von diesen

finanziert werden (2.8. Arbeitgeberverbände, Wirtschaftwerbände, Kammern, überwiegend von Unternehmen
finanzierte wissenschaftliche Institute) sowie die gewerbliche und nichtgewerbliche Vermietung von Wohnun-
gen einschließlich der Eigennutzung von Eigenömerwohnungen.

Produktionswert

1. Volkswinschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wert der von inländischen Wi(schaftseinheiten in der Berichtsperiode produzierten Güter (Waren und
Dienstleistungen).
Der >>> hoduktionswert der Unternehmen stellt den Wert der Verkäufe von Waren und Dienstleistungen aus

eigener Produlrtion sowie von Handelsware an andere (in- und ausländische) Wirtschaftseinheiten dar, ver-

mehrt um den Wert der Bestandsveränderung an halbfertigen und fertigen Erzeugnissen aus eigener Produkti-
on und um den Wert der selbsterstellten Anlagen. Firmeninterne Lieferungen und Leistungen sind nicht einbe-

zogen.

Der >>> Produktionswert des Staates und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck wird - da die Lei-
stungen dieser Institutionen übenviegend ohne spezielles Entgelt der Allgemeinheit bzw. bestimmten Gruppen
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der Bevölkerungz.n Vefügung gestellt werden - durch Addition der Aufuandsposten dieser Einheiten ermit-
telt.
Der >>> Produktionswert der privaten Haushalte ist wegen der Schwierigkeiten der theoretischen Abgrenzung
der statistischen Erfassung und der Bewertung der hauswirtschaftlichen Produktionstätigkeit auf die Entgelte
@ar- und Naturalverdienste sowie Sozialbeiträige der Arbeitgeber) der bei privaten Haushalten beschäftigten
Arbeitnehmer beschränkt.

Anderungen im Zeitablauf:
Der Produktionswert enthät bis 1967 die kumulative Allphasenumsatzsteuer @ruttoverbuchung). Ab 1968,
dem Jahr des Übergangs auf das Mehrwertsteuersystem, wird der Produktionswert ohne die in fechnung ge-
stellte Umsatzsteuer nachgewiesen §ettoverbuchung). Die damit verbundenen quantitativen Auswirkungen
werden durch Vergleichsangaben für 1968 mit Bruttoverbuchung dargestellt.

Begriffsbeziehungen:
Produktionswert

- Vorleistungen: BruttowertschöSung
+ Nichtabzugsfähige Umsatzsteuer+ Einfuhrabgaben: Bruttoinlandsprodukt

In den Input-Output-Tabellen ist der Produktionswert - im Gegensatz zu der hier dargestellten Definition des
Produktionswertes in der Entstehungsrechnung des Sozialprodukts - anders abgegrenzt. In der Input-Output-
Rechnung werden die Produktionsu/Erte der Sozialproduktsberechnungergf,nztvor allem um firmeninterne
Lieferungen und Leistungen, abgezogen wird hingegen insbesondere der Einstandswert der Handelsware.

2. Viefteljäh rliche Produktionserhebung
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Wert der >>> zum Absatz bestimmten Produktion.
Der Wert der zum Absatz bestimmten Produlrrion ist unter Zugrundelegung des im Berichtszeitraum erzielten
oder im Zeitpunkt des Absatzes erzielbaren Verkaufspreises ab Werk, abzüglich der gewährten Rabatte, be-
rechnet. Der Wert umfaßt auch die Kosten der Verpackung selbst wenn sie gesondert in Rechnung gestellt
sind. Er enthät aber weder die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer noch die Verbrauchsteuer (2.8. auf Mine-
ralölerzeugnisse, Salz, Kaffee, Bier, Branntwein, Tabakwaren). Auch gesondert in Rechnung gestellte Fracht-
kosten sind nicht einbezogen. Bei der in Lohnarbeit ausgeführten Produlrion ist als Wert nur die vom Auftrag-
geber gezahlte Vergütung jedoch ohne Umsatzsteuer, eingesetzt. Die eigenerzeugten Produktionsmittel sowie
die für Deputate verwendeten selbsthergestellten Erzeugnisse sind zu Herstellkosten bewertet. Dies gilt auch für
die selbsthergestellten Erzeugnisse, die für Einrichtungen des meldenden Betriebes oder flir einen anderen Be-
trieb desselben Unternehmens verwendet werden.

Bei Vermietung selbsthergestellter Erzeugnisse (2.8. Datenverarbeitungsanlagen, Telefonanlagen, Waschau-
tomaten) wird als Wert dieser Produktion der Erlös unterstellt, der bei einem Verkauf des Erzeugnisses auf dem
Markt voraussichtlich hätte erzielt werden können.
Für einige Erzeugnisse wird statt des Wertes der zum Absatz bestimmten Produktion, der Wert der Gesamtpro
duktion ausgewiesen. In diesen Fälen wurde die zur Weiterverarbeitung bestimmte Produktionsmenge mit den
vergleichbaren Verkaufspreisen bewertet.

Produktionswert der privaten Haushalte

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnu ngen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Entgelte der bei privaten Haushalten beschäftigten Arbeitnehmer.
Der Produktionswert der >>> privaten Haushalte ist wegen der Schwierigkeiten der theoretischen Abgrenzung
der statistischen Erfassung und der Beu,ertung der hauswirtschaftlichen Produktionstätigkeit auf die Entgelte-

639



@ar- und Naturalverdienste sowie auf Sozialbeiträge der Arbeitgeber) der in Privathaushalten beschäftigten
Arbeitnehmer beschränkt. Die Wohnungsvermietung (einschl. der Nutzung von >>> Eigentümerwohnungen)
wird als unternehmerische Tätigkeit angesehen und ist in den Unternehmenssektor einbezogen. Ebenso werden
die Eigenleistungen der privaten Haushalte im Wohnungsbau im Unternehmensseklor nachgewiesen.

Produktionswert der Unternehmen

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnu ngen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wert der Verkäufe der Unternehmen von Waren und Dienstleistungen aus eigener Produktion sowie von Han-
delsware an andere (in- und ausländische) Wirtschaftseinheiten, vermehrt um den Wert der Bestandsverände-
rung an halbfertigen und fertigen Erzeugnissen aus eigener Produktion und um den Wert der selbsterstellten
Anlagen. Firmeninterne Lieferungen und Leistungen sind nicht einbezogen.

Bei der Abgrenzung des Produktionswertes der >>> Unternehmen sind darüber hinaus die folgenden Beson-
derheiten zu beachten:
Die Summe der Produktionswerte der Unternehmensbereiche ergibt sich im Prinzip aus der Addition der Pro
duktionswerte der einzelnen Unternehmen. Eine Ausnahme bildet der Produl«lionswert der Landwirtschaft, der
nach dem Bundeshofl<onzept die Verkäufe von landwirtschaftlichen Erzeugnissen (2.8. Futtermittel und Saat-
gut) an andere landwirtschaftliche Betriebe nicht umfaßt.
Beim Transithandel (Handelsgeschäfte von Inländern mit Kontrahenten in der übrigen Welt, bei denen der
Warenstrom das Inland in der Regel nicht berührt) wird als Produktionswert der den Transithandel betreiben-
den Unternehmensbereiche (vor allem Großhandel) nur die Handelsspanne @ifferenz zwischen dem Wert der
Warenverkäufe und dem Wert der eingesetzten Handelsware zu Einstandspreisen) nachgewiesen.

Zu den Verkäufen der Unternehmen rechnet in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen auch der Eigen-
verbrauch der Unternehmer (im eigenen Unternehmen produzierte und im privaten Haushalt des Unternehmers
verbrauchte Erzeugnisse). Ebenso werden die Einnahmen aus der Vermietung gewerblicher Räume und sonsti-
ger (reproduzierbarer) Anlagen als Verkäufe gebucht, nicht dagegen Einnahmen aus Grundsti.ickspachten so-
wie Gebühreneinnahmen aus Patenten, Urheberrechten u.ä. (sie stellen in den Volkswirtschaftlichen Gesam-
trechnungen Vermögenseinkommen bzw. Einkommen aus immateriellen Werten dar).

Als unternehmerische Tätigkeit wird u.a. die Wohnungsvermietung (einschl. der Nutzung der Eigentümerwoh-
nungen) angesehen. Der Produktionswert des Bereichs Wohnungsvermietung umfaßt die Summe der Woh-
nungsmieten (einschl. Umlagen für Treppenhausbeleuchtung Wasserverbrauch, Schornsteinfegen, Müllabfuhr,
Straßenreinigung Hausaufzug) zuzüglich eines geschätzten Mietwertes für Eigenttimerwohnungen; Untermie-
ten sind nicht enthalten.
AIs Produktionswert des Wett- und Lotteriewesens, der Spielbanken u.ä. werden nicht die Bruttoeinnahmen,
sondern die um die Ausschüttungen verminderten Einnahmen als Entgelt für die Dienstteistungen dieser Berei-
che nachgewiesen.

Die mit dem Verkauf bzw. Kauf von gebrauchten Anlagen und Land verbundenen Übertragungskosten sind
Bestandteil des Produktionswertes der die LJbertragungskosten tragenden Unternehmen usw.

In die selbsterstellten Anlagen des Unternehmenssektors sind die Eigenleistungen der privaten Haushalte im
Wohnung5bau einbezogen.
Die Produktionswerte der Unternehmen sind grundsätzlich zu Madrtpreisen beu,ertet. Eine besondere Regelung
gilt für die Verkäufe von verbrauchsteuerpflichtigen Erzeugnissen (voi allem Branntwein und Mineralöler-
zeugnisse) im Begleitscheinverfahren, die in den Volkswirtschafrlichen Gesamtrechnungen stets einschließlich
der entsprechenden Verbrauchsteuern nachgewiesen werden, auch wenn diese vom Produzenten nicht in Rech-
nung gestellt, sondern vom Käufer an die Finanzverwaltung abgeführt werden. Der Wert der Verkäufe schließt
ab 1968, dem Jahr des (ibergangs auf das Mehrwertsteuersystem, die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer nicht
ein. Vor 1968 ist die kumulatiye Allphasenumsatzsteuer dagegen im Produktionswert enthalten. Gewährte
Skonti und Rabatte sind im Prinzip abgesetzt. Der Eigenverbrauch der Unternehmer geht mit Erzeugerpreisen
in die Rechnung ein. Die Bestandweränderung an Halb und Fertigwaren aus eigener Produktion und die
selbsterstellten Anlagen sind zu Herstellungskosten dargestellt. Der Bewertung der Bestandweränderung
(Zugjinge minus Abgänge) an Halb und Fertigwaren liegen die Herstellungskosten der Berichtsperiode zu-
grunde.
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Der Produktionswert der Kreditinstitute schließt neben den tatsächlichen Einnahmen aus Gebühren u.ä.
>>> unterstellte Entgelte für Bankdienstleistungen in Höhe der Differenz zwischen Ertragszinsen, Kredipro
visionen und anderen Vermögenseinkommen der Kreditinstitute einerseits und Aufiuandszinsen dieser Institu-
tionen andererseits ein. Die unterstellten Entgelte für Bankdienstleistungen werden im Produktionswert der
Kreditinstitute als Verkäufe von Bankdienstlei stungen gebucht.

Als Produktionswert der Versicherungsunternehmen gilt im nesentlichen das in den Bruttoprämien enthaltene
Entgelt für die Dienstleistungen der Versicherungsunternehmen. Dieser Dienstleistungsanteil wird ermittelt,
indem von den Beitragseinnahmen im Erstversicherungsgeschäft für das Geschäftsjahr und den Erträgen aus
der Verzinsung der Vermögensanlagen der Versicherungsunternehmen (einschl. Kursgewinnen bzw. -
verlusten) die in der gleichen Periode fiilligen Leistungen abgezogen werden. Die Erträge aus der Verzinsung
umfassen neben den Zinseinnahmen aus Kapitalanlagen (bei der Lebenwersicherung) auch die gezahlte und
zurückgestellte Gewinnbeteiligung der Versicherten. Nicht einbezogen ist der Teil der Vermögenserträge, der
auf die "eigenen Mittel" der Versicherungsunternehmen enfällt (entsprechend ist dieser Teil der Vermögenser-
träge auch nicht in der Bruttowertschöpfung und in den "entstandenen" Einkommen aus Unternehmertätigkeit
und Vermögen der Versicherungsunternehmen enthalten). Die erwähnten Leistungen umfassen sowohl Zah-
lungen als auch Rückstellungen für daq Geschäftsjahr.
Der Produktionswert der Versicherungsunternehmen enthält außerdem Erlöse aus dem aktiven Rückversich+
rungsgeschäft, der Vermietung von gewerblich genutzten Grundstücken u.ä. Die Erlöse aus dem aktiven Rück-
versicherungsgeschäft werden als Differenz zwischen den Einnahmen einerseits und den Leistungen und den
Kostenerstattungen an Vorversicherer andererseits ermittelt.

Anderungen im Zeitablauf:
Der Produktionswert der Unternehmen enthält bis 1967 die kumulative Allphasenumsatzsteuer
@ruttoverbuchung). Ab 1968, dem Jahr des tibergangs auf das Mehrwertsteuersystem, wird der Produktions-
wert ohne die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer nachgewiesen (Nettoverbuchung). Die damit verbundenen
quantitativen Auswirkungen werden durch Vergleichsangaben für 1968 mit Bruttoverbuchung dargestellt.

Begriffsbeziehungen:
In den Input-Output-Tabellen ist der Produlrrionswert der Unternehmen - im Gegensatz zu der hier dargestell-
ten Definition des Produktionswertes in der Entstehungsrechnung des Sozialprodukts - anders abgegrena. In
der Input- Output-Rechnung werden die Produktionswerte der Sozialproduktsberechnungerg/nzt vor allem um
firmeninterne Lieferungen und Leistungen, abgezogen wird hingegen insbesondere der Einstandswert der Han-
delsware.

Produktionswert des Staates und der privaten Organisationen
ohne Enverbszweck

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnun gen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wert der Leistungen des Staates und der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck die der Allgemeinheit
bzw. bestimmten Gruppen der Bevölkerungz.ß Verfügung gestellt werden.
Da >>> Staat und >>> private Organisationen ohne Erwerbszweck ihre Leistungen der Allgemeinheit bzw.
bestimmten Gruppen der Bevölkerung überwiegend ohne spezielles Entgelt zur Verfügung stellen, kann der
Produktionswert dieser Einheiten nur durch Addieren ihrer Aufirandsposten ermittelt werden.
Hierzu rechnen die Einkommen aus unselbständiger Arbeit der bei diesen Institutionen Beschäftigen, die von
den betreffenden Behörden urtd Einrichtungen gezahlten Produktionssteuern, die Abschreibungen und die
Käufe von Gütern für die laufende Produktion (>>> Vorleistungen).

Anderungen im Zeitabtauf:
Der Produktionswert enthält bis 1967 die kumulative Allphasenumsatzsteuer @ruttoverbuchung). Ab 1968,
dem Jahr des Übergangs auf dac Mehrwertsteuersystem, wird der Produktionswert ohne die in Rechnung ge-
stellte Umsatzsteuer nachgewiesen (Nettoverbuchung). Die damit verbundenen quantitativen Auswirkungen
werden durch Vergleichsangaben für 1968 mit Bruttoverbuchung dargestellt.
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Pro d uktivitäts-(Wachstums-)hilfen ftir B etriebe o d er Wirt-
schaftszweige

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:
>>> Finanzhilfen und >>> Steuervergünstigrrngen des Bundes mit strukturverändernder Zielsetzsng die in be-

sonderem Maße für das gesamtwirtschaftliche Wachstum von Bedeutung sind.

Zu denFtoduktivitätshilfen rechnen insbesondere die Förderungsmaßnahmen für die anwendungsnahe indu-

strielle Forschung und Entwicklung sowie die Innovation neuer Verfahren und Produkte.

Begriffsbeziehungen:
Die Gliederung von Finanzhilfen und Steuervergünstigungen zugunsten von Betrieben oder Wirtschaftszwei-
gen in Erhaltungs-, Anpassungs- und Produktivitätshilfen ist keineswegs immer eindeutig. Vor allem Erhal-
Iungs- und e,npassungstrilfen lassen sich oft nur schwer voneinander unterscheiden. Als maßgebliches Kriteri-
umivird *gur.h.n, Jb di" In*.pruchnahme von Finanzhilfen und Steuervergünstigungen strukturverändern-

de Wirkunfen in Richtung eines marktwirtschaftlichen Wirtschaftwollzugs auslöst oder nicht. Soweit finan-
zielle Hilfen mit strukturverändernder Zielsetzungin besonderem Maße für das gesamtwirtschaftliche Wachs-

tum von Bedeutung sind, sind sie als Produl«ivitätshilfen ausgewiesen.

Produzierendes Gewerbe

1. Mikrozensus
Datennachweis: 1964 bis l97l

Begriffsinhalt:
Wirtschaftsbereich, der die Abteilungen

EnergiewirtschaftundWasserversorgungBergbau Abteilungl
Verarbeitendes Gewerbe Abteilung 2
Baugewerbe Abteilung 3

der Systematik der Wirtschaftszweige für die Berufszählungl96Lbeut'

2. Index der Nettoproduktion für das Produzierende Gewerbe
Datennachweis: ab 1970

1970 umfafjt.

Begriffsinhalt:
Wirtschaft sbereich, der die Teilbereiche
>>> Elektrizitäts- und Gasversorgung SYPRGNT' 1010, 1030
>>>Bergbau " 2l
>>> Verarbeitendes Gewerbe t 22 - 69 (ohne 24'35'
6s)
ab Basis 1985 : 100 nur noch ohne SYPRGNT. 24
>>>Bauhauptgewerbe x - 72-75

in der Abgrenzung nach der SYPRO umfaßt.

Nachgewiesen werden >>> Indizes der Nettoproduktion für Unternehmen und für fachliche Unternehmensteile
für das Produzierende Gewerbe. Zum Produzierenden Gewerbe rechnen auch Handwerksunternehmen und -

betriebe, die in diesem Wirtschaftsbereich tätig sind.

Anderungen im Zeitablauf:
Mit der Umstellung auf das Basisjahr 1980 wurde ein methodisch völlig neu gefaßtes System von Produkti-
onsindizes eingeführt. Dabei handelt es sich um Produktionsindizes für Unternehmen und für fachliche Unter-
nehmensteile. Hinsichtlich der Datenbasis und des Berechnungsverfahrens ist dieses Indexsystem grundlegend

neu gestaltet und unterscheidet sich deshalb wesentlich von früheren Indexberechnungen.
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Psychiatrische Indikation

Schwangerschaftsabbruchstatistik

Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:

Indikation nach § 218a Absatz I Nr. 2 des Strafgesetzbuches (SIGB) als Begründung für einen
>>> Schwangerschaft sabbruch.

Eine psychiatrische Indikation nach § 2l8a Absatz I Nr. 2 liegt vor, wenn der Abbruch der Schwangerschaft
unter Berücksichtigung der gegenwärtigen und zuktinftigen Lebenwerhätnisse der Schwangeren nach ärali-
cher Erkenntnis angezeigt ist, um eine Gefahr für das Leben oder die Gefahr einer schwerwiegenden Beein-
trächtigung des seelischen Gesundheitszustandes der Schwangeren abzuwenden, und die Gefahr nicht auf eine
andere für sie zumutbare Weise abgewendet werden kann.
Aus statistischen Gründen werden die psychiatrische Indikation, die hauptsächlich auf die seelische Sitution
der Schwangeren abgestellt ist und die >>> allgemein-medizinische Indikation, die am körperlichen Gesund-
heitszustand orientiert i st, getrennt aufgeführt.
Sie werden zusammen als medizinische Indikation bezeichnet.

Quatitätswein

Ernteberichterstattun g
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Zu unterscheiden ist zwischen

- Qualitätswein (b.A.) und
- Qualitätswein mit Prädikat

"Qualitätswein (b.4.)" ist der Wein, dem aufgrund einer Qualitätsprüfung eine Prtifungsnummer zuerkannt
worden ist.

Hierfrir sind solche Weine geeignet, die ausschließlich aus Weintrauben anerkannter >>> Rebsorten stammen,
in einem bestimmten Anbaugebiet geerntet und verarbeitet worden sind die mindestens die festgelegten Most-
gewichte auflrrcisen und weder durch Zusatz von konzentriertem Most noch durch Konzentrierung erzeugl
wurden.
Für ähnliche Qualitätsweine (b.A.) in der EG gelten landesspezifische, gesetzliche Vorschriften.
"Qualitzitswein mit Prädikat" ist der Wein, dem aufgrund einer Qualitätsprüfungsnummer ein Prädikat zuer-
kannt worden ist und der die für die einzelnen Prädikate §pischen Bewerhrngsmerkmale aufi,veist.

Dabei darf Qualitätswein mit Prädikat nur in einem Anbaugebiet geerntet worden sein, muß die erforderlichen
Mindestmostgewichte aufirrcisen und darf nicht mit Zucker angereichert werden.
Prädikate sind in aufsteigender Reihe: Kabinett, Spätlese, Auslese, Beerenauslebe und Trockenbeerenauslese.
Ein Eiswein muß mindestens dem Mostgewicht einer Beerenauslese entsprechen.

643





Räume

Gebäude- und Wohnungszählung 1987

Begriffsinhalt:
Zu den Räumen einer >>> Wohneinheit zählen die Wohn- und Schlafräume mit 6 und mehr m2 Wohnfläche und
alle Küchen (diese ohne Rücksicht auf die Größe) einschließlich der untervermieteten und gewerblich genutzten
sowie der außerhalb des Wohnungsabsctrlusses liegenden Räume (2.B. Mansarden). Ebenso zählen die zu Wohn-
zwecken ausgebauten Keller- und Bodenräume dazu.

Im Unterschied dazu sind beim Nachweis der selbstbewohnten Räume die untervermieteten und die gewerblich ge-
nutzten Räume nicht enthalten.

Rauminhalt

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 1955; für die neuen Länder tmd Berlin-Ost ab l99l

2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 1955; für die neuen Länder rmd Berlin-Ost ab l99l

3. Statistik des Bauüberhanges
Datennachweis: ab 1955; für die neuea Länder und Berlin-Ost ab l99l

Begriffsinhalt:
Rauminhalt von >>> Gebäuden, der von den äußeren Begrenzungsflächen eingeschlossen wird @ruttorauminhalt).
Der Rauminhalt eines Gebäudes ist dac Produkt aus der überbauten Fläche und der anzusetzenden Höhe; es umfaßt
auch den Rauminhalt der Konstruktionen.
Zur überbauten Fläche rechnen auch die Außenmauern. Die Höhe bemißt sich von der Unterfläche der Konstrukti-
on, die den Fußboden des untersten Geschosses trägt, bis zur Oberfläche des Daches. Fundamente, besondere Kon-
struktionen u.ä. bleiben ebenso unberücksichtigt wie konstruktive und gestalterische Vor- und Rücksprünge, Profi-
lierungen und untergeordnete Bauteile (2.8. Außentreppen, Eingangsüberdachungen, Dachgauben usw.).
Der Rauminhalt von nicht allseitig in voller Höhe umschlossenen, jedoch überdeckten Bauwerken bzw. Teilen von
))> Bauwerken (2.B. Lagerhallen, offene Eingangshallen usw.) wird in entsprechender Weise berechnet. ZuEin-
zelheiten der Berechnung des Rauminhalts siehe DIN 277,81. I in der jeweils gültigen Fassung.

Realschulen

1. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Allgemeinbildende Schulen, die den Besuch einer Grundschule voraussetzen und deren Abschluß bislang die
Grundl age für gehobene nichtakademi sche Berufe darstellte.
Die Realschule umfaßt sechs, teilweise auch nur vier Klassenstufen.
Der Abschluß an Realschulen wird der Fachschulreife gleichgestellt. Das Abschlußzeugnis berechtigt zum Besuch
von Fachoberschulen oder Fachgrmnasien. Außerdem besteht die Möglichkeit zum Übergang auf Aufbaugrmnasi-
en.
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Realschulklassen an Hauptschulen und Realschulzweige an additiveh bzw. kooperativen Gesamtschulen werden -
soweit möglich - bei den Realschulen ausgewiesen.

Erfaßt werden öffentliche und private Realschulen.

Abendrealschuten werden als Einrichtungen des sog. zweiten Bildungsweges getrennt ausgewiesen.

Realschul- oder gleichwertiger Abschluß

1. Volks- und Berufszählung 1987

Als Realschul- oder gleichwertiger Abschluß zählen der Abschluß einer Realschule, Mittelschule, Realschulklasse
oder eines Realschulzuges an Hauptschulen oder einer Abendrealschule.

Als gleichwertig gllt das Versetzungszeugnis in den I l. Schuljahrgang sowie das Abgangszeugnis aus dem Il.,12.
oder 13. Schuljahrgang eines Gymnasiums oder einer Gesamtschule (ohne Hauptschulreife) und das Abschlufl
zeugnis einer Berufsaufbauschule oder Fachschule, Wirtschaftsfachschute bzw. Berufsfachschule, welcher die soge.
nannte Fachschulreife bescheinigt.

2. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Allgemeinbildende Schulen, die den Besuch einer Grundschule voraussetzen und deren Abschluß bislang die
Grundlage fü r gehobene n i chtakade mi sche Berufe darstellte.
Die Realschule umfaßt sechs, teilweise auch nur vier Klassenstufen.

Der Abschluß an Realschulen wird der Fachschulreife gleichgestellt. Das Abschlußzeugnis berechtigt zum Besuch
von Fachoberschulen oder Fachgrmnasien.
Außerdem besteht die Möglichkeit zum Überpng auf Aufbaugrmnasien.
Realschulklassen an Hauptschulen und Realschulzweige an additiven bzw. kooperativen Gesamtschulen werden -
soweit möglich - bei den Realschulen ausgewiesen.
Erfaßt werden öffentliche und private Realschulen.
Abendrealschulen werden als Einrichtungen des sog. zweiten Bildungpweges getrennt ausgewiesen.

Rebfläche im Ertrag

Ernteberichte rstattu ng
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Gesamte mit Reben bepflanae Fläche, die im Herbst Erträge erwarten läßt. Neuanlagen und Jungfelder fallen nicht
in diese Kategorie.

Anderungen im Zeitablauf:
Ab 1979 werden nur die Anbauflächen für den Verkaufnachgewiesen.

Bodennutzungshaupterhebung
Datennachweis: ab 1950

Rebland
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Begriffsinhalt:
Mit Reben hstockte Flächen, gleichgültig ob sie im Ertragstehen oder nicht (auch Junganlagen, Rebschulen, Un-

terlagenschnittgärten) so.rie ,ät*"iilgbächliegende Rebflächen, die wieder mit Reben bepflanzt werden sollen

und tierzu vorbereitet werden, soweit sie nicht anderweitig genutzt werden.

Nicht zum Rebland zählen Flächen, die vorübergehend anderweitig genuta werden sowie ehemalige Rebflächen'

die nicht mehr bestoclil werden sollen. Erfaßt oÄ.d.n land- und forstwirtschaftliche Betriebe ab I ha Betriebsfläiche

und Gesamülächen ab t ha die garu cfier teilweise land- oder forstwirtschaftlich genutzt werden, land- und

forstwirtschaftliche Betriebe unter t ha Betriebsfläche und Gesamdlächen unter I ha mit bestimmten Mindester-

zeugungseinheiten sowie sonstige Flächen auf denen Reben, Obst, Gemüse,zierpflaruen oder Baumschulerzeug-

nisse für den Verkauf angebaut werden.

Andenrngen im Zeitablauf:
Bis 1g7g wurden die Flächen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe ab 0,5 ha Gesamdläche erfaßt. Alles sonstige

Rebland wurde durch die Gemeinden festgestellt.

Rebsorten

Ernteberichterstattun g

Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Selbständige Reben, die sich mit ihren Unterscheidungsmerkmalen deutlich voneinander abheben.

Als Unterscheidungsmerkmale gelten hierbei die Triebspitze, das Blatt, die Traube, daq Holz, Zeit des Austriebs

und der Traubenreife, Anfälligk;it gegen Krankheiten, Winterfrostfestigkeit, Mostgewicht und Säure und ihre An-

sprüche an Lage und Boden.

Rechttich unselbständige Wirtschaftsunternehmen

Statistik über den Personalstand des öffentlichen Dienstes

Datennachweis: ab 1960 .

Begriffsinhalt: :

zu denrechtlich unselbständigen wirtschaftsunternehmen zählen die Regiebetriebe und die Eigenbetriebe der öf-

fentlichen Hand.
Nachgewiesen werden die Beschäftigten bei den rechtlich unselbständigen Wirtschaftsunternehmen. Die Besch2if-

tigten in der Verw.altung der jeweiligen Gebietskörperschaften werden gesondert nachgewiesen.

Rechtsschufz

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Aufgabenbereich mit den Ausgaben von Bund und Ländern für
- Verfassungsgerichte Bundewerfassungsgericht, Staats- bzw. Verfassungsgerichtshof;

- ordentliche Gerichte und Staatsanwaltschaften
Ausbildungp- und prtifungsamt, Bundesgerichtsbarkeit, Bundesgerichtshol Generalbundesanwalt, Bundespa-

tentgericht, Oberstes Rücferstattungsgericht, Oberstes Landesgericht, Oberlandes-, Kammer-, Land-, Amtsge-
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richt, Staatsanwaltschaft, Wiedergutmachungssenate und -kammern, zentrale Erfassungpstelle Salzgitter, Ju-
stizverwaltung Justizkasse, Justizprüfungsamt, freiwillige Gerichtsbarkeit, Gewerbegericht, Rechtspflegeschu-
len;

- Verwaltungsgerichte
Bundewerwaltungsgericht, Oberverwaltungsgericht, Verwaltungsgericht, Seeamt

- Arbeits- und Sozialgerichte
Bundesarbeitsgericht, Landesarbeitsgericht, Arbeitsgericht, Bundessozialgericht, Landessozialgericht, Sozial-
gericht;

- Finanzgerichte
Bundesfi nanzhof, Finanzgericht;

- Justizvollzugsanstalten und sonstige Rechtsschutzaufgaben
z.B. Schiedsgerichte, Schiedsamt.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1962 sind die Ausgaben für die Finanzgerichte und Verwaltungsgerichte nicht hier, sondern im Aufgabenbe-
reich >>> Politische Führung und zentrale Verwaltung nachgewiesen.

Rechtswissenschaft

Statistik der Studien- und Berufswünsche
Datennachweis: 1972 bis 1979

Begriffsinhalt:
Erfassung des Studienbereichs "Rechtswissenschaft" an Hochschulen.
Nachgewiesen werden >>> Abiturienten und Schüler der Abschlußklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Rechtswissenschaft zu studieren.

Begriffsbeziehungen:
Der Studienbereich Rechtswissenscha.ft ist bei der Statistik der Studien und Berufswünsche, ab 1976, in der Fä-
chergruppe >>> Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften enthalten.

Regelmäßige oder unregelmäßige Tätigkeit

Mikrozensus
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:
Erwerbs- oder Berufstätigkeit, die'in regelmäßigen Zeitabständen ausgeübt wird (regelmäßige Tätigkeit) oder die
nur gelegentlich oder einmalig ausgeübt wird (gelegentliche Tätigkeit).
Als regelmäßig gelten auch Tätigkeiten, die z.B. nur einmal in der Woche (2.B. am Wochenende) oder während ei-
ner festgelegtenZahl von Stunden im Monat ausgeübt u,erden oder die z.B. in einem dreiwochigen Rhyhmus aus-
geübt werden, sofern diese Tätigkeiten in die Berichtswoche fallen.
Als gelegentlich gelten Tätigkeiten, bei denen der Befragte nur nach Bedarfeingesetzt u/ird oder sich selbst nur ei-
ne Arbeit von kurzer Dauer sucht.
Hierzu rechnen auch Tätigkeiten, die z.B. in dreiwöchigem Rhythmus ausgeübt werden, jedoch nicht in die Be-
richtswoche fallen. Eine Aushilfstätigkeit, die zwar in der Berichtswoche, aber nur gelegentlich ausgeübt wird, gilt
ebenfalls als gelegentliche Tätigkeit.
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Regionale Strukturmaß nahmen

Subventionsberichte
Dateanachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
>>> Finanzhilfen und >>> Steuervergünstigungen um

- Wachstumsreserven in strukturschwachen Gebieten der Bundesrepublik Deutschland zu mobilisieren'

- die konjunkturelle und strukturelle Anfalligkeit bestimmter Regionen zu vermindern und

- regionale Unterschiede in der Einkommensentwicklung und in gewissem MaIJe auch der Versorgrng mit öf-

fentlichen und privaten Dienstleistungen al verringern'

l. Finanzhilfen

Bei den Finanzhilfen für regionale Strukturmal3nahmen handelt es sich im einzelnen um

- Zuschüsse für betriebliche Investitionen und Frachthilfen an gewerbliche Betriebe aufgrund des Gesetzes über

die GemeinsctratsaufgaUe ,'Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" vom 6. Oktober 1969 und des Ge-

setzes zur Förderung äes Zonenrandgebietes vom 5. Augrrst l97l; diese Hilfen bestehen in Finanzierungser-

leichterungen für gäichtungs- und E-rweiterungsinvestitionen sowie für Maßnahmen der Umstellung oder

grundlegeiden Rationalisierung von gewerblichen Produktionsbetrieben und Fremdenverkehrsbetrieben zur

Schafrrng bzw. Sicherung gefaLdeter lrueitsptatze; die Frachthilfen sind dazu bestimmt, die aus der Teilung

Deutschländs resultierenden verkehrsmäIligen Nachteile zu mildern;

- von l9g5 bis l9g7 Zuschüsse für Sachinvestitionen an Unternehmen im Saarland zur Schafrrng neuer Arbeits-

plätze oder zum Ersatz von Arbeitsplatzverlusten in der Stahlindustrie;

- Förderung der Arbeitsaufnahme in Berlin (West) zur besseren Versorgung der Berliner Wirtschaft mit Arbeits-

kräften; fubeitnehmer aus dem Bundesgebiet, die für die Dauer mindestens eines Jahres eine Beschäftigung in

Berlin aufnehmen, erhalten für die mit äieser fubeitsaufnahme verbundenen Mehraufiarendungen bestimmte

Leistungen (2.B. Fafukosten, Überbrückungsgeld, Umzugskosten, Einrichtungsbeihilfe).

2. Steuervergünstigungen

Bei den auf dem Berlinforderungsgesetz beruhenden Steuervergünstigungen für regionale Strukturmaßnahmen

handelt es sich im einzelnen um

- erhöhte Absetzungen bis zu 75 v.H. im Jahre der Anschaffirng bzw. Herstellung und in den vier folgenden Jah-

ren bei bestimmten Investitionen im abnutzbaren Anlagevermögen von Betrieben (§ 14 BerlinFG),

- seit 1968 erhöhte Absetzung für Mehrfamilienhäuser von 2 x l0 v.H. und l0 x 3 v.H., im steuerbegünstigten

und freifinanzierten Wohnu-ngsbau in den ersten drei Jahren bis zu insgesamt 50 v.H. der Herstellungs- oder

Anschaffr.rngskosten (§ l4a BerlinFG);
- seit 1977 erhöhte Absetzungen für Modernisierungsmallnahmen bei Mehrfamilienhäusern in den ersten drei

Jahren bis zu insgesamt 50 v.H. der Herstellungskästen; die Abschreibungsvergünstigung wird wahlweise neben

der für das ganze Bundesgebiet geltenden Abschreibungsvergünstigung für Modernisierungsmallnahmen nach

§ g2a ESTDV gewährt; aiäe wei-tergehende Abschreibungsmöglichkeit dient der Erhaltung des Altbaubestandes

in Berlin (West) (§ l4b BerlinFG),
- seit 1976 erhöhte Absetzungen für Einfamilienhäuser, Zweifamilienhäuser und Eigentumswohnungen von

2 x t0 v.H. und l0 x 3 v.H.lim steuerbegünstigten und freifinanzierten Wohnungsbau in den ersten drei Jahren

bis zu insgesamt 50 v.H. der Anschaffirngs- oder Herstellungskostdn (§ 15 BerlinFG);

- Steuerermäßigung für die Hingabe von Industrie- und Wohnbaukrediten (§§ 16 und l7 BerlinFG);

- Gewährung von Investitionszulagen für bestimmte Investitionen in Berliner Betriebsstätten (§ l9 BerlinFG);

- Ermäßigung der Einkommen-, Körperschaft- und Lohnsteuer bei Einkünften aus Berlin (West) (§§ 2l bis

27 BerlinFG);

- Zulagein Höhe von 8.v.H. des Bruttoarbeitslohns für fubeitnehmer in Berlin (West) zuzüglich eines Zuschlags

von 49,50 DM je Kind des Arbeitnehmers (§§ 28 und 29 BerlinFG);
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- Umsatzsteuervergünstigungen im Wirtschafrwerkefu mit Berlin (West) zum Ausgleich für Standortnachteile
und besondere politische Risiken, Stärkung der Berliner Wirtschaftskrafr durch Anreiz zum Bezug Berliner
Waren; die Vergünstigungen bestehen in einem Küranngsanspruch der Westberliner Unternehmer, einem Kür-
arngsanspruch der Unternehmer im Bundesgebiet beim BeangBerliner Waren sowie einem besonderen Kür-
zungsanspruch für kleinere Westberliner Unternehmer (§ l, la 2 und 13 BerlinFG).

Daneben gibt es Steuervergünstigungen zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur in wirtschaftlich benachteiligten
Gebieten, insbesondere im Zonenrandgebiet:
- seit l969Investitionszulagen für Investitionen im Zonenrandgebiet von l0 v.H. und ih anderen forderungsbe-

dürftigen Gebieten in Höhe von 8,75 v.H. nach § I des Investitionszulagengesetzes sowie

- Sonderabschreibungen und steuerfreie Rücklagen fürbetriebliche Investitionen im Zonenrandgebiet nach § 3
des Zonenrandforderungsgesetzes.

Anderungen im Zeitablauf:

zu l.'.

Yon 1977 bis 1980 leistete der Bund Zuschüsse zur Frachwerbilligung für Erztransporte von Lothringen zum
Saarland.

Von 1978 bis 198 I leistete der Bund Zuweisungen für betriebliche Investitionen an Länder im Rahmen des Sonder-
programms zur Flankierung des Anpassungsprozesses der saarländischen Stahlindustrie, um neue Arbeitsplätze
außerhalb der Eisen- und Stahlindustrie zu ermöglichen.
Von 1982 bis 1985 wurden die Zuweisungen unter dem Titel "Verbesserung dei regionalen Wirtschaftsstruktur" für
die Arbeitsmarktregionen Bochum, Dortmund, Duisburg Braunschweig-Salzgitter, Osnabrüch Amberg und
S chwandorf sowie i m Gebi et " Saarland- Westpfalz" gewährt.
In den Jahren 1969 und 1970 wurden Investitionszuschüsse gezahlt an gewerbliche Unternehmen im Zonenrand-
gebiet, in den Bundtisausbaugebieten und -orten sowie Orten des Saarlandes, die von besonderen Strukturproble-
men betroffen sind.

an2.'.

Von 1967 bis einschl. 1973 wurde eine Investitionsprämie für die Errichtung oder Erweiterung einer Betriebsstätte
in einem Steinkohlenbergbaugebiet gewährt.

Regionales Mietenniveau

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Durchschnittliche prozentuale Abweichung der Quadratmetermieten in der betrachteten Gemeinde von den Qua-
dratmetermieten vergleichbaren Wohnraums im Bundesdurchschnitt; es werden hierbei nur die Mieten von wohn-
geldbeziehenden Hauptmietern berücksichtigt.
Das Mietenniveau gibt an, ob Wohnraum vor Ort gemessen an den bundesdurchschnittlichen Quadratmetermieten
vergleichbarer Wohnungen relativ teuer oder relativ billig ist. Eine Abweichung um +10% bedeutet beispielsr,rrcise,
daß in der betrachteteten Gemeinde die Quadratmetermieten der Hauptmieter mit Wohngeld durchschnittlich um
l0% höher als die bundesdurchschnittlichen Mieten vergleichbarer Wohnungen liegen.
Das regionale Mietenniveau der Gemeinden, d^s dem seit 1986 gültigen Wohngeldgesetz zugrunde liegt, wurde auf
der Grundlage der Ergebnisse der Wohngeldstatistik zum 31. Dezember 1984 berechnet. Für Gemeinden mit mehr
als 20 000 Einwohnern wurde jeweils ein gesondertes Mietenniveau, für kleinere Gemeinden ein nach Kreisen zu-
sammengefaßtes Mietenniveau ermittelt.
Durch Rechtwerordnung wurden die Gemeinden entsprechend ihrem festgestellten regionalen Mietenniveau in
fünf Mietenstufen eingeordnet. Diese Mietenstufen der Gemeinden nerden bis zur nächsten Anpassung der nr-
schußfähi gen Hochstbeträge bei der Wohngeldberechnung mallgebend sei n.
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Anderungen im Zeitablauf:
Anstelle der Mietenstufen orientierte sich bis einschl. 1985 die Höhe der zuschußfähigen Miete und Belastung an

der Einwohnerzahl der Wohnsitzgemeinde (unterteilt nach drei Gemeindegrößenklassen) . Die Differenzierung der

Htuhstbeträge nach den Gemeindingrößenklassen beruhte auf der Annahme dall zwischen der Einwohnerzahl und

dem Mietenniveau einer Gemeinde ein enger Zusammenhang besteht.

umfangreiche Untersuchungen haben jedoch ergeben, daß eine Ausrichtung der Hochstbetlzig€ an der Gemeinde-

größe d-en örtlichen Wohnkästenunterichieden *r un .eichend Rechnung trägt; nicht in jedem Fall steigen die

Wohnkosten mit der Gemeindegröße. So weisen vielfach die kleineren Gemeinden im Umland von Großstädten mit
hohen Mieten ein ebenfalls hohes Mietenniveau auf.

Demgegenüber ist in einigen Großstädten wie z.B. Berlin, die Lage auf dem Wohnungpmarkt relativ entspannt, so

dan frei generelle Miethühstbeträge nicht gerechfe(igt erscheinen. Im Rahmen der 6. wohngeldnovelle wurle
deshalb l9g6 die bisherige Difrererzierung nach Gemeindegr«ißenklassen durch die Einführung von zunächst fünf
Mietenstufen ersetzt.

Ab l. Januar 1990 wurden die Gemeinden und Kreise, deren Mietenniveau um mindestens25Vo über dem Bundes-

durchschnitt gelegen hat, der neu eingeführten sechsten Mietenstufe mit erhöhten zuschußfähigen Hochstbeträgen

zugeordnet.

Am l. Oktober 1990 wurde die maßgebliche Einwohnergrenze für die gesonderte Ausweisung des örtlichen Mie-
tenniveaus von 20 000 auf l0 000 Einwohner herabgesetzt.

Reine Mietwohnungen

Gebäude- und Wohnungszählung 1987

Begriffsinhalt:
Als reine Mietwohnungen gelten alle vermieteten Wohnungen mit Ausnahme von

- Dienst-, Werks-, Hausmeister- und Stiftswohnungen;

- Berufs- und Geschäftsmietwohnungen;
- Mietwohnungen von Angehörigen ausländischer Streitkräfte, diplomatischer oder berufskonsutarischer Vertre-

tungen sowie der Ständigen Vertretung der ehem. DDR;

- verbilligt, wegen der finanziellen Vorleistuirgen ermäßigt oder kostenlos überlassenen Wohnungen;

- völliguntervermietetenWohnungen.
Dagegen sind die Wohnungen für Bedienstete der öffentlichen Hand in den Zahlenangaben über reine Mietwoh-
nungen enthalten.

Religionszugehörigkeit

Volks- und Berufszählung 1987

Begriffsinhalt:
Rechtliche Zugehörigkeit zu einer Kirche, Religionsgemeinschaft und dgl., unabhängig von der persönlichen reli-
giösen Überzeugrrng der Person.

Es werden die folgenden Religionszugehörigkeiten unterschieden:

(l) Römisch-katholische Kirche
Zur Römisch-katholischen Kirche zäNen nur die Mitglieder dieser Kirche, nicht dagegen Angehörige der

AI tkathol ischen Ki rche und verwandter Gruppen.

(2) Evangelische Kirche
Die Elangelische Kirche umfaßt die "Evangelische Kirche'in Deutschland' (EKD), nicht dagegen die Evan-

gelische Freikirche.
Zur Evangelischen Kirche in Deutschland zählen
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(3)

(4)
(5)
(6)

- die Evangelischen Landeskirchen,
- der Bund Evangelisch-reformierter Kirchen in der Bundesrepublik Deutschlan{
- die Europiüsch-Festländi sche B ruder-Unität (Herrnhuter B rüdergemei nde)
- Ausländische Kirchen (2.B. Church of England).

Evangelische Freikirche
Hieran zählen
- Deutsche Freikirche (2.8. Lutherische Freikirchen, Reformierte Freie Gemeinden und
- Ausländische Kirchen, die nicht der Evangelischen Kirche zugerechnet werden (2.B. Free Church, Pres-
byterianer und Quäker).

Angehörige der jüdischen Religionsgesellschaft
Angehörige der Islamischen Religionsgemeinschaft

Andere Religionsgesellschaft
Hieran zählenz.B.:
- die Ostkirchen;
- Orientalische Kirche und Sondergnrppen;
- die Altkatholische Kirche und verwandte Gruppen;
- die christlich orientierten Sondergemeinschaften wie die Adventisten;
- B ibelforsch er, Zeugei Jehovas, Chri stl iche Wi ssenschaft ;
- nichtchristliche Volks- und Weltreligionen sowie die Freireligiösen und Weltanschauungsgemeinschaften

Keiner Religionsgesellschaft rechtlich zugehörig
Zu ihnen rechnen z.B.
- Atheisten;
- Bekenntnislose und aus der Kirche Ausgetretene.

(7)

Rennwett- und Lotteriesteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
>>> Landessteuern nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz, die im Ergebnis die Umsätze belasten, die durch den
Spieltrieb des Menschen zustande kommen, wobei Spielgewinne nicht der >>> Einkommensteuer unterliegen.

Der Rennwettsteuer unterliegen die aus Anlaß von Pferderennen an einem Totalisator oder bei einem Buchmacher
abgeschlossenen Wetten.

Der Lotteriesteuer unterliegen im Inland veranstaltete öffentliche Lotterien und Ausspielungen. Von ihr werden ne-
ben der staatlichen Klassenlotterie vor allem da< Zahlenlotto und grundsätzlich auch der Fußballtoto erfafJt. Der
Steuer unterliegen auch ausländische Lose und Spielausweise, wenn sie ins Inland eingebracht werden.

In einigen Ländern der Bundesrepublik Deutschland wird anstelle der Lotteriesteuer für Sporn'vetten (Fußballtoto)
eine Sportwettsteuer erhoben.

Grundlage der Besteuerung sind grundsätzlich die von den Wettern oder Spielern geleisteten Einsätze, bei Lotterien
aber der planmäßige Preis sämtlicher Lose.

Sowohl die Rennurcttsteuer als auch die Lotteriesteuer und die Spornrrcttsteuer betragen im Ergebnis 16 213 v.H.
der Besteuerungsgrundlage. Bei ausländischen Losen beträgt die Steuer 0,25 DM für jede angefangene Mark des
planmäßigen Preises.

Alle Veranstaltungen, die der Rennwett-, Lotterie- oder Spornr,ettsteuer unterliegen, müssen vom Veranstalter beim
zuständigen Finanzamt angemeldet werden.
Bei wiederkehrenden Veranstaltungen ist ein Abrechnungsverfahren zugelassen. Das Finanzamt setzt die Steuer
durch schrift lichen Steuerbescheid fest.
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Renten der gesefzlichen Renten- und Unfallversicherung

Wi rtschaftsrechnungen ausgewählter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Rentenzahlungen der gesetzlichen Sozialversicherung @enten- und Unfallversicherung) an die privaten Haushalte

je Haushalt und Monat.
Zu denRentenzahlungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung rechnen im einzelnen Berufs- und Erwerbsun-

fähigkeitsrenten, Alteisruhegeld, Bergmannsrenten, Knappschaftsrenten und -ruhegeld" Hinterbliebenenrenten

,o*i". üU"rggsgeld Uei fteitUehandlung und Berufsf<lrderung aus der Rentenversicherung der Arbeiter, der An-
gestellten u-na ä.it n"ppschaftlichen Rentenversicherung ferner Renten der Zusatnersorgung für Angehörige des

6ffentlichen Dienstes sowie das Altersgeld der landwirtschaftlichen Alterskasse.

Zu denRentenzahlungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung rechnen im einzelnen die Renten an Verletzte

und Erkrankte sowie an Hinterbliebene und dac Krankengeld.

Einbezogen sind auch Rentennachzahlungen, nicht aber Beitragserstattungen, Abfindungen, Sterbegeld und ähnli-
che einmalige oder unregelmäßige Leistungen.

Renten, Unterstüfzungen u.ä.

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit den Ausgpben für Renten, Unterstützungen und ähnliche Leistungen, die an die Begünstigten in bar

oder-durch überweisung gezahlt werden (als Barleistungen gelten auch Berechtigungsscheine):

Sozialleistungen, Wohngeld, >>> Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz, Studienbeihilfen, Fahrkostenzu-

schüsse, entscnadigungJn, Belohnungen, Taschengeld für Anstaltsinsassen, Arbeitsentlohnung an Gefangene u.ä.

Rentenversicherung

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Zusammengefaßte Leistungen der >>) Rentenversicherung der Arbeiter, der >)> Rentenversicherung der Ange-

stellten und der >>> knappschaftlichen Rentenversicherung

Die drei Ztxeige der Rentenversicherung - Arbeiter-, Angestellten- und knappschafrliche Rentenversicherung - ge-

währen Renten an Berufs- und Erwerbsunfähige, an Hinierbliebene und für Alter unter Berücksichtigung von Kin-
dererziehungszeiten von einem Jahr für jedes «ina ui Müttern oder Vätern der Geburtsjahrgänge l92l und später.

Die übrigenEinkommensleistungen, uoi alle* das Übergangsgeld, sind nur von untergeordneter Bedeutung' Zu
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den ebenfalls gewfirten Sachleistungen zählen medizinische, berufsf«irdernde und eryänzende Maßnahmen zur
Rehabilitation.
Außerdem werden von den Rentenversicherungsträgern die Beiträge zur Krankenversicherung der Rentner entrich-
tet.
Die Finanzierung der Rentenversicherung erfolgt durch Beiträge der fubeitnehmer und der Arbeitgeber sowie ei-
nem Zuschuß des Bundes. Für die Bezieher von Arbeitslosengel4 Arbeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld werden die
Beiträge zur Rentenversicherung von der Bundesanstalt für Arbeit geleistet. Der Beitrag richtet sich nach dem bis-
herigen Bruttoarbeitsentgelt.
Näheres zu den unterschiedlichen Trägern, den Leistungsempfdngern und den Leistungen der drei Zweige der
Rentenversicherung siehe jeweil s dort.

Andenrngen im Zeitablauf:
Verschiedene i\nderungen von Rechtworschriften haben die Leistungen der Rentenversicherung im Zeitablauf
wiederholt beeinflußt.
So wurde durch die Rentenreform 1972 die flexible Altersgrenze eingeführt und füi Selbständige und Hausfrauen
die Möglichkeit zum Eintritt in die Rentenversicherung eröffnet.
Zu eruähnen ist insbesondere auch das Gesetz über die Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation vom 15.
August 1974 (BGBI. I S. l88l), nach dem bei gleichen Tatbeständen von allen Rehabilitationseinrichtungen auch
gleiche Leistungen gewährt werden müssen.

Von Bedeutung ist ferner das Urteil des Bundessozialgerichts vom 24. Januar 1974, wonach die Versorgung mit
Zahnercatz zum Bereich der kassendralichen Versorgung gehört und die Rentenversicherungen von Gesundheits-
maßnahmen für Zahnersatz entlastet wurden (vgl. auch unter ))) Krankenversicherung).
Bis einschl. Juni 1978 wurden für die Bezieher von Arbeitslosengeld, fubeitslosenhilfe oder Unterhaltsgeld Beiträ-.
ge zur Rentenversicherung nicht von der Bundesanstalt für Arbeit gezahlt. Vielmehr wurden die Zeiten der Arbeits-
losigkeit als Ausfallzeit angerechnet und trugen nicht zur Erfüllung der Wartezeiten bei.

Die Beiträge der Rentner zur Krankenversicherung wurden bis einschl. l98l voll von der jeweiligen Rentenversi-
cherung entrichtet.
Bis einschl. I 985 wurden Kindererziehungszeiten nicht berücksichtigt.

Begriffsbeziehungen:
Im Gegensatz zu Arbeitern und Angestellten unterliegen Landwirte nicht der gesetzlichen Rentenversicherung. Ih-
re Alterwersorgung regelt dac Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte. Träger der >>> Altershilfe für Landwirte
sind die landwirtschaftlichen Alterskassen. Eine Versicherungspflicht besteht für alle landwirtschaftlichen Unter-
nehmer, sofern sie nicht anderweitig ihre soziale Sicherung gefunden haben.

Die der gesetzlichen Rentenversicherung entsprechenden Versorgungseinrichtungen für Angehörige der freien Be-
rufe sind die >>> Versorgungswerke, deren Tätigkeit sich im allgemeinen auf ein Bundesland beschräinkt.

Rentenversicherung der Angestellten

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Leisrungen der gesetzlichen Rentenversicherung der Angestellten.
Träger der Angestelltenversicherung ist die Bundewersicherungsanstalt für Angestellte.
Eine Versicherungspflicht besteht für alle gegen Entgelt beschäftigten Angestellten, mit Ausnahme der im Bergbau
Beschäftigten, sowie die entsprechenden Auszubildenden. Die für die Versicherungspflicht geltende Jahresarbeits-
verdienstgrenze wird regelmäßig der wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt.
Versicherungspflicht besteht auch für Selbständige bestimmter im Gesetz genannter Gruppen, z.B. Artisten, Heb
ammen, Wochenpflegerinnen, Lehrer usw., ohne Rücksicht auf deren Jahreseinkommen, für Mitglieder geistlicher
Genossenschaften, Diakonissen, Rote-Kreuz-Schwestern und Angehörige ähnlicher Gemeinschaften beim Vorlie-
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gen hstimmter Voraussetzungen, für Wehrpflichtige, die im Zeitpunkt der Einberufung in der Angestelltenversi-

ät..ng pflichwersich.rt *"rJn (-§ z evC) sowie für Personen uährend der Durchführungvon'Rehabilitations-
maßnahmen (§ 2 AVG).
selbständige Erwerbstätige können der Angestelltenversicherung auf Antrag als Pflichtversicherte beitreten. Der

A""rg auf-Beitritt muß i-nnerhalb 2 Jahren nach Aufnahme der Selbständigkeit gestellt werden.

Alle personen, die nicht in der Rentenversicherung versicherungspflichtig sind und ihren Wohnsitz oder gewöhnli-

chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetz-es haben, können für Zeiten nach vollendung des 16. Lebensjah-

res freiwillige Beiträge entrlchten, vor allem Hausfrauen und auch selbständige, die sich nicht für die Pflichwersi-

cherung entfcheiden. Die Auftrahme in die freiwillige versicherung ist auch ohne vorherige Pflichwersicherung

möglicf,. Für Beamte und vergleichbare (versicherungsfreie) Personen, ist die freiwillige versicherung möglich'

wenn sie schon 60 Kalendermonate Beiträge entrichtet haben'

Die Leistungen der Angestelltenrentenversicherung bestehen im wesentlichen in der Zahlung von Berufs- und Er-

werbsunf:ihi-gkeitsrenteln, von HinterbliebenenrentJ(witwen/witwerrente, Waisenrente) sowie von Altersruhegeld.

Altersruhegeld erhalten wegen vollendung des 60. Lebensjahres Frauen, die in den letzten 20 Jahren überwiegend

eflichtueitr-:ige gezahlthabeln oder Frauen und Männer *egen Vollendung des 60. Lebensjahres' wenn sie minde-

stens 52 Wochen innerhalb der letzten eineinhalb Jahre arbeitslos waren oder wegen Vollendung des 60. Lebens-

iahres anerkannte Schwerbehinderte, Berufs- und Erwerbsunfähige, wenn sie mindestens 35 Versicherungsjahre

traben oder wegen Vollendung des 63. Lebensjahres, wenn mindestens 35 Versicherungsjahre nachgewiesen sind

oder wegen Vollendung des 65. Lebensjahres (§ 25 AVG).

Neben den Renten werden von der Angestelltenrentenversicherung auch Leistungen flir medizinische und berufs-

fordernde Maßnahmen zur Rehabilitation gewährt.

Außerdem werden von der Rentenversicherung Beitragserstattungen geleistet, wenn die versicherungspflicht in
allen Zweigen der gesetzlichen Rentenversicherung enffiitlt, ohne dal! daq Recht zur freiwilligen Versicherung be-

steht, wenn-bei Eintritt der Erwerbsunfähigkeit diJWartezeit von 60 Kalendermonaten noch nicht erfüllt und es

nichi mehr möglich ist, bis zur Vollendung ae. 65. Lebensjahres die wartezeit für d^c Altersruhegeld zu erfrillen,

oder wenn ein Anspruch auf Witwenrente wegen nicht efüllter Wartezeit nicht gegeben ist (§ 82 AVG).

Weiterhin werden von der Angestelltenversicherung die Beitrrgszahlungen der Rentner zur Krankenversicherung

bezuschußt.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter >>> Rentenversicherung

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter Rentenversicherung

Rentenversicherung der Arbeiter

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter.

Träger der fubeiterrentenversicherung sind die Landewersicherungsanstalten, für die Arbeiter der Bundesbahn die

Bundesbahnversicherungsanstalt und für Seeleute die Seekasse.

Eine versicherungspflicht bsteht für alle gegen Entgelt beschäftigten Arbeiter.ünd in arbeiteräihnlicher stellung

Tätigen, mit Ausnihme der im Bergbau SescfratlgfÄ sowie die entsprechenden Auszubildenden, für Küstenfischer

und-Küstenschiffer, sofern sie hochitens zurci Versicherungspflichtige beschäiftigen, für Hausgewerbetreibende so
wie für selbständige Heimarbeiter. Ebenfalts versicherungsptiictrtig iina uit4ieaer geistlicher Genossenschaften'

Diakonissen, Rote--Kreuz-schwestern und Angehörige litrniictrer Gemeinschaften beim Vorliegen bestimmter Vor-

aussetzungen, Wehrpflichtige, die im Zeitpun(t derEinberufung in der Arbeiterrenienversicherung pflichwersi-

chert waren sowie Personen während der Durchführung von Rehabilitationsmaßnahmen (§ 1227 RVO)'
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Selbständige Erwerbstätige können der Arbeiterrentenversicherung auf Antrag als Pflichtversicherte beitreten, wo
bei der Antrag auf Beitritt innerhalb von zwei Jahren nach Aufnahme der selbsllindigen Tätigkeit gestellt werden
muß.

Alle Personen, die nicht in der Rentenversicherung versicherungppflichtig sind und ihren Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, können für Zeiten nach Vollendung des 16. Lebensjah-
res freiwillige Beiträige entrichten, vor allem Hausfrauen und auch Selbständige, die sich nicht für die Pflichtversi-
cherung entscheiden.

Die Aufnahme in die freiwillige Versicherung ist auch ohne vorherige Pflichwersicherung möglich. Für Beamte
und vergleichbare (versicherungsfreie) Personen ist die freiwillige Versicherung nur möglich, wenn diese schon für
60 Kalendermonate Beiträge entrichtet haben.

Die Leistungen der Arbeiterrentenversicherung bestehen im wesentlichen in der Zahlung von Berufs- oder Er-
werbsunfühigkeitsrenten, von Hinterbliebenenrente (Witwen-/Witwerrente, Waisenrente) sowie von Altersruhegeld.
Altersruhegeld erhalten wegen Vollendung des 60. Lebensjahres Frauen, die in den letzten 20 Jahren überwiegend
Pflichtbeiträge gezahlt haben oder Frauen und Männer wegen Vollendung des 60. Lebensjalres, wenn sie minde-
stens 52 Wochen innerhalb der letaen eineinhalb Jahre arbeitslos waren oder wegen Vollendung des 60. Lebens-
jahres anerkannte Schwerbehinderte, Berufs- und Erwerbsunfähige, wenn sie mindestens 35 Versicherungsjahre
haben oder wegen Vollendung des 63. Lebensjahres, wenn mindestens 35 Versicherungsjahre nachgewiesen sind
oder wegen Vollendung des 65. Lebensjahres (§ 1248 RVO).
Neben Renten werden von der Arbeiterrentenversicherung auch Leistungen für medizinische und berufsftirdernde
MalJnahmen zur Rehabilitation gewährt.
Außerdem werden Beitragserstattungen von der Rentenversicherung geleistet, wenn die Versicherungspflicht in
allen Zweigen der gesetzlichen Rentenversicherung entfällt, ohne daß das Recht zur freiwilligen Versicherung be-
steht, wenn bei Eintritt der Erwerbsunfühigkeit die Wartezeit von 60 Beitragsmonaten noch nicht erfüllt ist und es
nicht mehr möglich ist, bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres die Wartezeit für das Altersruhegeld von 180 Bei-
tragsmonaten zu efüllen, oder wenn der Anspruch auf Witwenrente wegen unerfüllter Wartezeit nicht gegeben ist
(§ 1303 RVO).
Weiterhin werden von der Arbeiterrentenversicherung die Beitragszahlungen der Rentner zur Krankenversicherung
bezuschußt.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter >>> Rentenversicherung.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter Rentenversicherung.

Rentner, Pensionäre

Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Personen, die eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten oder ein Ruhegehalt beziehen.
Personen, die zwar eine Rente oder Pension beziehen, deren Haupteinkommensquelle aber in einer Erwerbstätigkeit
besteht, zählen - entsprechend der Art der von ihnen ausgeübten Tätigkeit - zu den >>> Selbständigen, den
>>> Beamten, den >>> Angestellten oder den >>> Arbeitern.
Nachgewiesen werden >>> Wohngeldempfänger, die zu den Rentnern, Pensiondren rechnen. Wohngeldempfänger
sind Personen, die für sich - und ggf. ihre bei der Gewährung von Wohngeld zu berücksichtigenden
>>> Familienmitglieder - Wohngeld beziehen.
Insoweit können unter den Rentnern, Pensiondren auch Haushalte verstanden werden, deren Antragberechtigte
bzw. Haushaltworstände Rentner oder Pensionäre sind.
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Begriffsbeziehungen:
Die Rentner, Pensionäre sowie die "sonstigen >>> Nichterwerbstzitigen" (Wohngeldstatistik) umfassen im Gegen-

satznrden "Nichterwerbstätigen (ohne Schüler und Studenten)" (Gebäude- und Wohnungszäihlung 1968) auch alle
Erwerbslosen sowie die Schüler und Studenten'

Während unter den Rentnern, Pensionären und den sonstigen Nichterwerbstätigen Wohngeldempfängerhaushalte
nachgewiesen werden, deren Antragberechtigte bzw. Haushaltworstzinde diesen Personengruppen zuzurechnen
sind, werden unter den >>> Nichterwerbspersonen (Volks- und Berufszählung 1970, Mikrozensus, Wanderungs-
statistih Vorausschätzung der deutschen Erwerbspersonen) und den >>> Erwerbslosen (Volks- und Benrfszählung
1970, Ir4ikrozensus) PersJnenzahlen nachgewiesen. Außerdem können in der Gruppe der Rentner, Pensionäre und
sonstigen Nichterwerbstätigen auch Erwerbstätige (2.B. Rentner, die eine geringfiigige Erwerbstätigkeit ausüben)

enthalien sein; dies gilt jedoch nicht für die Gruppe der Nichterwerbspersonen und Erwerbslosen.

Reproduzierbares Sachvermögen

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Das reproduzierbare Sachvermögeh umfaßt das (reproduzierbare) >>> Anlagevermögen, vermehrt um den Wert
der >>> Vorratsbestände (in den Abgrenzungen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen).

Richter

Statistik über den Personalstand des öffentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Zu denRichtern zählen alle Berufsrichter im Sinne des Deutschen Richtergesetzes, wobei der Status entscheidend
ist.
Hieizu zählen auch Richter, die nicht bei Gerichten, sondern z.B. bei Ministerien tätig sind.

Nicht zu den Richtern zählen Richter kraft Auftrags und Staatsanwälte, die statusmäißig >>> Beamte sind und dort
nachgewiesen werden. Ehrenamtliche Richter werden nicht erfaßt.

Rindvieh

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:
Sämtliche Rinder einschl. der Kälber, des Junryiehs, der Färsen, der Kühe zur Milchgewinnung, der Ammen- und
Mutterkühe, der Schtacht- und Maitkühe, der Mastochsen und -bullen, der Zuchtbullen, der Zugochsen.

Zu den "Käbern" zählen funder, mit einem Lebendgewicht bis zu 220kg, die noch keine zu,eiten Zähne haben

oder unter einem halben Jahr alt sind.

"Milchkühe" (Kühe zur Milchgewinnung) sind Kühe, die ein Alter von mindestens zwei Jahren haben und zur
Milchgewinnung bestimmt sinä einschl. der trockenstehenden Milchkühe. Nicht zu den Milchkühen zählen Am-
men- und Mutterkühe sowie Schlacht- und Mastkühe.
,,Ammen- und Mutterkühe" sind Kühe, die dac gat;2;e Jaly nicht gemolken und ausschließlich zur Erzeugungvon
Kälbern gehalten werden und deren Milch nicht zur menschlichen Ernährung oder Herstellung von Milcherzeug-
nissen bestimmt ist.

656



"Färsen" sind weibliche Rinder (zwei Jahre und älter), die noch nicht gekalbt haben.

Dabei ist zu unterscheiden in Färsen, die zur Fleischerzeugungaufgezogen werden (Schlachffärsen) und Färsen, die
zur Reproduktion aufgezogen werden und zur Ergfrruungder Kuhbestände (Milchkühe und andere) bestimmt sind
(>>> Nutz- und Zuchttiere).

"schlacht- und Mastktihe" sind Kühe, die nicht zur Milcherzeugung gehalten werden und nicht bei Ammen- und
Mutterkühen erfaßt sind (einschl. ausgemerzter Milch- bzw. Ammen- und Mutterkühe).

1.1 Viehzählungen
Datennachweis: ab 1950

1.2 Milche rzeugungs- und -verwendungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen wird die Zahl der Rinder (>>> gehaltene Tiere), die sich am Erhebungsstichtag im unmittelbaren
Besitz von >>> Haltern von Tieren befinden, unabhängig von den Eigentumwerhätnissen.

Anderungen im Zeitablauf:
Vor 1973 wurden nur Färsen insgesamt nachgewiesen

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

2. Schlachtungs- und Schlachtgewichtsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen werden die Anzahl der >>> gewerblichen Schlachtungen, der >>> Hausschlachtungen und die
>>> Gesamtschtachtmenge von Rindern und Kälbern.

Anderungen im Zeitabtauf:
Yor 1974 galten als Kälber Rinder, die weniger als drei Monate alt waren..

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

3. Lan dwi rtschaftszählu ng 197 I
Begriffsinhalt:
Nachgewiesen wird die Zattl der Rinder, die sich am Tag der Erhebung im unmittelbaren Besitz (in den Stälen und
aufden Flächen) von >>> landwirtschaftlichen Betrieben befinden, einschl. der von den Betrieben in Pension ge-
haltenen Tiere.

Begriffsbeziehungen:
Unterschiede in der Zahl der Rinder in ddn Viehzählungen und in der Landwirtschaftszählung ergeben sich vor al-
lem aus den unterschiedlichen Erhebungszeitpunkten und unterschiedlichen Erhebungseinheiten.

In den Viehzählungen werden Rinder bei Haltern von Tieren, in der Landwirtschaftszählung dagegen bei landwirt-
schaft lichen Betrieben erfaljt.
Die landwirtschaftlichen Betriebe mit Rindern gelten zugleich als Halter von Tieren; zu den Haltern von Tieren
zählen dartiber hinaus aber auch Forstbetriebe mit Rindern, landwirtschaftliche Kleinbetriebe mit Rindern sowie
sonstige Personen, in deren unmittelbarem Besitz sich Rinder befinden (2.B. Viehhändler, Schlachter).
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Rindviehhaltungen

Landwi rtschaftszählung 1971

Begriffsinhalt:
>>> Landwirtschaftliche Betriebe, die Rinder halten.

Landwirtschaftliche Betriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung eines Inhabers (des Be'
triebsinhabers) bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen, landwirtschaftliche Erzeugnisse

hervorbringen und deren landwirtschaftlich genutzte Fläche mindestens l0 % ihrer Waldfläche beträgt.

Als Rinder gelten alle Rinder einschl. der Kälber, der Jungtiere, der Färsen, Kalbinnen und Sterken, der Milchkü-
he, der Ammen- und Mutterkühe, der Mast- und Sctrlachtktihe, der Mastochsen und -bullen, der Zuchtbullen und

der Zugochsen und -stiere

Als Halten von Rindern gilt das Unterbringen von Rindern in den Ställen oder auf den Flächen eines landwirt-
schaftlichen Betriebs. Dazu gehören auch enxaige in Pension aufgenommene Rinder.

Nicht in den Nachweis der Rindviehhaltungen sind >>> Forstbetriebe einbezogen, die funder halten.

Landvl,irtschaftliche Betriebe, die im Berichtszeitpunkt mehrere Tierarten halten, werden bei jeder dieser Tierarten
al s Tierhaltu ng gezählt.

Begriffsbeziehungen:
Die Begriffe Rindviehhaltungen und landwirtschaftliche Betriebe mit Rindern (Landwirtschaftszählung 1971) sind
synonym.
Die fundviehhaltungen schließen die >>> Milchkuhhaltungen (Landwirtschaftszählung l97l) ein, d.s. landwirt-
schaftliche Betriebe, die Milchki.ihe halten. Als Milchkühe gelten Kühe, die mindestens zwei Jahre alt und zur
Milchgewinnung bestimmt sind (ohne Ammen und Mutterktihe). Die Rindviehhaltungen umfassen neben den

Vtilchkutrhaltungen auch landwirtschaftliche Betriebe, die neben Milchkühen noch andere Arten von Rindern (z'B.
Zuchtrinder, Mastrinder) oder nur andere Arten von Rindern halten.

Rohbauarbeiten

Preisindizes fü r Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Folgende in der Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) erfallte Bauarbeiten:

Erdarbeiten, Verbauarbeiten, Rammarbeiten, Entuässerungskanalarbeiten, Mauerarbeiten, Beton- und Stahlbeton-
arbeiten, Naturwerksteinarbeiten, Betonwerksteinarbeiten, Zimmer- und Holzbauarbeiten, Stahlbauarbeiten, Ab
dichtung gegen nichtdrückendes Wasser, Dachdeckungs- und DachaMichtungsarbeiten, Gerüstarbeiten, hrtz- und
Stuckarbeiten.

Rohbauland

Statistik der Kaufwerte für Bauland
Datennachweis: ab 1962; für die neuen Länder rmd Berlin-Ost ab 3/1991

Begriffsinhalt:
Unbebaute Grundstticke, die für die Bebauung vorgesehen, aber noch nicht erschlossen sind.

Dazu rechnen auch Grundstücke, die noch land- und forstwirtschaftlich genutzt werden, die aber ihre Eigenschaft
als land- und forstwirtschaftliches Vermögen verloren haben.
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Rohbauland muß nicht parzelliert sein.

Nachgewiesen werden Kaufircrte für Rohbauland (zu Einzelheiten siehe >>> Kaufirrerte für Bauland).

Begriffsbeziehungen:
Das Rohbauland ist im allgemeinen eine Vorstufe für die übrigen Arten der unbebauten Gruhdstücke, nämlich für
>>> baureifes Land, >>> Industrieland, >>> Land für Verkehrszwecke und >>> Freiflächen (alle Statistik der
Kaufirrcrte für Bauland). Bei fortschreitender Ennvicklung nimmt es je nach seinem späteren Verwendungszweck
die Eigenschaft einer dieser Arten an.

Rohertrag in v.ff. des wirtschaftlichen Umsatzes

1. Großhandelsstatistik
Datennachweis: 1963 bis l97l

2. Einzelhandelsstatistik
Datemachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Verhältnis von Rohertragzu>>> Umsatz in Prozent. Der Rohertrag wird bestimmt ds Umsatz zuzüglich des
Wertes der >>> Lagerbestände am Ende des Geschiiftsjahres abzüglich des Wertes der Lagerbestände am Anfang
des Geschäftsjahres und des Wertes der >>> Wareneingänge. Damit bezeichnet er nichts anderes als die Differenz
von Umsatz und Wareneinsatz.
Der Umsatz umfallt in der Großhandels- wie Einzelhandelsstatistik die Werte aller in Rechnung gestellten Liefe-
rungen und Leistungen. Zu Einzelheiten siehe Definition des Umsatzes.

Der Wareneingngumfallt alle Waren und sämtliches Material zum Wiederverkauf (>>> Handelsware) und zur
gewerblichen Be- und/oder Verarbeirung zu Einkaufspreisen einschl. Beschaffirngskosten. Zu Einzelheiten siehe
Definition des Warenein gan§.
ZumLagerbestand zählen ebenfalls nur Waren, die wieder verkauft bzw. be- oder verarbeitet werden.sollen. Zu
Einzelheiten siehe Defi nition des Lagerbestandes.

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

1. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes
Datennachweis: ab 1976

2. Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie)
Datennachweis: 1964 bis 1975

Begriffsinhalt:
Wert der fremdbezogenen Materialien und Teile, die im Unternehmen be- oder verarbeitet oder verbraucht werden.
Dazu gehören neben den Rohstoffen und sonstigen Vorprodukten (einschl. fremdbezogener Halbfabrikate, Einzel-
teile und Bauteile) auch Eneryie-, Brenn- und Treibstoffe, Wasser, Ersatzteile, Büro, Werbe- und Verpackungsma-
terial, unabhängig vom Verwendungsbereich und -zweck im Unternehmen. Hieran rechnen auch Waren, die in ei-
ner vom Unternehmen auf eigene Rechnung betriebenen Kantine und dgl. verarbeitet oder verkauft werden, sowie
Materialien, die für die Herstellung von selbsterstellten Anlagen benötigt werden.
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden zu Anschafh.rngskosten bewertet. Als Anschafrrngskosten gelten die An-
schafürngspreise ohne Mehrwertsteuer zuzüglich Anschafhrngsnebenkosten (Fracht, Verpackung Zoll,Yer-
brauchsteuern usw.) abzüglich Preisnachlässen @abatte, Boni, Skonti, Abzüge wegen begfindeter Beanstandungen
usw.).
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Nachgewiesen werden die Vorräte an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen zu Beginn des Geschäftsjahres

«^qnfägsbestände) und zum Ende des Geschäiftsjahres @ndbestände). Deckt sich bei Unternehmen rlac Geschäfts-

i"r,r.iirrt mit de; Kalenderjahr, so ist das Geschäftsjahr zugrunde gelegt, das im jeweiligen Berichtsjahr endet.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1967 yuat in den Anschaffrrngskosten die Umsatzsteuer enthalten'

Bis einschl. 1975 wurden bei der Erminlung der Vorräte grundsätzlich Bilanzwerte angesetzt.

Rohstoffe

1. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Index der EinfuhrPreise
Datennachweis: ab 1950

3. Index der AusfuhrPreise
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Erzeugnisse der gewerblichen Urproduktion sowie Erzeugnisse der landwirtschaftlichen Urproduktion' die über-

wiegeia zur geürblichen Bearbeitung bestimmt sind und nicht der Ernährung von Menschen und T'ieren dienen.

Die Zuordnu ng71ß Warengruppe Rohstoffe erfolgt anhand der Warennummern des Warenverzeichnisses für die

Außenhandelsstatistik. zuEirzlttreiten siehe Fachserie 7, Reihe 3, Außenhandel nach Ländern und Warengruppen,

Anhang 2: Gegenüberstellung der Warengruppen und -untergruppen der Ernährungswirtschaft und der Nummern

des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik.

Im wesentlichen zählen dazu:

Zel lwolle, syntheti sche Fasern, Abfzil le von Chemiefasern ;
Wolle und andere Tierhaare, roh und bearbeitet;
Baumwolle roh und bearbeitet, Abfiille;
pfl anzliche Spinnstoffe;
Abfälle von Gespinstwaren, LumPen;
Häute und Felle;
Holz für Holzmasse; (

Bau- und Nutzholz @undholz);
pflanzliche Stoffe zum Färben oder Gerben;
Kautschuk, Rohgummen, Rohschellack Balsame;
Öfrucnte für technische Öle;
Steinkohlen;
Braunkohlen;
rohes Erdöl;
Eisenerze;
Eisen- und mangpnhaltige Abbrände, Schlacken u.dgl.;
Manganerze, Kupfererze, kupferhaltige Kiesabbrände;
Bleierze;
Zinkerze;
Chromerze;
Nickelerze;
Schwefelkies;
sonstige Erze und Metallaschen;
Bauxit, Kryolith;
Speise- und Industriesalz; r

Kalirohsalze;
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sonstige Steine und Erden;
Rohphosphate;
sonstige Rohstoffe für chemische Erzeugnisse;
pflanzliche Flecht und Polsterstoffe u.dgl.;Edelsteine, Schmucksteine und rohe Perlen;
sonstige Rohstoffe, auch Abfälle.

Rohvermögen

1. Vermögensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Das Rohvermögen umfal3t das >>> land- und forstwirtschaftliche Vermögen, dac >>> Grundvermögen, das
>>> Betriebwermögen und das >>> sonstige Vermögen. Bei den einzelnen o.g. Vermögensarten handelt es sich -
mit Ausnahme des Betriebwermögens - um Rohvermögenswerte, von denen die mit ihnen in wirtschaftlichemZu-
sammenhang stehenden >>> Schulden und sonstigen Abzüge noch nicht abgezogen worden sind. Das Betriebwer-
mögen stellt hingegen Reinvermögen dar, da die mit ihm in wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden Schulden
usw. bei der Feststellung des >>> Einheitsu/ertes bereits abgezogen worden sind. Im Rohvermögen wird auch jenes
Betriebwermögen berücksichtigt, dqc wegen Überschuldung Minusbeträge aufircist. Positives und "negatives" Be-
triebwermögen eines Steuerpflichtigen wird jedoch saldiert und dementsprechend dargestellt. Die Summe der sich
insgesamt ergebenden Minusbeträge (Minussalden) kann durch Differenzbildung zwischen dem Rohvermögen und
der Summe der ausgewiesenen positiven Beträge aus den vier Vermögensarten errechnet werden. Beim land- und
forstwirtschaftlichen Vermögen, beim Grundvermögen und beim sonstigen Vermögen können keine Minusbeträge
auftreten. Nachgewiesen wird hier nur das Rohvermögen von unbeschränkt >>> Vermögensteuerpflichtigen
(nattirliche Personen).

Anderungen im Zeitablauf:
Alle Anderungen, die sich im Zeitablauf für die einzelnen Vermögensarten ergeben haben, finden auch beim Roh-
vermögen ihren Niederschlag. ZuEiruelheiten wird auf dac Bewertungsgesetz, das Vermögensteuergesetz sowie
die Vermögensteuerrichtlinien in der jeweils geltenden Fassung verwiesen.

2. Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Das Rohvermögen umfaßt daq >>> Anlagevermögen und das >>> Umlaufoermögen der gewerblichen Betriebe
@ohbetriebwermögen).
Zum Anlagevermögen zählen Wirtschaftsgüter, die dauernd einem gewerblichen Betrieb in Form von
>>> Sachanlagen (>>> Betriebsgrundstücke, >>> Maschinen und ähnliche Anlagen sowie sonstige Sachanlagen)
und >>> Finanzanlagen (Mineralgewinnungsrechte sowie das übrige nicht zu den Sachanlagen gehörende Anlage-
vermögen) dienen. Zum Umlaufvermögen rechnen dac ))) Betriebskapital (2.8. Kassenbestände, Bankguthaben,
Forderungen) und daq >>> Vorratwermögen (Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Erzeugnisse sowie Waren).
Die Bewertung der zu einem gewerblichen Betrieb gehörenden Wirtschaftsgüter erfolgt in der Regel mit dem Teil-
wert. Der Teilwert ist der Betrag, den ein Erwerber des ganzen Unternehmens bei dessen Fortfrihrung im Rahmen
des Gesamtkaufrreises für das einzelne Wirtschaftsgrrt ansetzen würde. Abweichend davon sind jedoch Wirt-
schafrsgüter, für die ein Einheitswert festgestellt wir4 mit dem Einheitswert, notierte Wertpapiere mit dem Kurs-
wert, Kapitalforderungen mit dem Nennwert, Rechte auf wiederkehrende Nutzungen und Leistungen mit dem
Kapitalwert sowie nichtnotierte Anteile an Kapitalgesellschaften mit dem gemeinen Wert anzusetzen. Letzteres gilt
auch für ausländisches Betriebwermögen.
Für den Bestand und die Bewerhrng der Wirtschaftsgüter sind grundsätzlich die Verhäiltnisse am jeweiligen Fest-
stellungszeitpunkt maßgebend. Zu Abweichungen und Einzelheiten siehe das Bewertungsgesetz sowie die Vermö
gensteuerrichtlinien in der jeweils geltenden Fassung
Anderungen im Zeitablauf:
Alle Anderungen, die sich im Zeitablauf für die einzelnen Wirtschaftsgüter ergeben haben, finden auch beim Roh-
betriebwermögen ihren Niederschlag.
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Begriffsbeziehungen:
Vermindert man das Rohvermögen um die >>> Schulden und sonstigen Abzüge, die Abzüge aufgrund von

Schachtelbeteiligungen sowie dJn Schuldenüberhangbei Schachtelbeteiligung so erhält man in der Regel den

>>> Einheitswert @etriebwermögen) (Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe) der gewerblichen

Betriebe.

ROIRO-schiffe einschl. f,'ährschiffe

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab l97l

Begriffsinhalt:
Seeschiffe, die vom Land aus befaluen werden können. Roll-on-roll-off-Schifre sind u.a. für den Fahrzeugtransport'

für den Transport von >>> Containern auf Trailern und für die Beladung durch Gabelstaplerbestimmt. Zu den

Fährschiffen iechnen Eisenbahnfähren, Autofäfuen und kombinierte Eisenbahn-Autofähren. Erfaßt werden

RO/RGSchifre, die unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fahren. Unter der Flagge der Bundesrepublik

Deutschland können u.a. auch SeeJchiffe fahren, die von deutschen Reedern aus dem Ausland gechartert wurden.

Entsprechend fahren an dac Ausland vercharterte Schiffe im allgemeinen nicht unter deutscher Flagge.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. .1g73 wurden die Ro/RGSchifre erfaflt, die in die deutschen seeschiffsregister eingetragen waren, un-

abhängig davon, ob sie unter deutscher Flagge fuhren.

Begriffsbeziehungen:
Die Fährschiffe waren bis 1970 bei den >>> Fähr-, Förde- und Bäderschiffen (Statistik des Bestandes an Seeschif-

fen) enthalten.
Die übrigen RO/RGSchiffe waren - sofern es sie bereits gab - bei den >>> Trockenladungsschiffen (Statistik des

Bestandes an Seeschiffen, l95l bis 1970) erfaßt'

Rotmost

Erntebe richterstattun g

Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Most oder Maische, die zur Herstellung von Rotwein, Weißherbst,.Ros6wein, Rotling Schillerwein oder Badisch-

Rotgold vorgesehen sind.

Rü clcwa re n/E rs a fzli e fe ru n g e n

Außenh andelsstatistik
Datennachweis: ab 1956

Begriffsinhalt:
Waren, die im Zusammenhang mit einer vorangegangenen Ausfirhr aus dem Erhebungsgebiet wegen Mängelrügen,
preisdifferenzen, Annullierun! u.a. unentgeltlichiingeführt werden, bzw. Waren, die nach vorangegangener Ein-
fuhr in das Erhebungsgebiet aus den erwähnten Anlässen unentgeltlich wieder ausgeführt werden @ückwaren)
sowie Waren, die im ütrmen von Garantieverpflichtungen o.ä. kostenlos als Eriatz für eine Rückware der Einfuhr
bzw. Ausfu hr gel iefert werden @rsatzlieferungen).

Anderungen im Zeitablauf:
Rückwaren und Ersatzlieferungen werden ab 1956 in je einer Sammelposition erfaßt und nachgewiesen. Bis 1955

wurden sie ihrer Beschaffenheit entsprechend zugeordnet.
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Rundfurk-, Fernseh- und Phonotechnische Geräte

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: L962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren/Güter (Waren-/Güterarten) aus den Waren-/Güterklassen

Rundfunk- und Fernsehempfangs- Waren-/Güterklasse 3661
geräte und -einrichtungen
Phonotechnische Geräte " 3663

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses für
Produktionsstatistiken die zu den >>> Verbrauchsgütern zählen. Als Verbrauchsgüter gelten Waren/Güter, die von
der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig (verbrauchsreifl angesehen werden und überwiegend von
den privaten Haushalten verbraucht werden.

Im wesentlichen zählen dazu:
Rundfunkempfangsgeräte (Iischgeräte, Stereogeräte, Koffer- und Krafffahrzeugempfangsgeräte),
Farbfernsehempfangsgeräte (Koffer-, Tisch-, Standempfangsgeräte),
Videorecorder,
bespielte Tonträger (Schallplatten).

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Rundfunk-, Fernseh- und phonotechnischen Geräten rechnenden Waren auf der Grundlage
des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von der o.g. Güter-
auswahl nach dem Systematischen Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken.
2. Außenhandelsstatistik

Datennachweis: ab 1.960

Begriffsinhalt:
Wie unter l.
Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhandelssta-
tistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industrie-
statistik (WI) bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken (GP) umgeschlüsselt. Da im
WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen nach zolltechnischen
(materialmäißigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Gegenüberstellung geringfiigige Abweichun-
gen ergeben. Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgütern und >>> Investitionsgütern erfolgt in Anleh-
nung an die Warenauswahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion für Investitionsgü-
ter und Verbrauchsgüter getroffen wurde. Die Begriffe "Rundfirnk-, Fernseh- und Phonogeräte" und "Rundfunk-,
Fernseh und phonotechnische Geräte" sind synonym.

Andenrngen im Zeitabtauf:
Der Index des Außenhandelwolumens wird sowohl auf Basis 1962 (für die Jahre 1960 - 74) als auch auf der Basis
1970 (für die Jahre ab 1970) dargestellt. Bei der Umstellung des Index von Basisjahr 1962 auf Basisjahr 1970 wur-
de die zugrunde liegende Warenauswahl teilweise abgeändert. Nur in der Warenauswahl auf Basis 1962 sind im
wesentlichen Tonaufnahmegeräte, kommerzielle Tonbandgeräte, Magnetbandkopieranlagen, Bild- und Tonauf-
zeichnungsgeräte für das Fernsehen sowie Tonfilmgeräte enthalten.
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Sachanlagen

Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Zu den Sachanlagen rechnen >>> Betriebsgrundstücke, >>> Maschinen und ähnliche Anlagen sowie die son-
stigen Sachanlagen.

Zu den sonstigen Sachanlagen gehören z.B. die Einrichtungen und das Inventar, der Fuhrpark sowie Schifre,
die Werkzeuge, die Gerätschaften und die übrigen Gegenstände der Betriebs- und Geschäftsausstattun& soweit
sie nicht bei den Maschinen und ähnlichen Anlagen zu erfassen sind.

Für den Bestand und die Bewertung der sonstigen Sachanlagen sind gnrndsätzlich die Verhältnisse am
Haupfeststellungszeitpunkt maßgebend. Bei Betrieben, die regelmäßigjährliche Abschlüsse am Schluß des

KalJnderjahres machen, ist dieser Abschlußtag zugnrnde zu legen. Auf Antrag kann für Betriebe, die regel-
mäßig jährliche Abschlüsse auf einen anderen Tag machen (Betriebe mit einem vom Kalenderjahr abweichen-
den Wirtschaftsjahr), als Bewertungsstichtag der Schluß des Wirtschaftsjahres zugrunde gelegt werden, d^c
dem Feststellungszeitpunkt vorangeht.
Bewertungsmaßstab für die sonstigen Sachanlagen ist der Teilwert. Dies ist der Betrag, den ein Erwerber des
gatuenUnternehmens bei dessen Fortftihrung im Rahmen des Gesamtkauftreises für das einzelne Wirtschafts-
gut ansetzen würde. Der Teilwert findet in der Regel seine obere Grerze in den Wiederbeschaftrngskosten für
ein Wirtschaftsgut gleicher Art und Güte am Feststellungszeitpunkt und seine untere Grenze in dem Material-
oder Schrottwert. Um die Wiederbeschaffirngskosten des zu bewertenden Wirtschaftsgutes zu ermitteln, sind
von den ggf. um Zu- oder Abschläge veränderten Anschaftrngs oder Herstellungskosten am Bewertung§stich-
tag die Absetzungen für Abnutzung vorannehmen. Unbeschadet der jeweils angewendeten Absetzungsmethde
ist jedoch bei Wirtschaftsgütern, die noch im Betrieb voll genutzt werden, in jedem Fall ein angemessener
Restwert anzusetzen. Für die in den Betrieben allgemein vorkommenden Wirtschaftsgüter des beweglichen
Anlagevermögens @üroeinrichtungen, Krafffahrzeuge und Betriebseinrichtungen allgemeiner Art) sind die
Wiederbeschaffi.rngskosten in der Regel aus den Tagespreisen vom Bewertungsstichtag abzuleiten. Bei Werk-
zeugen u. dgl. kann auch je Kopf der mit gleichartigen Arbeiten beschäftigten Arbeiter ein Durchschnittssatz
für die von ihnen benutzten Werkzeuge usw. angesetzt werden.

Nicht zu den sonstigen Sachanlagen zählen die nach der Gliederung der Jahresbilanz gemäß § l5 I des Aktien-
gesetzes von 1965 mit den Sachanlagen zusammen aufgeführten immateriellen Anlagewerte . Letztere sind in
der Vermögensaufstellung der gewerblichen Betriebe bei den >>> Finanzanlagen erfaßt.

Saldo der haushaltstechnischen Verrechnungen

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Finanzstatistische Rechnungsgröße, die sich als Saldo der finanzstatistisch eliminierten haushaltstechnischen
Verrechnungen ergibt.
Bei der finanzstatistischen Darstellung der öffentlichen Haushalte u,erden eine- Reihe von Ausgaben und Ein-
nahmen eliminiert, die lediglich interne Verrechnungen innerhalb der einzelnen Haushalte oder rein kalkula-
torische Positionen darstellen bzw die Vergleichbarkeit der Ergebnisse beeinträchtigen. Der zwischen diesen
abgesetzten Ausgaben und Einnahmen verbleibende Saldo wird bei der Ermittlung des finanziellen Ergebnisses
der Jafuesrechnungen berücksichtigt.
Der Saldo der Verrechnungen ergibt sich aus der Gegenüberstellung der Einnahmen und Ausgaben folgender
Positionen:
- Verrechnungen zwischen den Einzelplänen (Kapitet) des Haushaltes, denen keine tatsächlichen Zahlungen

zugrunde liegen,
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Verrechnungsposten für anteilige Einnahmen und Ausgaben an zentral veranschlagten Mitteln (2.B. Ver-
sorgungsausgaben) und für Zahlungen zwischen Haushalt und Sonderrechnungen (soweit Bestandteil des

Haushaltsplanes),

der Zuführungen zwischen Verwaltungs- und Vermögenshaushalt der Gemeinden/ Gemeindeverbände und
Zweckverbände,

der kalkulatorischen Kosten und ihrer Einnahmegegenbuchungen (Abschreibungen, Verzinsung des AnIa-
gekapital s) der GemeinderV Gemei ndeverbände,

der Zinsen für innere Darlehen.

Salzsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Dem Bund zustehende, von der Zollverwaltung venraltete Verbrauchsteuer, die im wesentlichen den Ver-
brauch von Speisesalz belastet.

Die Salzsteuer wird nach dem Salzsteuergesetz auf Salz erhoben, das im Geltungsbereich dieses Gesetzes

@undesgebiet einschließlich Berlin (West) bzw. seit dem 3.10. 1990 Deutschland mit Ausnahme der Zollaus-
schlüsse und Zollfreigebiete) hergestetlt oder in dieses Gebiet eingeführt wird.

Steuergegenstände sind Natriumchlorid in Gestalt von Stein-, Hütten-, Siede- und Seesalz, ferner Kalirohsalz,
Abraumsalz, Badesalz, Salzabfälle sowie Salz, dae als Nebenerzeugnis der chemischen Industrie gewonnen
wird, wenn sie einen hohen Gehalt (mindestens 75 bzrtt.85 v.H. ihres Gewichts) an Natriumchlorid aufircisen,
außerdem Salzsolen, wenn sie nicht zu Trink- oder Badezwecken dienen.

Steuerschuldner ist der Hersteller des Salzes bzw. bei der Einfuhr der Zollberechtigte, wobei die fitr Zölle gel-
tenden Vorschriften sinngemäß Anwendung fi nden.

Von der Steuer befreit ist Salz, wenn es zum Salzen von Heringen und ähnlichen Fischen (Seefische, Aale,
Garnelen, Krabben) oder vergällt zu anderen Zwecken als zur Herstellung oder Bereitung von Lebens- oder
Genußmitteln verwendet wird. Dies gilt auch, wenn eine Vergälung nicht möglich ist (mit Erlaubnis-
schein).Allgemein erlaubt ist es daß Viehbesitzer und Jagdberechtigte Salz in Form von Lecksteinen für Vieh
und Wild und daß Besitzer von Wasserenthärtungsanlagen grobkörniges Stein- oder Siedesalz oder in Packun-
gen von 10, 25 oder 50 Kilogramm abgepackles Salz in Form von Tabletten oder Preßlingen ohne Vergällung
steuerfrei verwenden.

Unter Steueraufsicht bleibt Salz dann unversteuert, wenn es in einen anderen Herstellungsbetrieb oder nach
Einfuhr in einen Herstellungsbetrieb verbracht wird, wenn es von einem Herstellungsbetrieb oder Ausfuhrlager
aus dem Erhebungsgebiet ausgeführt oder zu einem besonderen Zollverkehr oder einer aktiven Veredelung bei
der keine der Salzherstellung dienenden Handlungen vorgenommen werden, abgefertigt wird.
Herstellern von salzhaltigen Lebensmitteln und Zusatzstoffen wird unter bestimmten Voraussetzungen die
Steuer für das zur Herstellung solcher Waren verwendete Salz nach Maßgabe der Salzsteuervergütungsordnung
auf Antrag vergütet, wenn sie die Erzeugnisse nachweislich aus dem Erhebungsgebiet ausgeführt haben.

Der Steuersatz füi Saz beträgt 12 DM je 100 kg. Für Salzsole ist die Steuer nach dem Eigengewicht des in der
Sole gelösten Nätriumchlorids zu entrichten.

Salz zu Speisezwecken

Verb rauchsteuerstatistiken
Datemachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Stein-, Hütten-, Siede' und Seesalz, sofern es zum Verbrauch zu Speisezwecken bestimmt ist.

Nicht zum Verbrauch zu Speisezwecken bestimmt ist Salz, wenn es zu anderen Zwecken als zur Herstellung
oder Bereitung von Lebens- oder Genußmitteln verwandt wird, zum Salzen von Heringen und ähnlichen Fi-
schen dient oder als Leckstein für Vieh und Wild genutzt wird.
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Schadenversicherungsleistungen

Begriffsinhalt:
Zahlungen und Rückstellungen für versicherungpfälle und für Beitragsrückerstattungen in der Schadenversi-

cherun[ leinschl. Deckungsrückstellungen in der Unfall- und Haftpflichtversicherung).

Bei Schaden- und Unfallversicherungpunternehmen werden dabei nicht nur die Leistungen für "eigene Rech-

nung" berücksichtigt, sondern die gesamten Leistungen im Erstversicherungsgeschäft, also einschließlich der

Bete'iligung der Rückversicherer. Nicht einbezogen werden u.a. die D_eckungsrückstellungen in der Kranken-
versich-eruig und die Schwankungsrückstellungen der Schaden- und Unfallversicherungsunternehmen.

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Dateonachweis: ab 1960

Volkswirtschaftliche Gesa mtrechnu ngen

Datennachweis: ab 1960

S chad envers icherungstra ns aktio nen

Begriffsinhalt:
Zusammenfassende Bezeichnung für die Umverteilungstransaktionen der Schadenversicherung nämlich
>>> Nettoprämien für Schadenversicherungen und >>> Schadenversicherungsleistungen.

Siehe auch unter >>> Laufende Übertragungen.

Schafe

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:
Schafejeden Alters.

1. Viehzählungen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen wird die Zahl der Schafe (>>> gehaltene Tiere), die sich am Erhebungsstichtag im unmittelba-

ren Besitz von >>> Haltern von Tieren befinden, unabhängig von den Eigentumwerhältnissen.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Landwi rtschaftszählu ng 197 I
Begriffsinhalt:
Nachgewiesen wird die Zahlder Schafe, die sich am Tag der Erhebung im unmittelbaren Besitz (in den Stälen
und aufden Flächen) von >>> landwirtschaftliQhen Betrieben befinden, einschl. der von den Betrieben in Pen-

sion oder zur Betreuung übernommenen Tiere.

Begriffsbeziehungen:
Unterschiede in der Zahl der Schafe in den Viehzählungen und in der Landwirtschaftszählung ergeben sich vor

allem aus den unterschiedlichen Erhebungpzeitpunkten und unterschiedlichen Erhebungseinheiten. In den

Viehzählungen werden Schafe bei Haltern ,on Ti.r.n, in der Landwirtschaftsziihlung dagegen bei landwirt-
schaftlichen Betrieben erfaßt. Die landwirtschaftlichen Betriebe mit Schafen gelten zugleich als Halter von Tie'
ren, zu den Haltern von Tieren zählen dartiber hinaus aber auch Forstbetriebe mit Schafen, landwirtschaftliche
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Kleinbetriebe mit Schafen sowie sonstige Personen, in deren unmittelbarem Besitz sich Schafe befinden (2.8.
Viehhändler, Schlachter).

3. Schlachtungs- und Schlachtgewichtsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen werden die Anzahl der >>) gewerblichen Schlachtungen, der ))) Hausschlachtungen und die
>>> Gesamtschlachtmenge von Schafen.

Schankerlaubnissteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
örtlictre Steuer, die nur noch in Hessen und Rheinland-Walz erhoben wird und die neben gewerbepolizeilichen
und sozialpolitischen Erwägungen auch dem Ausgleich der mit der Schankerlaubnis verbundenen besonderen
Vorteile dienen soll.
Für den Betrieb einer Gastwirtschaft bestehen besondere Vorschriften, deren Einhaltung überwacht werden
muß. Außerdem stehen dem Alkoholkonsum erhebliche, vor allem gesundheitspolitische Interessen der Allge-
meinheit entgegen. Aus diesen Sachverhalten wird die Rechfertigung der Schankerlaubnissteuer als einer
Ordnungssteuer abgeleitet. Steuergegenstand ist deshalb die Erlangung der Erlaubnis zum Betrieb einer Gast-
wirtschaft oder eines Kleinhandels mit Branntwein. Als Steuermaßstab sind der Umsatz, der Jahreserttag da<
Betriebskapital, die Betriebsfläche oder eine Kombination dieser Maßstäbe gebräuchlich. In der letnen Zeit
setzt sich jedoch immer mehr der Umsatz als Bezugsgröße durch. Maßgebend ist der Umsatz des Eröffnungs-
jahres oder des darauffolgenden Kalenderjahres, von dem ein bestimmter Prozentsatz (in der Regel zwischen
2 bis 30 v.H.) abzuführen ist.

Die Ertraoshoheit der Schankerlaubnissteuer liegt bei den Landkreisen und kreisfreien Städten. Ihnen steht
auch das Satzungsrecht zu, das im Rahmen der Kommunalabgabengesetze ausgeübt werden kann.

Anderungen im Zeitablauf:
Die Schankerlaubnissteuer wird seit 1974 im Finanzbericht nicht mehr gesondert, sondern unter "sonstige Ge-
meindesteuern" nachgewiesen.

Schaumwein

Verb rauchsteuerstatistiken
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Schaumwein im Sinne des Schaumweinsteuergesetzes ist ein aus frischen Weintrauben, Traubenmost oder
Wein hergestelltes alkohol- und kohlensäurehaltiges Getränh d"< in geschlossenen Behätnissen bei + 20' C
einen Kohlensäureüberdruck von mindestens 3 bar aufiryeist und beim Öffiren des Behältnisses durch Entwei-
chen von Kolrlendioryd gekenrzeichnet ist. Dant zählen auch Getränke auf der gleichen Basis, die bei + 20' C
einen Kohlensäuredruck von weniger als 3 bar aufir,eisen, wenn sie in Schaumweinllaschen enthalten sind und
eine Aufmachung aufir,eisen, die bei Schaumwein handelsüblich ist, oder in anderen Behältnissen enthalten
sind und als Schaumwein bezeichnet werden oder nach Aufmachung als Ersatz für Schaumwein dienen iollen.

Schaumweinsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

667



Begriffsinhalt:
Dem Bund zustehende von der Zollverwaltung verwaltete Verbrauchsteuer, die >>> Schaumwein und schaum-

weinähnliche Getränke belastet.

Der Schaumweinsteuer unterliegen nach dem Schaumweinsteuergesetz Schaumwein (Iraubenschaumwein)

und schaumweinähnliche Getraike, die im Erhebungsgebiet @undesgrcbiet einschließlich Berlin (West) bzw.

seit 3.10. 1990 Deutschland mit Ausnahme der Zolläuischlüsse und Zollfreigebiete) hergestellt oder in dieses

eingeführt werden.

Getränkemischuhgen, die weder als Schaumwein noch als schaumweinähnliche Getränke anzusehen sind un-

t"iii.g.n bei der frrt t, in das Erhebungsgebiet mit ihrem Schaumweingehalt der Steuer, und zwar ohne

Rücksicht auf die Höhe des in den geschlosienen Behältnissen vorhandenen Überdrucks.

Steuerschuldner ist der Hersteller des Schaumweins oder der schaumweinähnlichen Getränke bzw. bei der

Einfthr der Zollbeteiligte, wouei die fi.ir >>> zöllegeltenden vorschriften sinngemäiß Anwendung finden'

unter steueraufsicht unversteuert bleiben schaumwein und schaumweinähnliche Getränke, wenn sie in einen

anderen Herstellungsbetrieb bzw. nach Einfuhr in einen Herstellungsbetrieb verbracht, von einem Herstel-

iungsU"tri.U oder ei-nem Ausfuhrlager aus dem Erhebungsgebiet ausgeführt oder zu einem besonderen Zollvet-

kehr oder einer aktiven Veredelun[ bei der keine der Schaumweinherstellung dienenden Handlungen vorgs'

nommen werden, abgefertigt werdän. Die Steuer beträgt seit dem | 4-!282 fü1.ein9 0,75-Liter-Flasche

schaumwein 2 DM bzw. ziaoou jeliter schaum*"in. nur eine 0,75-Liter-Flascheschaumfueinähnliche Ge-

tränke beträgt die steuer seit dem I.+.ßaz 0,40 DM bzw. 0,53 DM je Liter. Für kleinere oder größere Fla-

schen ist die Steuer entsprechend niedriger oder höher'

Anderungen im Zeitablauf:
Bis zum 31.10. 1g52 unterlag schaumwein einer Schaumweinsteuer, die seit 1939 in Form eines Kriegszu-

' schlages erhoben wurde.

Die Steuersätze je Liter Schaumwein bzw. je Liter schaumweinähnliches Getränk haben sich im Zeitablauf

mehrfach geändert.

schienenfahrzeuge für die Personenb efürderung
@igentumsbestand)

Eisenbahnstatistik @estandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Eisenbahnfah tze\gedie der Beforderung von Personen dienen, auch wenn sie gegebenenfalls ein Abteil oder

einen Raum für Gäpäck Expreßgut oder die Post besitzen

Im einzelnen zählen hierzu die Triebwagen und Triebwagenanhänger mit entsprechender Ausstattung zur Per-

sonenbefcirderung sowie die >>> Personenwagen.

Nicht zu den Schienenfahrzeugen für die Personenbeförderung gehören die privaten Personenwagen (wie z'B'

die Fahrzeuge der Deutschen S-chlafimgen Gesellschaft) und die Personenfahrzeuge für Dienstzwecke'

Schiffahrt

Subventionsberichte
Daiennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
>>> Finanzhilfen des Bundes in Form von Neubau- und Modernisierungshilfen für Handelsschiffe'

Die Mittel dienen der Angleichung der Wettbewerbsfähigkeit, der Modernisierung sowie der Stärkung der E1
tragskraft der deutschen §eeschiffahrt und der Beschliftifirn §lageder Schiffbauindustrie' Die schiffahrtshilfen

werden zum Bau von schiffahrtspolitisch forderungswürAgä Handelsschiffen gewährt. Die Zuschüsse werden

bis zu 12,5 v.H. der Anschafrrngs- oder Herstellungskosten bewilligt, Schiffbaudarlehen bis zu 30 v'H'
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Seit 1984 werden bedingt rückzahlbare Darlehen ntr gezielten Eindämmung der Ausflaggung Überbrückung
anhaltender wirtschaftliiher Schwierigfteiten und Verbesserung der Investitionsfähigkeit der Schiffalrtsunter-
nehmen gewährt.

Anderungen im Zeitablauf:
Ftir 1977 und 1978 sind zusätzlich Sonderzuschüsse bis zu 5 v.H. der AnschafürngS- bzw. Herstellungskosten
gewährt worden.

Daneben wurde zur Stärkung der Ertrags- und Investitionskraft eine auf die Jahre 1979 bis 1 98 I befristete, be-

dingt rückzahlbare Schifahrtshilfe (Finanzbeitrag) in Höhe von 2,5 v.H. von 60 v.H. des linearen Buchwertes
der-unter deutscher Flaggebetriebenen Handelsschifre gewährt. Die Rückzahlung enfzillt, wenn die Minel bis
zum jeweiligen Rtickzahlungszeitpunkt - drei Jahre nach Auszahlung - in angemessenem Umfang zu Investi-
tionen be i Handelsschiffneubauten beigetragen haben.

In den Jahren 1970 bis 1972 wurden zur Strukturverbesserung der besonders überalterten Küstenschiffstonnage
Abwrackhilfen für Küstenmotorschiffe bis zu 300 BRT gewährt.

Bis 1974 wurden Abwrackhilfen für die mittelständische Binnenschiffahrt geuährt, da die lJberkapaziläten die
Funktionsfähigkeit des Binnenschiffahrtsmarktes störten.

Schiffsbestand

1. Statistik des Bestandes an Binnenschiffen
Datemachweis: ab 196l

Begriffsinhalt:
Zaht der in die Binnenschiffsregister eingetragenen >>> Güterschiffe, >>> Fahrgastschiffe sowie >>> Schlepp
und Schubfahrzeuge und >>> Schuten und Leichter.

Die Schiffe müssen über mindestens 20 t Tragfähigkeit oder 37 kW (50 PS) Maschinenleistung verfügen und
für die Schiffahrt auf Binnengeuässern (Flüssen, Kanälen und geschlossenen Seen) bestimmt sein.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Statistik über die Unternehmen in der Binnenschiffahrt
Datennachweis: ab 196l

Begriffsinhalt:
Zahl der Schiffe, die für die Unternehmen der Binnenschiffahrt verfügbar sind.

Als verftigbar gelten die Schiffe, die sich im Eigentum der Unternehmen befinden, abzüglich der vermieteten
und zuzüglich der angemieteten Fahrzeuge.

Zu den Unternehmen der Binnenschiffahrt zählen hier alle Unternehmen die ihren wirtschaftlichen Schwer-
punkt inner- oder außerhalb der gewerblichen Binnenschiffahrt haben und solche, die Binnenschiffahrt nur im
Werkverkehr betreiben.

Begriffsbeziehungen:
Der Schiffsbestand aus der Bestandsstatistik der Binnenschiffahrt ist nicht unmittelbar vergleichbar mit dem

Schiffsbestand der Unternehmensstatistik Die Bestandsstatistik erfalJt die registrierten Binnenschiffe, die Un-
ternehmensstatistik den verfügbaren Bestand bei den Unternehmen. Dadurch rrörden z.B. aus dem Ausland
gemietete Schiffe in der Unternehmensstatistih aber nicht in der Bestandsstatistik erfaßt. Umgekehrt sind an

das Ausland vermietete Schiffe nur in der Bestiindsstatistik enthalten. Außerdem werden die Zahlen der Be-
standsstatistik zum3l.l2.,die der Unternehmensstatistik zum 30.6. des jeweiligen Jahres erhoben.

3. Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab 195I

Begriffsinhalt:
Zahl der unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fahrenden Seeschiffe, die über mehr als 17,65 BRT
Raumgehalt vefügen.
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Unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland können u.a. auch Seeschiffe fahren, die von deutschen Ree-

dern aus dem Ausland gechartärt wurden. Entsprechend fahren an das Ausland vercharterte schiffe im allge'

meinen nicht unter deutscher Flagge.

Im einzelnen rechnen zum Schiffsbestand der Bestand an >>> Handelsschiffen, >>> Seefischereifahrzeugen

und andere Schiffe, die nicht für Handelszwecke bestimmt sind'

Schiffe der Bundesmarine rechnen nicht zum Schiffsbestand'

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. lg73 wurden die seeschiffe erfafJt, die in die deutschen seeschiffsregister eingetragen waren, un-

abhtingig davon, ob sie unter deutscher Flagge fuhren'

In die Seeschiffsregister werden Schiffe eingetragen, die für die Schiff_ahrt außerhalb von Binnengeuässern

littirr.n, Kanäilen-und geschlossenen Seen) bestimmt sind, die einen Raumgehalt von mehr als 17,65 ,BRT ha-

ben und deren EigentüÄer Deutsche sind (natürliche und juristische Personen)'

Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf usw.

Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Waren, die zur Ausrüstung Betrieb, zur Unterhaltung oder zur Ausbesserung eines im Erhebungsgebiet lie-

genden zur Schiffahrt in däq Ausland bestimmten Fahrzeuges oder im internationalen Fluryerkehr eingesetzten

Luftfahrzeuges dienen, sowie Waren, die zur Behandlung der Ladung zum Gebrauch oder Verbrauch während

der Reise oder zum Verkauf an Reisende bestimmt sind.

Schiffs- und Lufffahrzeugbedarf wird nicht nach einzelnen Warenarten, sondern in Zusammenfassungen von

Warenarten zu Warengöppen (Sammelpositionen) nachgewiesen. Ausgenommen hiervon sind Gasöl' schwe-

res HeizöI, Flugbenzin unä'Flugturbinenkraftstoff, die unter den entsprechenden Warennummern nachgewie-

sen werden. Sammelpositionen-bestehen für Nahrungs- und Genußmittel, Schmieröle und Schmiermittel sowie

"Andere Waren" wie z.B. Ersatzteile für Maschinen.

Als Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf wird im >>> Spezialhandel die Lieferung ausländischer. Waren aus Lager

für den Bedarf ausgehender ä'eutscher Seeschifre und Luftfahrzeuge (in der Einfuhr) sowie die Lieferung von

Waren aus dem freien Verkehr und aus der aktiven Veredelung für den Bedarf ausgehender fremder Seeschiffe

und Luftfahrzeuge (in der Ausfuhr) nachgewiesen. Unter Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf ist ferner in der

Einfuhr die LiefJrung ausländischer Waren aus Lager für den Bedarf von in ausländischen Häfen liegenden

deutschen Seeschiffen und Luftfahrzeugen zu verstehen

In regionaler Gliederung nach Ländergruppen wird die Position "Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf' zusammen

mit din polargebieten uid ni.ht ermitteltän Ländern unter der Bezeichnung "Außerdem" dargestellt.

Schlachtmenge von Geflügel

Geflügelstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Fleischanfall aus Schlachtungen von Geflügel in Geflügelschlachtereien mit einer Schlachtkapazität von min-

destens 2 000 Tieren im Monat.

Der Fleischanfall wird anhand der Verkaufsgewichte ermittelt.

Zum Geflügel zählen Jungmasthühner, Suppenhühner, Enten, Gänse, Trut- und Perlhühner.

Anderungen im Zeitablauf:
Yor l97}wurde die Schlachtmenge der Perlhühner nicht erfaßt.

Bis einschl. 1986 wurden nur Schlachtungen von Geflügel inländischer Herkunft nachgewiesen.
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Schlepper

1. Landwi rtschaftszählu ng L97 l, 199 I
2. Statistik des Schlepperbestandes

Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Zu den Schleppern zählen Vierradschlepper, Kettenschlepper, Geräteträger und Spezialschlepper.

Nicht dazu rechnen Einachsschlepper, Motormäher und andere einachsige Motorgeräte.

In den Zählungen werden (

- Sctrlepper im Alleinbesitz landwirtschaftlicher Betriebe als auch

- Schlepper im überbetrieblichen Einsatz nachgewiesen.Letztere werden nach folgenden Besitzarten unter-
gliedert:

- im gemeinschaftlichen Besitz mit anderen landwirtschaftlichen Betrieben,

- im Besitz von Genossenschaften,
- im Besitz von Lohnunternehmen.

Außerdem liegt ein Nachweis aller Sch-lepper in vier KW-Leistungsklassen vor und für Schlepper im Allein-
besitz landwirtschaftlicher Betriebe nach >>> Größenklassen der selbstbewirtschafteten landwirtschaftlichen
Nutdläche (LF; bis 1976 LI{)

Begriffsbeziehungen:
Erhebungseinheit ist für beide Statistiken der Betriebssitz des landw Unternehmens. Rechtsgrundlagen für die
Erfassung von Merkmalen in den Landwirtschaftszählungen sind das Gesetz an LZ 197 L bzw. das Agrar-
Statistik-Gesetz. für die Statistik des Schlepperbestandes die lt. Ländwirtschaftwerwaltung der Bundesländer
zusammengestellten Ergebnisse der Beihilfeberechtigten zur Gasoel-Betriebsbeihilfe.

Schlepp- und Schubfahrzeuge

Statistik des Bestandes an Binnenschiffen
Datennachweis: ab l96l

Begriffsinhalt:
In die Binnenschiffsregister eingetragene Motorschiffe ohne Güterladungskapazität, die andere Wasserfahrzeu-
ge, z.B. Schubverbände, Schubleichter, Schub und Schleppkähne, bewegen und steuern.

Die Schlepp und Schubfahrze\ge müssen über mindestens 37 kW (50 PS) Maschinenleistung verftigen und für
die Schiffahrt auf Binnengewässern (Flüssen, Kanälen und geschlossenen Seen) bestimmt sein.

Andenrngen im Zeitablauf:
Zuden Sctrlepp und Schubfahrzeugen zählen seit 1975 auch die Hafenschlepper.

Schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes Ilolz

Index der Großhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 53 "schnittholz, Sperrholz und sonstiges bearbeitetes
Holz" des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistilq Ausgabe 1975 bant. des Systemati-
schen Güterverzeichnisses für die Produktionsstatistiken, Ausgabe 1982. Einbezogen sind Sägewerkserzeugnis-
se, Hobelware und Rauhspund, Furniere, Sperrholz und Preßholz sowie Holdaser- und Holzspanplatten.

Nicht berücksichtigt werden imprägnierte Hölzer.
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Schönheitsreparaturen

Preisindizes für Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Instandhaltungsarbeiten, die durch daq Abwohnen oder den vertragsgemäßen Gebrauch erforderlich geworden

sind und der Ansehnlichkeit bzw. Wiederherstellung der Ansehnlichkeit dienen'

Dazu zählen das Tapezieren, Anstreichen der Wände und Decken, das Streichen der Heizkörper einschl.
Heizrohre, der Innentiiren sowie der Fenster und Außentüren von innen.

Schuhe, Textilien und Bekleidung

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt: '

Ausgewählte WarerV Güter (Waren-/ Güterarten) aus den Waren-/ Gütergruppen und -zweigen:

Schuhe Waren-/ Güterzweig 625

Textilien Waren-/ GütergntPPe 63

Bekleidung Waren-/ Gütergruppe 64

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses
für Produktionsstatistiken, die zu den >>> Verbrauchsgütern zählen.

Als Verbrauchsgüter gelten Waren/ Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(verbrauchsreiflangesehen werden und überwiegend von den privaten Haushalten verbraucht u,erden.

Hierzu rechnen im wesentlichen:
- aus dem Waren-/ Güterzweig Schuhe:

Straßenschuhe und Stiefel, Hausschuhe

- aus der Waren-/ Gütergruppe Textilien:
Dekorationsstoff, Teppiche, Läufer und Bodenbelag aus textilem Material, Gardinenstoff(Meterware), Her-
ren-, Damen-, finaeräberbekleidung (gewirkt odeigestrickt), Herren-, Damen- und Kinderwäsche,
Strumpfimaren

- aus der Waren-/Gütergruppe Bekleidung:

Herrenoberbeklei dung (2.8. Anztige. Sakkos, Hosen, Mäntel),
Damenoberbekleidung (2.B. Kostüme und Komplets, Jacken, Röcke, Hosen, Blusen, Kleider, Morgenröcke,
Mäntel)
Arbeits-, Berufs- und Spezialschutzbekleidung (genäht) (2.8. Anztige, Overalls, Jacken, Hosen, Mäntel,
Kinel u.ä.)
Sport-, Strand- und Badebekleidung
Pelzmäntel, Lederbekleidung
Herren- und Damenqäsche, Schürzen, Miederwaren @üstenhalter, Mieder u.ä.)
Hüte und Mützen,
Bekleidungszubehör (Krawatten, Handschuhe, Schals, Tücher, Taschentücher, Gürtel, Hosenträger, Schir-
me u.ä.)
Gardinen und Vorhänge,
Campingzelte,
Segel u.ä. Bettwäsche,
Haus- und Tischwäsche Stepp und Daunendecken, Kissen
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Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Schuhen, Textilien und Bekleidung rechnenden Waren auf der Grundlage des Syste-

matischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik unterscheidet sich von der o.g. Güterauswahl nach

dem Systematischen Güterverzeichnis für Produlrtionsstatistiken.

2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wie unter 1., aber ohne Reparaturen und Anderungen an Erzeugrrissen dieser Warengruppe.

Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken (GP) umg+'
schlüsselt. Da im \Iy'| bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen
nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Gegenüberstellung
geringfligige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgütern und >>> Investitionsgütern erfolgt in Anlehnung an die
Warenauswahl, die ^, Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduklion für Investitionsgüter und
Verbrauchsgüter getroffen wurde.
Die Begriffe Schuhe, Textilien und Bekleidung und "Textilien, Bekleidung Schuhe" (Außenhandelsstatistik)
sind nahezu identisch abgegrenztund unterscheiden sich nur geringfligig: Nur zu Textilien, Bekleidung Schu-
he zählen im wesentlichen Watte, Verbandzeug Schutz- und Spezialhandschuhe aus Leder, Garne, Tapisseri-
en, Netze, Putzwaren. Nur zu Schuhen, Textilien und Bekleidung zählen im wesentlichen Tülle, Bodenbeläige
aus Filz, CampingTelte, Schuhe mit Holzsohlen, Matratzen aus Schaumgummi.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter l.

Schulabgänger

l. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

2. Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Schüler, die aus einer Schule des allgemeinen oder des beruflichen Schulwesens mit einem Abgangs- oder Ab
schlußzeugnis entlassen werden.

Zu den Schulen des allgemeinen Schulwesens rechnen >>> Grundschulen, >>> Hauptschulen,
>>> Sonderschulen, >>> Realschulen, )>> Gymnasien, >>> Gesamtschulen, >>> Abendrealschulen,
>>> Abendgrmnasien und >>> Kollegs sowie die Technischen Oberschulen in Baden-Württemberg und die
Berufsoberschulen in Bayern, die aus statistischen Gründen den Kollegs zugeordnet werden.

Zu den Schulen des benrflichen Schulwesens rechnen >>> Berufsschulen, >>> Berufssonderschulen,
>>> Berufsaufbauschulen, >>> Berufsfachschulen, >>> Fachoberschuten, >>> Fachgrmnasien,
>>> Fachschulen und >>> Schulen des Gesundheitswesens.

In der Regel werden alle Schulabgänger erfaßt_- gleichgültig ob sie an der entsprechenden Schule einen At>
schluß erreicht haben oder nicht. Dies g,ilt jedoch nicht für Abendrealschulen, Abendgrmnasien, Kollegs,
Technische Oberschulen, Berufsoberschulen, Fachschulen, Schulen des Gesundheitswesens: an diesen Schulen
werden ausschließlich Schulabgänger erfaflt, die ein Abschlußzeugrris erhalten haben.

Durch ein Abschlußzeugnis wird bestätigt, daß das BildungSziel der jeweiligen Schulart erreicht wurde. Das
Abschlußzeugnis einer beruflichen Schule kann zusätzlich einen allgemeinen Abschluß (2.B. Haupt-, Real-
schulabschluß usw. ) bescheinigen.
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Ein AbgangSzeugnis wird ausgestellt, wenn dac Bildungsziel der jeweiligen Schulart nicht erreicht wurde' Es

tann mit einem Zusatzvermerk versehen sein, durch den ein vergleichbarer Abschluß einer anderen Schulart
bestätigt wird.
Nicht erfaßt werden hier Schulabg§nger,die die Schule nur wechseln (2.8. wegen eines Umzugp) und ein

iJbergSngszeugnis erhalten.

Nachgewiesen werden Schulabgänger aus

- altgemeinen Schulen: mit >>> Hauptschulabschluß, ohne Hauptschulabschluß, mit >>> Realschul- oder

gleichwertigem Abschluß, mit >>> Fachhochschulreife, mit >>> Hochschulreife;

- beruflichen Schulen: mit >>> schulartspezifischem Abschluß, mit zusätzlich erworbenem Hauptschulab
schluß, mit >>> Fachschulreife, mit Fachhochschulreife, mit Hochschulreife, ohne Abschluß bzw. ohne

Angabe einer Abschlußart.

Es besteht im Nachweis der Daten zum Teil eine Vielzahl von länderspezifischen Besonderheiten, die vor al-
lem die Zuordnung von Schulabgängern mit besonderen Abschlüssen an besonderen Schularten oder Bildungs'
gängen zu den genannten Abschlußarten betreffen.

Anderungen im Zeitablauf:
Die oben eruähnten länderspezifischen Besonderheiten bei der Zuordnung von Schulabgängern unterlagen im
Zeitablauf gelbst zahlreichen Anderungen.

Hinzu kommen weitere Besonderheiten: So können in einzelnen Fällen Schulabgänger mehrfach gezählt wor-
den sein, wenn sie mehrere Abschlußzeugnisse erworben haben. Außerdem ist eine Aufteilung nach dem Ge-

schlecht nicht immer möglich gewesen.

Schulartspezifischer Abschluß

Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Schulabschlußzeugnisse, deren eualifikationsniveau nicht mit anderen Abschlüssen vergleichbar ist oder die

nicht eindeutig definiert sind.

Nachgewiesen werden >>> Schulabgänger, die ein solches Abschlußzeugnis erhalten.

Hierzu rechnen z.B. der Abschluß des Berufsgrundbildungpjahres, das Abschlußzeugnis in einem anerkannten
Ausbildungsberuf, Berufsfachschulabschluß.

Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Einnahmeart mit Einnahmen aus

- direkten Schulden bei inländischen Kreditinstituten, Bausparkassen, Versicherungsunternehmen, Bundes-

bahn und Bundespost, rechtlich selbständigen Stiftungen und Sondervermögen, den Sozialversicherungs-
trägern, der Bund-esanstalt für fubeit, öffentlichen Zusatzversorgungpeinrichtungen sowie bei ausländischen

Kreditinstituten und sonst. ausländischen Stellen.

- Hypotheken, Grund- und Rentenschulden, Restkaufgelder

- Anleihen, Schatzbriefe, Schatzanweisungen, Obligationen und sonstige Wertpapierschulden.
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Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1973 sind die Schuldenaufnahmen bei Zweckverbänden hier und nicht in den >>> Schuldenaufnahmen
vom öffentlichen Bereich enthalten.

Die kommunalen Ergebnisse enthalten in diesen Jahren auch die Schuldenaufnahmen für Eigenbetriebe.

In der Rechnungsstatistik sind Zuschüsse des Bundes an die Sozialversicherung die durch Zuteilung von

Schuldbuchfordirungen abgegolten wurden, in folgenden Rechnungsjahren als Schuldenaufnahmen am Kre-
ditmarkt nachgewiesen :

1964: 500 Mill. DM
1965: 750 Mill. DM
1966: 750 Mill. DM
1967 = I 500 Mill. DM
1972: I 000 Mill. DM

Schuldenaufnahmen vom öffentlichen Bereich

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Einnahmeart mit Einnahmen aus der Aufnahme von Krediten

beim >>> Bund
beim >>> Lastenausgleichsfonds
beim >>> ERP-Sondervermögen
beim >>> Fonds "Deutsche Einheit" (abl990)
beim >>> Kreditabwicklungsfonds (ab 1990)
bei >>> Ländern
bei >>>Gemeinden/Gemeindeverbänden
bei >>>Zweckverbänden.

Anderungen im Zeitablauf:
In der Rechnungsstatistik und in der Haushaltsansatzstatistik sind jeweils bis 1973 die Schuldenaufnahmen bei

Zweckverbänden nicht hier, sondern als >>> Schuldenaufirahmen am Kreditmarkt nachgewiesen.

Schulden aus Kreditmarktmitteln

1. Viertelj ährliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Jäh rliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Die Schulden aus Kreditmarktmitteln umfassen die

- Wertpapierschulden
lAnläinen, Bundesschatzbriefe, Schatzanweisungen, Kassenobligtionen und andere Wertpapierschulden),

- Direkte Darlehen bei
inländischen Banken und Sparkassen, Bausparkassen, Versicherungsunternehmen, Bundesbahn und Bundes-
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post, der Bundesanstalt für Arbeit, den Trägern der Sozialversicherung (Kranken-, Renten- und Unfallversi-
.h.-ng einschl. Bundesbahnversicherungsanstalt Abt. A Bundesbahn-Betriebskrankenkasse, Bundesbahn-

Unfallversicherungsbehörde, Bundespost-Betriebskankenkasse, Amt für Unfallversicherung der Bundespost),

öffentlichen Zusatzversorgungseinrichtungen (2.B. Zusatzversorgungsanstalt des Bundes und der Länder,
Kommunale Zusatzversorgungseinrichtungen, Bundesbahnversicherungsanstalt Abt. B, Versorgungpanstalt
der Bundespost), StiftungJn, öffentlichen und privaten Unternehmen, sonst. inländischen Stellen, ausländi-
schen Kreditinstituten und sonst. ausländischen Stellen.

Begriffsbeziehungen:
Schulden bei der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost sind nicht in den >>> Schulden beim

öffentlichen Bereich (Viertelj,ihrliche Schuldenstatistik, Jährliche Schuldenstatistik), sondern in den Schulden

aus Kreditmarktmitteln enthalten. In der vierteljährlichen Schuldenstatistik umfassen die Schulden aus Kre-
ditmarktmittel n auch die >>> kredit2ihnl ichen Rechtsgeschäft e.

Anderungen im Zeitablauf:
Ab lgT4enthalten die Schulden der >>> Gemeinden/ Gemeindeverbände nicht mehr die für ihre rechtlich ün-

selbständigen Eigenbetriebe aufgenommenen Schulden, da das neue kommunale Haushaltsrecht eine klare
Trennung von kommunalem Haushalt und Sondervermögen vorschreibt.

Die Schulden des >>> Lastenausgleichsfonds sind bis 1979 gesondert, abl980 jedoch zusammen mit denen des

>>> Bundes nachgewiesen.

Schulden beim öffentlichen Bereich

1. Viertelj ährliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Jährliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Verbindlichkeiten zwischen dem >>> Bund, dem >>> Lastenausgleichsfonds, dem >>> ERP-Sondervermögen,
dem >>> Fonds "Deutsche Einheit", dem >>> Kreditabwicklungsfonds, den >>> Ländern, den
>>> Gemeinden/ Gemeindeverbänden, den >>> Zweckverbänden und den sonstigen juristischen Personen, die

durch die Aufnahme von Krediten aus Mitteln dieser juristischen Personen begründet wurden, unabhängig da-

von, ob sie über ein Kreditinstitut ausgezahlt worden sind.

Begriffsbeziehungen:
Schulden, die durch die Aufnahme von Krediten bei der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- '

post, der Bundesanstalt für fubeit, den Trägern der Sozialversicherung sowie öffentlichen Zusatzversorgungs-
linrichtungen begründet wurden, sind nicht in den Schulden beim öffentlichen Bereich, sondern in den
>>> Schulden aus Kreditmarktmitteln (Vierteljährliche Schuldenstatistih Jährliche Schuldenstatistik) enthal-

ten.

Schuldendiensthilfen

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabe-/ Einnahmeart mit den Ausgpben/ Einnahmen fürl aus Zuweisungen und Zuschüsse(n) zur Erleichte-

.n[d". Schuldendienstes für Darlelien und Anleihen, vorwiegend zur Verbilligung der Zinsleistungen

anl vom öffentlichen Bereich

arV vom >>> Bund
anl vom >>> Lastenausgleichsfonds
an/ vom >>> ERP-Sondervermögen
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an/ von >>> Länder(n)
an/ von >>> Gemeinden/ Gemeindeverbände(n)
an/ von >>> Zweckverbände(n)
an die/von der >>> Sozialversicherung

an/ von andere(n) Bereiche(n)

Unternehmen, Sonstige(n) im Inland sowie aus dem Ausland.

Die Schuldendiensthilfen vom öffentlichen Bereich und von anderen Bereichen sind nicht gesondert, sondern
mit den Einnahmen aus laufenden Zuweisungen bzw. Zuschüssen zusammengefallt nachgewiesen.

In den Datenreihen der Haushaltsansatzstatistik und der Kassenstatistik ist diese Zusammenfassung generell,
d.h. sowohl bei den Einnahmen aus, als auch bei den Ausgaben für Schuldendiensthilfen, vorgenommen.

Anderungen im Zeitablauf:
In den Rechnungsergebnissen bis 1973 sind die Schuldendiensthilfen ebenfalls mit den übrigen >>> laufenden
Zuweisungen und Zuschüssen zusammengefaßt; erst ab 1974 werden sie gesondert nachgewiesen.

Schuldenstand

1. Vierteljäh rliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1974

2. Jäh rliche Schuldenstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Der Schuldenstand umfallt die Kreditmarktschulden im weiteren Sinne an einem bestimmten Stichtag.

Nachgewiesen werden alle Schulden, für die die Berichtsstelle >>> Bund, >>> Lastenausgleichsfonds,
>>> ERP-sondervermögen, >>> Fonds >>> Länder, >>> Gemeinden/ Gemeindeverbände,
>>> Zweckverbände, öffentliche Krankenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen, Einrichtungen für
Wissenschaft und Forschung >>> Deutsche Bundesbahn, >>> Deutsche Bundespost (in der Kassenstatistik nur
Bund einschließlich Sondervermögen, Länder und Gemeinden/ Gv.). Schuldner ist, ohne Rücksicht darauf, wer
den Schuldendienst trägt. Einbezogen sind auch, die Schulden für die Unternehmen ohne eigene Rechtsper-
sönlichkeit (in den Hansestädten und Berlin auch die Schulden für Eigenbetriebe), rechtlich unselbständigen
Stiftungen und Sondervermögen, deren Ausgaben und Einnahmen brutto im Haushalt des Trägers (Land, Ge-
meinden/ Gv.) nachgewiesen sind.

Schulden des Bundes sind auch die Kreditaufnahmen der Deutschen Gesellschaft für öffentliche Arbeiten AG
(ötra) für Finanzierungsaufträge des Bundes für Verkehrsinvestitionen, insbesondere für die Bundesfernstraßen
einbezogen. Zu den Schulden des Lastenausgleichsfonds gehören auch die Verpflichtungen aus der Efüllung
von Hauptentschädigungen aufgrund der 14., 17. und 21. Leistungsdeckungsverpflichtung des Lastenaus-
gleichsfonds. Die Verpflichtung durch Begründung von Spareinlagen sind nur in Höhe der Deckungsforderun-
gen der Kreditinstitute (75%) nachgewiesen.

Nicht in die Schuldensumme einbezogen sind:
- Schulden, die rechtlich selbständige Wirtschaftsunternehmen, Stiftungen und

Sondervermögen, die außerhalb der Haushalte der berichtspflichtigen Ge'
bietskörperschaften geführt werden, aufgenommen haben;

- die Schulden die den Gemeinden/ Gv. für ihre Eigenbetriebe und sonst.
Sondervermögen mit Sonderrechnung aufgenommen haben;

- Gelder, die von Dritten hinterlegt sind (z.B-Kautionen);
- an Dritte (2.B. für Wohnungsbau) ausbezahlte Beträge, für die die Berichtskörperschaft keine Verbindlich-

keit übernommen hat;
- Kassenreste, Steuerablieferungsrückstände, Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und ähnli-

che Verpflichtungen.
Für die Zuordnung der aufgenommenen Schulden zu den einzelnen Schuldarten (2.B. >>> Schulden aus Kre-
ditmarktmitteln, >>> Schulden beim öffentlichen Bereich) ist grundsätzlich der in der Schuldurkunde bezeich-
nete Gläubiger mallgebend (Gläubigerprinzip). Abweichend von diesem Grundsatz werden die von Kreditinsti-
tuten ausgezahlten, aber aus öffentlichen Mitteln stammenden Darlehen nach ihrer Herkunft zugeordnet. Bei
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Schulden, für die Wertpapiere ausgegeben worden sind (2.B. Anleihen, Bundesschatzbriefe, Schatzwechsel)'

enttällt die Aufteilung n""t dem G-li.rbiger; desgleichen bei den >>>kreditjihnlichen Rechtsgeschäfren

6Rentenschulden, Resltkaufgeldern sowie Hlpothlken und Grundschulden, die beim Grundstückserwerb über-

nommen werden).

Für folgende Schuldarten liegen Datenreihen vor:

- Kreditmarktschulden im weiteren Sinne

>>> Kreditmarktschulden im engeren Sinne

>>> Ausgleichsforderungen und sonst. Alwerbindlichkeiten

- Schulden bei öffentlichen Haushalten

- KreditähnlicheRechtsgeschäfte
- Kassenverstärkungskredite

Schwebende Schulden (= Kassenverstärkungskredite) sind kurdristige Verbindlichkeiten zur Beschafhrng von

vriit.i" nii Oi. üUerUruikung vorübergehender Kassenanspannungen (: Kassenverstärkung)

Anderungen im Zeitablauf:
Ab 1974 sind die von den Gemeinden/Gemeindeverbänden für die Eigenbetriebe aufgenommenen Schulden in

den Schulden der GemeinderVGemeindeverbände enthalten'

Schuldentilgung am Kreditmarkt

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabeart mit den Ausgaben für die Rückzahlung von

- direkten Darlehen bei Kreditinstituten und sonst. Gläubigern in In- und Ausland

- Wertpapierschulden
Siehe auch die Erläuterungen unter >>> Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt'

Anderungen im Zeitablauf:
In der Jahresrechnungsstatistik und der Haushaltsansatzstatistik sind jeweils bis 1973 die Tilgungsausgaben an

Zweclcverbände hier und nicht bei den >>> Tilgungsausgaben an öffentlichen Bereich enthalten. In den Ausga-

ben der Gemeinden/Gemeindeverbände dieser Iatrre sina auch die Tilgungen für Kreditaufnahmen der Eigen-

betriebe enthalten.
In der Rechnungsstatistik sind im kommunalen Bereich bis 1973 hier außerdem die Tilgungsausgaben an den

öffentlichen Bereich und in den Rechnungsjahren bis 1956 die Rückzahlung innerer Darlehen nachgewiesen' .

Schulden und sonstige Abzüge

1. Statistik der Einheitswelte der gewerblichen Betriebe
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Schulden und Lasten, die mit der Gesamtheit oder mit einzelnen Teilen des geurerbli"!9l "'Betriebes 

in

wirtschaftlichem Zusammenhang stehen @etriebsschulden) sowie sonstige steuerrechtlich zugelassenen Abzü-
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ge - ausgenommen Vergünstigungen für Schachtelgesellschaften; sowie Schuldenüberhang bei Schachtelbetei'
ligungen.
Als abzugsfähige Betriebsschulden kommen Geldschulden und solche Lasten, die eine geldwerte Verpflichtung
zur Sachleistung darstellen, grundsätzlich nur dann in Betracht, wenn sie

l. am Bewertungsstichtag tatsächlich bestanden haben, d.h. wenn damit gerechnet werden muß, daß der
Gläubiger Erfrillung verlangt und eine ernst zu nehmende Belastung vorhanden ist;

2. in ihrer Entstehung ursächlich und unmittelbar auf Voryänge zurückzuführen sind, die das Betriebwerme
gen einschl. der Betriebsgrundstücke im Sinne des Bewertungsgesetzes betreffen;

3. nicht mit Wirtschaftsgütern in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, die nach dem Bewertungsgesetz
nicht zum Betriebwermögen gehören

Rückstellungen, die für ihrer Höhe nach noch unbestimmte Schulden und Lasten gebildet werden, sind nur
dann als Betriebsschulden abzugsfähig wenn sie am Bewerhrngsstichtag als Schuld bereits bestanden haben
und noch nicht getilgte bewertbare Verpflichtungen darstellen. Eine Ausnahme gilt lediglich für die Berück-
sichtigung von Rückstellungen für Bergschäden, für Preisnachlässe, für Wechselhaftung für Jubiläumszuwen-
dungen und für Pensionsanwartschaften. Die Rückstellungen für Verpflichtungen aus Pensionszusagen sind bis
1980 jedoch nur dann zum Abzug zugelassen, wenn die Pensionsanwartschaft auf einer vertraglichen Pensi-
onwerpflichtung beruht oder sich aus einer Betriebwereinbarung einem Tarifvertrag oder einer Besoldungs-
ordnung eryibt.
Rücklagen zur Deckung noch nicht entstandener Verbindlichkeiten, sogenannte echte Reserven, stellen ohne
Rücksicht darauf, ob es sich um gesetzliche, freiwillige oder Sonder-Rücklagen handelt, in der Regel keine ab
zugsfähigen Betriebsschulden dar. Eine Ausnahme bilden hier u.a. die versicherungstechnischen Rücklagen,
die bei Versicherungsunternehmen als Betriebsschulden vom >>>'Rohvermögen abgesetzt werden können, so-
weit sie für die Leistungen aus den laufenden Versicherungsverträgen erforderlich sind.

Steuerschulden gelten bei Körperschaften, die nur Betriebwermögen haben, stets als Betriebsschulden. Dage-
gen sind bei Einzelpersonen und Personengesellschaften z.B. die Einkommensteuer-, Vermögensteuer- und
Erbschaftsteuerschulden nicht abzugsfähig. Schulden aus laufend veranlagten Steuern (2.B. Umsatzsteuer, Ge-
werbesteuer) sind abzugsfähig wenn sie am Abschlußzeitpunkt entweder rückständig waren oder für einen
Zeitraum geschuldet werden, der spätestens am Abschlußzeitpunkt geendet hat. Endet der Erhebungszeitraum
später, so sind die Steuerschulden nur anteilig abziehbar.

Als Schuldposten abgezogen wird auch die Einlage eines typischen stillen Gesellschafters sowie dessen An-
spruch auf seinen jährlichen Gewinnanteil und bei bestimmten Genossenschaften sind auch die Geschäftsgut-
haben der Genossen abziehbar.

Für die Abzugsfähigkeit der Lastenausgleichsabgaben nach döm Lastenausgleichsgesetz gilt grundsätzlich fol-
gendes:

(a) Die Vermögensabgabe ist außer Betracht zu lassen; ein Abzug ist nur dann und insoweit zulässig als die
Vermögensabgabe in wirtschaftlichem Zusammenhang mit dem Betrieb übernommen worden ist.

@) Die Hypothekengewinnabgabe und die Kreditgewinnabgbe sind, soweit sie mit dem gewerblichen Betrieb
in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, mit ihrem jeweiligen Wert am Bewertungsstichtag abzuziehen.

Für den Bestand und die Bewertung der Schulden und sonstigen Abzüge sind grundsätzlich die Verhältnisse
am Haupfeststellungszeitpunkt maßgebend. Bei Betrieben, die regelmäßigjährliche Abschlüsse am Schluß des
Kalenderjahres machen, ist dieser Abschlußtag zugrunde zu legen. Auf Antrag kann für Betriebe, die regel-
mZßig jährliche Abschlüsse auf einen anderen Tag machen @etriebe mit einem vom Kalenderjahr abweichen-
den Wirtschaftsjahr), als Stichtag der Schluß des Wirtschaftsjahres zugrunde gelegt werden, der dem Feststel-
lungszeitpunkt vorausgeht.

Bewertungsmaßstab für die einzelnen Schulden und sonstigen Abzüge des gewerblichen Betriebs ist bei Kapi-
talschulden grundsätzlich der Nennwert, wEnn nicht besondere Umstände einen höheren oder geringeren Wert
rechdertigen. Verpflichtungen auf wiederkehrende Nutzungen und Leistungen sind mit dem Kapitalwert und
die sonstigen Schulden und Lasten mit dem Teilnrcrt anzusetzen. Dabei handelt es sich um den Betrag den ein
Erwerber des ganzen Unternehmens bei dessen-Forffiihrung im Rahmen des Gesamtkau$reises für die betref-
fende Schuld bzw. Last ansetzen würde. Zu Einzelheiten siehe das Bewerrungsgesetz sowie die Vermögensteu-
errichtlinien in der jeweils geltenden Fassung.

Anderungen im Zeitablauf:
Der Abzug von Rückstellungen für Pensionsanwartschaften wurde erstmals 1957 zugelassen und zwar zunächst
nur bei Unternehmen mit mindestens 100 Pensionszusagen; 1960 wurde der Abzug in einer Verordnung gere-
gelt; die vorgenannte Einschränkung enffiel. 1963 fand schließlich die gesetzliche Neuregelung durch das
Steueränderungsgesetz l96l ihren Niederschlag. Ab l98l Erweiterung auf alle rechtwerbindlichen Pensions-
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zusagen mit neuen Vervielf?iltigern. Bis einschl. 1973 waren Rückstellungen für Preisnachlässe und Wechsel-

haftung nicht abzugsfrihig.
Bezüglich näherer Einzelheiten und weiterer Anderungen wird auf {ie im Zeitablauf ergangenen steuerrechtli-

chen-Vorschriften und Richtlinien verwiesen. Dies gilt auch hinsichtlich des Abzugs der in bestimmten Fälen
zulässigen steuerfreien Rücklage nach § 7 Abs. 3 des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 1968 (BGBI. I S. 217)

(ab 197 4: Entwicklungpländer-Steuergesetz).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 2.

2. Vermögensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Schulden und Lasten vön vermögensteuerpflichtigen natürlichen Personen, die nicht mit einem gewerblichen

>>> Betrieb dieser Personen in wirtschaftiichem Zusammenhang stehen und daher bereits beim
>>> Betriebwermögen berücksichtigt worden sind sowie sonstige steuerrechtlich zugelassene Abzüge.

Abzugsfähig sind alle im Veranlagungszeitpunkt tatsächlich und wirtschaftlich bestehenden Schulden und La-

sten,Ioweiisie in wirtschaftlichem Zusammenhang mit Wirtschaftsgütern stehen, die zum Vermögen im Sinne

des Bewernrngsgesetzes gehören und nicht nach den Vorschriften des Vermögensteuergesetzes oder anderer

Gesetze von der Vermogänsbesteuerung ausdrücklich ausgenommen sind, es sei denn, es handelt sich um steu-

erbegünstigte Gegenstäide, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse liegt. Zu den abzugsfähigen Schulden

undionstigen Abzügen ,."hr.n neben Schulden an persönlichen Steuern, Darlehensschulden sowie wiederkeh-

renden Lei-stungen, äie d". Steuerpflichtigen obliegen u.a. auch Pensionwerpflichrungen @is 1980) gegenüber
personen, bei denen der Versorgungsfall noch nict t eingetreten ist. Einzubeziehen sind ferner bei Inhabern von

Betrieben der Land- und Forstürtsitr"ft ^r Vermeidung einer Doppelerfassung der Abzug zur Abgeltung des

überschusses der laufenden Betriebseinnahmen über die laufenden Betriebsausgaben, der nach dem Ende des

vorangegangenen Wi(schaftsjahres entstanden ist, sowie die Lastenausgleichsabpben nach dem Lastenaus-

gleichsgesetz.

Für den Bestand und die Bewertung der Schulden und sonstigen Abzüge sind die Verhältnisse am Veranla-

gungszeitpunkt maflgebend. Bewertungsmaßstab für die einzelnen Schulden ist bei Kapitalschulden grundsätz-

lich der Nennwert, wenn nicht besondere Umsuinde einen höheren oder geringeren Wert rechdertigen. Ver-
pflichtungen auf wiederkehrende Nutzlasten und Leistungen sind mit dem Kapitalwert und der Abgeltungsbe-

irag bei titrabern von Betrieben der Land- und Forstwirtschaft mit einem Achtzehntel des Wirtschaftswerts des

Betriebs - bei buchführenden Inhabern ggf. dem nachgewiesenen Überschuß, soweit er am Veranlagungszeit-
punkt noch vorhanden ist oder zur Tilgung von Schulden des Wirtschaftsteils verwendet worden ist' die am

bnde des vorangegangenen Wirtschaftijahres bestanden haben - anzusetzen. Bei den Lastenausgleichsabgaben

werden einmat die Vermögensabgabe mit der Summe des sich für den Stichtag ergebenden Zeitwerts und der

am Stichtag rückständigeriVi.rt.S"t resbeträige, zum anderen die Hypothekengewinnabgabe - sofern sie nicht
mit einem gewerblicheiBetrieb in wirtschaftlichem Zusammenhangltetrt - mit dem planmäßigen Reittapita
der Abgbeichuld zuzüglich rückständiger Leistungen berücksichtigt. Verpflichtungen zu anderen Leistungen,

die nicf,t als Kapitalsch-uld anzusetzen sind, werden als Sachleistungsschulden mit dem gemeinen Wert beurer-

tet. Dieser wiederum wird durch den Preis bestimmt, der im gewöhnlichen Geschäftwerkehr nach der Beschaf-

enheit des Wircchaftsguts bei einer Veräußerung zu erzielen riÄre. Zt Einzelheiten siehe das Bewerhrngsge-

setz, das Vermögensteuergesetz sowie die Vermögensteuerrichtlinien in der jeweils geltenden Fassung.

Anderungen im Zeitablauf:
Der Abzug von Pensionwerpflichtungen gegenüber Personen, bei denen der Versicherungsfall noch nicht ein-
getreten ist 6Pensionsanwartichaftenfwurde für derartige Verpflichtungen erstmals 1963 zugelassen.

Ab l98l Erweiterung auf alle rechtwerbindlichen Pensionszusagen mit neuen Vervielfältigern. Außerdem wird
seit 1966 auf die Einschränkung daIJ Rentenlasten usw. nur bei einer Mindestlaufzeit von zehn Jahren abgeze
gen werden können, verzichtet und auch bei nicht buchführenden Landwirten, denen bisher der besondere Ab
äg manlels eines Nachweises versagt war, die Abgeltung im Wege einer Pauschalregelung ermöglicht.

Ab 1969 fanden ggf. Vergünstigungen nach § 7 Abs. 4 des Entrvicklungshilfe-Steuergesetzes- 1968 (BGBI. I
S. 217) (ab l97a: Entwickungsleinäer-Steuergesetz) für im Rahmen eines Betriebes der Land- und Forstwirt-
schaft geleistete Entwickl ungshi lfe ihren Niederschlag.

Bezüglich näherer Einzelheiten und weiterer l\nderungen wird auf die im Zeitablauf ergangenen steuerrechtli-

chen Vorschriften und Richtlinien verwiesen.
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Begriffsbeziehungen:
Während in der Statistik der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe als Schulden und sonstige Abzüge die
Schulden und Lasten, die mit der Gesamtheit oder mit einzelnen Teilen eines gewerblichen Betriebes in wirt-
schaftlichem Zusammenhang stehen, also sog. Betriebsschulden nachgewiesen werden, umfassen die Schulden
und sonstigen Abzüge in der Vermögensteuerstatistik der nattirlichen Personen Schulden und Lasten, die zur
Ermitttung des Wertes des Gesamwermögens der Steuerpflichtigen von deren Rohvermögen im Sinne des
Vermögensteuergesetzes abzuziehen sin4 sorr,eit sie nicht mit einem gewerblichen Betrieb der Vermögensteu-
erpfl ichtigen in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen.

Schuldverschreibungen

Statistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
Datennachweis: 1962 bis 1980

Begriffsinhalt:
Zu den Schuldverschreibungen rechnen Hypothekenpfandbriefe, Schiffspfandbriefe, Kommunalobligptionen,
sonstige Schuldverschreibungen und nicht deckungspflichtige Schuldverschreibungen.

Als Schuldverschreibungen gelten Schuldurkunden, in denen sich der Aussteller dem Gläubiger gegenüber zu
einer Leistung verpflichtet, die in der Regel in einem Geldbetrag und einer laufenden Verzinsung besteht.

Erfaßt sind sowohl Inhaber- als auch Namensschuldverschreibungen.
"Hypothekenpfandbriefe" sind festverzinsliche Schuldverschreibungen, die gemäiß § I des Hypothekenbankge-
setzes oder gemäß §§ I und 2 des Pfandbriefgesetzes aufgrund gewährter Realkredite (gegen Hypotheken,
Grund- und Rentenschulden und u.U. Ersatzdeckungen) ausgegeben werden.

Zuden Hypothekenpfandbriefen rechnen auch Landesrentenbriefe der Deutschen Siedlungp- und Landesren-
tenbank (bis I 965 : Deutsche Landesrentenbank).
"Schiffspfandbriefe" sind Schuldverschreibungen, die aufgrund gewährter Darlehen gegen Bestellung von
Schiffshypotheken ausgegeben werden. Die Deckung der Schiffspfandbriefe muß gemäß § 6 des Schiffsbankge-
setzes erfolgen.

"Kommunalobligationen" sind Schuldverschreibungen, die aufgrund von gewährten )>> Kommunaldarlehen
ausgegeben wurden.
Kommunalobligationen werden von privaten Hypothekenbanken gemäß § 4l Hypothekenbankgesetz und von
öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten gemäß § 8 Pfandbriefgesetz unter der Bezeichnung
"Kommunatobligationen" oder "Kommunalschuldverschreibung" ausgegeben. Erfaßt werden auch unter ande-
ren Bezeichnungen gegen Kommunaldarlehen ausgegebene Schuldverschreibungen, wenn sie die gesetzlichen
Voraussetzungen (Pfandbriefgesetz) erfrillen oder der Bezeichnung ein entsprechender Hinweis auf den maß-
gebl i chen Paragraphen des Pfandbriefgesetzes bei gefügt i st.

"Nicht deckungspflichtige Schuldverschreibungen" sind Inhaberschuldverschreibungen, die nicht unter das
Pfandbriefgesetz sowie das Hypothekenbankgesetz fallen und die ohne die für Pfandbriefe oder Kommunal-
schuldverschreibungen vorgesehene Deckung ausgegeben werden.

Dazu zählen von öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten und Hypothekenbanken ausgegebene Kassenobligatie
nen sowie mittel- und langfristige Inhaberschuldverschreibungen, die überwiegend der Refinanzierung von
Krediten an die gewerbliche Wirtschaft dienen.

"Sonstige Schuldverschreibungen" sind Schuldverschreibungen der Landwirtschaftlichen Rentenbank, der
Deutschen Siedlungs- und Landesrentenbank und der Bayerischen Landesbank Girozentrale (früher: Bayeri-
sche Landesbodenkreditanstalt), die gemäß § l0 des Pfandbriefgesetzes nicht als Pfandbriefe oder Kommunal-
schuldverschreibungen anzusehen sind.

Dazu rechnen z.B. Landwirtschaftsbriefe, landwirtschaftliche Rentenbriefe, Landesbodenbriefe, wandelbare
und nicht wandelbare Schuldbuchforderungen. U.U. werden auch Anteile an Gemeinschaftsanleihen erfaßt.

Nicht zu den sonstigen Schuldverschreibungen rechnen die Landesrentenbriefe der Deutschen Siedlung5- und
Landesrentenbanh die den Hypothekenpfandbriefen gleichzusetzen sind.

Die sonstigen Schuldverschreibungen sind deckungspflichtig bzw. übernimmt der Bund eine Bürgschaft.

Unter >>> Erstabsatz an Schuldverschreibungen wird der Nominalbetragaller im Berichtszeitraum erstmals
verkauften neu aufgelegten Schuldverschreibungen einsciließlich der Vorverkäufe erfallt.
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Die >>> Tilgungen von Schuldverschreibungen umfassen die im Berichtszeitraum endgültig aus ciem Verkehr
gezogenen, äir tä"Rtor erklärten, entwerteten, vernichteten oder dem Treuhänder zur Vernichtung übergebe-

nen Schuldverschreibungen.
Der Umlauf (>>> Umlauf seugeschäift)) von Schuldverschreibungen erfaljt den Nominalbetrag der am Ende

des Berichtszeitraums tatsjchlich umlaufenden Schuldverschreibungen ohne die im Eigenbestand befindlichen
Stücke eigener Emissionen, jedoch einschließlich der vorverkauften Stücke.

Schulen des Gesundheit§wesens

Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Schulen, die die Aus- bzw. Fortbildung für nichtakademische Gesundheitsberufe vermitteln.

Zu dennichtakademischen Gesundheitsberufen rechnen z.B. Kranken- und Kinderkrankenschwestern, Kran-
kenpfleger, Hebammen, Masseure, Beschäftigungstherapeuten, medizinische Bademeister u.a.m.

Voraussetzungen für den Besuch einer Schule des Gesundheitswesens sind eine einschlägige Berufsausbildung

oder der erfolgreiche Besuch einer auf die Aus- bzw. Fortbildung vorbereitenden schulischen Einrichtung (2.B.

Pflegevorschulen) sowie in der Regel die vollendung des l8- Lebensjahres.

Die Schulbesuchsdauer beträgt ein bis drei Jahre.

Zu den Schulen des Gesundheitswesens rechnen auch die Berufsfachschulen des Gesundheitswesens in Bayern.

pflegevorschulen werden teils den Schulen des Gesundheitswesens teils den Berufsfachschulen zugeordnet.

Erfaßt werden öffentliche und private schulen des Gesundheitswesens.

Schulen und vorschulische Bildung

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Aufgabenbereich mit den Ausgaben für
- dieUnterrichtwerwaltung

Schulrat, Schulamt, Oberschulamt, Landesamt für Kurzschrift, Deutscher Bildungsrat;

- Allgemeinbildende Schulen
Cruna- und Hauptschulen, Sonderschulen (2.B. für Körperbehinderte, Sehbehinderte, Sprachbehinderte,
geistig Behinderie), Realschulen, Gymnasien und sonstige Einrichtungen, die zur Hochschulreife führen'
Gesamtschulen, Schulzentren (soweit nicht auf einzelne Schularten aufteilbar);

- Kinderyärten
Tageselnrichtungen für Kinder zwischen dem vollendeten 3. Lebensjahr und dem Schuleintritt, sonstige

Einrichtungen des Elementarbereichs;
- benrfliche Schulen

Berufs-, Berufsaufbau-,. Berufsfachschulen, Fachober- und Berufsoberschulen, berufliche Gymnasien, Fach-

grmnasien;
- Fachschulen

z.B. für Technik, Sozialpädagogilq Wirtschaft, Textil und Bekleidung;
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- nicht auf einzelne Schularten aufteilbare Maljnahmen
z.B. Beratung im Schulwesen, globale Mittel für Lehr- und Lernmittel, Modellversuche, Schulbildstellen,
Einrichrungen der Lehrerbildung wäihrend des Vorbereitungsdienstes, Schülerlotsen, Landschulheime,
Schülerlehrgärten, Schülerverkehrsgärten, Förderung des Schulsports, Schülerunfall- und haftpflichWersi-

. cherung.

In der Kassenstatistik sind nur die kommunalen Ausgaben für >>> Baumaßnahmen für Schulen nachgewiesen.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1973 sind hier auch die Aufirendungen für Lehrerfortbildung (nach Abschluß des Vorbereitungsdienstes),
Kosten der Schülerbefärderung und Förderungsmallnahmen für Schüler (2.B. nach dem Bundesausbildungsför-
derungsgesetz) enthalten.
Bis 1960 sind hier auch die Ausgaben für Ingenieurschulen und höhere Wirtschaftsfachschulen enthalten, die
ab l96l im Aufgabenbereich >>> Hochschulen nachgewiesen werden.

Die Ausgaben für vorschulische Bildung (Kindergärten) werden in der Rechnungsstatistik erst ab 1974, in der
Haushalisansatzstatistik erst ab 1977 hier nachgewiesen, während sie bis 1973 bzut. 1976 im Aufgabenbereich
>>> Soziale Sicherung soziale Kriegsfolgeaufgpben, Wiedergutmachung enthalten sind.

In der Haushaltsansatzstatistik liegen im kommunalen Bereich Angben nur für die Gemeinden mit l0 000 und
mehr Einwohnern und die Gemeindeverbände in den Jahren 1970 bis 1973 vor.

Schüler

1. Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

2. Statistik des beruflichen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Personen, die Schulen des allgemeinen oder des beruflichen Schulwesens besuchen.

Dabei ist es unbedeutend, ob es sich um öffentliche oder private Schulen handelt.

Zu den Schulen des allgemeinen Schulwesens rechnen >>> Schulkindergärten, >>> Grundschulen,
>>> Hauptschulen, >>> Sonderschulen, >>> Realschulen, >>> Gymnasien, >>> Gesamtschulen,
>>> Abendrealschulen, >>> Abendgmnasien und >>> Kollegs sowie die Technischen Oberschulen in Baden-
Württemberg und die Berufsoberschulen in Bayern, die aus statistischen Gründen den Kollegs zugeordnet wer-
den.

Zu den Schulen des beruflichen Schulwesens rechnen >>> Berufsschulen, >>> Berufssonderschulen,
>>> Berufsaufbauschulen, >>> Berufsfachschulen, >>> Fachoberschulen und >)> Fachrymnasien,
>>> Fachschulen und >>> Schulen des Gesundheitswesens.

Zu den Schülern rechnen auch Personen, die eine der genannten Schulen besuchen und zugleich erwerbstätig
sind (2.8. Schüler an Berufsschulen, Abendrealschulen oder Abendgrmnasien).

Personen, die zwei oder mehrere der genannten Schulen gleichzeitigbesuchen, werdenjeweils bei den entsprs'
chenden Schularten ausgewiesen.

Schülerbzw. Studenten an Volkshochschulen, Fachhochschulen oder Hochschulen rechnen nicht zu den
Schülern.

Begriffsbeziehungen:
Die Schüler unterscheiden sich von den >>> Schülern und Studenten (Volls- und Berufszählung 1987) in
mehrfacher Hinsicht.
Die Schüler und Studenten aus der Volks- und Berufszählung 1987 umfassen zusätzlich Studenten an Fach-
hochschulen und Hochschulen, enthaltenjedoch im Unterschied zu den Schülern keine Doppelzählung.

Ferner rechnen Schüler, die Berufsschulen besuchen, in der Volks- und Berufszählung 1987 nicht zu den
Schülern und Studenten, während sie als Schüler an beruflichen Schulen einbezogen werden.
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Schülerfahrten

Statistik der Personenbeftirderung im Straßenverkehr
Datemnachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:
Regelmäßige Beforderungen von Schülern mit Krafffahrzeugen zwischen Wohnung und Lehranstalt unter Aus-
scruun andirer Fahrgäste, soweit die Bef«irderung für die Schüler nicht unentgeltlich ist, durch zur Verkehrs-
statistik auskunftspflichtige >>> Unternehmen nach § 43 des Personenbeforderungsgesetzes.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. III. Quartal 1984 bzw. Berichtsjahr 1984 ist der Strallenpersonenverkehr mit PKW nicht enthalten.
Weitere Anderungen ergeben sich durch Anderungen im Berichtskreis der zur Vcrkehrsstatistik auskunfts-
pflichtigen Unternehmen, (siehe auch unter: UnternÖhmen).

Begriffsbeziehungen:
Der >>> freigestellte Schülerverkehr unterscheidet sich von den Schülerfahrten im wesentlichen durch die Un-
entgeltlichkeit der Beforderungen für die Beförderten.

Schüler und Studi6rende

1. Volks- und Berufszählung 1987

Begriffsinhalt:
Personen der >>> Bevölkerung die eine allgemeinbildende, berufsbildende oder Hochschule besuchen, unab
häingg davon, ob sie nebenher erwerbstätig sind.

Zu denallgemeinbildenden Schulen zählen die Volksschulen, Hauptschulen die Realschulen und die Gymnasi-
en. Als berufsbildende Schulen gelten Berufsfach-/ Fachschulen und Fachhochschulen und Hochschulen.

Schüler an Berufsschulen rechnen nicht zu den Schülern und Studierenden.

In der Volks- und Berufszählung 1987 werden "Schüler und Studierende am Wohnort" und "Schüler und Stu-
dierende am Schulort" getrennt nachgewiesen. Schüler und Srudierende, die in der jeweiligen Gemeinde zur
Wohnbevölkerung gehören, unabhängig davon, in welcher Gemeinde sie zur Schule oder Hochschule gehen,

zählen zu den Schülern und Studierenden am Wohnort.

Ergärut man die Schüler und Studierenden am Wohnort um die Ausbildungseinpendler und vermindert sie um
diJAusbildungsauspendler erhält man die >>> Schüler und Studierenden am Schulort. Die jeweiligen.Gle
balzahlen für aas gesamte Bundesgebiet unterscheiden sich lediglich um die Zahl der Schüler und Studieren-
den, die von eineÄ Wohnort im Inland an einen Schulort im Ausland pendeln. Schüler und Studierende, die im
Intand eine Schule oder Hochschule besuchen, aber im Ausland ihren Wohnsitz haben, werden nicht erfaßt.

Schulgebäude

1. Statistik der Baugenehmigungen
Datennachweis: ab 196l; für die neuen Länder tmd Berlin-Ost ab l99l

2. Statistik der Baufertigstellungen
Datennachweis: ab 196l; für die neuen Länder rmd Berlin-Ost ab l99l

Begriffsinhalt:
>>> Nichtwohngebäude, in denen allgemeinbildende oder berufsbildende Schulen untergebracht sind.

Die Gebäude von Universitäten, technischen Hochschulen, Fachhochschulen, Pädagogischen und Kunsthoch-
schulen u.ä. zählen nicht zu den Schulgebäuden, sondern zu den "sonstigen Nichtwohngebäuden"
(Nichnvohngebäude).
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Schulkindergärten

Statistik des allgemeinen Schulwesens
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Einrichtungen der vorschulischen Erziehung die organisatorisch überwiegend den Grundschulen oder den
Sonderschulen zugeordnet sind.

Die eigentlichen Schulkindergärten werden von schulpflichtigen, aber noch nicht schulreifen Kindern besucht.
Einbezogen sind aber auch Vorklassen, die von schulreifen, aber noch nicht schulpflichtigen Kindern besucht
werden.

Einbezogen sind ferner Klassen der Eingangsstufen der Grundschulen und Gesamtschulen, Sonderschulkinder-
gärten, nicht jedoch Kinderyärten.
Die Schulkindergärten dienen der Vorbereitung auf den Eintritt in Grundschulen oder Sonderschulen.

Bei den Schulkindergärten sind öffentliche und private Einrichtungen einbezogen.

Begriffsbeziehungen:
Während die Schulkinderyärten den Schulen zugeordnet sind und für Kinder im Alter von ca. fünf bis sieben
Jahren vorgesehen sind, unterstehen die >>> Kindergärten (Statistik der öffentlichen Jugendhilfe) den Trägern
der Jugendhilfe und dienen der Betreuung von Kindern im Alter von ca. drei bis sechs Jahren.

Schuten und Leichter

Statistik des Bestandes an Binnenschiffen
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
In die Binnenschiffsregister eingetragene Schiffe ohne eigenen Antrieb, die zum Leichtern von größeren
Schiffen (Ladung abnehmen oder zuführen) oder zum Abtransport von Baggergut verwendet werden.

Schuten und Leichter werden überwiegend im Hafenbetrieb eingesetzt. Sie zählen zum >)) Schiffsbestand auf
Binnengewissern und werden ab einer Größe von 20 t Tragftihigkeit erfaßt.

S chwangerschaftsabbrüche

Schwange rsch aftsabb nrchstatistik
Datennachweis; ab 1977

Begriffsinhalt:
In der Bundesrepublik Deutschland durch einen *zI.legd durchgeführte Schwangerschaftsabbrüche.

Schwangerschaftsabbrüche sind im Gegensatz zu Fehlgeburten (Spontanaborte) bewußt herbeigeführte Eingrif-
fe (induzierte Aborte) mit dem Ziel der vorzeitigen Beendigung der Schwangerschaft.

In der Schwangerschaftsabbruchstatistik werden nur die in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführten, .
legalen undgemeldeten Abbrüche erfaßt. Illegale Abbrüche ("Abtreibungen") dagegen bleiben ebenso außer
Betracht wie die im Ausland (2.8. Niederlande) an deutschen Frauen durchgeführten Abbrüche.

Als legal gilt ein Schwangerschaftsabbruch dann, wenn er durch einen Arzt durchgeführt wird, die Einwilli-
gung der Schwangeren vorliegt und eine schriftliche äraliche Feststellung einer Indikation vorhanden ist. Au-
ßerdem muß mindestens drei Tage vor dem Eingriffeine Beratung der Schwangeren über öffentliche und priva-
te Hitfen für Schwangere, Mütter und Kinder durch eine anerkannte Beratungsstelle oder einen mit diesen Fra-
gen vertrauten Ara sowie eine ärztliche Beratung über medizinische fupekte erfolgt sein. Dabei dürfen der ei-
ne Indikation feststellende Arzt sowie der Arzt, der Schwangere über soziale Hilfen berät, nicht mit dem den
Schwangerschaftsabbruch durchführenden Arzt identisch sein.
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Die Beratung über öffentliche und private Hilfen durch eine anerkannte Beratungsstelle kann enfallen, wenn

ein Schwanferschaftsabbruch angezeigt ist, um von der Schwangeren eine durch Krankheit oder Körperscha-

den begründete Gefahr für ihr Leben oder ihre Gesundheit abzuwenden.

s chwa ng ers chafts abb rüche mit Ko mplikationen

Schwa ngerschaftsabb ruchstatistik
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
In der Bundesrepublik Deutschland durch einen /ualegll durchgeführte >>> Schwangerschaftsabbrüche, bei

denen Komplikationen aufgetreten sind.

In der Schwangerschaftsabbruchstatistik werden nur diejenigen Komplikationen erfafJt, die der abbrechende

Ara selbst vor der Entlassung oder Verlegung beobachtet hat (Frühkomplikationen).

Dabei handelt es sich sowohl um Komplikationen, die primäir beim Eingriffoder in den ersten 24 Stunden da-

nach auftreten (primäre Frühkomplikationen), als auch um Komplikationen, die oft erst Taie nach dem Ein-
grifiauftreten u].,d di. bei weitem häufigsten und folgenschwersten Komplikationen darstellen (sekundäre

Frthkomplikationen). Bei ambulant durchgeführten Schwangerschaftsabbrüchen dürften vorwiegend nur pri-
märe Früirkomplikationen gemeldet sein. Komplikationen dagegen, die erst längere Zeit nach einem Schwan-
gerschaftsabbruch, z.B. beieiner nachfolgenden Schwangerschaft virulent werden (Spätkomplikationen), wer-

den in der Schwangerschaftsabbruchstatistik nicht erfaßt.

Als Komplikationen sollen nur diejenigen angegeben werden, die im kausalen Zusammenhang mit dem Ab
bruch auitreten und nicht durch Krankheit, Nachbehandlung oder Sterilisation verursacht sind.

An Komplikationsarten werden erfaflt: Cervixriß, Uterusperforation, BluNerlust (mehr als 500 ml), Bluttiber-
tr"gung.n, Nachblutungen, Allgemeininfeklionen, Fieber über 38oC, Salpingitis, Parametritis und sonstige ab
aoÄinäte Komplikationen, Thrombose Embolie, Narkosezwischenfall und Tod.

Da bei einem Schwangerschaftsabbruch mehrere Komplikationsarten gleichzeitig auftreten können, ist die Zahl
der Komplikationen höher als die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche mit Komplikationen.

Schweine

Alle folgenden Statistiken

Begriffsinhalt:
Sämtliche Schweine einschließlich der Ferkel, Zuchtsauen und Mastschweine.

Als ',Zuchtsauen,' gelten zur Zuchtbestimmte Schweine mit 50 kg oder mehr Lebendgewicht einschließlich der
ntr Zuchtbestimmten Jungsauen mit 50 kg oder mehr Lebendgewicht.

"Mastschweine" sind Schweine mit 50 kg und mehr Lebendgewicht, einschließlich ausgemerzte Zuchtschweine
sowie Eber, die nicht anr Zuchtbenuta werden.

"Ferkel" sind Schweine mit einem Lebendgewicht unter 20 kg

1. Viehzählungen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen wird die Zahl der Schueine (>>) gehaltene Tiere), die sich am Erhebungsstichtag im unmittel-
baren Besitz von >>> Haltern von Tieren befinden, unabhängig von den Eigentumwerhältnissen.

Anderungen im Zeitablauf:
Vor 1973 galten als Zuchtsauen Schweine, die zur Zucht bestimmt und l/2 Jahr und älter waren.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3. 

,
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2. Schlachtungs- und Schlachtgewichtsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen werden die Anzahl der >>> gewerblichen Schlachtungen, der >>> Hausschlachtungen und die
>>> Gesamtschlachtmenge aus gewerblichen Schlachtungen von Schweinen.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 3.

3. Landwirtschaftszählun g 197 I
Begriffsinhalt:
Nachgewiesen wird die Zaht der Schweine, Zuchtsauen und Mastschweine, die sich am Tag der Erhebung im
unmi6elbaren Besitz (in den Ställen und auf den Flächen) von >>> landwirtschaftlichen Betrieben befinden
einsctrließlich der von Betrieben in Pension aufgenommenen Tiere.

Begriffsbeziehungen:
Unterschiede in der Zahl der Schweine und Zuchtsauen in den Viehzählungen und in der Landwirtschaftszäh-
lung ergeben sich vor allem aus den unterschiedlichen Erhebungszeitpunkten und unterschiedlichen Erhe-
Uungseintreiten. In den Viehzählungen werden Schweine und Zuchtsauen bei Haltern von Tieren, in der
Lanäwirtschaftszählung dagegenbei landwirtschaftlichen Betrieben erfaßt. Die landwirtschaftlichen Betriebe
mit Schweinen und Zuchtsauen gelten zugleich als >>> Halter von Tieren; zu den Haltern von Tieren zählen
darüber hinaus aber auch Forstbetriebe, landwirtschaftliche Kleinbetriebe sowie sonstige Personen, in deren
unmittelbarem Besitz sich Schweine und Zuchtsauen befinden (2.B. Viehhändler, Schlachter).

Schwerbehind ertenausweise

Statistik der Personenbeftirderung im Straßenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:
Als Schwerbehindertenausweise im Sinne dieser Statistik gelten diejenigen Schwerbehindertenausweise, die.
zur unentgeltlichen Benutzung öffentlicher Nahverkehrsmittel durch den Schwerbehinderten selbst und/ oder
eine Begleitperson berechtigen.
Die evtl. Entrichtung einer Gebühr für die amtliche Bestätigung dieser Freifahrberechtigung gilt nicht als Ent-
gelt.

S eefis chereifahrzeuge

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab l95l

Begriffsinhalt:
Schiffe, die zum Fischfang und der Fischverarbeitung auf See dienen.

Erfallt werden die Seefischereifahrzeuge, die utter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland fahren und über
mehr als 17,65 BRT Raumgehalt verfügen.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1973 wurden die Seefischereifahrzeuge erfaflt, die in die deutschen Seeschiffsregister eingetragen
waren, unabhängig davon, ob sie unter deutscher Flagge fuhren.

In die Seeschiffsregister werden Schiffe eingetragen, die für die Schiffahrt außerhalb von Binnengeuässern
(Flüssen, Kanälen und geschlossenen Seen) bestimmt sind, die einen Raumgehalt von mehr als 17,65 BRT ha-
ben und deren Eigentümer Deutsche sind (natürliche und juristische Personen).
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Seeschiffahrt

Berufsbildun gsstatistik
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Ausbildungsbereich, der die Berufsausbildung zum Matrosen in der Seeschiffahrt und zum Schiffsmechaniker

umfafJt; ^iginaig. 
§t.ll. für die Ausbildung ist die Berufsbildung§stelle Seeschifrahrt e.V.

Die Gliederung in Ausbildungsbereiche deckt sich nicht voll mit der Wirtschaftsgliederung nach der Systema-

tik der Wirtschaftszweige, da-sich nach dem Berufsbildungsgesetz die Zuständigkeit für die Berufsausbildung

vielfach nach der Art d; Ausbildungsberufs und nicht nach der Zugehörigkeit des Ausbildungsbetriebs zu ei-

nem Wirtschaftsbereich richtet.

Seeschiffe

Statistik des Bestandes an Seeschiffen
Datennachweis: ab 1951

Begriffsinhalt:
>>> Handelsschiffe, >>> Seefischereifahrzeuge und "andere Schiffe", die unter der Flagge der Bundesrepublik

Deutschland fahren und einen Raumgehalt von mehr als 17,65 BRT haben.
,,Andere Schiffe" sind Sporfahrzeugeund andere nicht für Handelszwecke bestimmte Seeschiffe.

Dazu zählen z.B. Motor- und Segelyachten,Zug- und Bergungsschlepper, Versorgungsschiffe und Eisbrecher,

nicht jedoch Seefischereifahrzevge und Schiffe der Bundesmarine'

Einzelheiten zu den Handelsschiffen und Seefischereifahrzeugen siehe jeweils dort.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1973 wurden die Schiffe erfaßt, die in die deutschen Seeschiffsregister eingetragen waren, unab
hängig davon, ob sie unter deutscher FlaEEe fuhren.

In die Seeschiffsregister werden Schiffe eingetragen, die für die Schiffahrt außerhalb der Binnengeuässer
(Flüsse, Kanäle unä geschlossenen Seen) Ueitimmt sind, die einen Raumgehalt von mehr als 17,65 BRT haben

und deren Eigentümer Deutsche sind (natürliche und juristische Personen).

Selbständige

1.1 Volks- und Berufszählung 1987

1.2 Mikrozensus
Datennachweis: ab 1964

Begriffsinhalt:
personen, die ein >>> Unternehmen, einen >>> Betrieb oder eine >>> Arbeitsstätte gewerblicher oder land-

wirtschaftlicher Art wirtschaftlich und organisatorisch als Eigent[imer, Miteigentümer oder Pächter leiten, fer-

ner selbständige Handelwertreter, alle freiberuflich Tätigen so*ie Hausg.werbetreibende und Zwischenmeister'

Zu denSelbständigen zählen auch die selbständigen Handwerker und Abgeordnete in d€n Parlamenten des

Bundes und der Länder sowie freiberuflich Tätigä z.B. selbständige Arae, Rechtsanwälte, Schriftsteller und

Künstler.
Hausgewerbetreibende sind Personen, die mit fremden Hilfskräften in eigener fubeitsstätte- im Auftrag von

Gewerbetreibenden oder Zwischenmeistern Waren herstellen, bearbeiten oder verpacken, dabei selbst wesent-

lich mitarbeiten und die Verwertung der Arbeitserzeugnisse dem Auftraggeber überlas§;en. Zu den Zwischen-

;;i;;;Jören personen, die die-Arbeit, die sie voriGewerbetreibenden übernommen haben, an Heimarbei-

ter oder Hlusgewerbetreibende weitergeben und mit diesen für den Auftraggeber Über die geleistete Arbeit ab
rechnen
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Nicht zu den Selbständigen rechnen Personen, die in einem arbeitsrechtlichen Verhätnis zum Unternehmen,
Betrieb oder zur Arbeitsstätte stehen und lediglich innerhalb ihres Arbeitsbereiches selbständig disponieren
können (2.8. der selbständige Filialleiter).

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 4.

2. Wohngeldstatistik
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen werden >>> Wohngeldempfänger, die zu den Selbständigen rechnen und die aus ihrer Tätigkeit
als Selbständige ihr hauptsächliches Einkommen beziehen.

Wohngeldempfänger sind Personen, die für sich - und ggf. ihre bei der Gewährung von Wohngeld zu berück-
'sichtigenden >>> Familienmitglieder - Wohngeld beziehen. Insofern können unter den Selbständigen auch
Haush-alte verstanden werden, deren Antragberechtigte bzw. Haushaltworslände Selbständige sind.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 4.

3. Gebäude- und Wohnungszählung 1987

Begriffsinhalt:
Zu den Selbständigen gehören u.a. auch tätige Eigentümer, Miteigentümer oder Pächter von Arbeitssfätten,
selbständige Handwerker, selbständige Handelwertreter, die freiberuflich Tätigen u.ä. Personen. Nicht dazu
zählen jedoch Personen, die in einem arbeitsrechtlichen Verhältnis stehen und lediglich innerhalb ihres Ar-
beitsbereiches selbständig disponieren können (2.B. die selbständige Filialleiterin). Als Selbständige gelten
auch Abgeordnete in den Parlamenten des Bundes und der Länder, aber auch Zwischenmeister, Hausgewerbe-
treibende und Werksvertragspartner.

Begriffsbeziehungen:
Siehe unter 4.

4. Studentenstatistik
Datennachweis: ab Wintersemester 197 6177

Begriffsinhalt:
Nachgewiesen werden deutsche >>> Studienanfänger, die auf den Immatrikulationspapieren als letzte berufli-
che Stellung des Vaters (der Mutter) >>> "selbständige(r)" eingetragen haben.

Die berufliche Stellung des Vaters (der Mutter) wird auch berücksichtigt, wenn diese(r) bereits verstorben ist.

Begriffsbeziehungen:
Der Begriff Selbständige ist in den einzelrien Statistiken im wesentlichen gleich abgegtenn. Folgende Beson-
derheiten sindjedoch zu beachten:

In der Wohngeldstatistik werden Wohngeldempfängerhaushalte nachgewiesen, deren Antragberechtigte bzw.
Haushaltworstände Selbständige sind; in der Gebäude- und Wohnungszählung 1987 werden Haushalte nach-
gewiesen, deren >>> Bezugsperson @erson, die überwiegend zum Unterhalt des Haushalts beiträgt) Selbstän-
diger/ Selbständige ist; in der Studentenstatistik handelt es sich um deutsche Studienanfänger, die auf den Im-
matrikulationspapieren als berufliche Stellung des Vaters (der Mutter) "Selbständige(r)" eingetrirgen haben.

In der Wohngeldstatistik spielt für die Zuordnung zu den Selbständigen auch der überwiegende Lebensunter-
halt eine Rolle.
Die Begriffe Selbständige in der Volks- und Berufszählung 1987 und im Mikrozensus und >>> Tätige Inhaber
(Arbeitsstättenzählung 1987, Monatlicher Baubericht, Handwerkszählung 1977) unterscheiden sich im we-
sentlichen durch den unterschiedlichen Erhebungsbereich und durch die unterschiedliche Wahl der Erhe-
bungseinheiten. Tätige Inhaber, die z.B. mehrere Arbeitsstätten, Unternehmen oder Betriebe leiten, werden in
der Arbeitsstättenzählung im Monatlichen Baubericht und in der Handwerkszählung mehrfach erfaßt und
nachgewiesen. In der Volks- und Berufsz2ihlung und im Mikrozensus wird - soweit von der Bevölkerung am
Ort der Hauptwohnung ausgegangen wird - jeder Selbständige nur einmal nachgewiesen, da die einzelne Per-
son bzw. der Haushalt und nicht die fubeitsstätte, da< Unternehmen oder der Betrieb Erhebungseinheit ist.
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Selbständige Handwerl«sunternehmen

Handwerkszählung 1977

Begriffsinhalt:
Kleinste rechtlich selbständige Einheiten, die aus handels- und/ oder steuerrechtlichen Gründen eigene Bücher

führen und gesonderte Jahreiabschlüsse aufstellen müssen und die in die Handwerksrolle - u.U. auch

mehrfach - eingetragen sind.

Anpben über selbständige Handwerksunternehmen umfassen Angaben über alle, auch die nichthandwerkli-

che-n Teile, wie etwa GasIstätten, Fuhrbetriebe u.ä.; dazu gehören auch Angaben über zum Handwerksunter-

nehmen gehörige >>> Nebenbetriebe.

Unternehmen des Bauhauptgewerbes haben die Merkmale der Arbeitsgemeinschaftsanteile lt. Arge-Vertrag

den unternehmenseigenen Daten hinzugerechnet.

Angaben für handwerkliche Nebenbetriebe nichthandwerklicher unternehmen werden gesondert ausgewiesen.

Begriffsbeziehungen:
Die selbständigen Handwerksunternehmen sind vergleichbar abgegrenzt wie die >>> Unternehmen in der In-

vestitionserhebung im Produzierenden Handwerk (ohne Bauhauptgewerbe). Es sind jeweils Unternehmen ein-

bezogen, die in die Handwerksrolle eingetragen sind, und in beiden Begriffen sind die handwerklichen Neben-

und Hitfsbetriebe nichthandwerklicher Unternehmen nicht enthalten. Unterschiede ergeben sich jedoch aus

dem Erhebungsumfang: so sind z.B. in der Investitionserhebung im Produzierenden Handwerk nur die Hand-

werksunternehmen mit wirtschaftlichem Schwerpunkt im Verarbeitenden Gewerbe und im Ausbaugewerbe er-

faßt, während in der Handwerkszählung 1977 alie selbständigen Handwerksunternehmen unabhängig von ih-

rem wirtschaft lichen Schwerpunkt einbezogen wurden.

s elbständige und mithetfend e Familienan gehö rige

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datemachweis: ab 1960

Selbsterstellte Anlagen

1. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes

Datennachweis: ab 1976

2. Investitionserhebung im Bergbau und in der Industrie (ohne Bauindustrie)
Datennachweis: 1962 bis 1975

3. Jahreserhebung einschl. Investitionserhebung bei Unternehmen des Bauhauptgewerbes (einschl'

Fertigteilbau)
Datennachweis: ab 1976

Begriffsinhalt:
Zt den>>> Selbständigen gehören tätige Eigentümer in Einzelunternehmen und Personengesellschaften, selb
ständige Landwirte (auitr päcnter), selb-ständ-ige Handwerker, selbständige'i'rae, Anwiilteln! andere freibe-

mflictr tatige, selbständige ganOäis- und Veriicherungsvertreter, Hausgewerbetreibende, Zwischenmeister'

selbständigJLehrer und tlusiker, selbständige Artisten, Hebammen mit Niederlassungserlaubnis, in der Kran-

ken- und rcinderpflege selbständig tätige Perionen u.ä. Nicht zu den Selbständigen zählen Personen' die

gleichzeitig ats Haupltatigkeit in äin.ri Arbeits- oder Dienswerhältnis stehen und lediglich innerhalb ihres Ar-
beitsbereiches selbständifdisponieren können. Zu den >>> Mithelfenden Famitienangehörigen werden alle
personen gerechnet, die iegetm:ißig unentgeltlich in einem landwirtschaftlichen oder nichtlandwirtschaftlichen
Betrieb *itarb"iten, der voi einem Familiinmitglied als Selbständigen geleitet wird, soweit nicht gleichzeitig

eine andere Haupttätigkeit vorliegt, z.B. in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis.
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4. Unternehmens- und Investitionserhebung im Bauhauptgewerbe
Datennachweis: 1962 bis 1975

5. Jahreserhebung bei Unternehmen, Investitionserhebung bei Unternehmen und Betrieben der Energie'
und Wasseruersorgung
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:
Bruttozugänge an >>> Sachanlagen, die vom Investor selbsterstellt werden.

Zu den selbsterstellten AnJagen rechnen auch Gebäude, durchgeführte Großreparaturen und im Bau befindliche
Anlagen, soweit sie aktiviert wurden, ferner selbsthergestellte Sachanlagen, die an Dritte vermietet oder ver-
pachtet sin4 selbsthergestellte Maschinen, Werkzeuge, Modelle für dac eigene Unternehmen, Versuche usw.,
soweit diese aktiviert wurden.
Selbsterstellte Anlagen werden zu Herstellungskosten bewertet. Dazu gehören alle im Zusammenhang mit der
Selbsterstellung entstehenden Kosten für Löhne (auch für Leiharbeitnehmer) und Materialien sowie für an an-
dere Unternehmen vergebene Teilarbeiten.

Sifze im Deutschen Bundestag

Bu ndestagswah lstati stik
Datennachweis: ab 1949

Begriffsinhalt:
Sitze im Deutschen Bundestag sind die Sitze, die von Parteien, Einzelbewerbern oder Wählergruppen errungen
wurden.
Weitere Erläuterungen siehe auch unter >>> Landeslisten-Sitze, >>> Wahlkreissitze und >>> Abgeordnete von
Berlin (West).

Sifzverteilung im Europaparlament

Europawahlstatistik
Datennachweis: ab 1979

Begriffsinhalt:
Auf die Bundesrepublik Deutschland entfallen 8l Abgeordnete, davon werden 78 nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl mit Listenwahlvorschlägen und 3 vom Abgeordnetenhaus von Berlin auf der Grundlage der
Zusammensetzung des Abgeordnetenhauses zum Zeitpunkt der Wahl zum Europäischen Parlament gewählt.

Die Gesamtzahl der Abgeordneten einer Partei richtet sich nach der Zahl der für sie abgegebenen >>> gültigen
Stimmen.
Zunächst werden daher die 78 Sitze auf die einzelnen Parteien entsprechend dem Verhäiltnis ihrer gültigen
Stimmen zur Gesamtzahl der gültigen Stimmen nach dem System Niemeyer verteilt.
Die auf eine Listenverbindung entfallenden Sitze werden auf die beteiligten Listen für die einzelnen Länder im
Verhältnis der Summen der für jede dieser Listen abgegebenen Stimmen nach Niemeyer verteilt.
Bei der Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge werden nur Wahlvorschläge berücksichtigt, die minde-
stens fünf von Hundert der im Wahlgebiet abgegebenen gültigen Stimmen erhalten haben.

Anderungen im Zeitablauf:
Das oben beschriebene System Niemeyer wurde erstmals zur Europawahl 1989 angewandt.

Bei den Europawahlen 1979 und 1984 erfolgte die Sitzverteilung nach dem d' Hontschen Hochstzahlverfahren.

Einzelheiten siehe §§ 2,29 Europawahlgesetz vom 16. Juni 1978 (BGBI. I S. 709), nietzt geändert am
22.Dezember 1988 (BGBI. 15.2625).
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Sonderformen des Linienverkehrs

Statistik der Personenbel-tirderung im Straßenverkeh r
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:
Sonderformen des Linienverkehrs nach § 43 des Personenbeförderungsgesetzes sind der >>> Berufwerkehr,

die >>> Schülerfahrten sowie die >>> Markt- und Theaterfahrten der zur Verkehrsstatistik auskunftspflichti-
gen >>> Unternehmen

Anderungen im Zeitablauf:
Ab IV. euartal l9g4 bzw. ab Berichtsjahr.lg85 ist der Strallenpersonenverkehr mit PKW nicht mehr enthalten.

*.i,.i.X"a..ng.n ergeben sich duich i\nderungen im Berichtskreis der zur Verkehrsstatistik auskunfts-

pflichtigen Unternehmen, (siehe auch unter: Unternehmen)'

Sonderkr aftfahrzeuge

Statistik des Kraftfah rzeug- und Kraftfahrzeuganhängerbestandes
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:
Kraftfahrzeuge, die nach Bauart und Einrichtung nur zur Befcirderung bestimmter Sachen und Personen geeig-

net und bestimmt sind.

Einbezogen sind Müllwagen, Feuerlöschwagen, Krankenkraftwagen, Sparkassenwagen ui Gn den jährlichen

Veröffentlichungen des rcramanrt-nundesamtes: "Bestand an Kraftfahrzeugen und Kraftfah?euganhängern

am 1.7.,' ist Uis isZZieweils eine genaue Auflistung der Sonderkraftfahrzeuge enthalten).

Bei den Neuzulassungen (>>> Neuzulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge und -anhänger) werden fabrikneue

Sonderkrafffahrzeuge erfaßt, denen im Beriihtszeitraum ein amtliches Kennzeichen zugeteilt wurde.

Der )>> Fahrzeugbestand umfaßt die zugelassenen oder nur vorübergehend, d.h. bis zu einem Jahr' abgemel-

deten Sonderkrafffahrzeuge an einem bestimmten Stichtag.

Bei den Besitzumschreibungen (>>> Besitzumschreibungen gebrauchter Kraftfahrzeuge und -anhänger) wer-

den gebrauchte Sonderkra#ahri.ug. erfaßt, die im Berichtszeitraum aufeinen anderen Fahrzeughalter über-

g.gaig.n sind, sofern der Standort des Fahrzeugs vor und nach dem Halterwechsel im Bundesgebiet liegt.

Anderungen im Zcitablauf:
Bis einschl. 1974 rechneten zu dän Sonderkraftfahrzeugen auch die Sonderkraftfahrzeuge mit Spezialaufbau,

d.s. Transporter für Glas, Langmaterial, >>> Container, Tiere sowie alle Arten von Tankwagen.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zur Statistik der Strallenverkehrsunfälle werden in der Statistik des Krafffahrzeug- und Kraft-
falrrzeugpnhängerbestandes zu den SonderkraftfahrzetJgen auch diejenigen zur Lastenbeforderung
(Sonderkraftfah rze\ge mit Spezialaufbau) gerechnet.

Sonderkrankenhäuser

Krankenhausstatistik
Datennachweis: ab I953

Begriffsinhalt:
>>> Krankenhäuser der folgenden fachlichen Ausrichtungen:

Tuberkulose-Krankenhäuser, (bis einschl. I 984)
Krankenhäuser für Psychiatrie (einschl. Heil- und Pflegeanstalten),
Krankenhäuser für Neurologie, Krankenhäuser für Psychiatrie und Neurologie,
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Krankenhäuser fi.ir Suchtkranke,
Rheuma-Krankenhäuser,
Rehabil itationskrankenhäuser,
Krankenhäuser für chronisch Kranke sowie geriatrische Kliniken,
Kur-Krankenhäuser,
Krankenhäuser bzw. Krankenabteilungen in den Justizvollzugsanstalten und sonstige Fachkrankenhäuser.

Dabei zählen zu den Kurkrankenhäusern Sonderkrankenhäuser der geschlossenen Krankenfürsorge unter ärzt-
licher Leitung die auf Behandlung bestimmter Krankheitsarten oder -gruppen ausgerichtet sind und in denen

durch ärztlic[e Hilfeleistung erstrebt wird, Krankheiten, Leiden oder Körperschäden anhand von überwiegend
ortsgebundenen Heilmitteln zu heilen oder zu lindern. Patienten werden vorwiegend nur befristet untergebracht
und verpflegt. Zu typischen Krankheitsarten oder -gruppen, die in Kurkrankenhäusern behandelt werden, rech-
nen Rheuma, Stoffivechselkrankheiten, Frauenleiden und Erkrankungen der oberen Luftwege.

Begriffsbeziehungen:
Während zu den Sonderkrankenhäusern vorwiegend Krankenhäuser rechnen, die auf die Behandlung lan#i-
stiger Krankheiten ausgerichtet sind, zählen zu den >>> Akutkrankenhäusern (Krankenhausstatistik) vorwie-
gend Krankenanstalten für kurdristig Kranke.

S onderkulturerzeugnisse

Index der Ezeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Sammelposition, unter welcher für die Ermittlung des >>> Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Pro-
dukte ausgeuähl te pfl anzl iche Produkte zusamme ngefaßt s i nd.

Hierzu zählen die folgenden Produkte, wobei Unterschiede in Auswahl und Gewichtung (Wägungsanteilen) der
einbezogenen Waren zwischen den Indizes aufBasis 1985, 1980, 1976 und 1970 bestehen:

Genußmittelpfl anzen: Tabak und Hopfen,

Obst: Apfel, Birnen, Erdbeeren, Johannisbeeren, Kirschen, Pflaumen, Zwetschgen, Pfirsiche, Mirabellen und
Renekloden (nur 1970 u. 1976), Aprikosen (nur 1970), Stachelbeeren, Himbeeren, Walnüsse (nur 1970),

Gemüse: Weißkohl, Wirsingkohl, Rotkohl, Blumenkohl, Möhren, Kopfsalat, Spinat, Sellerie, Porree, Busch-
bohnen, grüne Erbsen, Gurken, Tomaten, Spargel, Stangenbohnen, Rosenkohl, Zwiebeln (nur 1970, 1980,
1985), Kohlrabi, Dicke Bohnen (nur 1970), Grünkohl (nur 1976, 1980, 1985), Rote Beete, China-Kohl (nur
1985), Champignons,
Weinmost: weiß und rot,
Baumschulerzeugnisse: Forst-, Obst-, Ziergehölze,

Schnittblumen und Topfoflanzen: Schnittblumen (1976, 1980, 1985: Treibrosen, Treibnelken, Chrysanthemen,
Gladiolen, Freesien, Tulpen, Gerbera, Iris, Orchideen; 1970: Treibrosen, Freilandrosen, Edelnelken, Chrysan-
themen, Schnittastern, Gladiolen), TopSflanzen (1985, 1980, 1976 und 1970: Cyclamen, Azaleen, Gummi-
baum, Pelargonien, nur 1976, 1980, 1985: Eriken, Hortensien, Topfchrysanthemen, Poinsettien, Begonien,
Bromelien).

Sonderprogramm zur Errichtung von Wohnungen in Berlin

Subventionsberichte
Datennachweis: 1980 bis 1983

Begriffsinhalt:
Unter Mitwirkung des Bundes wurden in Berlin zusätzlich zur normalen Programmförderung im sozialen
Wohnungsbau 500 Wohnungen fi nanziert.
Diese Wohnungen waren vorwiegend zuziehenden Fachkräften mit Kindern vorbehalten. Ihnen sollte die
Möglictrkeit eröftret werden, die Wohnungen zu kaufen. Dadurch sollte die Beschäftigungspolitik in Berlin
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und die Auftragslage der Bauwirtschaft in Berlin positiv beeinllußt werden. Die Durchführung des Programms

oblag dem Land Berlin.

Sonderschulen

Statistik des allgemeinen Schulwesens
Dateonachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:
Schulen zur Förderung und Betreuung körperlich, geistig oder seelisch benachteiligter oder sozial gefzihrdeter

Kinder, die nicht oder nicht mit ausreichendem Erfolg in normalen Schulen unterrichtet werden können.

Die Sonderschulen (: Schulen für Behinderte) haben in der Regel den gleichen Bildungsauftrag wie
>>> Grund- und >>> Hauptschulen, >>> Realschulen und >>> Gymnasien'

Die Angaben über Sonderschulen umfassen auch Angpben über Sonderschulklassen an anderen Schulen.

>>> Berufssonderschulen werden gesondert ausgewiesen'

ErfaIJt werden öffentliche und private Sonderschulen.

Sonder- und Beobachtungsheime

Statistik der Jugendhilfe
Datennachweis: 1967 bis l98l

Begriffsinhalt:
Sonderheime sind Heime zur Behandlung von Kindern und Jugendlichen mit besonderen VerhaltensaufFällig-

keiten und Anpassungsschwierigkeiten oäe, von solchen Kindern und Jugendlichen, die körperlich' sensoriell,

nervlich oder geistig-ieelisch tetrindert sind. Beobachtungsheime sind Einrichtungen, in denen Mindedäihrige

zwecks Sichtung und Festrtellung der endgültig erforderlichen Pflege- und Erziehungsmaßnahmen vorüberge-

hend aufgenommen werden.

Anderungen im Zeitablauf:
Ab l9g2 werden Sonderheime als >>> Heime für behinderte Kinder und Jugendliche erfaßt; Beobachtungs-

heime werden zusammen mit Diagrrosezentren nachgewiesen. (Siehe auch unter >>> Beobachtungsheime und

Diagnosezentren).

Sonstige Darlehen einschtießlich Landeskulturdarlehen

Statistik der Boden- und Kommunalkreditinstitute
Datennachweis: 1962 bis März 1980

Begriffsinhalt:
Von den Boden- und Kommunalkreditinstituten gewährte längerfristige >>> Darlehen, die nicht in erster Linie
durch Hypotheken oder Kommunaldeckung gesichert sind (sonstige Darlehen) Sowie Darlehen, die durch

Crundpädrechte oder Kommunaldeckung gesichert sind und für Zwecke der Verbesserung der Agrarstruktur
gewährt werden (Landeskulturdarlehen)'

Zu densonstigen Darlehen rechnen z.B. alle Darlehen, die hauptsächlich durch abgetretene Forderungen, Si-

cherheitsübertragungen und verpfändete Wertpapiere gesichert sind. Nachgewiesen werden auch die nicht ver-

bürgten Teile von solchen Darlehen, die nur zum Teil kommunalverbürgt sind.

Nicht zu den sonstigen Darlehen rechnen Kontokorrentkredite von Instituten, die neben dem Boden- und

Kommunalkreaitgescnm auch dac normale Bankgeschäft betreiben sowie gewährte Schuldscheindarlehen an

Industrieunternehmen in privater Rechtsform und-Industriekredite an diesJunternehmen gegen Übereigrrung

und Verpfändung von Waren oder Inventar.

694



Landeskulturdadehen dienen im wesentlichen der Finanzierung von MalJnahmen der Wasserwirtschaft und

Bodenkultur, z.B. Be- und Entwässerungen, Küstenschutz, Abwasserbeseitigrng Flurbereinigung Wiederauf-

forstung Neu- und Ausbau landwirtschaftlicher Wirtschaftswege'

Die >>> Neuausleihungen umfassen die während des Berichtsmonats tatsächlich neu gewährten (ausbezahlten)

Landeskulturdarlehen und sonstigen Darlehen.

Der >>> Dadehensbestand gibt den tatsächlichen Umfang der Forderungen aus Landeskulturdarlehen und

sonstigen Darlehen am Monatsende an.

Sonstige Einkünfte

Einkommensteuerstatistik
Datennachweis: ab 196l

Begriffsinhalt:
Sonstige Einkünfte (§ 22 EStG) sind Einkünfte aus wiederkehrenden Bezügen, soweit sie nicht zu den
>>> Einktinften aus Land- und Forstwirtschaft, den >>> Einktinften aus Gewerbebetrieb, den >>> Einkünften
aus selbständiger Arbeit, den >>> Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, den >>> Einkünften aus Kapital-
vermögen undden >>> Einkünften aus Vermietung und Verpachtung gehören.

Sonstige Einkünfte sind :

- Einki.infte aus wiederkehrenden Bezügen, insbesondere aus Leibrenten (nur Ertragsanteil),

- Einktinfte aus Unterhaltsleistungen von den geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Eheg3tten' inso-

weit sie bei dem zahlenden Ehegatten als Sonderausgpben nach § l0 Abs.l Nr.l abgezogen werden
(Realsplitting),

- Spekulationsgewinne (§ 23 EStG),

- Einki.infte aus sonstigen Leistungen und

- Entschädigungen an Abgeordnete des Bundestages und der Länderparlamente

Sie ergeben sich als überschuß der Einnahmen über die Werbungskosten. Einnahmen sind dabei alle Güter' die

in Geld oder Geldeswert bestehen. Werbungskosten sind Aufurcndungen zur Erwerbung Sicherung und Erhal-
tung der Einnahmen. Zu weiteren Einzelheiten siehe Einkommensteuergesetz'

Begriffsbeziehungen:
Die sonstigen Einkünfte der Einkommensteuerpflichtigen sind zu unterscheiden von den >>> sonstigen Ein-
nahmen lWirtschaftsrechnungen ausgeuählter privater Haushalte). Diese Einnahmen je Haushalt und Monat
umfassen die Einnahm.n au. d"* Verkauf im Haushalt erzeugler sowie gebrauchter Waren, die Nettoeinnah-
men aus der Erstattung von Ausg3ben für geschäftliche (dienstliche) Zwecke, die Rückvergütungen auf Waren-
käufe, die Vermögensübertragungen sowiJdie Einnahmen, die nicht dem Haushaltsbruttoeinkommen zugeord-

net werden können, mit AusnihÄe der Einnahmen aus der Vermögensminderung und der Kreditaufnahme. Zu

beachten ist ferner, daj! sich die Einktinfte im Sinne des Einkommensteuergesetzes als Uberschuß der Einnah-
men über die Werbungskosten ergeben. Von den sonstigen Einnahmen hingegen sind Werbungskosten nicht
abgesetzt.

Sonstige Einnahmen

Wirtschaftsrechnungen ausgewählter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Die sonstigen Einnahmen je Haushalt und Monat umfassen Einnahmen aus dem Verkauf im Haushalt erueug'

ter sowie gebrauchter Warän, Einnahmen aus der Erstattung von Ausgaben für geschäftliche (dienstliche)
Zwecke,Rtict u"rgtitungen auf Warenkäufe, >>> Vermögensübertragungen zuviel bezahlte Energiekosten, so
wie Einnahm"n, die nicht dem >>> Haushaltsbruttoeinkommen zugeordnet werden können, jedoch ohne Ein'
nahmen aus der Vermögensminderung und der Kreditaufnahme'
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Zu denim Haushalt erzeugten Waren zählen im wesentlichen Erzeugrrisse aus dem eigenen Garten und aus

Kleintierhaltung. Einbezolen sind auch Einnahmen aus der Vermietung von Hausrat, Krafffahrzeugen usw',

nicht aber Entgäte für dielBenutzung von Möbeln, Wäsche usw. im Rahmen der Untervermietung

zu dengebrauchten waren zählen z.B. Krafffahrzeuge, Schmuck Gol!- und silbermtinzen, Möbel, Kleidung
Haushalisgeräte. Einnahmen aus dem Verkauf von piivaten Grundstücken und Gebäuden und von betriebli-

chem Anlagevermögen sind nicht enthalten'

Einnahmen aus der Erstattung von Ausgben für geschäftliche (dienstliche) Zwecke sind z'8. Reisekostener-

stattungen, Tagegelder, Auslö,-sungen, TiennungsJntschädigungrcn, Erstattungen für Aulhrcndungen für Ee-

nrfsklei-dung Wot .ug ur*. .ooi. Erlxltzron Fah.tkosten zwischen Wohnung und fubeitsstätte' Von den

Aufirendurlgen werderldiejenigen Ausgaben für geschäftliche (dienstliche) Zwecke abgesetzt, die von den

Käufen für äen Privaten verbrauch getrennt nachgewiesen werden können.

In den Rückvergütungen auf Warenkäufe sind Rückvergütungen auf Warenkäufe von Konsumvereinen und -
genossenschaftä unJronrtigen Einkaufwereinigungen enthalten, ebenso Einnahmen aus der Einlösung von

Rabattmarken und FlaschenPfand.

Die vermögensübertragungen umfassen einmalige und unregelmlißige LJbertragirngen der Sozialversicherung

1rn. a.r Ki*k"nu.r.iätrerung), Einnahmen aus der Rückerstattung von Einkommen- und Vermögensteuern,

irstattungen der Gebietskcirpeänaten, privater Versicherungen, von anderen privaten Haushalten und aus

sonstigen-euellen, soweit ailse Lrbertragungen jeweils 2 000 DM und mehr im Einzelfall betragen. Einmalige

und uiregeimäßige übertragungen ron *"n,g.i als 2 000 DM werden als >>> einmalige und unregelmäßige

EinkommensübertragungerinaJtrge*lesen und sind in der Hauptgruppe >>> Einnahmen aus Einkommensüber-

tragungen, Untervermietung enthalten.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1975 sind in den sonstigen Einnahmen auch die Einnahmen aus Untervermietung enthalten; sie

rechnen ab l976zur Hauptgnrppe E-innahmen aus Einkommensübertragungen, Untervermietung und sind da-

her im >>> Haushaltsbruttoeinkommen enthalten.

Sonstige Gebäude mit Wohnraum

Gebäude und Wohnungszählung 1987

Begriffsinhalt:
Gebäude, die'mindestens eine Wohnung oder sonstige Wohneinheit enthalten, aber (gemessen an der Gesamt-

nutzfläclte) überwiegend für Nichtwohnzwecke, z.B. für gewerbliche, soziale, kulrurelle oder Verwaltungs-

zwecke genutzt *"rä.n. Beispiele dafür sind Fabrik- oder Verwaltungsgebäude, Bürogebäude in denen Haus-

meisterwohnungen vorhanden sind.

Sonstige im Index erfaßte investitionsgüter

1.1 Index der industrietlen Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachwei s: 19 62 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion für Investitions- und verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewählte waren/Güter (waren-/ Güterarte;) der waren-/ Gütergruppen

Wasserfahrzeuge Waren-/ Gütergruppe

Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren tt

Eisen-, Blech- und Metallwaren . 
,:

Holzwaren

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses

für Produktionsstatistiken, die zu den >>> Investitionsgütern zählen.

34

37

38

54
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Als Investitionsgüter gelten Waren/ Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter
gekauft werden.

Zu den sonstigen im Inäex erfaßten Investitionsgütern rechnen im einzelnen:
- aus der Waren-/ Gütergruppe Wasserfahrzeuge:

See- und Küstenfahrgast- und -frachtschiffe
Seeschlepper, seegehende Eisbrecher und seegehende Bergungsschiffe
B innenfahrgast- und -frachtschiffe mit Eigenantrieb
Binnenfrachtschi.ffe ohne Eigenantrieb
B inne nschlepper, -bergungsschiffe, -eisbrecher und Hafenschifre mit
Eigenantrieb
Fischereischiffe
Behörden- und Sonderschiffe
Boote und Jachten
Schwi mmbagger, -krane, -docks, Pontons, Schwi mmkörper u. ä.
Reparaturen, Montagen, Umbauten und Abwrackung

- aus der Warengruppe feinmechanische und optische Erzeugnisse, Uhren:
Mikroskope und Lupen
Optische Meßinstrumente
Präszisionswaagen, Feinmeßinstrumente, Lehrmittel und Laborgeräte
Atemschutzgeräte 

)- aus der Warengruppe Eisen-, Blech- und Metallwaren:
Großküchengeschirre und -geräte aus Stahlblech und NE-Metallblechen (teilweise)
Wasserheizer
Müllgef:iße, Abfalltonnen und Großraummüllbehälter
Lager- und Transportbehälter aus Stahlblech
Möbel aus Stahl- und NE-Metallrohren und -profilen, Stahldrahtmatrat-
zen, Metallbettstellen, Stahl- und NE-Metallblecheinrichtungen
Einrichtungsgegenstände (Schreibtische, Schränke, Regale usw.) aus
Stahl- und NE-Metallblech
Geldschränke und Tresoranlagen
Spezialbedarfsartikel verschiedener Art (teilweise)

- aus der Warengruppe Holzwaren:
Büromöbel

Bei allen WarbrV Gütern werden Zubehör-, Einzel- und Ersatzteile nicht mit einbezogen.

Anderungerr im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den sonstigen im Index erfaßten Investitionsgütern rechnenden Waren auf der Grundlage
des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von der o.g.
Güterauswahl nach dem Systematischen Güterverzeichnis für Produklionsstatistiken.

2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wie unter 1., jedoch ohne Großktichengeräte, Wasserheizer, Gas-Einbaugeräte und Innenausbauten aus Holz
ohne die an den Gütern der jeweiligen Warengruppen vorgenommenen Reparatur- und Montagearbeiten, aber
zusätzlich Teile der Warengruppe Luftfahrzeuge
Aus der Warengruppe Luftfahrzeuge sind einbezogen:

Segelflugzeuge, Sport- ünd iJbungsflugzevge, Geschäfts- und Reiseflugzeuge,Transporfflugzeuge (für Perse
nen und Güter, Hub und Tragschrauber Kolbenmotoren für Lufffahrzeuge, Turbinen-Motoren für Luftfahrzeu-
ge Ballons, Luftschiffe, Fallschirme und Anschnallgurte, sonstige Rettungs- und Sicherheitsgeräte Bodengeräte
(Startgeräte, Geräte für Flugausbildung u.a.) Reparatur- und Montagearbeiten
Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken (GP) umge-
scltlüsselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produktionswirtschaftlichen, im WA dagegen
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nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Gegenüberstellung
geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgütern und >>> Investitionsgütern erfolgt in Anlehnung an die

WarenauswahJ, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduktion für Investitionsgüter und

Verbrauchsgüter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den sonstigen im Index erfalJten Investitionsgütern rechnenden Waren auf der Grundlage

des WI, unterscheidet sich von der o.g. Güterauswahl auf der Grundlage des GP'

Ebenso wurden bei der Umstellung der Außenhandelsindizes von Basisjahr 1962 auf Basisjahr 1970 bei der

Warenäuswahl eine Reihe von i\näerungen vorgenommen. Nur in der Warenauswahl auf Basis 1962 sind im
wesentlichen enthalten:
Sattlerwaren, Schutzhandschuhe, Treibriemen und Förderbänder Leitungsmaste aus Holz, Bahnschwellen aus

Holz, Fässer aus Holz Waren aus feuerfesten Stoffen, aus Steingut und Porzellan, Spundwandstahl,

Oberbaumaterial für Bahnen, Stahlbaukonstruktionen (teilweise)
Druckwasserkessel, Heizkörper aus Stahl, Werkzeuge, Motorspritzgeräte, Druckplatten, handbetriebene

Werkzeugrnaschinen
fotographische Apparate und Laborausrüstungen, Optische Scheinwerfer und Instrumente
Medizinische Instrumente, Thermometer, Druck-, Durchflußmeßgeräte, Regler, Gas- und Wasserzähler,

Tachometer u.ä.

Zähler, Mikrofone, Leucht-, S i gndpi stolen u. ä.

Wanduhren, nichteleklrische Wecker, Registrier' und Stempeluhren

Zeichentische, Sitzmöbel (nicht mit Gestell aus Metall oder Holz)

Karusselle, Schaufensterfi guren, Schneiderpuppen.

Nur in der Warenauswahl auf Basis 1970 sind im wesentlichen enthalten:

Verschalungen aus Holz
Getränkeflaschen
Transportbehälter aus Eisen, Stahl oder Aluminium, Paletten u.ä., Transportmittel aus Eisen oder Stahl

T riebwe rke flir Luftfahrzeuge (Kolben- und Turbi nenmotoren)

Luftschi-ffe, Ballone
Segelflugzeuge

Motorboote und -jachten, Ruderboote

Koch-, Back-, Grill- u.ä. Geräte für Großküchen

Ferngläser und Fernrohre für den Handgebrauch, Schmalfilmkameras, Lupen u.ä., Endernungsmesser,
Vorführapparate für Filme unter l6 mm, Stehbildbetrachter, Stehbildwerfer, nautische, meteorologisbhe,

ore*ogräit ische und hydrologischb Instrumente, Hygrometer '

Sauerstoffgeräte (Atemschutzgeräte u.ä.) |

Nichtelektrische Zeitauslöser
Musikinstrumente (Flügel, Cembalos, Saiten', Blas-, Schlaginstrumente)

Sitzmöbel mit Metallgestell, Stahldrahtmatratzen, Betten aus unedlen Metallen

Schulmöbel aus Holz
Turn- und Sportgeräte

Sonstige im Index erfaßte Verbrauchsgüter

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970
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Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren/ Güter aus den Waren-/ Gütergnrppen

Bergbauliche Erzeugnisse Waren-/ Gütergruppe 2l
Mineralölerzeugnisse
Maschi ne nbaue rzeugni sse
Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren
Eisen-, Blech- und Metallwaren
Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgeräte, Schmuclg
belichtete Filme, Füllhalter u.ä.
Feinkeramische Erzeugni sse
Glas und Glaswaren
Holzwaren
Papier- und Pappewaren
Druckereierzeugnisse, Vervielfältigungen
Lederwaren und Schuhe

x

tr

x

tr

22
32
37
38

39
51
52
54
56
57
62

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses
für Produktionsstatistiken, die zu den >>> Verbrauchsgütern zählen.

Als Verbrauchsgüter gelten WarerV Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(verbrauchsreif) angesehen werden und überwiegend von den privaten Haushalten gekauft werden.

Im wesentlichen rechnen dazu:
- aus der Waren-/ Gütergruppe Bergbauliche Erzeugnisse:

Stei nkohlen- und Braünkohlenbriketts
- aus der Waren-/ Gütergruppe Mineralölerzeugnisse:

Motorenbenzin
leichtes Heizöl

- aus der Waren-/ Gütergruppe Maschinenbauerzeugnisse:
Haushaltsnähmaschinen

- aus der Waren-/ Gütergruppe feinmechanische und optische Erzeugnisse;
Uhren:
Fotoapparate
Kleinuhren (Iaschen-, Armbanduhren u.ä.)
Großuhren (ohne technische Uhren) (Wecker, Stand-, Küchenuhren usw.)

- aus der Waren-/ Gütergruppe Eisen-, Blech- und Metallwaren:
Raumheizöfen, Gasherde
Haushalts-, Küchengeschirre und -geräte (ohne Großktichengeschirre und -geräte)
Feine Scheren
Bestecke u.ä. Tischgeräte
Haushalts- und Personenwaagen
Tafelgeräte (Schalen, Platten, Kannen u.ä.)
Galanteriewaren (ohne Medaillen und Plaketten)

aus der Waren-/ Gütergruppe Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgeräte,
SchmucK Füllhalter u.ä.:
Klaviere, Harmonikas, Elektronische Orgeln u.ä.
Saiten aller Art, Zubehör für Musikwerke, Saiten-, Blas- und sonstige Kleinmusikinstrumente
Spielwaren aus Blech, Holz, Stoffund Fell, Papier und Masse, Pappe
Musikspielwaren, Sportspielwaren (2.B. Kinderräder und -roller),
Puppen und Puppenwagen, andere Spielwaren (2.B. Gesellschaftsspiele),
Christbaumschmuck

Sportgeräte (für Rasen-, Tennis-, Eis-, Winter-, Berg-, Angelsport,
für Leicht- und Schwerathletih für Schwimm- und Wassersport, sonstige Sportarten)
Schmuckwaren und schmuckähnl i che E rzeugn i sse (aus Edelmetallen, Perlen,
Edelsteinen), Mode- und Phantasieschmuck, Imitationsschmuck)

Münzen und Medaillen
Füllhalter, Kugelschreiber, Dreh- und Druckbleistifte
Waren aus Schnitz- und Formstoffen
Reparaturen an Turn- und Sportgeräten, Miniaturfahrzeugen für das Schaustellergewerbe
Lohnveredelungsarbeiten an Musikinstrumenten, Puppen, anderen Spielwaren, Turn- und Sportgeräten,
Geräten und Mi niaturfahrzeugen fü r da < Schaustel lergewerbe
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- aus der Waren-/ Gütergruppe Feinkeramische Erzeugnisse:
Haushalts-, wi rtschaft s- und zier gegenstände aus Porzellan, steingut,
Feinsteinzeug Figuren, phantasie-,Einrichtungs-, Schmuck- und Ziergegenstände aus Steingut bzw. stein-

gutähnlichem Material
- aus der Waren-/ Gütergruppe Glas und Glaswaren:

Konservenglas
Wirtschaft sglas und Bleikristall

- aus der Waren-/ Gütergruppe Holzwaren:
Zimmer- und Küchenmöbel aus Holz, auch Polstermöbel, Matratzen

- aus der Waren-/Gütergntppe Papier- und Pappewaren:
Lampenschirme aller-Art, Lintrusta Buntglaspapier u.ä., Hartpapierwaren für Haus- und Küchenbedarf

Zellsiofhvattewaren @apiertaschentücher, Toilettenpapier u'ä')
Filtrierpapierwaren, KreppPapierwaren, Abplätt- und schnittmuster,
ettettän, Siegetma*en, flebecken u.ä., Kassen- und Buchungsrollen, Endlospapiere, Geschenkpapiere

u.ä.
Karnevals- und Festartikel, sonstige Papiererzeugnisse (ZigSrettenpapier u.ä.), Kunst- und Dekorationsblu-

men,
sonstige Erzeugnisse aus Papier und Pappe

- aus der waren-/ Gütergruppe Druckereierzeugnisse, vervielfältigungen:
Geschäftspapiere und ä-trnircn. Drucksachen,kataloge, Werbedrucksachen, Bücher, Broschüren, Zeitungen,

Zeitschriften, Verpackungs- und Ausstattungsdrucksachen, Wandkalender, Bilddrucke, Karten, kartogra-

phische
brzeugnisse, Abziehbilder u.ä., Vervielfältigungen, sonstige Druckereierzeugnisse

- aus der Waren-/ Gütergruppe Lederwaren und Schuhe:
Feinsattlerwaren (Hanä- una Reisekoffer, Taschen, Mappen, Ranzen) aus Leder
Feintäschner- und Galanteriewaren (Gürtel, Damen- und Umhängetaschen, Etuis, Portemonaies, Briefta-
schen
u.ä.) aus Leder, Kunstleder, anderen Kunststoffolien, textilen'Geweben oder sonstigen Stoffen

Sattler- und Feinsattlerwaren aus Kunstleder, anderen Kunststoffolien, textilen Geweben oder sonstigen

Stoffen

Anderungen im Zeitablauf:
Die Anzahl der zu den sonstigen im Index erfaßten Verbrauchsgütern rechnenden Waren auf der Grundlage

/ des Systematischen Warenveizeichnisses für die Industriestatistik unterscheidet sich wesentlich von der o.g'

Güteiauswahl nach dem Systematischen Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken.

2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wie unter 1., aber ohne Figrrren, Plastiken u.ä. aus Gips

Sportgeräte für Leicht- und SchweratNetik Fahrrad-, Kindenoller- und Mopedbereifungen Feuerwerksartikel

Wur.n aus echten Perlen. Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenver-

zeichnis für die Außenhandelsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen

Warenverzeichnisses für die Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses für Produkti-

onsstatistiken (Gp) umgeschlüsselt. Da im WI bzw. GP die waren in erster Linie nach produktionswirtschaftli-
chen, im WA dagegen iach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei

der Gegenüberstellung geri ngfi.igi ge Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgütern und >>> Investitionsgütern erfglgt in.Anlehnung an die

WarenauswahJ, die zur Berechnung des Index de; (industriellen) Bruttoprodul'rlion für Investitionsgüter und

Verbrauchsgüter getroffen wurde.

Sonstige laufende Einkommensübertragungen, Untermiete

Wirtschaftsrechnungen ausgewählter privater Haushalte
Datennachweis: ab 1965
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Begriffsinhalt:
Zur position sonstige laufende Einkommensübertragungen, Untermiete je Haushalt und Monat rechnen Werks-
renten und -pensionen, laufende Übertragungen der privaten Kranken-, Unfall- und sonstigen Schadenversi-

cherungen, §treikuntersttitzungen, sonstige laufende Übertragungen von Organisationen ohne Erwerbszweck
laufende übertragungen von anderen privaten Haushalten sowie die Einnahmen aus Untervermietung.

Zt den Werksrenten und -pensionen rechnen Renten, Pensionen, Zusatzrenten laufende Unterstützungen und
äihnliche laufende Bezüge aus einem frtiheren Arbeitsverhältnis als Arbeiter oder Angestellter. Sie werden ent-
weder unmittelbar vom Betrieb oder von einer Pensions- oder Untersti,itzungskasse (darunter der Zusatzversor-
gungpkasse des Baugewerbes) gezahlt. Nicht hierzu rechnen Renten aus ZusaWersorgrrngskassen des öffentli-
;he;Dienstes, Pensionen an frühere Beamte und ihre Hinterbliebenen und Renten aus Lebenwersicherungen.

Laufende tjbertragungen aus privaten Kranken-, Unfall- und Schadenversicherungen sind z.B. Krankengeld
(Iagegeld) aus dei privaten Krankenversicherung oder Unfallrenten aus der privaten Unfall- und Haftpflicht-
,..ric[u*ng einschl. KraffahrNersicherung. Nicht hierzu rechnen Einnahmen aus Lebenwersicherungen.

Einbezogen werden ferner gezahlte Streikgelder der Gewerkschaften, laufende Untersti,itzungen von Kirchen
und karitativen Einrichtungen, Gewerkschaften und anderen Organisationen ohne Erwerbscharakter, laufende

Untersttitzungs- und Unterhaltszahlungen von nicht im Haushalt lebenden Familienangehörigen, vom geschie-

denen Ehepartner und anderen Personen, Alimentenzahlungen usw. Nicht hierzu rechnen einmalige Zahlun-
gen dieser Personen und Institutionen.

Die Einnahmen aus Untervermietung umfassen auch die Entgelte für die Benutzung von Wäsche, Möbeln se
wie für die mit der Untervermietung zusammenhängenden persönlichen Dienstleistungen.

Sonstige laufende Einnahmen

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Einnahmeart mit Einnahmen aus

- >>> Gebühren, sonstigen Entgelten
öffentlich-rechtliche Entgelte fi.ir die Inanspruchnahme von Verwaltungsleistungen im engeren Sinne
(Verwaltungsgebühren), Entgelte für die Benutzung von öffentlichen Einrichtungen und die Inanspruchnah-
me wirtschaftlicher Dienstleistungen @enutzungsgebühren und ähnliche Entgelte), zweckgebundene Abga-
ben (2.8. Kurtaxe)

- sonstige Verwaltungseinnahmen
aus dem Verkauf beweglicher Sachen, die nicht als Vermögen erfaßt waren oder deren Verkaufserlös im Ein-
zelfall eine bestimmte Wertgrenze nicht übersteigt, aus dem Verkauf von Drucksachen, Aufträgen Dritter,
Untersuchungen, Gutachten, Vorträgen u.ä., Ablieferungen aus Nebenbeschäiftigungen und von Tantiemen
der Bediensteten,

- Erstattung von Verwaltungsausgaben von anderen Bereichen
z.B. durch Banken und Versicherungen, Entschädigrngen der Religionsgemeinschaften für die Erhebung der
Kirchensteuer, Verwaltungskostenanteile der Wirtschaftsunternehmen.

Sonstige laufende Übertragungen

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Diese Position enthält alle >>> laufenden Übertragungen, die keine >>> indirel:ten Steuern (einschl. Verwal-
tungsgebühren der Unternehmen), >>> direkten Steuern, >>> Sozialbeiträge, >>> sozialen Leistungen oder
>>> Subventionen darstellen. Sie setzt sich aus >>> Schadenversicherungstransaktionen und den übrigen lau-
fenden Übertragungen arsammen.
Die übrigen taufenden Übertragungen umfassen (nach leistenden Sekloren gegliedert)
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von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit
Strafen u.ä. Zuweisungen an den Staat und an die übrige Welt'

vom Staat
Zahlungen an die Deutsche Bundesbahn für die Versorgung verdrängter Beamter (nach Art. l3l GG) und

an die Fensionskasse deutscher Eisen- und Straßenbahnen, Zuweisungen und Zuschüsse (soweit laufende
IJbertragungen) zwischen Körperschaften des Staatssektors, wie allgemeine Finanzzuweisungen (2.8. Zu-
weisunfen i-* irt..n des geietzlich geregelten Finanzausgleichs zwischen den Gebietskörperschafren)
und zückgebundene Zuweisungen (2.8. zur Wissenschafrs- und Wirtschaftsforderung Zuschüsse des Bun-

des zu denl.entenversicherungen u.a.m.), Zuschüsse an private Organisationen ohne Erwerbszweck
(Verbände der freien Wohlfahrtspflege und deren Einrichtungen, Religionsgemeinschaften, Arbeitnehmer-
verbänden, politische Parteien, Sportvereine u.a.m.), Zahlungen an die übrige Welt wie Beiträge an die Eu-

ropäschen bemeinschaften (Haushaltsbeiträge sowie die über den Staat geleisteten Einnahmen der EG, wie

Uäsatzsteueranteil, Zölle, Abschöpfungs- und Währungpausgleichsbeträge), sonstige Beiträge an interna-

tionale Organisationen, Wiedergutmachungsleistungen an Israel und aufgrund weiterer Globalverträge mit
ausländischen Staaten sowie Leistungen im Rahmen der Ennvicklungshilfe, Straßenbenutzungsgebühren an

die ehem. DDR, Erstattungen von SozialversicherungSbeiträgen der in ihre Heimatländer zurückkehrenden
ausländischen Arbeitnehmlr, ferner den Wert unentgeltlicher Ausfuhren, woan auch die Ausgaben im Zu-
sammenhang mit ausländischen Streitkräften (ohne Bauten) zählen, u.a.m.

von privaten Haushalten (einschl. privater Orgpnisationen ohne Erwerbszweck und Unternehmen ohne ei- .

gene Rechtspersönlichkeit)
Lti.t .rrt"ttungen im Rahmen der Sozialhilfe und ähnliche Erstattungen, Strafen, Verwaltungsgebühren,
entgeltliche !üertmarken für die unentgeltliche Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel durch Behinderte

u.aI Zantungen an den Staat, Heimattiberweisungen ausländischer Arbeitnehmer, Unterstiitzungszahlun-
gen, Visagebühren u.ä. an die übrige Welt.

von der übrigen Welt (an inländische Sektoren)
Zahlungen des Europäischen AusrichtungS- und Garantiefonds, des Europäischen Sozialfonds u.ä. an den

Staat, Ünterstützungszahlungen und sonstige Leistungen (Gewinne aus staatlich genehmigten Spielen usw.)
an private Haushalte.

Sonstige Regelungen

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Steuerliche Sonderregelungen, die - entsprechend der seit dem sechsten Subventionsbericht geänderten Be-
griffsbestimmung für die Sieuerveryünstigungen - seit 1975 in den Subventionsberichten nicht mehr als Steu-

ervergünstigungen nachgewiesen werden.

Steuerliche Sonderregelungen werden insbesondere dann nicht mehr als Steuervergünstigungen aufgeführt'
wenn sie die überwiegende Mehrzahl der Steuerpflichtigen begünstigen.

Damit die Entwicklung der Steuermindereinnahmen, die sich aufgrund dieser steuerlichen Regelungen eryibt'
bis in das Jahr 1966 zurückverfolgt u,erden kann, sind hier auch die entsprechenden Mindereinnahmen für die
Jahre 1966 bis 1974 ausgewiesen.

Im einzelnen zählen zu den sonstigen Regelungen:

- der Sonderausgabenabzug von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung und zur privaten Lebenwer-
sicherung
(ohne reine fusikoversicherung) nach § 10 Abs. I Nr. 2 ESIG;

- der Abzug der Kirchensteuer als Sonderaus!,aben nach § 10 Abs. I Nr. 4 ESIG;

- die Steuerbegünstigung von Spenden zur Förderung mildtätiger, kirchlicher, religiöser, wissenschaftlicher
und staatspolitischär Zwecke und der als besonders forderungswürdig anerkannten gemeinnützigenZwecke
sowie von Beiträgen und Spenden an politische Parteien nach § l0b ESIG;

- der Freibetrag von 2 000/ 4 000 DM für alle Land- und Forstwirte nach § 13 Abs. 3 ESIG;

- der Freibetrag von 5 v.H. der Einnahmen aus freier Berufstätigkeit, hochstens I 200 DM, für die Angehöri-
gen der Freien Benrfe nach § l8 Abs. 4 ESIG;

- der Weihnachts-Freibetrag von 600 DM für Arbeitnehmer (für 1979: 4OO DtO nach § l9 Abs. 3 ESIG;

702'



der fubeitnehmer-Freibetrag in Höhe von 480 DM nach § 19 Abs. 4 ESIG;

die Steuerermäßigrrng bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft bis zur Höhe von 2 000 DM nach § 34e

EStG;
ab 1984 die Steuerermäßigrrng bei Ausgaben zur Förderung staatspolitischer Zwecke nach § 34g ESIG;

die pauschalierung der Lohnsteuer bei bestimmten Zukunftssicherungsleistungen nach § 40b ESIG;

die steuerliche Begünstigung von Ausgpben des Arbeitgebers für die Zukunftssicherung seiner Arbeitneh-

mer bis an3l2ovr.;eilrricn nach § 2 Äbr. I Nr. 2 der Lohnsteuerdurchführungsverordnung;

erhöhte Absetzungen für die Herstellung von Schutzräumen bis zur Höhe von jäihrlich l0 v.H. anstelle der

normalen Absetzzungen nach §§ 7 und 12 Abs. 3 Schutzbaugesetz;

die Steuerfreiheit der Spenden zur Förderung mildtätiger, kirchlicher, religiöser, wissenschaftlicher und

staatspolitischer Zwecke und der als besonders forderungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke so-

wie vän Spenden an politische Parteien bis zur Höhe von 600 DM im Kalenderjahr (ab Veranlagungszeit-

raum 1980: I 800 DI\'f) nach § 9 Nr' 3 KSIG;

die Steuerfreiheit von Spenden für wissenschaftliche Zwecke nach § 8 Nr. 9 und § 9 Nr. 5 GewStG;

die Steuerbefreiuhg für die Verschaftrng von Versicherungsschutz nach § 4 Nr- l0 USIG;

die Befreiung kultureller Einrichtungen, insbesondere Theater, Orchester, Chöre, Museen, Verwaltungs-

und Wirtschaftsakademien sowie Volkshochschulen nach § 4 Nrn. 20 und 22 USIG;

die Befteiung der Sozialversicherungsträger, Krankenhäuser, Diagnosekliniken, Altersheime, Blutsammel-

stellen, Wohlfahrtwerbände und der Blinden nach § 4 Nrn. l5 bis l9 UStG

der ermäßigte Steuersatz für Krankenfahrstühle, Körperersatzstücke, orthopädische Apparate und andere

orthopädisJhe Vorrichtungen sowie für Schwimm- und Heilbäder und die Bereitstellung von Kureinrich-
tungen nach § 12 Abs. 2 Nr. I, Anlage I Nrn. 45 und 46 und § 12 Abs. 2 Nr. 9 UStG;

der ermäßigte Steuersatz für Leistungen gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Einrichtungen nach

§ 12 Abs. 2 Nr. 8 USIG;

die Steuerbefreiung für einen Personenkraftwagen oder ein Kraftrad eines in seiner Bewegungsf?ihigkeit im
Straßenverkehr Behinderten nach § 3 Nr. I I KraftStG und

Steuerbefreiungen für Versicherungen bei Vereinigungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften zum Aus-
gleich der Aufivendungen für Ruhegehalts- und Hinterbliebenenversorgung.

Sonstiges Bildungswesen

Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Aufgabenbereich mit den Ausgaben für
- dieaußerschulischeJugendbildung

berufsbezogene, politische und kulturelle Bildung in Jugendbildungsstätten, Schulungslagern, Jugendkunst-

schulen, Jugendmusikschulen, Beiträge und Zuwendungen atr Förderung der freien Jugendarbeit und in-
ternationalen Jugendbegegnung;

- Volkshochschulenundsonstige Weiterbildung;
- dieLehrerfortbildung

Fortbildungsstätten, Arbeitsgemeinschaften, Seminare, Lehrertagungen, Lehreraustausch;

- betriebliche und überbetriebliche berufliche-Aus- und Fortbildung einschl. Ausbilderf<irderung
z.B. Förderung überbetrieblicher Lehrwerkstätten, von Aus- und Fortbildungsstätten, von Einrichtungen arr
Fortbitdung vJn Ausbildungskräften, von Modelleinrichtungen, der Berufsausbildung von Seeleuten;

- die Förderung der politischen Bildung
z.B. Bundes- und Landeszentralen füi politische Bildung Kuratorium "Unteilbares Deutschland", politische

Jugendverbände;
- das Bibliothekswesen

Volksbüchereien, öffentliche Bibliotheken und Lesehallen, bibliothekarische Ausbildungsstätten, soweit
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nicht dem Aufgpbenbereich >>> Wissenschaft, Forschung und Entwicklu.ng außerhalb der Hochschule zu-

geordnet, Büchereistellen der Länder;

- Berufs- und Fachakademien
soweit nicht dem Aufgabenbereich >>> Schulen und vorschulische Bildung zugeordnet;

- Sonstiges

Anderungen im Zeitabtauf:
Bis 1973 sind die Lehrerfortbildung im Aufgabenbereich Schulen, die Volkshochschulen, dac Bibliothekswesen

und die Leistungen für die sonstigJWeiterbildung (2.B. Einrichtungen und MalJnahmen der Volks- und Wei-

terbildung der Erwachsenenbildung der politischen Bildung sowie der betrieblichen und überbetrieblichen
Äus- undlortbildung) im Aufgabenbereich Kutturelle Angelegenheiten und z.T. auch in anderen Aufgabenbe'

reichen, wie z.B. den Bereichen >>> Soziale Sicherung soziale lftiegsfolgeaufgaben, Wiedergrrtmachung oder
>>> Politische Führung und zentrale Verwaltung nachgewiesen.

Sonstige schwere Notlage

Schwan gersch aftsabb ruchstatistik
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
Indikation nach § 2l 8a Absatz 2 Nr. 3 des Strafgesetzbuches (SIGB) als Begründung für einen
>>> Schwangerschaft sabbruch.

Eine sonstige schwere Notlage nach § 2l8a Absatz 2 Nr. 3 liegt vor, wenn der Abbruch der Schwangerschaft

angezeigtiit, um von der Sclwangerln die Gefahr einer Notlage abzuwenden, die so schwer wiegt' daß von der

Scf,wa,r-geren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht verlangt werden kann, und die Gefahr einer Notlage

nicht auf eine andere für die Schwangere zumutbare Weise abgewendet werden kann. Dabei dürfen nicht mehr

ats 12 Wochen seit der Empfängnis verstrichen sein.

Sonstiges Vermögen

Vermögensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Wirtschaftsgüter, die nicht zum >>> land- und forstwirtschaftlichen Vermögen, alm >>> Grundvermögen oder

zum >>> Betriebwermögen gehören.

Zum sonstigen Vermögen gehören insbesondere:

l. verzinsliche und unverszinsliche Kapitalforderungen;
2. Spareinlagen, Bankguthaben, Postscheckgrrthaben und sonstige laufende Guthaben, inländische und

ausländische Zahlungsmittel;
3. Aktien oder Anteilscheine, Kuxe, Geschäftsanteile, andere Gesellschaftseinlagen und Geschäftsguthahn

der Genossenschaften;
4. der Kapitalwert von Nießbrauchsrechten und von Rechten auf Renten und andere wiederkehrende

Nutzungen und Leistungen;
5. Erfindungen und Urheberrechte;
6. noch nicht fällige Ansprüche aus Lebens- und Kapitalversicherungen oder Rentenversicherungen, aus

denen der Berechtigte noch nicht in den Rentenbezug eingetreten ist;

7. der Überbestand an umlaufenden Betriebsmitteln eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft;

8. Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft oder einem gewerblichen Betrieb zu

dienen bestimmt sind, tatsächlich aber einem derartigen Betrieb des Eigentümers nicht dienen;

9. Wirtschaftsgüter, die Gewerbetreibenden außerhalb ihres Gewerbebetriebs oder Nichtgewerbetreibenden
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gehören, soweit den Umständen nach anzunehmen ist, daIJ sie dazu bestimmt sind, zum Verkauf, zum
Tausch oder zu ähnlichen Zwecken verwendet zu werden (nicht gewerbliches Vorratwermögen);

10. Edelmetalle, Edelsteine und Perlen;

11. Schmuckgegenstände, Gegenstände aus edlen Metallen und Luxusgegenstände, auch wenn sie zur
Ausstattung der Wohnung des Steuerpflichtigen gehören;

I 2. Kunstgegenstände und Sammlungen.
Freibeträge bzw. Freigrenzen, die sich im Falle der Zusammenveranlagung um die Zahl der zuszunmen veran-
lagten Personen vervielfachen, schränken den Wert bzw. Umfang des sonstigen Vermögens der Nummern I bis
3,4,6,8, 9, l1 bzut. 12 ggf. ein. Abgesehen davon gehören eigene Erfindungen, Ansprüche aus eigenen Dien-
sterfindungen und eigene Urheberrechte sowie Originale urheberrechtlich geschützter Werte ebenso wie Ren-
tenversicherungen, die mit Rücksicht auf ein Arbeits- oder Dienstverhältnis abgeschlossen worden sind oder
bei denen die Ansprüche erst mit Vollendung des sechzigsten Lebensjahres oder bei Behinderung i.S. des
Schwerbehindertengesetzes f?illig werden und auch Kunstgegenstände, wenn sie von deutschen Künstlern ge-
schaffen sind, die noch leben oder seit nicht mehr als fünfzehn Jahren verstorben sin{ in der Regel nicht zum
sonstigen Vermögen. Dagegen ist der Einheitswert für ein außerhalb eines gewerblichen Betriebs verpachtetes
Mineralgewinnungsrecht dem sonstigen Vermögen des Verpächters zuzurechnen.

Zum sonstigen Vermögen rechnen kraft Gesetzes u.a. nicht Ansprüche an Witwen-, Waisen- und Pensionskas-
sen, die aufein früheres Arbeits- oder Dienstverhältnis zurückzuführen sind, Ansprüche aus der Sozialversi-
cherung der Arbeitslosenversicherung und einer sonstigen Kranken- oder Unfallversicherung sowie Ansprüche
nach dem Lastenausgleichsgesetz. Dies gilt grundsätzlich auch für den Hausrat. Zu weiteren Einzelheiten siehe
das Bewertungsgesetz, das Vermögensteuergesetz sowie die Vermögensteuerrichtlinien in der jeweils geltenden
Fassung. Anteile am Betriebwermögen von Personengesellschaften sind nicht sonstiges Vermögen, sondern
Betriebwermögen des Gesellschafters.

Die Bewertung des sonstigen Vermögens erfolgt nach den allgemeinen Bewertungsvorschriften des Bewer-
tungsgesetzes. Danach gilt als Bewertungsgrundsatz der gemeine Wert, d.h. der Wert, der durch den Preis be-
stimmt wird, der im gewöhnlichen Geschäftwerkehr nach der Beschaffenheit des Wirtschaftsguts bei einer
Veräußerung zu erzielen uäre. Wertpapiere und Schuldbuchforderungen, die am Stichtag an einer deutschen
Börse zum amtlichen Handel zugelassen sind, werden jedoch in der Reget mit dem niedrigsten am Stichtag für
sie notierten Kurs, andere Kapitalforderungen mit dem ggf. abgezinsten Nennwert und noch nicht fällige An-
sprüche aus Lebens-, Kapital- oder Rentenversicherungen mit zwei Dritteln der eingezahlten Prämien oder
Kapitalbeiträge bewertet sowie Nutzungen bzw. Leistungen mit ihrem (ggf.begenaen) Kapital angesetzt.
Stichtag für die Wertansätze ist in der Regel der Zeitpunkt der Veranlagungaß Vermögensteuer, für die Be-
wertung von Wertpapieren und Anteilen an Kapitalgesellschaften jeweils der 31. Dezember des Jahres, das die-
sem vorangeht.
Nachgewiesen wird hier das sonstige Vermögen von unbeschränkt >>> Vermögensteuerpflichtigen (natürliche
Personen).

Anderungen im Zcitablauf:
1957 wurde die zuvor geltende Freigrenze für den Wert noch nicht fälliger Ansprüche aus Lebens-, Kapital-
und Rentenvericherungen in einen Freibetrag (5 000 DM; umgewandelt und ein Freibetrag für Kapitalvermö
gen (5 000 DM) eingeführt. Seither verdoppeln sich auch die Freigrenzen und Freibeträge im Falle der Zu-
sammenveranlagung von Eheggtten, ab 1974 vervielfachen sie sich mit der Zahl der arsammenveranlagten
Personen. Ansprüche auf bestimmte Renten und andere wiederkehrende Nutzungen und Leistungen gehören
nicht mehr zum sonstigen Vermögen, soweit deren Jahreswert ab 1957 insgesamt 3 600 DM, ab 1974 insge-
samt 4 500 DM nicht übersteigt und der Berechtigte über 60 Jahre alt oder voraussichtlich für mindestens drei
Jahre behindert (bis 1988: erwerbsunf?ihig) ist. 1960 wurden für die private Alters- und Invaliditätworsorge
wesentliche Vergünstigungen eingeführt und alle Ansprüche aus den privaten Rentenversicherungen von der
Vermögensteuer freigestellt, wenn sie ihrem Charakter nach Sozialversicherungsrenten oder anderen gesetzli-
chen Versorgungsansprüchen entsprechen. Ferner wurden die o.a. Freibeträge aufje l0 000 DM erhöht und die
Besteuerungsgrerze für Kunstgegenstände undSammlungen von l0 000 DM auf 20 000 DM angehoben. Ab
1974 wurden die "generellen" Freistellungen von Kunstgegenständen aufgehoben und eine Freigrenze von
I 000 DM für Edelmetalle, Edelsteine, Perlen, Münzen und Medaillen eingeführt. Zuvor wurden Münzen und
Medaillen zusammen mit Schmuck und Luxusgegenständen erst ab einer Freigrenze von l0 000 DM erfafJt.
Die Bestimmungen für nicht gewerbliches Vonatwermögen wurden durch die Besteuerung von Einrichtungs-
gegenständen Nichtgewerbetreibender in ständig vermieteten möblierten Wohnungen ab einer Freigrenze von
l0 000 DM ersetzt.
Die Freigrenze für sonstiges Vermögen, das üblicherweise einem Betrieb der Land- und Forsnnirtschaft oder
einem gewerblichen Betrieb zu dienen bestimmt ist, wurde von I 000 DM auf 10 000 DM erhöht. Die Befrei-
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ung für gesetzliche Unterhaltsansprüche wurde auf Zuszrmmenveranlagte beschränkt, sonst auf einen Kapital-
wert von 20 000 DM.
Seit 1963 sind für die Bewertung von Wertpapieren und Anteilen an Kapitalgesellschaften in erster Linie jähr-

lich zu ermittelnde Kurse bzw. nti.toah*epreise und nicht mehr für den gesamten Haupdeststellungszeitraum

starr festgesetae ,'Steuerkurswerte" maflgebend. Weitere Urheber- und Erfinderrechte wurden freigestellt und

der Jahreswert von Nutzungen und Erbbäuzinsen fortan auf den achtzehnten Teil des Werts des Wirtschafts-
guts bzw des Werts von Gärnd und Boden des mit dem Erbbaurecht belasteten Grundstticks begrenzt. Zugleich
änttiel die Mindestdauer für den Ansatz von Nießbrauchsrechten bzw. von Rechten auf Renten und andere wie-

derkehrende Nutzungen und Leistungen-

S onstige Vermögens übertragungen

1. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Die sonstigen Vermögensübertragungen bilden zusammen mit den Investitionszuschüssen die in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen nachgewieselgn ))) Vermögensübertragungen (siehe dort).

2. I Rechnungsstatistik
Datennachweis: 1950 bis 1973 '

2.2 Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

2.3 Kassenstatistik: ab 1974

Begriffsinhalt:
Ausgabe- und Einnahmeart mit >>> Vermögensübertragungen, die nicht für investive Zwecke, sondern zur

Verfesserung der Wirtschafts- und produktiänsstruktur, zur Vermögensbildung oder als Entschädigungslei-
stung beim EmpfZinger bestimmt sind.

Anderungen im Zeitablauf:
In den Datenreihen der Rechnungsstatistik sind die sonstigen Vermögensübertragungen mit den
>>> Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen zusammengefallt.

Sonstige Wohneinheiten

Gebäude- und Wohnungszählung 1987

Begriffsinhalt:
Hierzu zählen alle Wohneinheiten in >>> Unterkünften sowie Wohneinheiten in Gebäuden, die nicht mit Kü-
che oder Kochnische ausgestattet sind.

Sozialbeiträge

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Die sozialbeiträge umfas6en >>> tatsächliche sozialbeiträge und >>> unterstellte sozialbeiträge. Die tatsächli-

chen Sozialbeitrlige werden von privaten Haushalten im Inland und in der übrigen Welt an Institutionen
(Sozialversictreruig Versicherungsunternehmen) gezahlt,die >>> soziale Leistungen gewähren. Unterstellte

706



Sozialbeiträge stellen den Gegenwert von sozialen Leistungen dar, die von Arbeitgebern direkt - ohne dte Zwr-
schenschaltung von Dritten - an die Begünstigten gezahlt oder für diese zurückgestellt werden. In den Volks-
wirtschafrlichen Gesamtrechnungen werden unterstellte Sozialbeiträge nur von inländischen privaten Haushal-
ten an Arbeitgeber im Inland dargestellt.

Soziale Leistungen

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Zt den sozialen Leistungen zählen laufende Geldleistungen an private Haushalte und an die übrige Welt, für
die keine spezielle Gegenleistung erbracht wird und deren Gewfirung von dem Vorhandensein bestimmter
Risiken (Lebenslagen und Tatbestände, die zu Notlagen führen können) abhängig ist. Hieran rechnen Krank-
heit, Invalidität, körperliche und geistige Gebrechen, fubeitsunlZille und Berufskrankheiten, Alter, Bedürfirisse
der Hinterbliebenen, Familienlasten, Mutterschaft, Arbeitslosigkeit, Berufsausbildung der Erwachsenen, hohe
Miet- und ähntiche Lasten. Die sozialen Leistungen werden von Unternehmen, vom Staat und von privaten
Haushalten (einschl. privater Organisationen ohne Erwerbszweck) gewährt. Es werden folgende Gruppen von
sozialen Leistungen unterschieden: /

- Soziale Leistungen im Zusammenhang mit tatsächlichen Sozialbeiträgen,
- soziale Leistungen im Zusammenhang mit unterstellten Sozialbeiträgen,
- sonstige soziale Leistungen.
Die sozialen Leistungen werden im folgenden ausgehend von den leistenden Sekloren erläutert.

a)Unternehmen
Bei den sozialen Leistungen des Unternehmenssektors handelt es sich um
Leistungen von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit (einschl.
der Leistungen der netto im Haushalt verbuchten öffentlichen Unternehmen
ohne eigene Rechtspersönlichkeit). Im einzelnen handelt es sich um fol-
gende.Leistungen:

Soziale Leistungen im Zusammenhang mit >>> tatsächlichen Sozialbeiträgen
Hierzu gehören hauptsächlich Leistungen von Lebenwersicherungsunter-
nehmen und Pensionskassen aufgrund von Einzel- und Gruppenversiche-
rungen der Arbeitgeber bei Versicherungsunternehmen (einschl. Pen-
sionskassen). Hinzu kommen Leistungen von Versorgungswerken aufgrund
von Pfl ichtversicherungen bestimmter Selbständiger und nichtselbstän-
diger Berufsgruppen (Arzte, Apotheker, Notare usw.). Empfänger dieser
sozialen Leistungen sind in erster Linie inländische private Haushalte.

Soziale Leistungen im Zusammenhang mit >>> unterstellten Sozialbeiträgen.
Sie umfassen direkt gezahlte Ruhegelder an frühere Arbeitnehmer und
ihre Hinterbliebenen @etriebspensionen und Leistungen aufgrund be-
trieblicher Ruhegeldverpflichtungen - mit und ohne Bildung von Rück-
stellungen -, Beamtenpensionen von öffentlichen Unternehmen), ferner
Beihilfen und Unterstützungen im Krankheitsfall. Es handelt sich um
Leistungen sowohl von Produktionsunternehmen als auch von Kreditin-
stituten und Versicherungsunternehmen. Empfänger sind ausschließlich
inländische private Haushalte.

Sonstige soziale Leistungen
Hierunter sind - zur Vereinfachung der Darstellung - die sozialen
Leistungen von Produktionsunternehmen an die übrige Welt zusammenge-
faßt. Es handelt sich um verhältnismäßig geringe Beträge. /

b) Staat

Soziale Leistungen im Zusammenhang mit tatsächlichen Sozialbeiträgen
Sie umfassen in erster Linie die Geldleistungen folgender Träger der
Sozialversicherung:

Rentenversicherung der Arbeiter,
Rentenversicherung der Angestellten,
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knappschaft liche Rentenversicherung
Zusalzv er sorgung i m öffentlichen D ienst,

landwirtschaft liche Alterskassen,
gesetzliche Krankenversicherung
gesetzliche Unfallversicherung
Arbeitslosenversicherung
Familienausgleichskassen (tis 1 964).

Der größte Teil dieser zahlungenfließt den inländischen privaten

Hauihalten zu und nur ein geringer Teil an die übrige Welt'

Soziale LÖistungen im Zusammenhang mit unterstellten Sozialbeiträgen
Hiera.r gehören die Pensionen der Gebietskörperschaften und der Sozial-

versichJrung (ohne die Pensionen der öffentlichen Unternehmen mit ei-
gener Rechtipersönlichkeit und der netto im Haushalt verbuchten Unter-

iehmen ohni eigene Rechtspersönlichkeit), ferner Beihilfen im Krank-
heitsfall u.ä. Empf?inger sind die inländischen privaten Haushalte.

Sonstige soziale Leistungen
rrerbei handelt es sich u.". u* die folgenden Geldleistungen der Ge-

bietskörperscharten:
Versorgung der KriegsoPfer,

. KriegSichadenrenten und sonstige Geldleistungen im Rahmen des

Lastenausgleichs,
laufende Wiedergutmachungsleistungen,
Kriegsgefangene n- und Häft I i ngsentschädi gungen u' ä',
Geldleistungen der Arbeitslosen- und Sozialhilfe'
gesetzliches Kindergeld,
Ausbildungsbeihi lfen,
Wohngeld und ähnliche Leistungen u.a.m.

Der größte Teil dieser Ausgaben wird an inländische private Haushalte geleistet. Die übrige Welt empfängt in

erster Linie Wiedergutmachungsleistungen.
c) private Haushalte (einschl. privater Organisationen ohne Erwerbszweck und Unternehmen ohne eigene

Rechtspersönl ichkeit)
Die von den privaten Haushalten (einschl. privater organisationen) ge

währten sozialen Leistungen beziehen sich nur auf unterstellte Sozial-
beiträge. Sie umfassen Pensionen an frühere Kirchenbeamte und ihre
Hi nterbl i ebenen sowie Bei hi lfen und Untersttitzungen im Krankheitsfal l'
Einbezogen sind ferner die direkt gezahlten Ruhegelder der Unternehmen
ohne eigene Rechtspersönlichkeit.

d) Übrige Welt
Bei den sozialen Leistungen aus der übrigen Welt handelt es sich um so-

ziale Leistungen im Zusammenhang mit tatsächlichen Sozialbeiträgen so-

wie um sonstige soziale Leistungen.

Sozialer Wohnungsbau, Modernisierung, Ileizenergieeinsparung

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
In den Subventionsberichten äusgewiesene >>> Finanzhilfen des Bundes für den sozialen Wohnung§bau sowie

für Modernisierung und Heizenergieeinsparung.

Im wesentlichen handelt es sich um

- die >>> Förderung des sozialen Wohnungsbaus mit Bau- und Aufirrcndungs darlehen (bis 1984 Sozialpro
gramm),
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- die >>> Förderung des sozialen Wohnungsbaus im Rahmen des Regionalprogramms (bis 1984 einschl. Ei-
gentumsprogramm),

- das >>> Bund-Länder-Modernisierungsprogramm (Förderung der Modernisierung und Instandsetzung von
Wohnungen).

Zu Einzelheiten si ehe j ewei I s dort.

Anderungen im Zeitablauf:
1975 bis 1978: Finanzhilfen für die >>> Weiterentwicklung des Wohnungs- und Städtebaues durch Studien
und Untersuchungen sowie durch Modell-, Versuchs-und Vergleichsbauvorhaben;

1978 bis 1982: Mittel für das >>> Bund-Länder-Heizeneryieeinsparungsprogramm (Förderung heizenergieein-
sparender MalJnahmen in Gebäuden);

1977 bis 1984: >>> Darlehen an Länder zur Förderung des Baues von Ersatzwohnungen und des Aus- und
Umbaues im Rahmen des Programms für Zukunftsinvestitionen;
1980 bis 1983: >>> Sonderprogramm zur Errichtung von Wohnungen in Berlin;
1975 bis 1984: >>> Förderung des Studentenwohnheimbaues;

1975 bis 1985: >>> Zuschüsse und Darlehen an die Deutsche Bau- und Bodenbank AG zur Verbilligung der
Vor- und Zwischenfinanzierung des Baues von Familien- und Eigentumswohnungen;

1975 bis 1986: >>> Zuschüsse zur Baulandbeschaffrrng und -erschließung;

1975 bis l98l: >>> Zuschüsse an öffentliche Unternehmen zur Verbilligung von Darlehen zur Finanzierung
des öffentl ich gefiirderten Wohnungsbaues.

Zu Einzelheiten siehe j ewei I s dort.
In den Jahren 1967 und 1968 wurden zur Konjunkturbelebung im Rahmen des zweiten Konjunkturprogramms
Mittel zur zusätzlichen Förderung des Wohnungsbaues sowie der Instandsetzung und Modernisierung von '
Wohngebäuden bereitgestellt.
Bis 1969 (finanzielle Abwicklung bis 1977) wurden Zinszuschüsse im Rahmen der Maßnahmen "Junge Fami-
lie" und "Besser und schöner Wohnen" für den Bau von Familienheimen und eigengenutzten Eigentumswoh-
nungen jeweils auf die Dauer von sieben Jahren zur Verbilligung marktgerecht verzinslicher Kapitalmarktdar-
lehen geleistet.

Soziale Sachleistungen

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt
Im >>> Staatwerbrauch enthaltene Käufe der Sozialversicherung der Sozialhilfe usw. für soziale Sachleistun-
gen,z.B. Käufe von Medikamenten sowie von Arä- und Krankenhausleistungen.
Diese Aufirrcndungen kommen zwar letalich den privaten Haushalten als Sachverbrauch zugute, sie werden je-
doch als >>> Vorleistungen des Staates gebucht, da Höhe und Art der Käufe in hohem Maße von staatlichen
Gesichtspunkten bestimmt werden - außerdem ist die Zuordnung auf einzelne Haushaltsgruppen kaum möglich
(siehe auch >>> Privater Verbrauch).

Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolgeaufgaben,
Wiedergutmachung

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970
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Begriffsinhalt:
Aufgpbenbereich mit den Ausgaben für
- Versicherungsbehörden

Versicherungsämter, Aufsi chts- und Prtifu ngSämter für die Sozialv-er-

sicherung Ausführungsbehörden für unfallversicherung Eigenunfal lver-
sicherung der Gemeinden/Gemeindeverbände;

- die allgemeine Sozialverwaltung Sozialämter, Sozialhilfeverband, Landeswohlfahrtwerband;

- Jugendämter;
- VersorgungSämter;
- die Lastenausgleichwerwaltung;
- . Wiedergutmachungsbehörden;
- sonstige Behörden z.B. Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, Dienststellen des Not-

aufirahmeverfahrens;
- die Sozialversicherung Gesetzliche Rentenversicherungen der Angestellten und Arbeiter, Bundesknapp

schaft, gesetzliche Unlallversicherung, gesetzliche Krankenversicherung Bundesanstalt für Arbeit, Altershil-

fe für Landwirte und Zusatzversorgungs-kassen im öffentlichen Dienst; Zuweisungen und sonstige Leistungen

des Bundes und der Länder an die Soziatversicherung und als Versicherung§träger (2.8. Unfallversicherung);

- Familien-, Sozial- und Jugendhilfe gesetzliches Kindergeld, gesetzliches Wohngeld' Mutterschutz, Leistun-
gen der Sozialhilfe und der Jugendhilfe;

- Einrichtungen der Sozialhilfe und der Jugendhilfe des öffentlichen Bereichs Altenheime, Pflegeheime, Be-

hindertenhäime, Obdachlosenheime, Säuglingsheime, Erziehungsheime, Schülerheime, Waisenhäuser, Kin-
derheime, Krippen, Erholungsheime, Jugendheime, Jugendherbergen, Schulungslaget,Zeltlager, Beratungs-

stellen, lugenäpneger, Bundesprüfstetle für jugendgefährdende Schriften;

- Förderung der freien Wohlfahrtspflege und der freien Jugendhilfe z.B. Zuschüsse an Arbeiterwohlfahrt, Cari-
tasverbanä, Evangelisches Hilfswer( Deutsches Rotes Kreuz, Wohltätigkeitwereine, Verbände der Jugend-

wohlfahrt, Jugendgemeinschaften, sonstige Träger der freien Wohlfahrtspflege und freien Jugendhilfe,

Weltkinderhilfswerk, UNI CEF ;

- soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen Ereignissen Leistungen der Kriegsopferversorgung

und gleichartige teistungä, Einrichtungen der Kriegsopferversorgrrng Leistungen des Lastenausgleichs-
fondi, Zuweisung"n desEundes und der Läinder an den Lastenausgleichsfonds, Wiedergutmachungsleisrun-
gen, ieistungen für Vertriebene und Flüchtlinge außerhalb der Sozialhilfe, Kriegsopferfürsorge, Leistungen

irir ehemalige Kriegsgefangene, HilfsmalJnahÄen für Deutsche aus der ehem. DDR und Ost-Berlin, Hilfe für
Heimkehrer una potiiiscne Uäftlinge, Aufircndungen für Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft,

Leistungen aufgrund des Allgemeinen Kriegsfolge und des Reparationsschädengesetzes.

- Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsschutz z.B. Arbeitslosenhilfe; Hilfe für die Berufsausbildung Fortbildung
und Umschulung; Arbeitsbeschaftrngsmallnahmen, Gewerbeaufsicht, Maßnahme_n zur V:Ibesserung der Ar-
beits- und Gesundheitwerhältnisse von Arbeitnehmern, Jugendarbeitsschutz, Technische iJberwachfrng Ge-

werbeärae u.ä.;
- Hilfsmallnahmen bei Naturkatastrophen;

- die Förderung der Vermögensbildung (Sparprämien und Wohnungsbauprämien);

- sonstige soziale Angelegenheiten z.B. Unterhaltssicherung Leistungen nach dem Schwerbehindertengesetz

Anderungen im Zeitablauf:
Die Ausgaben für vorschulische Bildung (Kindergärten) werden in der Rechnungsstatistik bis 1973, in der

Haushaltsansatzstatistik bis 1976 hier nächgewieien, rvährend sie seit l974bzut. 1977 im Aufgabenbereich
>>> Schulen und vorschulische Bildung enthalten sind.

Bis 1962 sind die Ausgaben für die Versicherungsbehörden des Bundes und der Länder nicht hier, sondern im
Aufgabenbereich >>> Politische Führung und zentrale verwaltung enthalten.

Bis 1962 sind die Ausgaben der Gemeinden/ Gemeindeverbände für die Jugendpflege (z.B_. Jugendpfleger, Er-

holungslager, Jugendherbergen, Jugendberatungsstellen) nicht hier, sondern im Aufgabenbereich
>>> Gesundheit, Sport und Erholung nachgewiesen.

Kindergeldzalilungen an Angehörige des öffentlichen Dienstes bei Bund, Ländern und Gemein-

den/Gemeindeverbände sind bis tgi+ nicht hier als soziale Leistungen, sondern bei den einzelnen AufgSbenbe-

reichen als >>> Personalausgpben nachgewiesen. Dies trift für die Länderhaushalte von Schleswig-Holstein,
Niedersachsen, Bremen und Berlin auch-noch in den Rechnungsjatren 1975 und 1976 nt.Im kommunalen Be-
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reich sind die Kindergeldzahlungen an die Bediensteten in den Rechhungsjahren 1975 und 1976 gleichfalls bei
den einzelnen Aufgabenbereichen (edoch als laufende Zuschüsse) nachgewiesen.

In der Haushaltsansatzstatistik liegen Angaben für die Gemeinden (mit l0 000 und mehr Einwohnern) und die
Gemeindeverände nur in den Jahren 1970 bis 1973 vot.

Sozialhilfe

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Dateonachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz sowie weitere von den Trägern der Sozialhilfe erbrachte Lei-
stungen, die auf anderen gesetzlichen Grundlagen beruhen (2.B. Lastenausgleichsgesetz) oder freiwilliger Art
sind (2.B. Weihnachtsbeihilfen) und sonstige soziale Hilfen.
Die Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz werden in erster Linie als >>> Hilfe zum Lebensunterhalt
oder >>> Hilfe in besonderen Lebenslagen erbracht. Letztere vor allem bei Vorliegen einer Behinderung im
>>> Alter und bei >>> Krankheit. Im wesentlichen gehören hierzu die Leistungen für vorbeugende Gesund-
heitshilfe, Krankenhilfe, Eingliederungshilfe für Behinderte, die Tuberkulosehilfe, die Hilfe zur Pflege sowie
Hitfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten.
Als weitere Leistungen der Sozialhilfeträger sind die Krankenversorgung nach dem Lastenausgleichsgesetz und
die Geschlechtskrankenfürsorge zu nennen, ferner Weihnachtsbeihilfen, Sozialhilfe für Deutsche im Ausland
und Kostenersatz für die Rücldihrung von Deutschen aus dem Ausland.

Träger der Sozialhilfe sind die kreisfreien Städte und Landkreise als örtliche Träger sowie die von den Ländern
als überörtliche Träger bestimmten Stellen.

Anspruchsberechtigt ist jeder Bürger, der in eine Notlage gerät, die er nicht aus eigenen Kräften und Mitteln
bewältigen kann, und die auch nicht mit Hilfe von anderen, besonders von Angehörigen oder von anderen Se
zialleistungsträgern behoben werden kann.
Die Finanzierung der Leistungen fällt überwiegend kommunalen Gebietskörperschaften zu, wobei durch den
Finanzausgleich zwischen Gemeinden und Ländern auch die Länder beteiligt sind. Der Bund beteiligt sich an
der Tuberkulosehilfe, der Sozialhilfe für Deutsche im Ausland und der Kriegsfolgenhilfe.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschließlich 1982 waren sonstige soziale Hilfen der Länder nicht enthalten.

Sozialkosten

Handwerkszählung 1977

Begriffsinhalt:
Gesetzliche Sozialkosten im Laufe des Kalenderjahres 1976 (>>> Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung
sowie Jahresbe itr äge ntr B erufsgenossenschaft ), ohne sonsti ge Sozialkosten.

Zu den Arbeitgeberbeiträgen zur Sozialversicherung zählen die Arbeitgeberanteile an den Beiträgen zur Kran-
kenversicherung. zttt gesetzlichen Rentenversicherung und zur Arbeitslosenversicherung.
Nicht enthalten sind die Beiträge zu den Sozialkassen des Baugewerbes (Lohnausgleichs-, Urlaubs- und Zu-
satzversorgungskasse), die in der >>> Bruttolohnsumme bzw. >>> Bruttogehaltsumme enthalten sind, sowie
die Winterbauumlage, die unter der Bruttolohn§umme erfalJt wird.

Sozialversicherung

l. Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960
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Begriffsinhalt:
Zur Sozialversicherung zählen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen die Rentenversicherungen der

Arbeiter und der Angeitellten, die kna'ppschaftliche Rentenversicherung Zusatzversorgungs_einrichtungen für
Ägestellte und Arbäiter des iundes, äer Länder, der Gemeinden und anderer öffentlicher Körperschaften (z.B

Zusalzvercorgungsanstalt des Bundes und der Länder, Versorgtrngsanstalt der Deutschen Bundespost,Zusaa'
uersorgungskassJn von Gemeinden und Gemeindeverbänden), die Altershilfe für Landwirte, die gesetzliche

Krankenvärsicherung die gesetzliche Unfallversicherung und die fubeitslosenversicherung.

Die Sozialversicherung ist - neben den >>> Gebietskörperschaften - einer der Teilsel«toren des >>> Staates.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis Mitte 1964 gehörten auch die Familienausgleichskassen zur Sozialversicherung (die Bundeskindergeldkas-

se, die statt derFamilienausgleichskassen im Jahr 1964 ärigwurde, rechnet zum Bund und damit zu den Ge-

bietskörperschaften).

2. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Träger der
- gesetzlichen Krankenversicherung
- gesetzlichen Unfallversicherung
- gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten
- Knappschaft lichen Rentenversicherung
- Altershilfe für Landwirte
- öffentlichen Zusatzversorgung
Bundesanstalt für Arbeit (Arbeitslosenversicherung Arbeitsforderung Sonst. Leistungen).

Anderungen im Zeitablauf:
Bis zum Rechnungsjahr 1981 sind in den rechnungsstatistischen Datenreihen nur die laufenden Ausgaben und

Einnahmen nachfewiesen. Ab 1982 werden auch die Ausgaben und Einnahmen der Sozialversicherung in der

Kapitalrechnung erfaßt und dargestellt'

Sozialversicherungspfl ichtig' beschäftigte Arbeitnehmer

Beschäfti gtenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
>>> Arbeitnehmer einschl . der nt ihrer Berufsausbildung Beschäftiglen (Auszubildende u.a.), die krankenver-

sicherungspflichtig rentenversicherungppflichtig und/od-r beitragspflichtig sind zur Bundesanstalt für Afteit
(Arbeitsl-osenr.r.iih.-ng nach dem l,rU"ircfora1-ngsgesetz) oder für die von den Arbeitgebern Beitragsantei-

le zu den gesetzlichen Rentenversicherungen zu entrichten sind'

Zu diesem personenkreis gehören: >>> Arbeiter, >>> Angestellte und >>> Auszubildende' sofern es sich bei

ihrer Erwerbsrritigkeit nicf,t um eine sogenannte geringfiigige Tätigkeit handelt. Eine Beschäftigung wird ver-

sicherungsrectrtliitr dann als eine geringfiigige fätigkeit bezeichnet, wenn sie nur kurdristig (1987: hochstens

2 Monate oder 50 fubeitstage) 
"urgetiUt 

oaeinrr g.iingfiigig entlohnt (1987: vereinbarte.Wochenarbeitszeit
unter l5 Stunden und Arbeitsentgelt regelmäßig im Monat 430,-- DM nicht übersteigt) wird.

>>> Studenten, die einer Beschäiftigung nachgehen, sind dann versicherungsfrei, wenn sie eingeschrieben sind

(Immatrikulationsnachweis) und Ue-i itrnen dr. Smaiu., nicht die Beschäftigung im Vordergrund steht. Wird
iegelmäßig - nicht nur in den Semesterferien - eine Beschäftigrng von mindestens 20 Stunden wochentlich
auigeübt, io wird vermutet, dall das Studium nicht mehr im Vordirgrund stehen kann. In diesen Fällen besteht

Versicherungspflicht.
Wehr- oder Zivildienstleistende gelten dann als sozialversicherungspflichtig Beschäftigle, wenn sie ihre Dien-

ste aus einem auch weiterhin besiehenden Beschäftigungsverhältnis heraus angetreten haben und nur wegen

des Wehr- oder Zivildienstes kein Entgelt fortbezahlt erhalten.

Der Nachweis der sozialversicherungspflichtig Bäschäfti6en erfolgt für die Stichtage 31.3.130.6.130.9. und

3 I . 12. eines Jahres (Vierteljahre.rn"t.iirt der BeschäftiSenstatistik) und einmal für dac gesamte Jahr
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(Jahreszeitraummaterial der Beschäftigtenstatistik). Die Ergebnisse des Jahreszeitraummaterials unterscheiden

ii.h rorn Vie(eljahresmaterial dadurch, daß Zeitraumgrößen über den Beschäftigungsverlauf der Sozialversi-

cherungspflichtigen innerhalb eines Jahres und Daten über.Entgelte und Beschäftigungszeiten ausgewertet

werden.

Anderungen im Zeitabtauf:
Kurzfristige Tätigkeit: Bis 31.12.1g7g waren Tätigkeiten versicherungsfrei, die auf 75 Arbeitstage oder

3 Monate beschränkt waren.

Geringfiigige Entlohnung: Bis 31.12.1978 mußte die vereinbarte Wochenarbeitszeit unter 20 Stunden liegen.

seit 1977 waren folgende Beschäftigungen mit einem Entgelt bis einschl.

DM versicherungsfrei:
Beschäftigungen

Zeitraum außerhalb / innerhalb

des Bergbaus

l.r.l9'17 - 10.06.1977 425,- 525,'

1.7.1977 - 31.12.1977 370,- 370,-

1.1.1978 - 31.12.1984 390,- 390'-

1.1.1985 - 31.12.1985 400,- 400'-

1.1.1986 -31.12.1986 410,- 410,-

l. l. 1987 bis auf weiteres 430,- 430'-

Sozialversicherungsträger unter Aufsicht der Länder

Statistik über den Personalstand des öffentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:

Körperschaftlich organisierte juristische Personen, die die gesetzliche Sozialversicherung durchführen und die

unter der Aufsicht der Länder stehen, mit Ausnahme der Zusatzrersorgungskassen.

Hierzu rechnen die folgenden Sozialversicherungsträger:

- aus dem Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung:
die Allgemeinen Ortskrankenkassen, die Innungskrankenkassen und landwirtschaftliche Krankenkassen
(soweit unter Aufsicht der Länder);

- aus dem Bereich der gesetzlichen Rentenversicherungen:
die Landewersicherungsanstalten (mit Ausnahme der Landewersicherungsanstalt Oldenburg-Bremen) se
wie Alterskassen für Landwirte (soweit unter Aufsicht der Länder);

- aus dem Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung:
landwirtschafttiche Berufsgenossenschaften (soweit unter Aufsicht der Länder) und die Gemeindeunfall'
ve rsicherungsve rbände.

Die Träger der Zusatzrersorgung unter Aufsicht der Länder sind nicht einbezogen, sondern werden unter den
>>> T rägern der Zusatzv ersorgung gesondert nachgewiesen.

Nachgewiesen wird der Personalstand der genannten Sozialversicherungsträger.

Sozialversicherungsträger unter Aufsicht des Bundes

Statistik über den Personalstand des öffentlichen Dienstes
Datennachweis: ab 1974
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Begriffsinhalt:
Körperschaftlich organisierte juristische Personen, die die gesetzliche Sozialversicherung durchführen und die

unter der Aufsicht des BundeJ stehen, mit Ausnahme der Versorgtngsanstalt des Bundes und der Länder und

der Bundesanstalt für Arbeit.
Hierzu rechnen die folgenden Sozialversicherungsträger:

- aus dem Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung:
die Ersatzkassen für ÄrU"it.r und Angestellte, die Innungskrankenkassen und die landwirtschaftlichen
Krankenkassen

- aus dem Bereich der Unfallversicherung:
die gewerblichen Berufsgenossenschaftän, die Berufsgenossenschaft für Seeleute einschl. Seekasse mit See'

kraikenkasse, landwirtsähaftliche Berufsgenossenschaften (soweit unter Aufsicht des Bundes);

- aus dem Bereich der gesetzlichen Rentenversicherungen:
die Bundewersicheru-ngsanstalt für Angestellte, die Landewersicherungsanstalt OldenburgBremen, die

Bundesbahn-Versicheringsanstalt - nri rnit ihren Behandlungsstätten -, Alterskassen für Landwirte (soweit

unter Aufsicht des Bundes).

- aus dem Bereich der Knappschaftwersicherung:
die Bundesknappschaft.

Die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder ist nicht einbezogen, sondern wird unter den >>> Trägern

der Zusatnersorgung nachgewiesen. Ebenso wird die >>> Bundesanstalt für Arbeit gesondert nachgewiesen.

Nachgewiesen wird der Personalstand der genannten Sozialversicherungsträger.

Spareinlagenbestand (einscht. verrechneter Bausparprämien)

Statistik der BausParkassen
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Bestand an Bauspareinlagen und verrechneten Bausparprämien am Monats- bzw. Jahresende.

Bauspareinlagen sind Einlagen von Bausparern bei Bausparkassen aufgrund von V-erträgen, bei denen sich der

Bauspare2ui L.irtrrg ron-Einl"g.n, die Bausparkasse zur Gewährung von Darlehen für den Wohnungsbau

verpflichten.
Für die im Laufe eines Jahres eingezahlten Bauspargelder werden den Bausparern unter bestimmten Voraus-

setzungen nach dem Gesetz fiberäie Gewährungvon Prämien für Wohnbausparer vom Staat Wohnungsbau-

prämiä gewährt. Die gewährten Prämien fließen nicht direkt an die Bausparer, sondern an die Bausparkassen

und erhOhen dort den §pareinlagenbestand, sobald sie verrechnet, d.h. grrtgeschrieben sind.

Zum Spareinlagenbestand rechnen auch den Bausparern gutgeschriebene Zinsen.

Erfaßt wird der Spareinlagenbestand sot"ohl bei den öffentlichen als auch bei den privaten Bausparkassen.

Sparftirderung

Sozialbudget der Buhdesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Leistungen zur Förderung des Sparens und der Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand.

Die Leistungen zur Sparforderung dienen in erster Linie der Förderung des Sparens und der Vermögensbildung

in Arbeitnefimerhand, wobei die Ueia.n Institutionen >>> Vermögensbildung und >>> Steuerermäßigungen

beteiligt sind. Bei den Leistungen im Rahmen der Vermögensbildung handelt es sich um staatliche Leistungen

nach d-em Spar-Prämiengesetz; dem Wohnungpbau-Prämiengesetz, dem Dritten bzw. Vierten Gesetz zur Förde'

rung der Vermögensbilding der fubeitnetrmei lerUeitnehmirsparzulagen) sowieum Arbeitgeberleistungen im
Sinie dieses Gesetzös. Bei äen Steuerermäftigungen handelt es sich um >>> erhöhte Absetzungen für Wohnge-

bäude im Rahmen der Einkommen- und Körperschaftsteuer und um die >>> steuerliche Begünstigung von

Beiträgen an Bausparkassen.
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Sparftirderung und Vermögensbildung

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Förderung der Spartätigkeit und Vermögensbildung durch Gewährung von Prämien nach dem Sparprämienge'
setz und dem Wohnungsbauprämiengesetz, durch Gewährung von Leistungen nach dem Vierten Gesetz zur
Förderung der Vermögensbildung sowie durch Gewährung von Steuerveryünstigungen nach dem Einkommen-
steuergesetz.

l. Finanzhilfen des Bundes

a. Prämien nach dem Sparprämiengeselz

Nach dem Sparprämiengesetz können natürliche Personen für Sparbeiträge, die aufgrund von vor dem
13. November 1980 abgeschlossenen Verträgen geleistet werden, eine Prämie erhalten, wenn die Sparbeiträge
nicht nach dem Wohnungsbauprämiengesetz begünstigt sind und die Sparbeiträge keine vermögenswirksamen
Leistungen darstellen, für die eine Arbeitnehmersparzulage nach § 12 Abs. I des Vierten Vermögensbildungs-
gesetzes gewährt wird.
Voraussetzung ist, daß das mallgebende Einkommen 24 000 DM, bei Ehegatten 48 000 DM, nicht übersteigt.
Die Einkommensgrenze erhöht sich um I 800 DM für jedes Kind. Maßgebend ist das zu versteuernde Ein-
kommen, das in dem Kalenderjahr, daq dem der Sparleistung vorangeht, der unbeschränkten Einkommensteu-
erpflicht unterliegt.
Als nach dem Sparprämiengesetz prämienbegünstigte Sparbeiträge gelten
- Beiträge aufgrund von allgemeinen Sparverträgen, die mit einem Kreditinstitut abgeschlossen wordän sind,
- Beiträge aufgrund von Sparverträgen mit laufenden und der Höhe nach gleichbleibenden Sparraten

(Sparverträge mit festgelegten Sparraten), die mit einem Kreditinstitut abgeschlossen worden sind,
- Beiträge aufgrund von Sparverträgen mit laufenden Sparraten, die mit einem Kreditinstitut abgeschlossen

worden sind und bei denen die Sparbeiträge ausschließlich vermögenswirksame Leistungen im Sinne des
Vierten Vermögensbildungsgesetzes darstellen.

- Aufiryendungen in Geld für den Erwerb
- von Aktien, Kuxen, Wandel- und Gewinnschuldverschreibungen, die von Unternehmen mit Sitz und Ge-

schäftsleitung im Inland ausgegeben werden,
- von festverzinslichen Schuldverschreibungen und Rentenschuldverschreibungen,
- von festverzinslichen Anleiheforderungen, die in ein Schuldbuch des Bundes oder eines Landes eingetragen

werden, sowie
- von Anteilscheinen an einem Sondervermögen, die von Kapitalanlagegesellschaften im Sinne des Gesetzes

über Kapitalanlagegesellschaften ausgegeben werden, wenn die Aufi,r,endungen nach der Art von allgemei-
nen Sparverträgen oder nach der Art von Sparverträgen mit festgelegten Sparraten oder nach der Art von
Sparverträgen über vermögenswirksame Leistungen erbracht werden (Wertpapier-Sparverträge),

- Ansprüche aufdie Hauptentschädigung nach dem Lastenausgleichsgesetz und aufEntschädigung nach dem
Reparationsschädengesetz in der Höhe, in der Schuldbuchforderungen oder Schuldverschreibungen erwor-
ben werden (Wertpapier- Sparverträge über E ntschädi gungsansprüche),

- unter bestimmten Voraussetzungen Aufivendungen zur Regelung von Darlehensforderungen gegen den Ar-
beitgeber.

Die Sparbeiträge müssen sechs Jafue lang geleistet nerden und nerden nach seöhs bzw. sieben Jahren frei.
Personen, die eine Prämie nach dem Wohnungsbauprämiengeselz oder für Bausparbeiträge ausdrücklich den
Sonderausgabebeitrag beantragt haben, können keine Prämie nach dem Sparprämiengesetz erhalten
(Kumulierung5verbot).

Die Höhe der Prämie bemißt sich auf 14 v.H. der im Kalenderjahr geleisteten Sparbeiträge von htjrchstens
800 DM bzw. I 600 DM bei Ehegatten zuzüglich 2 v.H. für jedes Kind. Sie wird auf Antrag nach Ablauf eines
Kalenderjahres für die Sparleistungen des vorhergehenden Jahres gewährt. Die Zahlung der Sparprämie erfolgt
erst mit Ablauf der Festlegungsfrist für die Gesamtlaufzeit eines Sparvertrages.
Da die Ziele der staatlichen Förderung beim Kontensp:lren als weitgehend erreicht gelten, gilt die Förderung
nach dem Sparprämiengesetz nunmehr als entbehrlich. Zahlungen müssen letztmalig 1987 geleistet werden.
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b. Prämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz

Eine prämie nach dem Wohnungsbauprämiengesetz können natürliche Personen erhalten, wenn sie unbe-

schränlt einkommensteuerpfliclitig im Sinne des Einkommensteuergesetzes sind und Aufhrcndungen zur För-

d;g des Wohnungsbaues g.*"C-ht haben. Voraussetzung ist, daIJ die Aufircndungen nicht vermögenswirk-

same teistungen sind, für die eine Arbeitnehmer-sparzulage nach §_ 12 Abs. I des Vierten Vermögensbil-

dungsgesetzelgewährt wird und das maßgebende Einkommen eine bestimmte Einkommensgrenze nicht über-

it"ifi.2"Einzäheiten siehe unter >>> pr-ämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetzz.x Förderung des

Wohnungsbaues.

2. Steuervergünstigungen
a. Freibetrag bei Einkünften aus Kapitalvermögen (seit 1975)

Um die eigenverantwortliche Vorsorge der Bürger durch Sparen zu erhalten, wird bei der Ermittlung der Ein-

künfte aus Kapitalvermögen 4ach Aüzug der Wirbungskosten ein Betrag von 300 DM bei Ledigen und

600 DM bei zusammen veranlagten Ehegatten abgezogen (Sparer-Freibetrag).

b. Steuerliche Begünstigung von Beiträgen an Bausparkassen

Zur Förderung des Bausparens für den privaten Wohnungsbau und der vermögensbildung in breiten Bevölke'

rungskreisen werden Beiträige an Bausparkassen zur Erla-ngung von Baudarlehin als Sonderausgaben bei der

Einfommensermittlung bericksichtigt, sofern für diese Beiträge nicht bereits Arbeitnehmer Sparzulage ge-

währt worden ist. Zu Einzelheiten siehe unter >>> Steuerliche Begünstigung von Beiträgen an Bausparkassen'

c, Arbeitnehmer-SParzulage

Arbeitnehmer, die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit beziehen, erhalten eine Arbeitnehmer-Sparzulage,

wenn das zu versteuernde Einkommen im Kalenäerjahr der vermögenswirksamen Leistung 24 000 DM oder

bei einer Zusammenveranlagung von Ehegatten 48 bOO DM nicht übersteigt. Diese Einkommensgrenze erhöht

sich für jedes Kind um I 800 DM.
Die Arbeitnehmer-sparzulage beträgt 23 v.H. der vermögenswirksamen Leistungen, soweit sie 624 DM im
Katenderjahr nicht übersteifen. Sie-wird für höhere vermögenswirksame Leistungen bis zu insgesamt 936 DM
im Kalenderjahr gewährt, soweit mindestens der 624 DM übersteigende Betrag für Aufirendungen alm Erwerb

von Aktien, kuxir, Wandel- und Gewinnschuldverschreibungen inländischer Unternehmen, unter bestimmten

Voraussetzungen für Aufivendungen zum Erwerb von Anteilscheinen an einem Wertpapier-Sondervermögen,

die von Kapitalanlagegesellschaften ausgegeben werden, angelegl wird. Dies gilt auch für Aufirrcndungen zum

Erwerb von Genußschäinen, für Aufiryendungen des Arbeitnihmers zur Begründung eines Geschäftsguthabens

bei einer inländischen Genossenschaft, einerBeteiligrrng als stiller Gesellschafter, wenn der Arbeitnehmer

nicht Mitunternehmer ist, unter bestimmten Voraussetzungen zur Begründung einer Darlehensforderung gegen

den Arbeitgeber, eines Genußrechts am Unternehmen des Arbeitgebers jeweils unter Vereinbarung einer

sechsjährigen Sperrfrist.
Die Arbeitnehmer-sparzulage beträgt 23 v.H. der vermögenswirksamen Leistungen, soweit sie 624 DM im
Kalenderjahr nicht übersteifen, für Äufivendungen, die nach den Vorschriften des Wohnungsbau-
prämiengesetzes angelegt ürd.n, für Aufircndungen zum Bau, Erwerb oder zur Erweiterung eines Wohnge-

bäudes oäer einer Eigenfumswohnung zum Erwerb eines Dauerwohnrechts im Sinne des Wohnung§eigen-

tumsgesetzes, zum E-nxerb eines Grundstücks zum Zwecke des Wohnungsbaus oder zur Erfüllung von Ver-

pflicfr-tungen, die im Zusammenhang mit den genannten Vorhaben eingegangen worden sind'

Die Arbeitnehmer-Sparzulage beträgl t6 v.H. der vermögenswirksamen L,eistungen, sou,eitsie 624 DM im
Kalenderjahr nicht übersteifen, für -Sparbeiträge des Arbeitnehmers, die nach den Vorschriften des Spar-
prämiengesetzes angelegt rürden, wobei die üor"us.t ungen für die Gewährung einer Prämie nach dem Spar-
prämienlesetz nictrt voäliegen brauchen, für Aufircndungen zum Erwerb vori festverzinslichen Schuldver-

schreibungen und Rentenschuldverschreibungen, für Aufircndungen zum Eru,erb von festverzinslichen Anlei-

heforderuigen, die in ein Schuldbuch des Bundes oder eines Landes eingetragen_werden, unter bestimmten

Voraussetängen für Aufirendungen zum Erwerb von Anteilscheinen an einem Sondervermögen, die von Kapi-

talgesellschaften über Kapitalanlagegesellschaften ausgegeben werden, für Beiträge des fubeitnehmers zu

Kfiitalversicherungen ge'gen laufJnäen Beitrag auf den Erlebens- und Todesfall aufgrund von Versicherung§-

verträgen, die nach dern'l-0. Septembe r l97O Jgeschlossen worden sind. Hat der Arbeitnehmer drei oder mehr

Kinder im Sinne des Einkommensteuergesetzes, so erhöht sich die Arbeitnehmer-sparzulage auf 33 bzw'

26v.H.
d. Steuerermäßigung wegen Gewähnrng vermögenswirksamer Leistungen für Ar_beitgeber, die nicht mehr als

60 (bis tgef : sO)-tubeirnehmer aus ichließliIh @is 1983 einschließlich) der Schwerbehinderten und der

Auszubildenden beschäft igen
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Um kleineren und mittleren Unternehmen die Gewährung zusätzlicher vermögenswirksamer Leistungen an die
Arbeitnehmer zu erleichtern, ermäßigt sich für Steuerpflichtige, die nicht mehr als 60 Arbeitnehmer beschäfti-
gen und die aufgfund eines Tarifuertrages oder einer Betriebwereinbarung vermögenswirksame Leistungen
nach dem Vierten Vermögensbildungsgesetz erbringen, die Einkommen- oder Körperschaftsteuer für den Ver-
anlagungszeitraum, in dem die Leistungen erbracht worden sind, um l5 v.H. der Summe der vermögenswirk-
samen Leistungen, hochstens aber um insgesamt 3 000 DM.

e. Lohn- und Einkommensteuerbefreiung für den bei der unentgeltlichen oder verbilligten (Jberlassung von
Vermögensbeteiligungen eingeräumten Vorteil

Um Unternehmen jeder Rechtsform anzuregen ihre Arbeitnehmer am Produktionskapital z.u beteiligen, wird
ihnen eine Lohn- bzw. Einkommensteuerbefreiung für die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung von
Vermögensbeteiligungen gewährt, soweit sie jährlich 300 DM und die Hälfte des Werts der Vermögensbeteili-
gungen nicht übersteigt. Voraussetzung ist eine Vereinbarung über eine Frist von sechs Jahren, innerhalb derer
die Vermögensbeteiligungen nicht veräußert werden dürfen (Sperrfri st).

Anderungen im Zeitablauf:
nt la:

Vor 1975 gpb es keine Einkommensgrenzen zur Geuährung einer Sparpramie.

Das Sparprämiengesetz ist durch dac Subventionsabbaugesetz vom 26. Juni l98l geändert worden. So ent-
fällt die Sparprämie für nach dem 12. November 1980 abgeschlossene Sparverträge (vorher abgeschlossene

Sparverträge bleiben bis zu ihrem Auslaufen prämienbegünstigt).

Die Doppelforderung fürvermögenswirksame Leistungen wurde mit Wirkung vom l. Januar 1982 aufgehe
ben. Bis einschl. l98l wurden Sparbeiträge, die vermögenswirksame Leistungen darstellen und für die der
Prämiensparer eine Arbeitnehmer-Sparzulage nach § l2 Abs. I des Vierten Vermögensbildungsgesetzes er-
hält, oder Sparbeiträge, die von der Unterhaltssicherungsbehörde an daq Kreditinstitut oder den Arbeitgeber
überwiesene Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz darstellen, nicht auf den Hochstbetrag an
prämienbegünstigten Sparleistungen von 800 DM, bei Ehegptten zusammen 1 600 DM, angerechnet, soweit
die vermögenswirksamen Leistungen und die Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz den nach
dem Vierten Vermögensbildungsgesetz gefrirderten Betrag insgesamt nicht übersteigen.

zu lb:
siehe unter Prämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz

nt2b: (

siehe unter Steuerliche Begünstigung von Beiträgen an Bausparkassen

nt2c:
Bis einschließlich l98l betrug die Arbeitnehmer-sparzulage einheitlich 30 v.H. (40 v.H. bei mindestens
3 Kindern) der vermögenswirksamen Leistungen, soweit sie 624 DM im Kalenderjahr nicht überschreiten.

Bis 1983 wurden vermögenswirksame Leistungen in allen Fällen nur bis 624 DM im Kalenderjahr gewährt,
wobei für Kuxen, Wandel- und Gewinnschuldverschreibungen die Arbeitnehmer-Sparzulage l6 v.H. betrug.

z.;.t2d:.

Bis einschl. 1981 ermäißigte sich die Einkommen- oder Vermögensteuer um 30 v.H. der Summe der
vermögenswirksamen Leistungen, höchstens aber um insgesamt 6 000 DM.

zt2e'.
Bis einschließlich l98l betrug der Hochstbeitrag des steuerfreien Kurworteils 500 DM und bis 1983 wurde
die
Steuerbefreiung nur für Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften a.A. gewährt.

Begriffsbeziehungen:
Die im Sozialbudget unter >>> Vermögensbildung zusammengefaßten Leistungen umfassen nur die Prämien
nach dem Wohnungsbauprämiengesetz und dem Sparprämiengesetz sowie die Arbeitnehmer-Sparzulage und
die Steuerermäßigung wegen Gewährung vermögenswirksamer Leistungen für Arbeitgeber, die nicht mehr als
5 0 Arbeitnehmer beschäft igen.

Nicht einbezogen sind dagegendie in den Pr.rnkten 2a.2bund2e aufgeführten Steuervergünstigungen aufgfund
des Einkommensteuergesetzes. Die steuerliche Begünstigung von Beiträgen an Bausparkassen ist im Sozial-
budget unter >>> SteuerermäIligungen nachgewiesen.
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Spargeldeinzahlungen

Statistik der BausParkassen
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
spargeldeingäng., die im Berichtszeitraum an die Bausparkassen fließen.

Spargeldeingänge sind Einzahlungen der Bausparer bei Bausparkassen aufgrund von Verträgen' bei denen sich

die n-ausparär zir Leistung von Einlagen, die Bausparkasse zur Geuährung von Darlehen für den WohnungS-

bau verpflichten.
Für die im Laufe eines Jahres eingezahlten Bauspargeldeinzahlungen werden den Bausparern vom Staat unter

bestimmten in dem Gesetz über dG Gewährung von Prämien für wohnbausparer genannten Voraussetzungen

>>> Wohnungsbauprämien gewährt. Sie zählen nicht zu den Spargeldeinzahlungen, sondern werden gesondert

nachgewiesen.
Nicht zu den Spargeldeinzailungen rechnen die Zinsgutschriften.

Spezialhandel

Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Der Spezialhandel umfalJt in der Einfuhr die unmittelbare Einfuhr von Waren in den freien Verkehr, ntr zoll'
amtlctr bewilligten aktiven Veredelung @igen- und Lohnveredelung), nach zollamtlich bewilligter passiver

Veredelung einichl. Ausbesserungsverkehr, sowie die Einfuhr von ausländischen Waren aus Lager in die vor-
g.nar.,nt"nEinfuhrarten. In der Ausfuhr.rechnen zum Spezialhandel die Ausfuhr von Waren aus dem freien

ierkehr, nach zollamtlich bewilligter aktiver Veredelung @igen- und Lohnveredelung), zur zollamtlich bewil-
ligten passiven Veredelung einschl. Ausbesserungsverkehr'

Als Lager gelten die Freihafenlaget lundZollager.

Anderungen im Zcitablauf:
Von 1962 bis 1973 wurden Einfuhren auf offene Zollager (bis 1969 Zollaufschublager) nicht als Einfuhr auf
Lager,sondern als Einfuhren in den freien Verkehr angeschrieben.

Begriffsbeziehungen:
Spezialhandel und >>> Generalhandel (Außenhandelsstatistik) unterscheiden sich durch die unterschiedliche

Einbeziehung des Lagerverkehrs.

Gegenstand des Lagerverkehrs sind die auf Freihafen- und Zollaget eingeführten ausländischen Waren zluzug'

I ich ei ni ger Sonderfälle (vorübergehende Zol lgrrweru'endung).

Der Generalhandel umfaßt die Einfuhr auf Lager sowie die Ausfuhr aus Lager. Der Spezialhandel bezieht da-

gegen nur die Einfrrhr aus Lager mit ein.

Mithin eryibt sich:

Einfuhr im Spezialhandel Ausfuhr im Spezialhandel
- Einfuhr aus Lager + Ausfuhr aus Lager
+ Einfuhr auf Lager

: Einfuhr im Generalhandel : Ausfuhr im Generalhandel

Spielkartensteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: 1950 bis 1980
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Begriffsinhalt:
Verbrauchsteuer für Spielkarten, die dem Bund zustand und von der Zollverwaltung verwaltet wurde.

Spielkarten sind Kartenblätter, mit denen ein Kartenspiel gespielt werden kann. Für die Spielkartensteuer wa-
ren verschiedene Steuersätze vorgesehen,je nachdem aus welchem Stoffdie Spielkarten hergestellt sind, aus

wieviel Lagen die Blätter - soweit sie aus Papier hergestellt sind - bestehen, und aus wieviel Blättern sich ein
Kartenspiel zusammensetzt.

So betrug die Steuer für Spielkarteriaus Papier, wenn die einzelnen Blätter aus weniger als drei Lagen bestehen
O,3O DM, aus drei und mehr Lagen 0,50 DM und mit Blättern aus anderen Stoffen als Papier 1,50 DM.

Die Steuer ermäßigte sich bei Kartenspielen von 24 und weniger Blättern bzw. erhöhte sich für Kartenspiele
von mehr als 48 Blättern jeweils um die HäIfte. Dabei durften Spielkarten nur verpackt als vollständige Spiele
aus dem Herstellungsgebiet enfernt oder in daq Erhebungsgebiet eingeführt und dort umgesetzt werden. Sie
mußten außerdem in bestimmter Weise gekennzeichnet sein.

Steuerschuldner war jeweils der Hersteller bzw. bei der Einfrrhr der Zollbeteiligte, wobei die für Zölle geltenden
Vorschriften sinngemäß Anwendung fanden.

Unversteuert blieben Spielkarten, unter Beachtung bestimmter Verfahren, wenn sie von Herstellern oder im
Anschluß an die Einftrhr zur weiteren Bearbeitung in einen anderen Spielkartenherstellungsbetrieb verbracht
und von Herstellern unversteuert aus dem Erhebungsgebiet ausgeführt oder zu einem Zollverkehr abgefertigt
wurden.
Nicht als Spielkarten im Sinne des Spielkartensteuergesetzes galten Karten mit geringen Abmessungen @reite
bis zn 27 mm, Länge bis zu 35 mm), Kinderspielkarten, altertümliche Originalspielkarten für Sammlungen
und Kartenblätter, mit denen nur reine Frage- und Antwortspiele gespielt werden können.

Aus Gründen der Steuervereinfachung und wegen ihres geringen Ertrages ist die Spielkartensteuer zum
t. l. 1981 abgeschaft worden.

Spielwaren, Schmuclq Füllhalter u.ä.

Index der Großhandelsverkaufspreise
Dateanachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 39 "Musikinstrumente, Spielwaren, Sportgeräte,
Schmuck, belichtete Filme, Füllhalter u.ä." des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik,
Ausgabe 1975 bz:vt. des Systematischen Güterverzeichnisses für die Produktionsstatistiken, Ausgpbe 1982.

Einbezogen sind Spielwaren und Christbaumschmuck, Schmuck, Gold- und Silberschmiedewaren sowie Füll-
halter, Kugelschreiber u.ä.

Nicht berücksichtigt werden Großmusikinstrumente, Musikwerke, Saiten-, Btas- und sonstige Kleinmusikin-
strumente, Turn- und Sportgeräte, bearbeitete Edelsteine und Diamanten, Geräte und Miniaturfahrzeuge für
das Schaustellergewerbe, Erzeugnisse der Foto- und Filmlabors, Stempel sowie Waren aus nattirlichen Schnitz-
und Formstoffen u.ä.

Sport

1. Statistik der Studien- und Berufswünsche
Dateanachweis: ab 1976

2. Statistik der Hochschulprüfungen
Datennachweis: ab 1959

Begriffsinhalt:
Erfassung des Studienbereichs "Sport" an Hochschulen
Nachgewiesen werden Abiturienten und Schüler der Abschlußklassen der 12. Klassenstufe, die beabsichtigen,
Sport zu studieren.
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Begriffsbeziehungen:
Der Srudienbereich Sport ist bei der Statistik der Studien- und Berufswünsche, 1972 bis 1979, in der Fächer-

gruppe >>> Geistes- und Sprachwissenschaften enthalten'

Sprach- und Kulturwissenschaften

1. Statistik der Studien- und Berufsrvänsche
Datennachweis: ab 1976

2. Statistik der Hochschulprüfungen
Datennachweis: ab 1959

Begriffsinhalt:
Zusammenfassung folgender Studienbereiche an Hochschulen:

- Theologie,Religionslehre,
- Philosophie,
- Geschichte,
- Bibliothekswesen, Dokumentation, Publizistih
- Allgemeine und vergleichende Literatur- und sprachwissenschaft,

- Altphilologie (klass. Philologie), Neugriechisch,

- Germanistik @eutsch, germanische Sprachen ohne Anglistik),

- Anglisti[Amerikanistik
- Romanistik
- SlawistikBaltistihFinnoUgristik
- Außereuropäsche Sprach- und Kulrurwissenschaften,

- Psychologie,
- Erziehungswissenschaften.
Nachgewiesen werden Abiturienten und Schüler der Abschlußklassen der 12. Klassenstufe' die beabsichtigen,

Sprach- und Kulturwissenschaften zu studieren.

Begriffsbeziehungen:
Die Fächergruppe Sprach- und Kulturwissenschaften umfaßt im Unterschied zur Fächergruppe >>> Geistes-

und Spractivirsenrctrrften (Statistik der Studien- und Berufswünsche, 1972 bis 1979) zusätzlich den Studien-

bereici Theologie; aagegen lst der Studienbereich Sport nur bei der Fächergruppe Geistes- und Sprachldssen-

schaften enthalten.

Staat

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Neben den >>> Unternehmen und den >>> privaten Haushalten einschl. privater Organisationen ohne Er-

werbszweck einer der drei großen Sektoren in der Gliederung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen'

Der Sekror Staat urnfaßt alle Institutionen, deren Aufgabe übenviegend darin besteht, Dienstleistungen eigener

Art für die Allgemeinheit zu erbringen, und die sich f,auptsächlich aus Zwangnbgaben finanzieren. Über den

Staat vollzieht sich der überwiegenä'e Teil der Einkommänwerteilung in der volkswirtschaft. Zum Staat geht>

ren die >>> Gebietskörperschaften und die >>> Sozialversicherung. Nicht zum Seklor Staat rechnen im Eigen-

tum der Gebietskörperrlhrft.n und der Sozialversicherung befindliche >,> Unternehmen, unabhängig von ih-

rer Rechtsform.
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Staatsangehörigkeit ausländischer Arbeitnehmer

Statistik der ausländischen Arbeitnehmer
Datennachweis: 1959 bis 1972

Begriffsinhalt:

Beschäftigte ausländische Arbeitnehmer nach Staatsangehörigkeit, untergliedert in "EG-Länder", "übriges Eu-
ropa" und "außereuropäsche Länder".

Zu den EG-Läindern rechen:

Frankreich
Belgien
Luxemburg
Niederlande
Italien

Alle europäschen Länder, die nicht zu den EG-Ländern zählen, sind unter "übriges Europa", alle Länder au-

ßerhalb Europas unter "außereuropäische Länder" nachgewiesen.

Staatsforsten

Bodennutzungsvorerhebung
Datennachweis: bis 1978

Begriffsinhalt:
>>> Forstbetriebe, die sich im Besitz der Rundesrepublik Deutschland oder eines Bundeslandes befinden.

Forstbetriebe sind technisch-wirtschaftliche Einheiten, die für Rechnung eines Inhabers (des Betriebsinhabers)
bewirtschaftet werden, einer einzigen Betriebsführung unterstehen, forstwirtschaftliche Erzeugnisse hervor-
bringen und deren >>> landwirtschaftlich genutzte Fläche weniger als l0% ihrer >>> Waldfläche betr:igt
(Hauptproduktions richtung).

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1970 wurde die Hauptproduktionsrichtung der landwirtschaftlichen Betriebe und der Forstbetriebe
nicht nach dem Flächenverhältnis von landwirtschaftlich genutzter Fläche und Waldfläche zueinander festge-
legt, sondern über d,rq Schwergewicht der Produktion, gemessen am Verkaufswert der eigenen Erzeugnisse
(einschl. des Eigenverbrauchs), erfragt.

Staatshandelsländer

Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Zu den Staatshandelsländern rechnen:

in Europa:

Sowjetunion
Polen
Tschechoslowakei
Unggrn
Rumänien
Bulgarien
Albanien
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in Asien:

Vietnam
Mongolei
China
Nordkorea

Staatsverbrauch

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Wert der der-Allgemeinheit ohne spezielles Entgelt zur Verfügulg.gestellten Verwaltung§leistungen der Ge-

bietskörperschaften und der Sozialversicherung-(2.8. SicherhJitsleistungen, Unterrichtsleistungen, Gesund-

heitsbetreuung allgemeine Verwaltungsleistungen)'

Der staatwerbrauch ergibt sich nach Abzug des wertes der Verkäufe (hauptsächlich Benutzungsgebühren) und

der selbsterstellten nnüjen vom >>> prodiktionswert des staates. Dieser wird anhand der laufenden Aufircn-

dungen der Institutionen des Staatssektors gemessen'

zu denlaufenden Aufivendungen rechnen die Einkommen aus unselbständiger Arbeit der beim Staat Beschäf-

tigten (im weitesten Sinne, d.h'. neamte, Angestellte, Arbeiter, Soldaten, Wehrpflichtige usw.), die von den Be-

hörden und Einrichtung"n a.r Staates g.r"üt.n Produllionssteuern, ferner Abschreibungen und vorleistungen

dieser Institutionen.
Die vom staat geleisteten Einkommen aus unselbständiger Arbeit schließen unterstellte sozialbeiträge für die

Alterwersorgung der Beamten ein. Enthalten sind auchlufir,endungen für die Verpflg9^u19 und Bekleidung

der Bundeswehr. Die Abschreibungen des Staates beziehen sich auf Ausrüstungen und Gebäude; StralJen,

Brücken, Wasserwege und ähnliche Güter des Staates mit schu,er bestimmbarer Nutzungsdauer werden inter-

nationalem Brauch fofgena nicht abgeschrieben. Die Vorleistungen des Staates messen, bedingt durch das sta-

tistische e.usgangsmatäial, die laufäden Käufe des staates und nicht den tatsächlichen verbrauch. Vorrats-
r veränderungen im zusammenhang mit laufenden Käufen des staates werden daher nicht verbucht (bei der im

Vermögenweränderungskonto d.JSt 
"tes 

nachgewiesenen Vorratweränderung handelt es sich ausschließlich

um Güter, die är Voräshaltu ng- z.B. Rohöl - angeschaft urerden). In den Vorleistungen des Staates sind

auch die vom Staat auf Direkteinfuhren gezahlten einfuhrabgaben enthalten. Ferner umfassen sie - den Markt-

vorgängen folgend - die Käufe der Sozialversicherung der Sozialhilfe usw. für soziale Sachleistungen, z'B'

Käufe von Medikamenten sowie von fuzt- und Krankenhausleistungen. Außerdem wird nach internationalem

Braüch der Erwerb von dauerhaften militärischen Ausrüstungen für die eigenen Streitkräfte sowie die Errich-

tung mititärischer Bauten für die eigenen sowie für die Stationierungsstreitkräfte einbezogen. Nicht enthalten

sinä'dagegen die Güterkäufe des Sätes, die zur unentgeltlichen Ausfuhr bestimmt sind' sowie Käufe des
. 

Staates im Zusamment rng mit dem Auienthalt ausländischer Streitkräfte (soweil es sich nicht um Bauten han-

delt). Diese Käufe werderials Ausfuhr nachgewiesen (unter gleichzeitiger Verbuchung als Übertragung des

Staates an die übrige Welt).
Der Staatwerbrauch ist seinen Aufirandsposten entsprechend periodisiert. Die vom Staat geleisteten Einkom-

men aus unselbständiger Arbeit - einer där beiden großen nutrranasposten - werden im-Prinzip im Zeitpunkt 
-

der Fäilligkeit der Einkommen nachgewiesen. Für äe Vorleistungskäufe ist im Prinzip der Zeitpunkt des Kaufs

maßgebli-ch, jedoch liegen den statis=tischen Ausganggdaten weitgehend Zahlungsvorgänge zugrunde' Die

hiermit verbundenen a=b*"i.hung.n vom Grun&at, aurt.n beiäiesem Posten jedoch nur unwesentlich ins

Gewicht fallen.

Begriffsbeziehungen:
l. Käufe von Gütern für die laufende Produktion

(Vorleistungen)
+ BruttowertschöPfung
Geleistete Einkommen aus unselbständiger Arbeit
Produktionssteuern
Abschreibungen
= Produktionswert
- Verkäufe von Verwaltungsleistungen
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- Selbsterstellte Anlagen: Staatwerbrauch

2. Staatwerbrauch
+ Privater Verbrauch
:Letzter Verbrauch
+ Bruttoinvestitionen
+ Außenbeitrag: Bruttosozialprodukt

Stadtbahnen (einschl. Iloch-, U- und Schwebebahnen)

Statistik der Personenbefürderung im Straßenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:
>>> Straßenbahnen mit völlig oder überwiegend vom Individualverkehr unabhängSget Gleisführung und mit
Einrichtungen zur automatischen Zugbeeinflussung.

Zuden Stadtbahnen gehören auch Bahnen, die den Straßenbahnen gleichgestellt sind. Es sind dies Bahnen, die

als Hoch-, Untergrund- oder Schwebebahnen oder ähnliche Bahnen besonderer Bauart angelegt sind, aus-

schließlich oder tiberwiegend der Beforderung von Personen im Orts- oder Nachbarschaftsbereich dienen und
nicht Bergbahnen oder Seilbahnen sind. Die S-Bahnen der >>> Deutschen Bundesbahn sind ausgenommen.

Stadtbahnen umfassen die >>> Stadtschnellbahnen und zusätzlich Straßenbahnen mit nur überwiegend vom
Individualverkehr unabhänglger Gleisführung.

Stadtschnellbahnen

Statistik der Personenbefürderung im Straßenverkehr
Datennachweis: 1952 bis 1979

Begriffsinhalt:
Bahnen, die als Hoch-, Untergrund- oder Schwebebahnen oder äihnliche Bahnen besonderer Bauart angelegt
sind (ohne Berg- und Seilbahnen) mit vom Individualverkehr völlig unabhängiger Gleisführung und die aus-
schließlich oder überwiegend der Befiirderung von Personen im Orts- oder Nachbarschaftsbereich dienen.

Die S-Bahnen der Deutschen Bundesbahn sind ausgenommen.

Begriffsbeziehungen:
Die Stadtschnellbahnen unterscheiden sich von den >>> Straßenbahnen und den Straßenbahnen herkömmli-
cher Bauart durch ihre vom übrigen Verkehr vollständig getrennte Streckenführung. Die Stadtschnellbalmen
gehören zu den >>> Stadtbahnen.

Stahlbauerzeugnisse und Schienenfahrzeuge

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren/ Güter (Waren-/ Güterarten) aus der Waren-/ Gütergnrppe

Stahlbauerzeugnisse(undSchienenfahrzeuge) Waren-/Gütergruppe3l
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des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Güterver-

zeictrnisses für Produktionsstatistiken (GP), die zu den >>> Investitionsgütern zählen'

Als Investitionsgüter gelten Waren/ Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsre§angeiehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter

gekauft werden.

Zt den Stahlbauerzeugnissen rechnen folgende Waren/ Güter:

Hochbaukonstruktionen aus Stahl und Leichtmetall
AMeckungen (Lichtgitter) und Roste
Weichen, Kr.rrungen und ähnliches Gleismaterial (einschl. Baustellenarbeiten)
Damplkessel @amPferzeuger)
Dampfl<esselfeuerungen
Hilfsapparate für DamPfl<essel
Behäter (ortsfest) und Kesselschmiedeerzeugnisse
Rohrleitungen
Heizkessel für Warmwasserheizungsanlagen
Transportgroßbehiilter (Container)
Lokomotiven
Schienengebundene Wagen
Feld- und Industriebahnwagen

Bei allen Waren/ Gütern werden Zubehör-, Eiruel- und Ersatzteile nicht mit einbezogen.

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswahl der zu den Stahlbauerzeugnissen und Schienenfahrzeugen rechnenden Waren auf der Grundlage

des Systematischen Warenverzeichnisses flir die Industriestatistik unterscheidet sich von der o.g. Güterauswahl

nach dem Systematischen Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken.

2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Wie unter 1., jedoch ohne Druckrohrleitungen aus Stahl, ohne Reparaturen und ohne Baustellenarbeiten. In der

Außenhandelistatistik werden die Stahlbauerzeugnisse und Schienenfahrzevge unter "Stahlbauerzeugnisse"
nachgewiesen.

Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-

delsstalistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die

Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken (GP) umge-

schlüsselt. Da im WI bzw. GP diJ Waren in erster Linie nach produlrtionswirtsbhaftlichen, im WA dagegen

nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Gegenüberstellung
geringfiigige Abweichungen ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgütern und Investitionsgütern erfolgt in Anlehnung an die Wa-

renauswahl, die zur Berechnung des Index der (industriellen) Bruttoproduk:tion für Investitionsgüter und Ver-
brauchsgüter getroffen wurde.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter 1.

Begriffsbeziehungen:
Stalrlbauerzeugnisse und >>> Stahlbauten (Außenhandelsstatistik) sind annähernd gleich abgegrenzt. Nur zu

den Stahlbaueäeugnissen rechnen Druckbehäter für Gase, Heizkessel aus Gußeisen sowie Brücken und Brtik-
kenteile, Maste, Türme, Hallen und ähnliche Konstruktionen aus Aluminium. Nur zu den Stahlbauten rechnen

einzelne zum Oberbaumaterial für Bahnen zählende Teile sowie Druckrohrleitungen aus Stahl.

Außenhandelsstatistik
Datennachweis: 1960 bis 1974
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Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warennummern) des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistih die im wesent-
lichen der Warengruppe

Stahlbauerzeugnisse Warengruppe 3l
des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistilg Ausgpbe 1970, entsprechen und zu den
>>> Investitionsgütern zählen.
Als Investitionsgüter gelten Waren, die von der Industrie hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreif) angesehen werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter
gekauft werden.

Zu den Stahlbauten rechnen im wesentlichen:

Brücken, Hallen, Maste, Türme, Gerüstkonstruktionen und Leichtbaukonstruktionen aus Eisen oder Stahl,
Stahlwasserbauten,
Tunnel- und Schachtausbauten,
Behälter aus Eisen oder Stahl, Transportgloßbehälter,
Heizkessel aus Stahl,
Rohrleitungen, Druckrohrleitungen aus Stahl,
Dampfkessel, Hi lfsapparate für Dampfkessel, Feuerungen,
Drehscheiben und Schiebebühnen,
Triebwagen, schienengebundene Wagen, Untergestelle, Dreh- und Lenkgestelle für schienengebundene Wagen,
ortsfestes Gleismaterial, einzelne zum Oberbaumaterial für Bahnen zählende Teile.

Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gtiederung nach dem Warenverzeichnis für die Außenhan-
delsstatistik (WA) werden auf die entsprechenden Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die
Industriestatistik (WI) umgeschlüsselt- Da im WI die Waren in erster Linie nach proäuktionswirtschaftlichen,
im WA dagegen nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Ge-
genübe rstel I ung geri ngfiigige Abwe i chunge n ergeben.

Die Aufteilung der Waren nach >>> Verbrauchsgütern und Investitionsgütern erfolgt in Anlehnung an die Wa-
renauswahl, die zur Berechnung des Index der industriellen Bruttoproduklion für Investitionsgüter und Ver-
brauchsgüter getroffen wurde.

Begriffsbeziehungen:
Stahlbauten und Stahlbauerzeugnisse (Außenhandelsstatistik) sind annähernd gleich abgegrenn. Nur zu den
Stahlbauten rechnen Druckrohrleitungen aus Stahl und einzelne zum Oberbaumaterial für Bahnen zählende
Teile. Nur zu den Stahlbauerzeugnissen rechnen Druckbehälter für Gase, Heizkessel aus Gußeisen und AIU-
miniumkonstruktionen @rücken, Brückenteile, Maste, Türme, Hallen, Wohnhäuser u.ä.).

Stammkapital am31.12.

Statistik der Kapitalgesellschaften
Datennachweis: ab l95l

Begriffsinhalt:
Nennkapital von >>> Gesellschaften mit beschränkter Haftung am 31. Dezember jedes Jahres.

Das Stammkapital einer Gesellschaft mit beschräinkter Haftung ist die Summe aus den Stammeinlagen
(Geschäftsanteilen) der Gesellschafter. Die ausstehenden Einlagen auf daq Stammkapital und die durch die Ge-
sellschaft erworbenen eigenen Geschäftsanteile sind vom Stammkapital nicht abgeseta. Die Statistik der Kapi-
talgesellschaften erfaßt das Stammkapital der Gesellschaften mit beschränkter Haftung deren Stammkapital
auf einen Nennbetrag in Deutscher Mark lautet.

Der "Zugangan Stammkapital zwischen dem l-. Januar und dem 31. Dezember" jeden Jahres ist u.a. auf Grün-
dungen, auf Verschmelzungen, auf Umwandlungen aus anderen Rechtsformen, auf Kapitalerhöhungen oder auf
Fortsetzungen von aufgelösten Gesellschaften zurückzuführen. Eine Gesellschaft wird u.a. aufgelöst durch Be-
schluß der Gesellschafter @röffnung der Abwicklung) oder durch Eröffnung des Konkurwerfahrens. Die Fort-
setzung einer aufgelösten Gesellschaft ist in bestimmten Fälen möglich, solange noch nicht mit der Verteilung
des Vermögens unter die Gesellschafter begonnen worden ist.

Der "Abgang an Stammkapital zwischen dem l. Januar und dem 3 l. Dezember" jeden Jahres ist u.a. auf Ver-
schmelzungen, auf Umwandlungen in ädere Rechtsformen, auf Kapitalherabsetzungen oder auf Auflösungen
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zurückzufüken. Eine Gesellschaft wird u.a. aufgelöst durch Beschluß der Gesellschafter @röffnung der Ab
wicklung) oder durch Eröffnung des Konkurwerfahrens'

Begriffsbeziehungen:
Dem Stammkapital am 3 l. 12. bei den Gesellschaften mit beschränkter Haftung entspricht bei den Aktienge-

sellschaften und Kommanditgesellschaften äuf Aktien dac >>> Grundkapital am 3 l. 12. (Statistik der Kapital-
gesellschaften).

Im Unterschied zum Stammkapital umfallt das Kapital (einschl. offene Rücklagen gemäß § 10 KWG)
(Bitr*.t tirtik) der inländischen Kreditinstitute auch die offenen (gesetzlichen und sonstigen) Rücklagen ge-

mäß § 10 des Gesetzes über das Kreditwesen.

Im Grundkapital und (den) Rücklagen (Ausweis der Deutschen Bundesbank) der Deutschen Bundesbank sind

das Grundkapital der Deuischen Bundesbank sowie die gesetzlichen und sonstigen (freien) Rücklagen enthal'

ten.
Das Kapital und (die) Rücklagen (Konsolidierte Bilanz des Bankensystems) des Bankensystems umfassen ne-

ben deä Grundkapital der Delutsciren Bundesbank und dem Kapital der inländischen Kreditinstitute auch die

offenen Rücklagen gemäß s l0 des Gesetzes über da" Kreditwesen. Zu beachten ist' daß im Unterschied zum

stammkapital aie',ron den Kreditinstituten erworbenen eigenen Anteile und das nichteingezahlte Kapital vom

Kapital und den Rücklagen abgesetzt worden sind.

Stationär behandelte Kranke

Krankenhausstatistik
Datennachweis: ab 1954

Begriffsinhalt:
Zu denstationär behandelten Kranken zählen alle in >>> Krankenhäusern stationär Behandelten, ohne die ge'

sunden Neugeborenen bei Anstaltsentbindungen.

Nachgewiesen werden die stationär behandelten Kranken getrennt für >>> Akutkrankenhäuser und
>>> Sonderkrankenhäuser, gegliedert nach öffentlichen, freien gemeinnützigen und privaten Trägern.

Steine und Erden, Asbestwaren

Index der Großhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Ausgewä1lte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe 25 "steine und Erden, Asbestwaren, schleifmittel" des

sysömatischen warenverzeichnisses für die Inauitriäitatistih Ausgabe l975bzw. des Systematischen Güter-

verzeichnisses für die Produktionsstatistiken, Ausgabe I 982.

Einbezogen sind Zement, bearbeiteter Kalk, Gips, grobkeramische Erzeugnisse und Betonerzeugnisse einschl

Kalksandsteine, andere irreugnisse aus Steinen und Erden a.n.g. sowie Asbestwaren und Schleifmittel'

Nicht berücksichtigt werden rohe, gebrochene und bearbeitete Natursteine, unbearbeitete Erden, Schlacken,

Mörtel und Transportbeton.

Sterbefälle

Bevölkerungsvoraussch ätzung
Datennachweis: 1972 bis 1999

Begriffsinhalt:
Der Begriff Sterbefälle entspricht dem Begrifr >>> Gestorbene (Statistik der natürlichen Bevölkerungsbewe-

gung Todesursachenstati stik).
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Nachträglich beurkundete Sterbefälle aus frtiheren Jahren (Kriegssterbefzille), gerichtliche Todeserklärungen
sowie >>> Totgeborene zählen nicht zu den Sterbefällen.

In der 5. koordinierten Bevölkerungsvorausschätzung werden nur Gestorbene mit deutscher Staatsangehörig-
keit berechnet.

Steuerbarer Umsafz

Umsatzsteuerstatistik
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:

Der steuerbare Umsatz umfaßt nach dem Umsatzsteuergesetz

- die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer im Erhebungsgebiet gegen Entgelt im
' Rahmen seines Unternehmens ausführt,

- den Eigenverbrauch im Erhebungsgebiet, der insbesondere dann vorliegt, wenn ein Unternehmer für außer-
halb seines Unternehmens liegende Zwecke Gegenstände aus seinem Unternehmen entnimmt;

- die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die von juristischen Personen und dgl. unentgeltlich an ihre
Anteilseigner und dgl. ausgeführt werden;

- die Einfuhr von Gegenständen in das Zollgebiet. @infuhrumsatzsteuer)

Nicht steuerbar sind Umsätze, die nicht von einem Unternehmen im Sinne des USIG und/ oder nicht im Erhe-
bungsgebiet erbracht worden sind.

Nicht selbständig und somit nicht Unternehmen im Sinne des USIG sind auch die einzelnen sog. Organgesell-
schaften, so daß auch die Innenumsätze innerhalb eines Organkreises nicht-steuerbar sind.

Bemessungsgrundlage: Der Umsatz bemißt sich
- bei Lieferungen und sonstigen Leistungen nach dem Entgelt (§ l0 Abs. I USIG);
- beim Eigenverbrauch (e nach dessen Art) nach dem Teilwert oder dem gemeinen Wert, nach den entstan-

denen Kosten oder nach den Aufi,randungen (§ 10 Abs. 4 USIG);
- bei Gebrauchsfahrzeugen nach dem Unterschied zwischen Verkaufs- und Einkaufspreis (§25a USIG)
- bei Reiseleistungen im Sinne des § 25 Abs. I USIG nach dem Unterschied zwischen dem Betrag den der

Leistungsempfänger aufiryendet und dem Betrag, den der Unternehmer für die Reisevorleistungen aufirrcndet
(§ 25 Abs. 3 USIG - sogenannte Margenbesteuerung);

- beider Einfuhr nach dem Wert des eingeführten Gegenstandes nach den jeweiligen Vorschriften über den
Zollwert (§ ll USIG).

Die Umsatzsteuer, die gemäß § 10 Abs. 4 USIG nicht zur Bemessungsgrundlage gehört, ist grundsätzlich nach
vereinbarten Entgelten (SollbesteuerunE) zuberechnen (§ 16 Abs. I USIG); die Steuerberechnung nach verein-
nahmten Entgelten (Istbesteuerung) beschränkt sich auf Unternehmen mit einem Gesamtumsatz bis 250 000
DM im Vorjahr, auf Nichtbuchführungspflichtige und Angehörige freier Berufe (§ 20 USIG).
Nicht in der Umsatzsteuerstatistik erfaßt werden:

- die Einfuhrumsätze
- Umsätze der nicht in die Umsatzsteuerstatistik einbezogenen Steuerpflichtigen (siehe unter

>>> Umsatzsteuerpflichtige). .-

- Folgende Umsätze erfaflter Steuerpflichtiger:
Nichtsteuerbare Umsätze (2.B. Freihafenumsatz, bis bis 31.12. 1995 Teilumsätze der Deutschen Bundes-
post-Telekom, bei denen es sich um Ausübung hoheitlicher Gewalt handelt),
Steuerfreie Bank- und Versicherungsumsätze ohne Berechtigung zum Vorsteuerabsatz, die im Zuge der
statistischen Aufbereitr,rng eliminiert werden.

Weitere Erfassungslücken sind denkbar bei steuerfreien Umsätzen infolge unvollständiger Angaben der
Steuerpflichtigen zur Umsatzsteuer-Voranmeldung sofern kein unabweisbares fiskalisches Interesse an
einer Korrektur der AngSben durch die Finanzverwaltung besteht (2.8. Zatnarztumsätze).
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Steuerbefreiung der gemeinnüfzigen Wohnungs- und
Siedlungsunternehmen

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:
Förderung des Wohnungsbaues durch Befreiung der gemeinnützigen Wohnungs-und Siedlungsunternehmen

von der Körperschaftsteuer, der Vermögensteuer und der Gewerbesteuer.

Die aufgnrnd des Wohnungpgemeinnützigkeitsgesetzes einschließlich seiner l\nderungen als gemeinnützigan-

erkannten WohnungsunteÄelmen, die von den zuständigen Landesbehörden begründeten oder anerkannten

Siedlungsunternehmen und die von den obersten Landesbehörden zur Ausgabe von Heimsüitten zugelassenen

gemeinititzigen Unternehmen sind von der Körperschaftsteuer, der Vermögensteuer und der Gewerbesteuer

befreit.
Ein Wohnungsunternehmen gilt als gemeinnützig wenn es ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen

Zwecken dient und sein wirtihaftlicher Geschäftsbetrieb über den Rahmen einer Vermögenwerwaltung nicht
hinausgeht.
Das Wohnungsunternehmen darf nicht unter den überwiegenden Einlluß von Angehörigen des Baugewerbes

stehen.

Das Wohnungsunternehmen darf die t)cerlassung der Wohnungen, insbesondere ihre Veräußerung und Ver-

mietung nicht auf bestimmte Personen oder eine bestimmte Zahl von Personen beschränken.

Ist das Wohnungsunternehmen eine Genossenschaft oder ein Verein, deren Mitgliederkreis garu odet teilweise

aus Wohnungssichenden besteht, dann ist es zulässig die Wohnungen nur Mitgliedern zu überlassen' sofern

der Erwerb der Mitgliedschaft keinen Beschränkungen unterliegt.

Das Wohnungsunternehmen muß sich satzungsgemäß und tatsächlich mit dem Bau von Kleinwohnungen be-

fassen, d.h. mit wohnungen, deren wohnfläche hochstens 120 qm beträgt.

öffentlich gef<irderte und steuerbegünstigte Wohnungen im Sinne des Ersten Wohnungsbaugesetzes gelten

auch dann äs Kleinwohnungen, wenn ihre Wohnllächen diese Grenze überschreiten.

Für die nicht als gemeinnützig geltenden Geschäfte dieser Unternehmen sollen Auflagen abgabenrechtlicher
Art zu einer Steuär führen, ale iictr erg)be,wenn diese Geschäfte Gegenstand eines organisatorisch getrennten

und voll steuerpflichtigen Teils des Unternehmens uären.

Dies gilt z.B. für die Errichtung und den Erwerb von Wohnungen, die nicht als Kleinwohriungen anzusehen

sind, für die Unterhaltung einei gewerblichen Betriebes durch das Wohnungsunternehmen, soweit dies not-

wendig ist um die Bedürfnisse der Bewohner der von dem unternehmen errichteten oder verwalteten wohnun-
g.n 

^-bufri.digen 
sowie für andere Geschäfte, wenn durch diese die Gemeinnützigkeit des Unternehmens

nicht beeinträchtigt wird.
Die Durchfühnrng läindlicher Siedlung unterliegt gemeinnützigen Siedlungsunternehmen. Eine Siedlerstelle

besteht aus einem Wohngebäude mit angemessJnei Landzulage, die nach Größe, Bodenbeschafrenheit und

Einrichtung dazu bestimmt und geeigrrei ist, den Kleinsiedler durch SelbsWersorgung aus vorwiegend garten-

baum:ißigeiNutzung des LandeJeinä fühlbare Ergiittrntngseines sonstigen Einkommens zu bieten.

Die Steuerbefreiung der gemeinnützigen Siedlungsunternehmen ist insoweit ausgeschlossen, als diese einen

wirtschaftlichen Gesch:iftsbetrieb untärhalten, dei über die Durchführung von Siedlungs-, Agrarstrukturverbes-

serungs und Landentwicklungsmaßnahmen hinausgeht.

Ebenso ist für gemeinnützige Unternehmen, die zur Ausgabe von Heimsfätten zugelassen sind, die Steuerbe'

freiung insowelt ausgeschläsen, als diese einen wirtschaftlichen Geschäftsbetribb unterhalten, der über die Be-

gründung und Vergrößerung von Heimstätten hinausgeht.

Als Heimstätten sind Einfamilienhäuser mit Nutzgärten oder gewisse ländliche Anwesen zugelassen.

Steuerbefreiung der Organe der staatlichen Wohnungspolitik

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975
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Begriffsinhalt:
Förderung des Wohnungsbaues durch Befreiung von Unternehmen sowie betriebswirtschaftlich und organisa-

torisch ge-irennter Teile von Unternehmen, die Organe der staatlichen Wohnungspolitik sind, von der Körper-
schaftsteuer, der Vermögensteuer und der Gewerbesteuer.

Unternehmen sowie betriebswirtschaftlich und orgnisatorisch getrennte Teile von Unternehmen, die aufgrund

des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes einschließlich seiner Anderungen als Organe der staatlichen Woh-

nungspolitik-anerkannt sind" sind von der Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuer und der Vermögensteuer be-

freif üoraussetzung hierzu ist, dalt sich dac Unternehmen satzungsgemäß und tatsächlich mit dem Bau von

Kleinwohnung.n b"frßt, d.h. mit Wohnungen, deren Wohnffäche hochstens 120 qm beträgt. Öffentlich geför-

derte und steuerbegünstigte Wohnungen im Sinne des Ersten Wohnungsbaugesetzes gelten auch dann als

Kleinwohnungen, wenn ihre Wohnflächen diese Grenze überschreiten.

Durch die Steuerbefreiung soll die Erstellung von ausreichendem und auch von einkommensschwachen Bevöl-

kerungskreisen e rschwi nglichem Wohnraum gefordert werden.

Für die nicht als gemeinnützig geltenden Geschäfte dieser Unternehmen sollen Auflagen abgabenrechtlicher
Art zu einer Steuär führen, die sich ergfibe, wenn diese Geschäfte Gegenstand eines organisatorisch getrennten

und voll steuerpflichtigen Teils des Unternehmens uären.

Dies gilt z.B. flir die Errichtung und den Erwerb von Wohnungen, die nicht als Kleinwohnungen anzusehen

sind,irir die Unterhalrung einei gewerblichen Betriebes durch das Wohnungsunternehmen, soweit dies not-
wendig ist um die Bedürfnisse dJr Bewohner der von dem Unternehmen errichteten oder verwalteten Wohnun-
g.n ru b"fri.digen sowie für andere Geschäfte, wenn durch diese die Gemeinnützigkeit des Unternehmens
nicht beeinträchtigt wird.

Steuereinnahmen der Länder (nach der Steuerverteilung)

1. Statistik über den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1962

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Steuereinnahmen, die den Ländern nach der Steuerverteilung verbleiben/ zufließen.

Die Steuereinnahmen umfassen die
>>> Landessteuern, Anteile an der >>> Einkommen- und Körperschaftsteuer, Anteile an der >>> Umsatz- und
Einfu hrumsatzsteuer sowie 50 v.H. >>> Gewerbesteuerumlage.

Die Ergänzungszuweisungen des Bundes an die finanzschwachen Länder sindjedoch nicht zugeseta.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1969 verblieben den Ländern die Landessteuern sowie Anteile an der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer. Ab 1.1.1970 (Inkafttreten des Finanzreformgesetzes in Verbindung mit dem Gemeindefinanzre-
formgesetz) fließen den Ländern folgende Anteile an der Umsatz- und Einfuhrumsatzsteuer zu:

1970 - l97l: 30 v.H.
1972 - 1973: 35 v.H.
1974: 37 v.H.
1975: 31,75 v.H.
1976 - 1977: 3l v.H.
1978 - 1982: 32,5 v.H.
1983: 33,5 v.H.
1984 - 1985: 34,5 v.H.
1986-: 35v.H.

Ebenfalls seit l. l. 1970 fließen den Ländern zu: 50 v.H. der >>> Lohnsteuer und der >>> veranlagten Ein-
kommensteuer abzüglich des halben Gemeindeanteils an der Einkommensteuer, 50 v.H. der
>>> Kapitalertragsteuer und der >>> Körperschaftsteuer sowie 50 v.H. der Generbesteuerumlage.

DerGemeindeanteilanderEinkommensteuerhträgtab 1.1.1970 14v.H.,ab 1.1.1980 15v.H. derLohn-und
veranlagten Einkommensteuer.
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Ab l99l umfassen die Steuereinnahmen der alten Bundesländer l00oÄ der erhöhten Gewerbesteuerumlage; an-

derseits sind sie ab l99l um Finanzierungsbeiträge zum Fonds "Deutsche Einheit" zugunsten des Bundes ge-

kürzt.

Steuereinnahmen des Bundes (nach der Steueruerteilung)

1. Statistik über den Steuerhaushalt
Dateonachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Gesamte Steuereinnahmen, die dem Bund nach der Steuerverteilung verbleiben/ zufließen.

Die Steuereinnahmen umfassen die
>>> Bundessteuern, Anteile an der >>> Einkommen- und Körperschaftsteuer, Anteile an >>> Umsatz- und

Einfuhrumsatzsteuer abzüglich >>> Ec-Anteil an Umsatzsteuer, 50 v.H. der >>> Gewerbesteuerumlage; sie

sind gemindert um die äen gC zustehenden Eigenmittelbeträge auf der Basis des Bruttosozialprodukts zu

Marktpreisen.
Die Eryänzungszuweisungen an die finanzschwachen Länder sind jedoch nicht abgesetzt.

Andenrngen im Zeitablauf:
Zum Ausgleich der finanziellen Folgen des Steuerentlastungsgesetzes l98l und zu den erhöhten Kindergeld-
kosten, erhi.tt der Bund von den Ländern l98l I Mrd. DM, die im März, Juni, September und Dezember in
Raten zu 250 Mill.DM gezahltwurden. Die 1982 bis einschl. September vereinnahmten/ geleisteten Beträge

(zusammen 485 Mill. DM) wurden im Dezember 1982 vom Bund an die Länder zurückerstattet.

Bis einschl. 1969 verblieben dem Bund die Bundessteuern, die daq gesamte Aufkommen an Umsatz- und Ein-
fuhrumsatzsteuer umfaßten, sowie Anteile an der Einkommen-'und Körperschaftsteuer. Ab I . l. 1970

(Inkrafttreteir des Finanzreformgesetzes in Verbindung mit dem Gemeindefinanzreformgesetz) fließen dem

Bund folgende Anteile an der Umsatz- und Einfuhrumsatzsteuer zu:

1970 - l97l: 70 v.H.
1972 - 1973: 65 v.H.
1974: 63 v.H.
1975: 68,25 v.H.
1976 - 1977: 69 v.H.
1978- 1982: 67,5v.H.
1983-: 66,5v.H.
1984 - 1985: 65,5 v.H.
1986-: 65v.H.

Ebenfalls seit l.l.l97o fließen dem Bund zu: 50 v.H. der >>> Lohnsteuer und der >>> veranlagten Einkom-
mensteuer abzüglich des halben Gemeindeanteils an der Einkommensteuer, 50 v.H. der
>>> (.apitalertragsteuer und der >>> Körperschaftsteuer sowie 50 v.H. der Gewerbesteuerumlage.

DerGemeindeanteilanderEinkommensteuerbeträgtab l.l.l970: 14v.H.,ab 1.1.1980 l5v.H. derLohn-und
veranlagten Einkommensteuer.
Die dem Bund verbleibenden Bundessteuern sind seit l97l um den EG-Anteil an Zöllen geküra; die Beteili-
gung des Bundes am Umsatz- und Einfuhrumsatzsteueraufl<ommen ist seit 1975 um den EG-Anteil an Um-
iut it.u., vermindert, die gesamten Steuereinnahmen des Bundes sind seit 1988 um die BSP-Eigenmittel der

EG gemindert. Ab 1989 werden die Zölle nicht mehr unter den Bundessteuern, sondern als eigene Kategorie
nachgewiesen.

Steuerermäßigungen

Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland
Datennachweis: ab 1965
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Begriffsinhalt:
Indirekte Leistungen in Form von sozialpolitisch motivierten Ermäßigungen von Steuern auf Einkommen, von

Steuern aufVermögen undvon anderen Steuern.

ZuErmdßiggngen von Steuern auf Einkommen führen die bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkom-
mens zu berticüictrtigenden Aufircndungen für Berufsausbildung Altersentlastungsbeträige, Haushaltsfreibe-

träge, Außergewöhnliche Belastungen, Äusbildungpfreibeträge, Pauschalbeträge für Köperbehinderte' Freib-
trale'nr Kriägsopfer und gleichgeitellte Persoren, die erhöhten Absetzungen für Wohngebäude (siehe unter
,rl Wohnrngpwesen una StäatJUau) und die >>> steuerliche Begünstigung von Beiträgen an Bausparkassen;

hieran zählenlnsbesondere auch die Steuerermäßigungen, die sich aus der Möglichkeit des Ehegattensplittings

bei den Einkommensteuern ergeben.

Bei den Ermäßigungen von Steuern auf Vermögen handelt es sich um GrundsteuerermäIligttngen sowie um

Ermäßigunger, aie sict durch Ehegpttenfreibeträge, Kinderfreibeträge und Altersfreibeträige ergeben.

Der Erlaß der Kraflfahrzeugsteuer für Körperbehinderte zählt an den Ermäßigungen von anderen Steuern.

Die Steuerermäßigungen gehen in Form von Mindereimahmen zu Lasten der öffentlichen Einnahmen, wobei

die Beträge entspächendäer Aufteilung der einzelnen Steuern auf Bun4 Länder und Gemeinden verteilt wer-

den.

Andenrngen im Zeitablauf:
Die Steuerermäßigungen sind im Zeitablauf wiederholt von verschiedenen Anderungen von Rechtworschriften
beeinllußt worden.

Von besonderem Gewicht ist die Neuregelung des Familienlastenausgleichs ab 1975 durch das Einkommen-

steuerreformgesetz. Bis einschl. 1974 konnten Kinderfreibeträge auf da§ steuerpflichtige Einkommen ange-

rechnet werdin. Diese Steuerermäßigungen enfallen ab 1975 zugunsten der Leistungen nach dem Bundeskin-
dergeldgesetz (vgl. unter >>> Kindergeld).

Steuerliche Begünstigung von Beiträgen an Bausparkassen

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:
>>> Steuervergünstigung für Beiträge an Bausparkassen zur Förderung des Wohnungsbaues und zur Vermö
gensbildung.
Zur Förderung des Bausparens für den privaten Wohnungsbau und der Vermögensbildung in breiten Bevölke-
rungskreisen werden Beitrlge an Bausparkassen zur Erlangung von Baudarlehen als Sonderausgpben bei der
Einfommensermittlung berucksichtigt, sofern für diese Beiträge nicht bereits Arbeitnehmer Sparzulage ge-

währt worden ist.

Beiträge, die nach Ablauf von vier Jahren seit Vertragsabschluß geleistet werden, können nur insoweit als Son-

derausgaben geltend gemacht werden, als sie das eineintralbfache des durchschnittlichen Jahreibeitrages der in
den ersien vier Jahren geleisteten Beiträge im Veranlagungszeitraum nicht übersteigen.

Baudarlehen sind auch Darlehen, die zum Erwerb von Wohnbesitz im Sinne des § 12a des Zweiten Wohnungs-
baugesetzes bestimmt sind. Beiträige, die nach Ablauf von vier Jahren seit Vertragsabschluß geleistet werden,
können nur insoweit abgezogenwerden, als sie das Eineinhalbfache des durchschnittlichen Jahresbetrages der
in den ersten vier Jahren geleisteten Beiträge im Veranlagungszeitraum nicht übersteigen.

Andemngen im Zeitablauf:
Bis Ende 1981 war eine Doppelforderung möglich, d.h. vermögenswirksame Leistungen wurden auch dann als

Sonderausgaben bei der Einkommensermittlun! berücksichtigt, wenn für sie bereits Arbeitnehmer-Sparzulage
gewährt worden ist.

Steuern im Zusammenhang mit dem Privaten Verbrauch

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960
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Begriffsinhalt:
Kraftfahrzeugsteuer der privaten Haushalte, Hundesteuer, JaSd- und Fischereisteuer und andere Steuern und

Abgaben, die im ZusamÄenhang mit dem Privaten Verbrauch zu leisten sind. Diese Steüern tassen sich bei der

Err-echnung von Nettoeinko*-en nicht den einzelnen Einkommensarten (>>> Einkommen aus unselbständi-
ger Arbeit, >>> Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen) zuordnen.

Steuern ohne Einkommen- und Vermögensteuern

Wi rtschaftsrechnungen ausgewählter p rivater Haushalte
Datennachweis: ab 1965

Begriffsinhalt:
Je Haushalt und Monat gezahlte Steuern ohne Steuern vom >>> Einkommen (Lohn-, Einkommen-, Kirchen-
steuern, Lastenausgleichsabpben) und ohne Steuern vom Vermögen (Vermögensteuer)'

Zu denhier zusammengefaßten Steuern zählen im einzelnen: >>> Erbschaft- und Schenkungsteuer,
>>> Kraftfahrz"ugst"uJr (ohne Steuerrückzahlungen), ferner gelegentliche Steuern der privaten Haushalte, wie

gelegentliche Mehrwertsteuer, >>> Tabaksteuer für Kleinpflanzer, Börsenumsatzsteuer u.ä. sowie Hunde-,

Jagd- und Fischereisteuer.

Nicht enthalten ist die gezahlteKraftfahrzeugsteuer, soweit sie eine Betriebsausgabe darstellt, sowie die
>>> Grunderwerb und >>> Grundsteuer. Die gezahlten Lohn-, Einkommen-, Vermögen- und Kirchensteuern

sowie die laufenden Lastenausgleichsabgaben, die hier ebenfalls nicht berücksichtigt sind, werden unter der

Position >]> Einkommen- und Vermögensteuern ansammengefallt.

Steuern, Steuerähnliche Abgaben (ohne Münzeinnahmen)

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: ab 1950

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis: ab 1974

Begriffsinhalt:
Einnahmeart mit den Einnahmen aus

- Steuern

Einnahmen nach den Steuer- und Zollgesetzen, Ausgleichsabg2ben nach dem Lastenausgleichsgesetz

- steuerähnlichen Abgaben(ohneMünzeinnahmen)
Beitragseinnahmen der gesetzlichen Renten-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung Abgaben

der Spletbanken, Fremdänverkehrsabgabe, Feuerwehrabgabe, nicht verteilte Jagdpachteinnahmen, Abgaben

nach dem Milch- und Fettgesetz, Abschöpfungen u.ä.

Bei den Datenreihen ist zu beachten, daß

- die Steuereinnahmen nach der Verteilung der'Gemeinschaftssteuern und der Gewerbesteuerumlage nach-

gewiesen sind,
- die kommunalen Steuern der Stadtstaaten Hamburg Bremen und Berlin (West) finanzstatistisch nicht den

Steuereinnahmen der Gemeinden/Gemeindeverbände, sondern den Steuern der Länder zugerechnet werden,

- die Anteile der Mehrwertsteuer, die der Bund als Ergy'nnngsztweisungen an finanzschwache Länder gibt,
den Steuereinnahmen des Bundes und nicht denen der Länder zugerechnet u,erden,

- die Steuereinnahmen der öffentlichen Haushalte um die Investitionszulage gektirzt sind,
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- die 1981 aus der Umsatzsteuer finanzierten Leistungen der Länder an den Bund zum Ausgleich der finan-
ziellen Folgen des Steuerentlastungsgesetzes 1981 und der Erhöhung des Kindergeldes bei den Ländern als

SteuerminJereinnahmen und beim Bund als Steuermehreinnahmen nachgewiesen werden,

- Erhebung (tg711g7l)und Rückzahlung(197211973) des Konjunkturzuschlags nach § 15, Abs. 4 StWG

sowie Stabilitätszuscllag und Investitionssteuer (1973174) nicht in den Steuereinnahmen enthalten sind.

Anderungen im Zeitablauf:
In den Ergebnissen der Haushaltsansatzstatistih der Kassenstatistik sowie den Ergebnissen der Rechnungssta-

tistik vonlgTl bis 1973 sind die den Europiüschen Gemeinschaften als eigene Einnahmen zustehenden Steu-

ern und steuerähnlichen Abgpben nicht enthalten. Siehe auch die Erläuterungen unter >>> Europäsche Ge-

meinschaft en (Finanzierungsanteile).

Steuern vom Umsafz

1. Statistik über den Steuerhaushalt
Datennachweis: ab 1972

2. Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: ab 1950

Begriffsinhalt:
Dem >>> Bund bzw. den >>> Ländern nach der Steuerverteilung tatsächlich zugeflossene Anteile an den Steu-

ern vom Umsatz (>>> Umsatzsteuer, >>> Einfuhrumsatzsteuer).

Anderungen im Zeitablauf:
Bis 1969 floß das Aufkommen der Steuern vom Umsatz ausschließlich dem Bund zu.

Ab 1.1.1970 (Inkrafttreten des Finanzreformgesetzes in Verbindung mit dem Gesetz über den Finanzausgleich
zwischen Bund und Ländern) fließen dem Bund bzw. den Ländern folgende Anteile an der Umsatz- und Ein-
fuhrumsatzsteuer (v. H.) zu:

Bund Länder
1970 - l97l: 70 30
1972 - 1973: 65 35
1974: 63 37
1975: 68,25 31,75
1976 - 1977: 69 3l
1978 - 1982: 67,5 32,5
1983: 66,5 33,5
1984 - 1985: 65,5 34,5
1986-: 65 35

Die vom 9.5.1973 bis 30.11..1973 erhobene Umsatzsteuer auf den Selbstverbrauch (Investitionssteuer) ist nicht
in den Umsatz- und Einfuhrumsatzsteuereinnahmen nach der Steuerverteilung enthalten, da diese Beträge bei
der Deutschen Bundesbank stillgelegt wurden.

Die Anteile des Bundes an der Umsatzsteuer werden seit Beginn der Finanzreform um Etgfirutsngsanweisun-
gen an finanzschwache Länder (1970 und l97l: 100 Mill. DM, 1972 und 1973: 550 Mill. DM, ab 1974 regel'
äfinig 1,5% des Aufkommens an den Steuern vom Umsatz) und ab 1975 um den >>> Ec-Anteil an der Um-
satzsteuer vermindert.

Sttiuerpflichtige

Körperschaftsteuerstatistik
Dateanachweis: ab 196l

Begriffsinhalt:
Alle unbeschränlt körperschaftsteuerpflichtigen juristischen Personen, die mit einem positiven
>>> Einkommen veranlagt worden sind.
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Unbeschräinlrt körperschaftsteuerpflichtig sind alle >>> Körperschaften, Personenvereinigungen, Vermögens-
massen, die ihre Geschäiftsleitung oder ihren Sitz im Inland haben.

Zu diesen juristischen Personen zählen >>> Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Ko
lonialgeseilschaften sowie >>> Gesellschaften mit beschränkter Haftung und bergrechtliche Gewerkschaften,

Erwerbs- und Wirtschafrsgenossenschaften, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, sonstige juristische Per-

sonen des privaten Rechts, nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen des

privaten Rechts sowie Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts.

Die unbeschränkte Körperschafrsteuerpflicht erstreckt sich auf säimtliche in- und ausländischen Einkünfte, se
weit nicht durch besondere Abmachungen (2.8. Doppelbesteuerungsabkommen) von dieser Regelung abgewi-
chen wird. Es können dabei, außer >>> Einkünften aus nichtselbständiger Arteit, alle übrigen Einkunftsarten
des Einkommensteuergesetzes vorkommen. Bei Steuerpflichtigen, die nach den Vorschriften des Handelsge-

setzbuches zur Führung von Büchern verpflichtet sind, sind jedoch alle Einkünfte als >>> Einktinfte aus Ge-

werbebetrieb zu behandeln; deshalb ist allein das Aufl<ommen aus dieser Einkunftsart von Bedeutung

Nicht enthalten sind juristische Personen, die weder ihre Geschäftsleitung noch ihren Sitz im Inland haben und
die mit ihren inländischen Einktinften nur beschräinkt körperschaftsteuerpflichtig sind.

Ebenfalls nicht enthalten sind die gesetzlich von der Körperschaftsteuer bfreiten juristischen Personen. Hierzu
rechnen z.B. Deutsche Bundespost, Deutsche Bundesbahn, Deutsche Bundesbanh kleinere Versicherungsver-
eine auf Gegenseitigkeit, ferner unter bestimmten Voraussetzungen Berufwerbände, politische Parteien, ge-

meinnützigen, mitd6tigen oder kirchlichen Zwecken dienende Körperschaften, Personenvereinigungen und
Vermögenimassen, gemeinnützige WohnungS- und Siedlungsunternehmen, Genossenschaften im Bereich der
Land- und Forstwirtichaft; die Befreiungen gelten nicht für inländische Einkünfte, die dem Steuerabzug unter-
liegen oder soweit Ausschüttungsbelastunlen herzustellen sind.

Die Befreiungen sind abschließend in § 5 KSIG aufgeführt.

Nichtrechtsfähige Personenvereinigungen und Vermögensmassen sowie Realgemeinden sind nur unter be-

stimmten Voraussetzungen körperschaft steuerpfl ichtig.

Organgesellschaften (Organtochter) sind Steuerpflichtige, die durch steuerlich anerkannten Organschaftwer-
trag, wirtsctratlich, finaniiell und organisatorisch in ein sie beherrschendes Unternehmen eingegliedert sind.

Sie mtissen im Gegensatz zum Organträger (Organmutter) die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft haben.

Die besondere einkommensteuerliche Stellung der Organgesellschafr eryibt sich jedoch erst, wenn neben dieser
Voraussetzung der Organschaft auch die rechtlichen Voraussetzungen des Gewinnabführungsvertrages beste-

hen; das Einkämmen äer Orgpngeseltschaft ist dann dem Träger des Unternehmens (Organträger) ntzurech-
nen.
Nicht in der Zahl der Körperschaftsteuerpflichtigen enthalten sind die sog. >>> Verlusfälle.

Verlusfzille sind jene unbeschränkt Körperschaftsteuerpflichtigen, bei denen die Veranlagung zur Körper-
schaftsteuer zu einem negativen Einkommen (>>> Verlust) statt zu einem positiven Einkommen geführt hat.

Nicht enthalten sind die Fälle, bei denen die Kosten der Einziehung einschl. der Festsetzung außer Verhätnis
zu dem festzusetzenden Betrag stehen (NichWeranlagte); dies sind Fälle, bei denen .l"s Einkommen der Steu-
erpflichtigen offensichtlich I 000 DM nicht übersteigt.

Anderungen im Zeitablauf:
Bis einschl. 1971 wurden unter den Steuerpflichtigen nur die Steuerbelasteten nachgewiesen, nicht aber dieje-
nigen mit positivem Einkommen veranlagten Steuerpflichtigen, für die keine >>> Körperschaftsteuerschuld
festgesetzt wurde.
Weitere Anderungen im Zeitablauf haben sich aufgrund von l\nderungen der gesetzlichen Bestimmungen er-
geben (2.8. bezüglich der Befreiungen von der Körperschaftsteuer).

Begriffsbeziehungen:
Zu den Steuerpflichtigen zählen unbeschränkt Körperschaftsteuerpflichtige mit positiven Einkommen, zu den

Verlusfällen (Körperschaftsteuerstatistik) solche mit negativem Einkommen (Verlusten).

Vermögensteuerstatistik
Datennachweis: ab 1953
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Begriffsinhalt:
Das steuerpflichtige Vermögen ergibt sich bei den unbeschränkt vermögensteuerpflichtigen nattirlichen Perso
nen durch Abztgder Freibeträge nach dem Vermögensteuergesetz vom abgerundeten >>> Gesamtvermögen.
Bei den unbeschränkt vermögensteuerpflichtigen nichtnatürlichen Personen entspricht daq steuerpflichtige
Vermögen dem abgerundeten Gesamtvermögen.

Bei den Freibeträgen der unbeschränkt vermögensteuerpflichtigen nattirlichen Personen handelt es sich um
Freibeträge für den Steuerpflichtigen, für den Ehegatten sowie für Kinder in Höhe von jeweils 70 000 DM und
um Freibeträge wegen Altirs oder Behinderung i.S. des Schwerbehindertengesetzes je berechti$e Person zwi-
schen l0 000 und jO OOO DM. Das Gesamtvermögen der unbeschränkt vermögensteuerpflichtigen natürlichen
Personen ergibt sich als Summe (ggf. Saldo) aus dem >>> land- und forstwirtschaftlichen Vermögen, dem
>>> Grundvermögen, dem >>> Betriebwermögen und dem >>> sonstigen Vermögen (>>> Rohvermögen),
vermindert um die >>> Schulden und sonstigen Abzüge (einschl. der Ausgleichsabgaben nach dem Lasten-
ausgleichsgesetz sowie ggf. eines Abzugs für im Rahmen eines Betriebs der Land- und Forsnvirtschaft geleiste-

ter Entwicklungshilfen).
Bei den unbeschränkt vermögensteuerpflichtigen nichtnattirlichen Personen gibt es keine Freibeträge sondern
lediglich eine Freigrenze von 20 O0O DM Gesamtvermögen. Das Gesamwermögen der unbeschränkt vermö
gensleuerpflichtigen nichtnatürlichen Personen wird in der Regel durch Abzug der Lastenausgleichsabgaben
vom Betriebwermögen ermittelt.
Nicht in den Nachweis des steuerpflichtigen Vermögens der unbeschränkt vermögensteuerpflichtigen nichtna-
türlichen Personen einbezogen ist daq sog. Mindeswermögen der Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften,
Kommanditgesellschaften auf Altien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung bergrechtlicher Gewerkschaf-
ten), das bis einschl. 1973 der Bemessung der Vermögensteuer zugrunde gelegt wurde, wenn rhq GesamWer-
mögen niedriger als das jeweils maßgebende Mindestvermögen war.

Anderungen im Zeitablauf:
Neben den Auswirkungen durch geändertes Steuerrecht auf das Gesamtvermögen haben sich die Freibeträge
für natürliche Personen, die zur Ermittlung des steuerpflichtigen Vermögens vom Gesamtvermögen abzugsfä-
hig sind, seit 1953 mehrfach erhöht. So wurden 1960 die persönlichen Freibeträge für den Steuerpflichtigen
und dessen Ehegptten von je 10 OOO DM und die für Kinder von je 5 000 DM auf einheitlich je 20 000 DM an-
gehoben. Bereits 1957 wurden die Bestimmungen zur Gewährung eines Freibetrags wegen Alters oder Er-
werbsunfähigkeit geändert. Sie wurden 1960 verbessert und durch die Schaftrng eines erhöhten
"Altersfreibetrags", für Fälle geringer "anderweitiger Alterwersorgung" merklich verbessert. Ab 1974 wurde
der Grundfreibetrag je Person der Veranlagungsgemeinschaft von 20 000 DM auf 70 000 DM erhöht und we-
gen Alters oder Behinderung (bis 1988: Erwerbsunfähigkeit verdoppelt, wobei die zu berücksichtigenden Gren-
zen für das Gesamtvermögen von 100 000 DM bzw. 200 000 DM bei Ehegatten auf 150 000 DM bzw. 300 000
DM angehoben wurden.
Die Freigrenze für das GesamNermögen der unbeschränkt vermögensteuerpflichtigen nichtnatürlichen Perso-
nen - soweit sie nicht der Mindestbesteuerung unterlagen - betrug vor 1957 lediglich 5 000 DM. Ab 1974 ent-
fällt die Besteuerung nach dem Mindeswermögen und setzt generell bei einem Gesamtvermögen von l0 000
DM ein; die Besteuerungs- und Erklärungspflichtgrenze wurde ab 1980 auf 20 000DM erhöht. Zur Höhe der
einzelnen Freibeträige siehe die in den jeweiligen Veranlagungszeitpunkten geltenden Fassungen des Vermö
gensteuergesetzes.

Steuervergünstigungen

Subventionsberichte
Datennachweis: ab 1975

Begriffsinhalt:
Steuervergünstigungen sind für die öffentliche Hand zu Mindereinnahmen führende steuerliche Regelungen,
um
- Produktionen oder Leistungen in Betrieben oder Wirtschaftszweigen zu erhalten oder an neue Bedingungen

anzupassen,
- den Produktivitätsfortschritt und da< Wachstum von Betrieben oder Wirtschaftszweigen zu fördern,

- in wichtigen Bereichen des volkswirtschaftlichen Marktprozesses für private Haushalte bestimmte Güter
und Leistungen zu verbilligen und die Spartätigkeit:uzuregen.
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Steuervergünstigungen schließen also nicht nur Hilfen an Unternehmen, sondern auch an private Haushalte

ein. AIs Sieuervirgtinstigungen für private Haushalte werden im Subventionsbericht nicht sämtliche aus wirt-
schafts- und geseli-schanlpotitisctren Grtinde, bestehenden Abweichungen von der allgemeinen Steuernorm

ausgewiesen.-So werden sieuerliche Sonderregelungen insbesondgle-dann nicht als Steuervergünstigungen aus-

g.rü.r.n, wenn sie die weit überwiegende Mehrzahl der Steuerpflichtigen begünstigen; Arbeitnehmer- und

IVeihnachtsfreibetrag sind daher beiipielsweise nicht erfaßt. Wegen des steuersystematischen Zusammenhangs

mit den Freibetrlgen für Land- und Fbrstwirte sowie freie Berufe erscheinen auch diese Freibeträge nicht mehr

unter den Steuervergünstigungen.
Die Steuervergünstigungen, die als verdeckte Subventionen zu Mindereinnahmen des Bundes führen, sind zu

unterscheiden von den i>>Finanzhilfen, die als offene Subventionen zu Mehrausgaben des Bundes beitragen.

Die Steuervergünstigungen werden in Form von Steuerbefreiungen, Freibeträgen, ermäßigten Steuersätzen,

SonderabschÄbrngen, Investitionszulagen, Küranngsansprüchen, vereinfachter Gewinn- bzw. Einkom-
mensermittlung sowie Arbeitnehme r-Zulagen und Prämien gewährt.

Bei den Steuerbefreiungen handelt es sich um den gänzlichen Verzicht der öffentlichen Hand aufdie Erhebung

einer oder mehrerer Ste-uerarten in bestimmten, gesetzlich genau festgelegten Sonderfdllen, wie die Mehrwert-
,i."..u"rr.irng der iyzte, die Befreiung gemeinnütziger Wohnungs- und Siedlungsunternehmen und land- und

forstwirtschafflicher Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften von der Körperschaft- und Vermögensteuer

oder auch die zehnjährige Grundsteuerbegünstigrrng für neugeschaffene Wohnungen bis zu einer bestimmten

Größe.

Bei den Freibeträgen besteht die Vergünstigung darin, daIJ die steuerliche Bemessungsgrundlage bis zur Höhe

des jeweiligen FrJibetrages von der Besteuerung ausgenommen ist und eine Steuerschutd erst mit ihrem über-

schieiten entsteht, z.B. Freibetrag von 3OO/ 600 DM für LedigeA/erheiratete bei Einkünften aus Kapitalvermö
gen.

Anstelle des allgemeinen Steuersatzes kommt bei der Erfüllung gewisser Voraussetzungen ein niedrigerer

Steuersatz zur Anwendu ng z.B. Mehrwertsteuerermäßigu'ng für Personenbeförderung im Nahverkehr, Ermä-

ßigung der Einkommensteuer für Erfindervergütungen auf die HäIfte.

Sonderabschreibungen gehen über ctac betriebswirtschaftlich notwendige MaI] der normalen Abschreibungen

hinaus. Sie werden z.g. bei bestimmten Wirtschaftsgütern in Berlin (West) oder gem. § 7b ESIG als erhöhte

Absetzungen hir Wohngebäude gewährt.

Mit steuerlichen Förderungsmaßnahmen in Form von Investitionszulagen soll ein Anreiz zu volkswirtschaft-
lich besonders erwünschtei Investitionen gegeben werden, z.B. Investitionszulagen bei Investitionen im Zonen-

randgebiet und in anderen förderungswürdigen Gebieten oder bei Investitionen zu Forschungs- und Entwick-
lunglzwecken. Diese Zulagenwerden aus dim Einkommen bzw. Körperschaftsteueraufl<ommen gezahlt.

Als Beispiel für Kürzungsansprüche kann der zur Beseitigung von Kostennachteilen im Berlinforderungsgesetz
vorgesehene Kürzungsansprult de, Westberliner Unternehmer und der Unternehmer im Bundesgebiet bei der

Mehrwertsteuer genannt werden.

Unter vereinfachte Gewinn- bzw. Einkommensermittlung fällt z.B. die Begünstigung der nichtbuchführungs-
pflichtigen Land- und Forstwirte durch Ermittlung des Gewinns nach Durchschnittssätzen. Allerdings liegt die
'subvent-ionswirkung in diesem Fall nicht in der Art der Gewinnermittlung selbst begründet, sondern in den

niedrigen Wertansätzen.

Arbeitnehme r-Zulagenund prämien werden z.B. Arbeitnehmern als Anreiz zur Arbeitsauftrahme in Berlin
oder als Prämie den unter Tage beschäftigten Bergleuten gewährt. Sie werden aus dem Lohnsteueraufl<ommen

gezahlt.
Daneben gibt es noch eine Reihe spezieller Steuervergünstigungen.

Nach s l2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft werden die Steuerver-

günstigungen des Bundes für Betriebe oder Wirtschaftszweige unterteilt in
>>> Erhaltungshilfen,
>>> Anpassungshilfen und
>>> Produktivitäts-(Wachstums-)hilfen.
Da Erhaltungs-, Anpassungs- und Produktivitiitshilfen begrifflich nur Hilfen für Betriebe oder Wirtschafts-

zweige darstellen, werden äi. tibrig.n Steuervergünstigrrngen, die vornehmlich privaten Haushalten zufließen'

als "sonstige Steuervergünstigpngen (einschl. privater Haushalte)" nachgewiesen.

Zu Einzelheiten über die in den Subventionsberichten ausgewiesenen Steuervergünstigungen siehe unter
>>> Ernährung Landwirtschaft und Forsten,
>>> Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr),
>>> Verkehr,

736



>>> Wohnungswesen und Städtebau sowie
>>> Sparforderung und Vermögensbildung.

Soweit es sich nicht um Steuervergünstigungen für o.g. Bereiche handelt, werden sie unter "übrige Steuerver-
günstigungen" nachgewiesen.

Zu den übrigen Steuervergünstigungen zählen im einzelnen

- die Befreiung von Zinsen aus bestimmten festverzinslichen Wertpapieren, die vor dem l. Januar 1955 aus-
gegeben worden sin{ von der Einkommensteuer (§ 3a ESIG)'

- di; Befreiung der gesetzlichen oder tariflichen Zuschläge für Sonntass-, Feiertags- und Nachtarbeit sowie
seit l97l auch der auf Einzelarbeitsvertr,igen oder Betriebwereinbarungen beruhenden o.a. Zuschläge von
der Einkommensteuer (§ 3b ESIG),

- seit 1976 dteBewertungsfreiheit für abnutzbare Anlagegüter bestimmter Krankenhäuser im Rahmen der
Einkommensteuer (§ 7f ESIG),

- der Freibetrag von 30 000 DM für Veräußerungsgewinne bis 100 000 DM (mit Härteklausel) bei der Veräu-
ßerung oder Aufgabe kleinerer Betriebe (§ 18 Abs. 3 EStG),

- die Ermäßigung der Einkommensteuer für Erfindungsvergütungen sowie für Arbeitnehmererfindungen u.ä.

auf die HäIfte,
- die Vermögensteuerbefreiung der privaten Krankenhäuser, die vom Eigentümer betrieben werden, unter

gewissen Voraussetzungen (§ I l6 BeuG),
- seit l97l die Gewerbesteuerbefreiung bestimmter privater Schulen und anderer allgemeinbildender oder be-

rufsbildender Einrichtungen (§ 3 Nr. l3 GewStG),
- seit 1968 die Befreiung der Bausparkassen- und Versicherungsvertreter von der Umsatzsteuer (§ 4 Nr. I I

UStG),
- seit 1968 die Befreiung der ärztlichen Leistungen von der Umsatzsteuer (§ 4 Nr. 14 USIG),

- seit 1968 der ermäßigte Umsatzsteuersatz für kulrurelle und unterhaltende Leistungen (Waren des Buch-
handels und des graphischen Gewerbes, Kunstgegenstände und Sammlungsstücke, kulturelle Einrichtun-
gen, Filmwirtschaft, Zirkusunternehmen und Schausteller) (§ 12 Abs. 2 Nr. I Anlage I Nrn. 43, 47 und
§ 12 Abs. 2 Nr. 7 USIG),

- der ermäßigte Steuersatz für die Umsätze der freien Berufe aus freibemflicher Tätigkeit sowie für die ihrer
Art nach freiberuflichen Umsätze anderer Unternehmer (§ l2 Abs. 2 Nrn. 5 und 6 USIG)

- die Befreiung der Lebens-, Kranken-, Invaliditäts-, Alters- und besonderer Nofallversicherungen von der
Versicherungssteuer (§ 4 Nr. 5 VersStG) und

- die Befreiung der Schaustellerzugmaschinen von der Kraftfahrzeugsteuer (§ 3 Nr. 8 KraftStG).

Stimmabgabe

Repräsentative Bundestagswahlstatistik
Dateonachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:
Von Männern und Frauen in den Auswahlbezirken abgegebene >>> Erststimmen und/oder >>> Zweitstimmen
ohne Briefi,rähler.
Die abgegebenen Erst- und Zweitstimmen werden danach unterschieden, ob sie gültig oder ungültig sind. In
den Auswahlbezirken werden Stimmzettel mit Unterscheidungsaufdruck (Mann, Frau, Geburtsjahrgruppe)
verwendet

Straßen

Tiefbaustatistik
Datennachwei s: 1962 bis 1 978

Begriffsinhalt:
>>> Tiefbauten, die dem Verkehr von Kraftfahrzeugen, Fußgängern und Radfahrern dienen

737



Dazu rechnen z.B. Autobahnen, Fernstraßen, Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen, land- und forstwirtschaft-

liche Wege, Radwege, Fußwege, Kreisel, StralJentunnels und Parkplätze.

Nicht zu den Straßen, sondern zu den >>> Straßenbrücken ziihlen Hochstrallen und Hochkreisel sowie Durch-

lässe über 2 m lichte Weite.

Zum Bau von Straßen rechnen neben dem Straßenunterbau und der Strallendecke auch die Entwässerungsanla-

gen, Böschungsbefestigungen, Rand- und Seitenstreifen, Leitplanken sowie Durchlässe bis 2m lichte Weite'

Straßenbahnen

Statistik der Personenbefürdenrng im Straßenverkehr
Datennachweis: ab 1952

Begriffsinhalt:
Schienenbahnen, die sich in der Betriebsweise dem Straßenverkehr anpassen und ausschließlich oder überwie-

gend der Beforderung von personen im Orts- oder Nahverkehr dienen. Zu den Stral3enbahnen gehören auch die

l>> Stadtbahnen, soweit sie keine >>> Stadtschnellbahnen sind'

Der Bestand an Straßenbahnfahrzeugen ergibt sich aus der Zahl der bei den )>> Unternehmen im Straßenper-

sonenverkehr verfügbaren Trieb unä nei*agen. Als verfügbar gelten die eigenen, nziü$ich der angemieteten

und abzüglich der vermieteten Fahrzeuge.
,,Straßenbahnen herkömmlicher Bauart" sind Straßenbahnen, die überwiegend keine vom Individualverkehr
getrennte Gleisführung haben, sondern überwiegend den Verkehrsraum öffentlicher Straßen benutzen. Die
>>> Stadtbahnen gehören nicht zu den Straßenbahnen herkömmlicher Bauart.

Begriffsbeziehungen:
Im Unterschied zu den Straßenbahnen veifügen die Stadtschnellbahnen über eine vom übrigen Verkehr ge-

trennte Streckenführung. Beide Bahnen sind schienengebunden.

Straßenbau

l.l Monatsbericht einschl. Auftragseingangserhebung im Bauhauptgewerbe (einschl. Fertigteilbau)

Datennachweis: ab 1971, fiir die neuen Länder rmd Berlin-ost ab l99ll92

1.2 Index des Auftragseingangs für das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: l97l bis 1976

1.3 Index des Auftragseingangs für das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: ab 1977

1.4 Index des Auftragsbestands für das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: l97l bis 1976

1.5 Index des Auftragsbestands für das Bauhauptgewerbe
Datennachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:
Anlage von >>> Straßen und Wegen für öffenttiche und private Auftraggeber.

Zum Straßenbau rechnen neben den notwendigen Erdbewegungen und dem Straßenunterbau auch die Steinset-

zerei, die Asphaltiererei und die Pflasterei.

Der Bau von >>> Straßenbrübken rechnet nicht zum StrafJenbau, sondern zum sonstigen Tiefbau.

AIs öffentliche Auftraggeber gelten Gebietskörperschaften, Sozialversicherungsträger, die Bundesbahn und

Bundespost sowie OrganisatiJnen ohne Errr,erbszweck. Zu denprivaten Auftraggebern zäilen Unternehmen

und Privatpersonen.
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Nachgewiesen werden, neben absoluten Werten und Meßzahlen zum Strallenbau, auch der >>> Index des Auf-
tragseingangs und der >>> Index des Auftragsbestands im Strallenbau.

Begriffsbeziehungen:
Die Begriffe Straßenbau und Straßen Cliefbaustatistik) sind gleich abgegrena.

Zur Abgrenning gegenüber dem Begriff Straßenbau bei den Preisindizes für Bauwerke siehe unter 2.

2. Preisindizes für Bauwerke
Datennachweis: ab 1958

Begriffsinhalt:
Bau von künstlich angelegten, befestigten Verkehrswegen für den StrafJenverkehr. Hierzu rechnen
>>> Bundesautobahnen sowie >>> Landes- und BundesstrafJen.
>>> Brücken im Straßenbau sind nicht einbezogen, sondern werden gesondert nachgrviesen. Wi(schaftswege,
Park- und Absteilplätze rechnen ebenfalls nicht zum StraIJenbau.

Nachgewiesen werden >>> Preisindizes für Neubau in konventioneller Bauart.

Begriffsbeziehungen:
Der Begriff StralJenbau in der Statistik der Baupreise unterscheidet sich vom Begriff Straßenbau in den unter I
genannten Statistiken sowie vom Begriff>>> Straßen (fiefbaustatistik) im wesentlichen dadurch, daß in der
Statistik der Baupreise nur Autobahnen sowie Landes- und Bundesstraßen, nicht aber andere Straßen und We-
ge berücksichtigt werden.

Straßenbrücken

Tiefbaustatistik '
Datemachweis: 1962 bis 1978

Begriffsinhalt:
>>> Tiefbauten, die im Zuge der Straßenführung zur Überwindung von Hindernissen dienen.

Zu den Strallenbrücken zählen auch Hochstraßen und Hochkreisel, nichtjedoch kombinierte Straßen-
Eisenbahnbrücken.

Der Bau von Durchlässen über 2 m iichte Weite wird bei den Strafjenbrücken, von Durchlässen bis zu 2 m
lichte Weite bei den >>> Straljen erfaßt.
Zum Bau von Straßenbrücken rechnen im wesentlichen der Unterbau, die Sti.itzpfeiler, Widerlager, Tragekon-
struktion und Brückendecken.

Straßen (einschl. Verwaltung)

1. Rechnungsstatistik
Datennachweis: 1950 bis 1974

2. Haushaltsansatzstatistik
Datennachweis: ab 1970

3. Kassenstatistik
Datennachweis; ab 1974

Begriffsinhalt:
Aufgabenbereich mit den Ausgpben für die Unterhaltung den Betrieb und den Bau von >>> Straßen (einschl.
der dazugehörigen Nebenanlagen, Brücken Parkhäusern, Bauhöfen der Stadtstaaten und sonstigen Maßnahmen
für den StrafJenverkehr) sowie für die Verwaltung des Straßen- und Brückenbaues.
Die Ausgaben für den Ausbau und die Unterhaltung von Wirtschaftswegen sind nicht hier, sondern im Bereich
>>> Ernährung Landwirtschaft und Forsten nachgewiesen.
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In der Kassenstatistik sind nur die Ausgaben für >>> Baumaßnahmen nachgewiesen. In der Haushaltsansatz-

statistik sind die Ausgaben für die Straßenbauverwaltung hier nicht enthalten'

Anderungen im Zeitablauf:
In der Haushaltsansatzstatistik liegen Angaben für die Gemeinden (mit l0 000 und mehr Einwohnern) und die

Gemeindeverbände nur in den Jahren 1970 bis 1973 vor'

Straßenfahrueuge

1.1 Index der industriellen Bruttoproduktion für Investitions- und Verbrauchsgüter
Datennachweis: 1962 bis 1976

1.2 Index der Bruttoproduktion für Investitions- und verbrauchsgüter
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren/ Güter (Waren-/ Güterarten) aus der Waren-/ Gütergruppe

Strallenfahrzeuge Waren-/ Gütergruppe 33

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Güterver-

zeichnisses für Produktionsstatistiken (GP), die zu den >>> Investitionsgütern oder zu den
>>> Verbrauchsgütern zählen.

Als Investitionsgüter gelten Waren/ Güter, die von der "Industrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(investitionsreifl angeietren werden und die überwiegend von Unternehmen oder vom Staat als Anlagegüter

gekauft werden.

Als Verbrauchsgüter gelten Waren/ Güter, die von der "lndustrie" hergestellt werden, als technisch fertig
(verbrauchsreiD angeiehen werden und die überwiegend von privaten Haushalten gekauft werden.

Zu denstraßenfahrzeugen (soweit Investitionsgut) rechnen folgende Waren/ Güter (in der Gliederung nach

dem WI bzw. GP):

Personenkraftwagen und Kleinomnibusse (soweit Investitionsgtt)
Kombinationskraftwagen (soweit Investitionsgut)
Liefer- und Lastkraftwagen
Omnibusse und Obusse
Straßenzugmaschinen
Kraftwagenanhänger

Zu den Straßenfahrzeugen (soweit Verbrauchsgut) rechnen :

Personenkraftwagen und Kleinomnibusse (soweit Verbrauchsgtt)
Kombinationskraftwagen (soweit Verbrauchsgut)
Krafträder und Fahrräder mit Hilfsmotor
Fafuräder
Bei allen Waren/ Güter werden Zubehör-, Einzel- und Ersatzteile nicht mit einbezogen.

Die personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen werden in Anlehnung an die - nach Haltergruppen ge-

gliederten - Neuzulasiungen nach der Zulassungsstatistik für Kraftfahrzeuge auf die Investitions- bzw. Ver-

AIs ',sonstige Straßenfahrzeuge" werden Straßenfahrzeuge bezeichnet, dle zu den >>> Investitionsgütern zäh-

len, soweit iie nict t zu den ,i, P"r.on.nkraftu4agen und Kombinationskraftwagen, den >>> Liefer- und Last-

krahwagen, Omnibussen und Strallenzugmaschinen rechnen. Im wesentlichen zählen dazu:

Kraftwagenanhäinger Güterklasse 3345 t

Mobilheime, Camping- und sonstige Wohn
anhänger, Sattelanhänger

Anderungen im Zeitablauf:
Die Auswatrl der zu den Strallenfahneugen rechnenden Waren auf der Grundlage des Systematischen Waren-

verzeichnisses für die Industriestatistik unterscheidet sich erheblich von der o.g Güterauswahl nach dem Sy-

stematischen Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken.
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2. Außenhandelsstatistik
Datennachweis: ab 1970

Begriffsinhalt:
Im wesentlichen wie unter 1., jedoch mit anderer Zuordnung der Personen und Kombinationskraftwagen.

Zu den Straßenfahrzeugen (soweit Investitionsgut) rechnen :

Personenkraftwagen mit einem Hubraum von mehr als2l,
Kombinationskraftwagen mit einem Hubraum von mehr als 1,5 l,
Liefer- und Lastkraftwagen,
Kommunalfahrzeuge,
Omnibusse und Obusse,
Straßenzugmaschinen,
Kraft fahrzeuganhän ger u nd Ge spannfahrzeuge

Zu den Straßenfahrzeugen (sowei t Verbrauchsgut) rechnen:

Personenkraftwagen mit einem Hubraum von bis zu 2 I
Kombinationskraftr.r,lagen mit einem Hubraum von bis an 1,5 I
Krafträder, Fahrräder und Kinderwagen.
Die Ergebnisse der Außenhandelsstatistik in der Gliederung nach dem Warenverzeichnii für die Außenhan-
delsstaiistik (WA) werden auf die entsprechen den Positionen des Systematischen Warenverzeichnisses für die
Industriestatistik (WI) bzw. des Systematischen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken (GP) umge-
schlüsselt. Da im WI bzw. GP die Waren in erster Linie nach produlilionswirtschaftlichen, im WA dagegen
nach zolltechnischen (materialmäßigen) Kriterien gegliedert werden, können sich bei der Gegenüberstellung
weitere, geringfligige Abweichungen ergeben.

Anderungen im Zeitablauf:
Siehe unter l.

Begriffsbeziehungen:
Der Begri-ff Straßenfahrzeuge wird sowohl zur Gliederung der Investitions als auch der Verbrauchsgüter ver-
wendet. Die früher verwendeten Begriffe >>> Kraftfah:.zevge und >>> Fahrzeuge (beide Außenhandelsstatistik
1960 bis 1974)trcziehen sich jeweils nur auf einen dieser Bereiche, und zwar wurde der BegriffKraftfahtzeuge
zur Kennzeichnung von Investitionsgütern, der BegriffFahrzeuge zur Kennzeichnung von Verbrauchsgütern
verwendet. Darüber hinaus sind folgende Anderungen zu beachten: Die Personenkraftwagen mit einem Hub
raum von 1,5 bis 2 I und die Kombinationskraftwagen bis 1,5 I Hubraum wurden von den Investitionsgütern
((rafffafuzeuge) zu den Verbrauchsgütern (Strallenfahrzetge soweit Verbrauchsgut) umgesetzt. Krankenfahr-
stühle rechneten zu den Fahrzeugen (Verbrauchsgüter); sie sind bei den Straßenfahrzeugen nicht enthalten.

Straßenfahrzeuge sindbei den Produktionsindizes und in der Außenhandelsstatistik ähnlich abgegtertzt.Der
wesentliche Unterschied liegt in der Aufteilung der Personen- und Kombinationskraftwagen auf die Investiti-
ons- bzw. Verbrauchsgüter. Beim Index der (industriellen) Bruttoproduktion liegen der Aufteilung die - nach
Haltergruppen gegliederten - Neuzulassungen nach der Statistik des Krafffahrzeug- und Kraftfahrzeuganhzin-
gerbestandes zugrunde. In der Außenhandelsstatistik werden die StrallenfahnLevge nach der Hubraumgröße
aufgeteilt.

3. Index der Großhandelsverkaufspreise
Datennachweis: ab 1968

Begriffsinhalt:
Ausgewählte Waren (Warenarten) aus der Warengruppe

Straßenfahrzeuge Warengruppe 33

des Systematischen Warenverzeichnisses für die Industriestatistilq Ausgabe 197 5 bzvt. des Systematischen Gü-
terverzeichni sses für di e Produktionsstati stiken, Auspbe I 982.

Einbezogen sind Kraftwagen (einschl. deren Motoren und Falugestelle), Teile und Zubehör sowie Anhänger,
Krafträder und Fahrräder einschl. deren Teile und Zubehör.
Nicht berücksichtigt werden Zugmaschinen, Karosserien, Aufbauten und Anhänger für Kraftwagen undZug-
maschinen, sonstige Straflenfahrzeuge, a.n.g. sowie Kinderwagen und Krankenfahrstühle.
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S tra ß eng üterverkehrsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: 1969 bis l97l

Begriffsinhalt: I

>>> Bundessteuer, die für Bef«irderungen im Strallengüterverkehr erhoben wurde.

Die Laufzeit der am 1.1.1969 in Kraft getretenen und zunächst bis zum 31.12. 1970 befristeten StraI}engüter-

verkehrsteuer wurde durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes über die Besteuerung des StrafJengüterver-
kehrs (BStBl. 1971 S. 30) bis zum3l.l2.l97l verlängert und ersetzte teilweise die bis 1967 erhobene
>>> Befcirderungsteuer.

Die Steuer betrug im Güterfernverkehr und im grenzüberschreitenden Güternahverkehr I Pfennig je Tonnenki-
lometer (tKM. Im Werldernverkehr und im grenzüberschreitenden Werknahverkehr wurde die Nutzlast des

verwendeten LKW oder Lastzuges zugrunde gelegl. So betrug die Steuer bei einer Nutzlast zwischen 4 000 lqg

und 5 000 kg 3 Pfennig je TKM, bei einer Nutzlast zwischen 5 000 kg und 6 000 kg 4 Pfennig je TKM und bei

einer Nutzlast über 6 OOb kg 5 Pfennigje TKM. '

Für Befrirderungen nach oder von Berlin (West), unmittelbar nach oder vom Zonenrandgebiet, den Frachthilfe-
gebieten oder bestimmten verkehrsungünstigen Gebieten oder innerhalb dieser Gebiete, ermäßigte sich die

§t.u.. auf 50 v.H. Steuererlaß bis auf einen Pfennig je TKM wurde auch für den nicht ersetzbaren Werkfern-
verkehr bei wi rtschaft I iche n Schwieri gkeiten gewährt.

Straßenlänge

Statistik der Straßen des überörtlichen Verkehrs
Datennachweis: ab 1953

Begriffsinhalt:
Länge von >>> Bundesautobahnen, >>> Bundesstraßen, >>> Landes- und Staatsstraßen sowie
>>> Kreisstraßen ohne Berücksichtigung der Zahl der Fahrbahnen oder der Fahrspuren.

Bei der Ermittlung der Straßenlänge wird jede Kreuzung nur einer Straße zugeordnet, und zwar jeweils der hG
herwertigen, z.B. äer Bundesstralte bei einer Kreuzung mit einer Landesstraße oder der vorfahrtberechtigten
Straße gegenüber der vorfahrtbeachtenden. Bei gleichwertigen Strallen erfolgt die Zuordnung zur breiteren, bei
gleicher Breite zur längeren Strafle.

Bei Kreiseln wird der halbe Kreisumfang berücksichtigt. Gleiches gilt für ähnliche Verkehrsführungen, wie
Umfahrten von Grünanlagen oder Kirchplätzen.

Stra ß enpersonenverkehr

Statistik der Personenbefürderung im Straßenverkehr
Datennachweis: ab 1980

Begriffsinhalt:
Summe aus >>> Linienverkehr und >>> Gelegenheitwerkehr der zur Verkefusstatistik auskunftspflichtigen
>>> Unternehmen.

Anderungen im Zeitablaüf:
Bis einschl. III. Quartal 1984 bzw. Berichtsjahf 1984 war der Straltenpersonenverkehr mit PKW enthalten. Bis
September 1984 war der Gelegenheitwerkehr mit Pkw, die mit 8 Fahrgastplätzen ausgestattet waren und von
Unternehmen des Kraftomnibuwerkehrs eingesetzt wurden und der gesamte Linienverkehr mit Plov einbezo-
gen. Weitere Anderungen ergeben sich aus i\nderungen des Berichtskreises der zur Verkehrsstatistik aus-
kunftspfl ichtigen Unternehmen (siehe auch unter: Unternehmen).
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Stra ß enverkehrs unfälle

Statistik der Straßenverkeh rsunf,ille
Datennachweis: ab 1953 (für einige Merkmale erst ab 1975)

Begriffsinhalt:
Unfälle, bei denen infolge des Fahruerkehrs auf öffentlichen Wegen und Plätzen Personen getötet oder verletzt

oder Sachschäden verursacht worden sind.

Die von der polizei aufgenommenen Unfälle werden unterschieden nach schweren Unfällen (>>> Unfälle mit
personenschaden und j> Urfüll. mit schwerem Sachschaden) und Unf?illen mit nur leichtem Sachschaden

@agatellunf:ille) die nur zahlenmäßig erfallt werden.

Bei den schweren Unfällen werden u.a. folgende Merkmale ermittelt:
>>> Unfallart, >>> Unfallq,p, Ortslage, Stiaßenart, Datum, Uhrzeit, Wochentag, Lichwerhältnisse, Unfallfol-
gen, >>> Beteiligte, >>> Unfallursachen und >>> verunglückle (getötete und verletzte) Personen.

Streckenlängen @igentumslänge am Jahresende)

Eisenbahnstatistik @estandsstatistik)
Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:
Endernungen zwischen Stationen, die in den öffentlichen Tarifen als selbständige Anfang§- oder Endpunlle
für die Beftirderung von personen oder Gütern bezeichnet sind, soweit sich diese Strecken am Jahresende im
Eigentum der jeweiligen Eisenbahnverwaltung befi nden.

Die Entfernungen werden in der Achse der Gleise gemessen. Dabei ist es für die Streckenlänge ohne Bedeu-

tung ob die Strecke eingleisig oder mehrgleisig ausgestattet ist.

Dauernd stillgelegte Strecken, d.h. Strecken, die nicht mehr betriebsfähig erhalten werden, werden nicht einbe-

zogen.
Neben den Streckenlängen insgesamt werden auch Längen von elektrifizierten Strecken ausgewiesen. Elektri'
fizierte Strecken sind Sirecken, die entweder mit einer Oberleitung oder mit einer Stromschiehe ausgerüstet

sind. Nicht zu den elektrifizierten Strecken zählen die am Rande von Bahnhöfen liegenden, den Rangiervor-
gängen dienenden elektrifizierten Streckenabschnitte, deren Elektrifizierungnicht bis zum nächsten Bahnhof
durchgeführt ist.

Streckenzielland

Statistik des gewerblichen Luftverkeh rs auf au'sgewählten Flugplätzen
Datennachweis; ab L972

Begriffsinhalt:
Aussteige- bzw. Ausladeland auf einer Flugstrecke, wobei das Streckenzielland sowohl Reisezielland als auch

Umsteigeland auf einer weiterführenden Flugreise sein kann.

Stromabgabb an Letzfverbraucher

Erhebung bei den öffentlichen Elektrizitätsversorgungsunternehmen
Datennachweis: 1950 bis 1974

Begriffsinhalt:
Von >>> Elektrizitätwersorgungsunternehmen über das öffentliche Stromversorgungsnetz an Letztverbraucher
abgegebene Elektrizität. 
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Als Elektrizitätwersorgungsunternehmen gelten Unternehmen bzw. fachliche Teile von Unternehmen, die ent-

sprechend den gesetzlilhen Bestimmungen andere Wirtschaftseinheiten mit Elektrizität versorgen und dafür

eine staatliche Genehmigung haben.

Zu Einzelheiten vgl. Gesetz zur Förderung der Eneryiewirtschaft vom 13.12.1935 (RGBI. I S. 1451).

Zu denletztverbrauchern von Elektrizität zählen die Industrie, der Verkehr, der Handel und das Kleingewerbe,

die öffentlichen Einrichtungen, die Landwirtschaft und die Haushalte.

Mit einbezogen in die Stromabgabe an Letztverbraucher aus dem öffentlichen Stromversorgungsnetz ist die

Abgabe uontl"ktrirität, die ro-n d.n Stromerzeulungsanlagen der Industrie in das öffentliche Netz eingespeist

*ria., sofern das öffentiiche Netz nicht nur zur Durchleitung von Strom avischen Teilen eines Industrieunter-

nehmens dient.
Nicht zur Stromabgabe an Letztverbraucher rechnen der Eigenverbrauch der Kraftwerke, Netzverluste und

Nichterfaßtes sowie die Abgabe von Elektrizität an Wiederverkäufer.

Begriffsbeziehungen:

Zw Abgrennrng gegenüber der >>> Erzeugung von Elektrizität @rhebung bei den öffentlichen Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen) siehe dort.

Strombilanz

Monatsbericht für Unternehmen und Betriebe im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe
Datermachweis: ab 1977

Begriffsinhalt:

übersicht, in der für die Betriebe des Monatsberichts im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe die
>>> Stromeigenerzeugung und der >>> Stromfremdbezug der >>> Stromabgabe und dem
)>> Stromverbrauch gegenübergestellt wird.
Unter "stromeigenerzeugung" werden die Strommengen nachgewiesen, die von den berichtspflichtigen Betrie-
ben des Monatsberichts im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe selbst aus Wasserkraft bzw. aus Kohle
und sonstigen Kraftquellen eneugt werden.

Es handelt sich um die an den Generatorenklemmen gemessene Bruttostromerzeugung unabhäingig davon, ob

der selbterzeugte Strom im Betrieb verbraucht oder an andere Betriebe abgegeben wird.

Beim "stromfremdbezug" handelt es sich um die Strommengen, die von einem anderen Betrieb/ anderen Un-
ternehmen oder von einäm öffentlichen Elektrizitätwersorgungsunternehmen bezogen werden, unabhängig da-

von, ob die stromabgebende Stelle die Strommenge selbst erueugl oder von Dritten bezogen hat.

Unter "stromabgabe" werden die Strbmmengen nachgewiesen, die der zum Monatsbericht im Bergbau und im
Verarbeitenden 

-Gewerbe 
meldende Betrieb unmittelbar an andere örtliche Einheiten oder Unternehmer/ öf-

fentliche Elektrizitätwersorgungsunternehmen abgibt, wobei der Strom vom Betrieb selbst erzeugt oder von
Dritten bezogen sein kann.
,,stromverbrauch" ist der Gesamtverbrauch an Elektrizität einschließlich Stromeigenverbrauch industrieller
Stromerzeugungsanlagen.
Der Stromverbrauch errechnet sich wie folgt:
Stromeigenerzeugung
+ Stromfremdbeang
- Stromabgabe

Stromverbrauch
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Anderungen im Zcitablauf:

Bis Ende 1976 wurden lediglich Güterbefiirderungen im Stückgrwerkehr erfaßt, die innerhalb des Bundesge-

bietes (Versand- und fmpägsort im Bundesgebiet) durchgeführt wurden, nicht jedoch Sendungen, bei denen

nur dei Empfangssort odär nui der Versandort im Bundesgebiet lagen oder Sendungen, die nur durch das Bun-
desgebiet durchgegangen sind.

Stückgutverkehr

1. Eisenbahnstatistik (Statistik der Personen- und Güterbefdrderung auf Eisenbahnen)

Datennachweis: ab 1966

Begriffsinhalt:

Frachtpflichtige Beförderung einer Vielzahl von einzelnen Fachstticken, die besonders gekennzeichnet und

verpackt sind.

Sie werden vom Absender mit einem besonderen Frachtbrieffürjede Sendung aufgeliefert und von der Eisen-

bahn ein-, um- und ausgeladen.

Der Stückgrrwerkehr wird nach einem besonderen Tarif abgerechnet.

Im Stückgutverkehr kann nicht nach der Art der transportierten Güter unterschieden vverden.

Erfaßt werden alle von den Eisenbahnunternehmen @eutsche Bundesbahn, Nichtbundeseigene Eisenbatmen)

transportierten Stückgüter, bei denen Versand und/ oder Empfangsort im Bundesgebiet liegen, sowie Güter-

transporte, die durch dac Bundesgebiet nur durchgehen.

Begriffsbeziehungen:

Im Stückgutverkehr und im >>> Expreßgrrtverkehr @isenbahnstatistik) werden ähnliche Güter bef<irdert.

Die Gegenstände, die im Expreßgutverkehr bef«irdert werden, unterliegenjedoch strengeren Beschränkungen
hinsichtlich Umfang Mengö ,nd Gu*icht als die im Stückguwerkehr beftirderten Güter, da sie zur Beörde-
rung im Gepäclcwagen geeigret sein müssen.

Im Unterschied zum Stückguwerkehr werden im >>> Wagenladungsverkehr @isenbahnstatistik) keine einzel-

nen Frachtstücke befordert.

Sowohl Stückgüter als auch Wagenladungen werden in der Regel in Güterzügen transportiert'

Im Unterschied zum Stückguryerkehr ist der >>> Dienstgutverkehr @isenbahnstatistik) nicht frachtpflichtig.

Zum Unterschied zwischen Stückguwerkehr in der Eisenbahnstatistik und in den Statistiken des gewerblichen

Fernverkehrs und des Werldernverkehrs siehe unter 2.

2. Statistiken des gewerblichen Fernverkehrs und des Werkfernverkehrs

Datennachweis: ab 1964

Begriffsinhalt:
Beim gewerblichen Fernverkehr deutscher Lastkrafffahrzeuge wird als Stückgrrt das tarifliche Sttickgut erfaßt;

beim [ewerblichen Fernverkehr ausländischer Fahrzeuge sind Sendungen bis 2 500 kg als Sttickgut ausgewie-

sen.

Im Werldernverkehr deutscher wie auch ausländischer Fahrzeuge gelten Senduhgen bis 500 kg als Sttickgut.

Im gewerblichen Fernverkehr wird der Sttickgutverkehr nach einem besonderen Tarifabgerechnet.

Im >>> Werkfernverkehr wird kein Frachtentge'lt erhoben.

Begriffsbeziehungen:

Der Sttickgrrwerkefu im gewerblichen Fernverkehr ist im Unterschied zum Stückgutverkehr in der Eisenbahn.
statistik nur teilweise frachtpflichtig.
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Studenten

Studentenstatistik

Datennachweis: ab Sommersemester 1967

Begriffsinhalt:

Als Studenten sind ordentliche (üotlimmatrikulierte/eingeschriebene) Studierende an Hochschulen, ohne Beur-
laubte und ohne Gasthörer nachgewiesen.

Zt denHochschulen rechnen >>> Universitäten (einschl. technischer Universitäten/ Hochschulen und anderer
gleichrangiger wissenschaftlicher Hochschulen), >>> Gesamthochschulen, >>> pädagogische Hochschulen,
>>> ttreolog.rsche Hochschulen, >>> Kunsthochschuten und >>> Fachhochschulen.

S tu d ente nwo h nh ei mPl ä fz e

Statistik der Studentenwohnheime
Datennachweis: ab 1967

Begriffsinhalt:

Plätze in Studentenwohnheimen, die mit öffentlichen Mitteln errichtet sind oder gefordert werden.

In der Zahl der Studentenwohnheimplätze sind auch einige Wohnplätze in Privatquartieren (gemäß Zrfrer 13

der Richtlinien des Bundes und der Länder zum Ausbau von Wohnungen) enthalten.

Studienanfänger

Studentenstatistik
Datennachweis: ab Sommersemester 1967

Begriffsinhalt:
>>> Studenten im ersten >>> Hochschulsemester @rstimmatrikulierte).
Der Begriffdes Studienanfängers bezieht sich hier also auf den erstmaligen Beginn eines Hochschulstudiums.

Der Begriff des Studienanfängers wird ebenfalls für Studenten im ersten >>> Fachsemester veru/endet.

Er bezieht sich dann auf den Begnn des Studiums in einem bestimmten Studiengang.

Studienziel Lehrer

Statistik der Studien- und Berufsuünsche
Datennachweis: ab 1972

Begriffsinhalt:

Nachgewiesen werden >>> Abiturienten und Schüler der Abschlußklassen der 12. Klassenstufe, die Lehrer
werden mochten - unabhängig davon, welche Fächer sie studieren nollen.
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Die Abiturienten und Schüler der Abschlußklassen der 12. Klassenstufe mit Studienziel Lehrer sind - entspre'

chend dem Studienbereich des ersten angestrebten Studienfaches - auch bei den nach Studienfachgruppen ge-

gliederten Studienwilligen enthalten.

Anderungen im Zeitablauf:
l9i2 sindbei den personen mit Studienziel Lehrer auch wehr- und zivildienstleistende Studienberechtigte ent-

halten.

Subventionen

Volkswi rtschaftliche Gesamtrechnungen
Datennachweis: ab 1960

Begriffsinhalt:
Zuschüsse, die der Staat oder Einrichtungen der Europäschen Gemeinschaften im Rahmen der Wirtschafts-

und Sozialpolitik an Unternehmen für laufende Produktionszwecke geuähren, sei es zur Beeinllussung der

Marktpreise oder zur Stützung fon Produktion und Einkommen.

Zu den Subventionen rechnen

- Zuschüsse an die Landwirtschaft, wie z.B
Zahlungen zum Ausgleich von Preiwerlusten (2.8. im Rahmen der Europäischen Marktordnungen),
Zahlungen zur Förderung der Eier- und Geflügelwirtschaft'
Zahlungen zur Treibstofterbilligung
Zahlungen zum Ausgleich von Nachteilen der Landwirtschaft infolge der DM-Aufinertungen,

Zinwerbilligungszuschüsse an die Landwirtschaft, einbehaltene Umsatzsteuer;

Zuschüsse an die Fischwirtschaft, wie z.B.
Fangprämien an die Fischerei,
Zahlungen zur Treibstoffverbilligung
Zinwerbilligungszuschüsse für die Fischerei ;

Zuschüsse an die Eneryiewirtschaft und an den Bergbau, wie z.B.
Zahlungen zur Förderung des Steinkohleeinsatzes in der Elektrizitätswirtschaft, '

Zahlungen zur Stabilisierung des Kohleabsatzes,
Zahlungen zur Treibstoffuerbilligung
Zinwerbilligungszuschüsse an die Eneryiewirtschaft und den Bergbau,
Zahlungen der Europäschen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) an den Bergbau, einbehaltene Um-
satzsteuer;

Zuschüsse an das Verarbeitende Gewerbe, wie z.B.
übergebietlicher Ausgleich nach dem Milch- und Fettgesetz, Sttitzungsmaßnahmen für die
Magermilchverarbeitung und -verwendung;
Beihilfen für die Verwendung von Milchfett zur Herstellung von Mischfutter,
Währungsausgleichsbeträge bei der Ein- und Ausfuhr,
Zahlungen zur Treibstoffverbilligung
Zinwerbilligungszuschüsse an da< Verarbeitende Gewerbe, einbehaltene Umsatzsteuer;

Zahlungen an das Baugewerbe, wie z.B.
Lohnkostenzuschüsse;

Zuschüsse an den Handel, wie z.B.
Zuschüsse zu den Kosten der Vorratshaltung landwirtschaftlicher Erzeugnisse,
Erstattungen bei der Ausfuhr pflanzlicher und tierischer Erzeugnisse,
Zuschüsse zu den Kosten für Abbaumaßnahmen bei Marktordnung§waren,
Zahlungen zum Ausgleich von heiwerlusten,
Zuschüise zum Ausgleich von Wertverlusten bei Beständen landwirtschaftlicher Produkte infolge der DM-
Aufirrcrtungen,
Währungsausgleichsbeträge bei der Ein- und Ausfrrhr,
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Zuschüsse zur Einfuhr und Lagerung von Kohle,
einbehaltene Umsatzsteuer;

- Zuschüsse an den Verkehr und die Nachrichtenübermittlung wie z.B.
Liquiditätshilfe an die Deutsche Bundesbahn,
Zuschüsse an die Deutsche Bundesbahn für Betrieb und Unterhaltung höhengleicher Kreuzungen,
Zuschüsse an die Deutsche Bundesbahn zu Personalmehraufir,endungen,
Zuschüsse an die Deutsche Bundesbahn und sonstige Verkefusträiger zu den Kosten im Personennahver-
kehr,
Frachthilfen an die Deutsche Bundesbahn und andere Verkehrsträger für die Beforderung von Kohle, Erz,
Getreide,
Betriebszuschüsse an die Lufthansa
Zahlungen zur Treibstofterbilligung
Zinwerbilligungszuschüsse u.ä. an Verkefusbetriebe, einbehaltene Umsatzsteuer;

- Zuschüsse auf dem Gebiet des Wohnungswesens, wie z.B.
Zi nsrrerbill igungszuschüsse;

- Zuschüsse an sonstige Dienstleistungsbereiche, wie z.B.
Zinwerbi I I igungszuschüsse,
einbehaltene Umsatzsteuer. t

Die Zuordnung der Subventionen auf Wirtschaftsbereiche richtet sich nach dem Tätigkeitsbereich des Empfän-
gers, der oft nicht mit dem letalich Begünstigten identisch ist.

Bei Zinszuschüssen gilt als Empfdnger nicht das Kreditinstitut, sondern der Kreditnehmer.
'Die Angaben über Subventionen beziehen sich weitgehend auf Zahlungsvorginge.
Die von Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaften an Unternehmen geleisteten Subventionen (2.-8.

Zahlungen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl an den Bergbau) werden als laufende Übertra-
gungen der übrigen Welt an den Staat und - diesem Vorgehen entsprechend - außerdem als Subventionen des
Staates an Unternehmen gebucht.

Begriffsbeziehungen:

l. Bruttoinlandsprodukt (zu Marktpreisen)

- Abschreibungen: Nettoinlandsprodukt zu Marktpreisen
- Indirekte Steuern
+ Subventionen: Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten

:Nettowertschöpfung

2. Bruttosozialprodukt (zu Marktpreisen)

- Abschreibungen: Nettosozialprodukt zu Marktpreisen
- Indirelrte Steuern
+ Subventionen': Nettosozialprodukt zu Falilorkosten

=Volkseinkommen

Süßstoffsteuer

Finanzberichte des Bundesministeriums der Finanzen
Datennachweis: 1950 bis 1965

Begriffsinhalt:
Ausgleichs- und Folgesteuer der >>> Zuckersteuer, die dem Bund zustand. Mit der Süßstoffsteuer wurden die
Zuckersurrogate in Form der Süßstoffe belastet.

Wegen ihres geringen Ertrages wurde die Stißstoffsteuer durch das Steueränderungsgesetz 1965 abgeschaft.
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